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Einleitung 
A. Ausgangslage: Datenbestände der Steuerverwaltung 
Die fortschreitende Digitalisierung vereinfacht die Sammlung und 
Kategorisierung immer größerer Datenmengen. Unter dem Schlag-
wort „Big Data“1 hat sich ein Industriezweig entwickelt, der sich der 
Erfassung und Aufbereitung von Daten verschrieben hat und dem in 
Deutschland aus Furcht vor dem „gläsernen Menschen“ grundsätz-
lich eher kritisch begegnet wird.2 Ob Daten tatsächlich das neue Öl 
sind, bleibt abzuwarten.3 Bereits heute räumen Datensammlungen 
ihren Inhabern einen Wissensvorsprung ein, während den Betroffe-
nen oftmals nicht bewusst ist, dass und in welchem Ausmaß ihre Da-
ten erfasst sind.4  
Betroffene sind insbesondere dann schützenswert, wenn sie sich der 
Erfassung in einer Datensammlung nicht entziehen können. Anders 
als bei Angeboten, die Nutzer wissentlich und willentlich im Aus-
tausch gegen ihre personenbezogenen Daten, aber dafür oftmals 
ohne monetäre Gegenleistung in Anspruch nehmen, steht es Steu-
erpflichtigen gerade nicht frei, der Erfassung ihrer Daten durch die 
Finanzbehörden zu entgehen.5 Die digitalen Datenbestände der Fi-
nanzbehörden vergrößern sich exponentiell.6 Nach Wunsch des Ge-
setzgebers soll die Quote elektronisch eingereichter Steuererklärun-
gen weiter steigern.7 Möglichst viele Steuererklärungen sollen unter 
Einsatz automationsgestützter Risikomanagementsysteme vollstän-
dig automationsgestützt bearbeitet werden.8 Die papierbasierte 
„Komprimierte Steuererklärung“ soll mittelfristig entfallen.9 Bereits 
heute sind Arbeitgeber gemäß § 41a Abs. 1 Satz 2 EStG grundsätz-
lich zur elektronischen Übermittlung der Lohnsteuer-Anmeldung ihrer 
                                            
1 „Big Data ist die wirtschaftlich sinnvolle Gewinnung und Nutzung entscheidungs-
relevanter Erkenntnisse aus qualitativ vielfältigen und unterschiedlich strukturierten 
Informationen, die einem schnellen Wandel unterliegen und in bisher ungekanntem 
Umfang angefallen sind“; Bitkom (Industrieverbands der Informations- und Kom-
munikationsunternehmen), Leitfaden Big Data 2012. 
2 Becker/Knop, S. 7; Stüber/Hudetz, S. VI. 
3 Schwarz, S. 29; Büst, Wirtschaftsinformatik & Management 2013, 40 (40). 
4 Gönner/Schiefer, Brunner/Bernhard/Weber, S. 182; Sjurts, Gabler Lexikon Medi-
enwirtschaft, S. 98 f. 
5 von Westphalen, BB 2018, 900 (900); Buschbacher, Lang, S. 163. 
6 Liekenbrock, Ubg 2018, 43 (44). 
7 BGBl. 2016 I S. 1679; Diskussionsentwurf „Modernisierung des Besteuerungsver-
fahrens“ vom 30.10.2014 des BMF, Rn. 18. 
8 Gesetzesentwurf BT-Drs. 18/7547, S. 48. 
9 Diskussionsentwurf „Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“ vom 
30.10.2014 des BMF, Rn.19. 
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Arbeitnehmern verpflichtet. Dasselbe gilt nach § 41b Abs. 1 Satz 2 
EStG für Lohnsteuerbescheinigungen. Auch die Umsatzsteuer-
Voranmeldung sowie die Einreichung der Umsatzsteuererklärung 
haben nach § 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 UStG grundsätz-
lich elektronisch zu erfolgen. Dies führt zum kontinuierlichen An-
wachsen der digitalen Datenbestände bei den Finanzbehörden.10  
Die Datenbestände des deutschen Fiskus sind auch für ausländische 
Finanzbehörden interessant. Im Zuge der fortschreitenden internati-
onalen Verflechtung der Wirtschaft und der individuellen Mobilität 
wächst die Zahl der grenzüberschreitenden Einkommens- und Ver-
mögensverlagerungen. Die Realisierung des Welteinkommensprin-
zips setzt deshalb zunehmend Kenntnis von internationalen Steuer-
sachverhalten voraus.11 Aus diesem Grund leisten die Finanzverwal-
tungen beinahe weltweit gegenseitige Amts- und Rechtshilfe. Ein 
wichtiger Bestandteil ihrer grenzüberschreitenden Kooperation ist der 
Austausch von steuerlich relevanten Informationen. Auf diesem We-
ge werden digitale Datenbestände von nationalen Finanzverwaltun-
gen einem internationalen Personen- und Behördenkreis zugänglich 
gemacht.  
Dabei handelt es sich oftmals um sensible Daten. Nach entspre-
chender Datenaufbereitung lässt sich anhand der Steuerdaten ein 
aufschlussreiches Profil der Steuerpflichtigen erstellen. Den Finanz-
behörden ist bekannt, ob ein Steuerpflichtiger ledig ist oder verheira-
tet, oder ob er in einer eingetragenen Partnerschaft lebt. Die Finanz-
behörden sind über die gewerbliche Tätigkeit sowie über Übertra-
gungen von Geschäftsanteilen und Immobilien informiert, sowie über 
Erbschaften und Schenkungen. Aufgrund der Kirchensteuer verfügt 
das Finanzamt auch über Informationen zur Religionszugehörigkeit. 
Nicht zuletzt werden den Finanzbehörden im Rahmen der steuerli-
chen Berücksichtigung von entsprechenden Aufwendungen auch 
Informationen über Erkrankungen und Behinderungen bekannt.  
                                            
10 Stellungnahme der BStBK zum Entwurf eines „Gesetzes zur Bekämpfung der 
Steuerumgehung und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ 
(StUmgBG), S. 2.  
11 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 1. 
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B. Gegenstand und Ziel der Arbeit 
Die Arbeit beschäftigt sich mit den Rechtsgrundlagen, aufgrund wel-
cher die deutsche Steuerverwaltung Daten über die Steuerpflichtigen 
erhebt und wie sich ihr Umgang mit den erhobenen Daten mit den 
Grundrechten der Steuerpflichtigen, mit dem Steuergeheimnis und 
dem Datenschutz vereinbaren lässt. Zuerst wird untersucht, welche 
Daten aufgrund welcher nationalen und internationalen Vorschriften 
erhoben werden und wie diese anschließend behandelt werden. Die-
se Fragen sind insbesondere im Zusammenhang mit grenzüber-
schreitenden Sachverhalten und bestehenden Informationsaus-
tauschverpflichtungen mit ausländischen relevant. Nach erfolgtem 
Austausch verlassen die Daten den Einflussbereich der deutschen 
Finanzbehörden. Die Einhaltung angemessener Datenschutzstan-
dards durch den Empfängerstaat ist deshalb anderweitig sicherzu-
stellen.  
Das Ziel einer gerechten Verteilung der Steuerlast rechtfertigt grund-
sätzlich die Erfassung und Sammlung von steuerlichen Daten. So 
werden Steuervermeidungspraktiken aufgedeckt und der Steuerge-
setzgeber erhält die Möglichkeit, etwaige unerwünschte Lücken in 
der Steuergesetzgebung zu schließen. Zudem entfaltet das Wissen 
um die Erfassbarkeit steuerrelevanter Sachverhalte bei den Steuer-
pflichtigen abschreckende Wirkung und fördert deren Steuerehrlich-
keit.  
Auch die grundsätzlich gerechtfertigte Datenerhebung muss verhält-
nismäßig sein. Es bedarf einer Abwägung zwischen den Eingriffs-
rechten der Steuerverwaltung einerseits und den Schutzvorschriften 
zugunsten der betroffenen Steuerpflichtigen andererseits. Die Da-
tenerhebung durch die Steuerverwaltung hat folglich in Einklang mit 
den verfassungsmäßigen Rechten der Steuerpflichtigen, dem Steu-
ergeheimnis und den Datenschutzbestimmungen zu erfolgen. Letzte-
re haben zum 25.05.2018 eine grundlegende Änderung erfahren. 
Seit diesem Stichtag gilt die europäische Datenschutz-
Grundverordnung, DSGVO, die in allen Mitgliedstaaten der EU und 
damit auch in Deutschland unmittelbare Anwendung findet.12  
                                            
12 Verordnung 2017/679/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27.04.2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
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Während der steuerliche Datenschutz mit Inkrafttreten der DSGVO 
erweitert worden ist, erlegen sich die Staaten in ihrem Kampf gegen 
Steuerverkürzung und -vermeidung immer umfassendere gegensei-
tige Informationsaustauschpflichten bezüglich der Daten von Steuer-
pflichtigen auf.13 So werden in Deutschland pro Jahr ca. eine halbe 
Million automatischer Auskünfte erteilt und über eine Million automa-
tischer Auskünfte erhalten.14 Auf internationaler Ebene geschieht 
dies vor allem durch das Base Erosion and Profit Shifting („BEPS“) – 
Projekt der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (Organisation for Economic Co-operation and Develop-
ment, „OECD“), dessen Anforderungen teilweise in verschärfter Form 
auf europäischer Ebene übernommen werden und schließlich Ein-
gang in die deutsche Rechtsordnung finden.  
Die Erfüllung solcher Informationspflichten bedingt die digitale Erfas-
sung der relevanten Daten, die wiederum durch die Modernisierung 
der Finanzverwaltung und des Besteuerungsverfahrens ermöglicht 
wird. Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfah-
rens,15 das zum 1. Januar 2017 in Kraft getreten ist, wurde die 
Rechtsgrundlage geschaffen, die es der Finanzverwaltung erlaubt, 
ihre Effizienz durch Einsatz von Informationstechnologien zu stei-
gern.16 Bei der Speicherung und insbesondere bei der Weitergabe 
von Daten an Dritte wird jedoch von Fachverbänden Augenmaß ge-
fordert.17 Es besteht ein Spannungsverhältnis zwischen dem verfas-
sungsrechtlichen Auftrag zur gleich- und gesetzesmäßigen Besteue-
rung und dem verfassungsmäßigen Anspruch auf angemessenen 
Datenschutz.18 Mit den gesteigerten Anforderungen an den Daten-
schutz einerseits und den immer weiter reichenden zwischenstaatli-
chen Informationspflichten und der Digitalisierung des Besteue-
rungsverfahrens andererseits hat die deutsche Steuergesetzgebung 
zwei gegenläufige Tendenzen miteinander in Einklang zu bringen. 
  
                                                                                                               
gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(DSGVO). 
13 Czakert, IStR 2013, 596 (596). 
14 van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (27). 
15 BGBl. 2016 I, S. 1679. 
16 Gesetzesentwurf, BT-Drs. 18/7457, S. 47. 
17 Stellungnahme der BStBK zum Diskussionsentwurf „Modernisierung des Be-
steuerungsverfahren“, S. 2. 
18 Michaelis in Moritz/Strohm, Kap. F, Rn. 6.  
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Teil 1: Erhebung und Austausch von Steuerdaten 
In der jüngeren Vergangenheit häufen sich die verschiedenen Initia-
tiven zur Förderung von Steuertransparenz auf Ebene der OECD, 
der EU und auf nationaler Ebene.19 Insbesondere der internationale 
steuerliche Informationsaustausch wird kontinuierlich intensiviert.20 
Insbesondere global tätigen Unternehmen gelingt es, bestehende 
Regelungsunterschiede in den verschiedenen Steuersystemen aus-
zunutzen. Infolgedessen haben sich vermehrt globale Steuerpla-
nungsmodelle anstelle von landesspezifischen entwickelt. Die loka-
len Steuerbehörden sehen sich angesichts der großen Menge an 
Auslandssachverhalten einer nur schwer zu bewältigenden Heraus-
forderung gegenüber.21  
Anders als die Steuerpflichtigen sind die nationalen Finanzbehörden 
jedoch gemäß dem Grundsatz der formellen Territorialität auf ihr na-
tionalstaatliches Einflussgebiet beschränkt.22 Die nationalstaatliche 
Besteuerung erfolgt dahingegen auf dem Welteinkommensprinzip.23 
Daraus ergibt sich ein Missverhältnis zwischen der territorial be-
grenzten Durchsetzung des Steuerrechts und seiner universellen 
materiellen Wirkung. Dies wird als Divergenz zwischen materieller 
Universalität und formeller Territorialität bezeichnet.24 Ohne zwi-
schenstaatliche Zusammenarbeit würde diese Divergenz zu einem 
steuerlichen Vollzugsdefizit führen.25 Das Hauptinstrument zur Ge-
währleistung der steuerlichen Transparenz und damit des effektiven 
Steuervollzugs ist der zwischenstaatliche Informationsaustausch.26 
Dem steuerlichen Informationsaustausch liegt eine Vielzahl von un-
terschiedlichen Rechtsgrundlagen zugrunde, deren Anwendungsbe-
reiche sich teilweise überschneiden.27 Die damit verbundene Heraus-
forderung wird in der Literatur u.a. als „unverantwortlicher Rechts-
                                            
19 Schurowski, FR 2018 245 (245). 
20 van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (26). 
21 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 80. 
22 Czakert, IStR 2013, 596 (596). 
23 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 1. 
24 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 2. 
25 Glaser, S.11; Czakert, DStR 2015, 2697 (2697 f.); Hendricks, Wassermeyer, Bd. 
2, vor Art. 1 MA-InfAust, Rn. 4; OECD Tax Transparency 2017 Report on progress, 
S.7. 
26 van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (27). 
27 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 2, vor Art. 1 MA-InfAust, Rn. 7. 
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wirrwarr“, als „Vertragschaos“ oder schlicht als „verwirrend“ bezeich-
net. 28 
In den folgenden Kapiteln wird untersucht, welche Rechtsgrundlagen 
die deutschen Finanzbehörden verpflichten, steuerlich relevante und 
teils personenbezogenen Daten zu erheben und diese an Empfänger 
im In- und Ausland weiterzuleiten bzw. berechtigen solche Daten aus 
dem Ausland zu empfangen. Besonderer Fokus liegt dabei auf der 
Frage nach etwaigen datenschutzrechtlichen Einschränkungen in 
den einschlägigen Rechtsgrundlagen des steuerlichen Informations-
austauschs. 
  
                                            
28 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 2, vor Art. 1 MA-InfAust, Rn. 6. 
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Kapitel 1: Der Steuerliche Informationstausch im Rahmen des 
OECD-Regelwerks 
A. Die OECD-Initiativen gegen Steuerumgehung 
Die OECD gilt als der wichtigste Standardsetzer im Bereich des 
steuerlichen Informationsaustauschs und hat im Rahmen ihrer Initia-
tive für mehr Steuertransparenz zahlreiche internationale Leitlinien 
zum grenzüberschreitenden Austausch unter den Finanzbehörden 
entwickelt.29 Steuerliche Transparenz ist eines der Kernthemen des 
BEPS-Projekts, das gleich an mehreren Stellen Vorgaben zum steu-
erlichen Informationsaustausch enthält (vgl. Abschnitt A. III. Informa-
tionsaustausch aufgrund des BEPS-Projekts unten).30 Informations-
austauschklauseln finden sich in bi- und multilateralen OECD-
Musterabkommen über die steuerliche Amtshilfe (vgl. Abschnitt B. I.
 Bi- und multilaterale steuerliche Informationsaustauschab-
kommen unten) und in dem Doppelbesteuerungs-Musterabkommen 
der OECD (vgl. Abschnitt B. II. Doppelbesteuerungsabkommen mit 
Auskunftsklausel unten).  
Bereits 1988 hat die OECD zur Förderung der steuerlichen Transpa-
renz das Multilaterale Übereinkommen über die gegenseitige Amts-
hilfe in Steuersachen31 verabschiedet. Auf dieser völkerrechtlichen 
Grundlage können steuerliche Informationen auf Ersuchen, automa-
tisch oder spontan ausgetauscht werden. Die Einzelheiten über kon-
kret auszutauschende Informationen und das Austauschverfahren 
werden separat auf bilateraler bzw. multilateraler Basis zwischen den 
Vertragspartnern festgelegt.32 Von der Verabschiedung des Überein-
kommens bis zu seiner Ratifikation im Jahr 2015 sind in Deutschland 
ganze 27 Jahre vergangen.33 Obgleich die OECD im Bereich der 
internationalen steuerlichen Kooperation eine Vorreiterrolle ein-
nimmt, steht und fällt die Implementierung ihrer Bemühungen mit der 
mehr oder weniger ausgeprägten Handlungsbereitschaft der OECD-
Staaten.  
                                            
29 Czakert, IStR 2013, 596 (597). 
30 Wartin/Thomsen/Weiß, DStZ 2016, 400 (401). 
31 The Multilateral Convention on Mutual Administrative Assistance in Tax Matters 
Amended by the 2010 Protocol 
32 Czakert, DStR 2015, 2697 (2697). 
33 Grotherr, IStR 2015, 845 (845). 
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I. Das Globale Forum für Transparenz und Informationsaus-
tausch zu Steuerzwecken  
Seit dem Jahr 2000 existiert das Globale Forum für Transparenz und 
Informationsaustausch zu Steuerzwecken (Global Forum on Trans-
parency and Exchange of Information for Tax Purposes), ein eigen-
ständiges Sekretariat der OECD, das die Entwicklung und Umset-
zung von steuerlichen Transparenzstandards vorantreibt.34 So wur-
den zahlreiche mögliche Rechtsgrundlagen für den steuerlichen In-
formationsaustausch geschaffen.35 Es handelt sich dabei lediglich 
um Empfehlungen. Gemäß Art. 18 der Verfahrensordnung der OECD 
sollen die OECD-Mitgliedstaaten deren Übernahme zwar prüfen, ei-
ne Rechtspflicht zur Umsetzung besteht jedoch nicht.36 Die Ratifika-
tion von OECD-Musterabkommen steht den OECD-Staaten frei, ist 
sie jedoch erfolgt, so gelten die Bestimmungen des Abkommens ver-
bindlich.  
Der grenzüberschreitende Informationsaustausch kann grundsätzlich 
auf drei unterschiedlichen Wegen erfolgen. Zunächst können steuer-
lich voraussichtlich relevante Daten im Wege des Informationsaus-
tauschs auf Ersuchen an die Finanzbehörden eines anderen Staats 
übermittelt werden. Hält ein Staat Informationen aus dem Ausland 
zur Durchführung seines nationalen Besteuerungsverfahrens für vo-
raussichtlich erheblich, wendet er sich mit einem Gesuch an die zu-
ständige Behörde des betreffenden Staates. Der Maßstab der „vo-
raussichtlichen Erheblichkeit“ soll einen möglichst umfangreichen 
Informationsaustausch ermöglichen aber dennoch Anfragen ins 
Blaue hinein unterbinden.37  
Umgekehrt geht die Initiative beim spontanen Informationsaustausch 
von dem Staat aus, der über Informationen verfügt, die für die Be-
steuerung im Ausland voraussichtlich erheblich sein können. Diese 
Informationen werden bei der Spontanauskunft in Eigeninitiative und 
                                            
34 OECD Tax Transparency 2017 Report on progress, S.2, 7. 
35 OECD, Standard for Automatic Exchange of Financial Account Information in 
Tax Matters, 2nd Edition, S. 8. 
36 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 2, vor Art. 1 MA-InfAust , Rn. 22. 
37 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 1, Art. 26 MA-DBA, Rn. 4; Czakert, DStR 2015, 
2697 (2698). 
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nach pflichtgemäßem Ermessen an einen anderen Staat übermit-
telt.38  
Im Rahmen des automatischen Informationsaustauschs werden im 
Voraus definierte steuerliche Informationen zu einem festgelegten 
Zeitpunkt von einem Staat in einen anderen übermittelt.39 Der auto-
matische Informationsaustausch gilt als besonders effizientes In-
strument bei der Ermittlung von Einkünften deutscher Steuerpflichti-
ger im Ausland.40 
Wird der steuerliche Informationsaustausch auf Grundlage einer bi- 
oder multilateralen Vereinbarung mit einem anderen Staat legitimiert, 
nehmen die deutschen Finanzbehörden die jeweilige Amtshilfemaß-
nahme vor.41 Zwar liegt die Leistung von Amtshilfe im Ermessen der 
Finanzbehörden, allerdings besteht bei erfüllten Voraussetzungen 
der jeweiligen völkerrechtlichen Vereinbarung höchstens ein inten-
diertes Ermessen oder sogar eine faktische Verpflichtung zur Amts-
hilfe.42  
II. OECD-Richtlinien zur Wahrung der Vertraulichkeit von 
ausgetauschten Steuerdaten  
Sämtliche Informationsaustausch-Initiativen der OECD beinhalten die 
Vorgabe, dass ausgetauschte Informationen vertraulich behandelt 
werden müssen. Vorgesehen sind Einschränkungen hinsichtlich des 
zugangsberechtigten Personenkreises und der Zwecke, zu denen 
die ausgetauschten Informationen verwendet werden dürfen. Um der 
Sensibilität der ausgetauschten Daten Rechnung zu tragen, hat die 
OECD Richtlinien zur Wahrung der Vertraulichkeit von ausgetausch-
ten Steuerdaten herausgegeben, die den nationalen Gesetzgebern 
und Finanzbehörden als Orientierungshilfe bei der Implementierung 
eines angemessenen Datenschutzstandards dienen sollen.43 Diese 
                                            
38 Czakert, DStR 2015, 2697 (2698). 
39 van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (27). 
40 Czakert, DStR 2015, 2697 (2698), Hendricks, Wassermeyer, Bd. 2, vor Art. 1 
MA-InfAust, Rn. 13. 
41 Czakert, 2015, 2697 (2698). 
42 van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (33). 
43 OECD Guide on the protection of confidentiality of information exchanged for tax 
purposes, S. 6. 
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sind unverbindlich und hindern die nationalen Finanzbehörden nicht 
daran, abweichende Datenschutzmaßnahmen zu ergreifen.44  
Die Vertraulichkeitsrichtlinien der OECD sehen vor, dass Staaten 
den Informationsaustausch verweigern können, wenn im Empfän-
gerstaat keine ausreichenden Mechanismen zum Schutz von ver-
traulichen Informationen eingesetzt werden oder wenn die Vertrau-
lichkeit in der Vergangenheit nicht gewahrt wurde.45 Seit ihrer Veröf-
fentlichung im Jahr 2012 wurden die Vertraulichkeitsrichtlinien nicht 
mehr aktualisiert und nehmen daher keinen direkten Bezug auf die 
seither neu eingeführten Informationsaustauschs-Initiativen des 
BEPS-Projekts oder den automatischen Informationsaustausch über 
Finanzkonten. In dem OECD-Papier zum automatischen Informati-
onsaustausch über Finanzkonten aus dem Jahr 2012 wird jedoch 
ausdrücklich auf die Vertraulichkeitsrichtlinien Bezug genommen, 
sodass davon ausgegangen werden kann, dass die diese auch hin-
sichtlich jüngerer Informationsaustausch-Vorgaben Geltung bean-
spruchen sollen.46 
III. Informationsaustausch aufgrund des BEPS-Projekts  
Anlässlich des G20-Treffens im Juni 2012 in Mexiko hat die OECD 
einen Aktionsplan erarbeitet, mit dem ein schädlicher Steuerwettbe-
werb und aggressive Steuerplanungen von internationalen Konzer-
nen bekämpft werden soll.47 Unter Mitwirkung der Finanzministerien 
von über 60 Staaten, internationaler Organisationen, der UN, dem 
IWF und der Weltbank ist zu insgesamt 15 Aktionspunkten jeweils 
ein Abschlussbericht mit konkreten Maßnahmen erarbeitet worden.48 
Anlässlich des G20-Treffens in Antalya im November 2015 wurden 
die 15 Abschlussberichte von den Staats- und Regierungschefs be-
schlossen.49 Das Ergebnis ist das BEPS-Projekt, ein gemeinsames 
Maßnahmenpaket gegen Gewinnverkürzung und Gewinnverlage-
rung. Dahingehende Steuerplanungsstrategien, die auf unzureichend 
                                            
44 OECD Guide on the protection of confidentiality of information exchanged for tax 
purposes, S. 5. 
45 OECD Guide on the protection of confidentiality of information exchanged for tax 
purposes, S. 7. 
46 OECD, Standard for Automatic Exchange of Financial Account Information in 
Tax Matters, 2nd Edition, S. 13. 
47 OECD Erläuterung OECD / G20 Projekt Gewinnverkürzung und Gewinnverlage-
rung, S. 4. 
48 Wartin/Thomsen/Weiß, DStZ 2016, 400 (402). 
49 Wartin/Thomsen/Weiß, DStZ 2016, 400 (401). 
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koordinierten innerstaatlichen Besteuerungsregeln aufbauen, sollen 
so ihre Wirkung verlieren.50 Die Vorgaben des BEPS-Projekts sollen 
bewirken, dass Gewinne am Ort der Wertschöpfung besteuert wer-
den, nationale Steuersysteme kohärenter werden und unfairer Steu-
erwettbewerb eingedämmt wird.51  
Der Geltungsbereich des BEPS-Projekts erstreckt sich bereits 129 
Staaten die beschlossenen Maßnahmen umsetzen wollen.52 Diese 
reichen von unverbindlichen best practice Regeln bis hin zu verbind-
lichen Mindeststandards. Die nationalen Umsetzungsmaßnahmen 
der Staaten werden einem von der OECD koordinierten Monitoring-
Prozess unterzogen, der aus regelmäßigen Berichten und zwischen-
staatlichen Qualitätsvergleichen besteht.53  
Inhaltlich beziehen sich die Maßnahmen einerseits auf das materielle 
Steuerrecht (z.B. Standards für die Hinzurechnungsbesteuerung vgl. 
BEPS-Aktionspunkt 3 oder die Empfehlung der Einführung von Zins-
schrankenregeln, vgl. BEPS-Aktionspunkt 4), andererseits fördern 
sie den Abbau von Informationsdefiziten und die steuerliche Trans-
parenz durch zwischenstaatliche Informations- und Anzeigepflich-
ten.54 Die Informationsaustauschvorgaben des BEPS-Projekts wer-
den nachfolgend dargestellt. 
1. Aktionspunkt 5: Informationsaustausch über steuerliche 
Vorabzusagen 
Das Forum on Harmful Tax Practices (FHTP) hat die Arbeiten im Zu-
sammenhang mit BEPS Aktionspunkt 5 „Wirksamere Bekämpfung 
schädlicher Steuerpraktiken“ als federführende Einrichtung geleitet 
und dabei zwei inhaltliche Schwerpunkte gesetzt: Erstens die einheit-
liche Definition des Erfordernisses der wesentlichen Geschäftstätig-
keit für die Beurteilung präferenzieller Regelungen, insbesondere 
präferenzieller IP-Regelungen und zweitens die Erhöhung der 
                                            
50 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 3. 
51 Haug, DStZ 2016, 850 (851). 
52 http://www.oecd.org/tax/beps/inclusive-framework-on-beps-composition.pdf; 
Stand: März 2019. 
53 OECD Erläuterung OECD / G20 Projekt Gewinnverkürzung und Gewinnverlage-
rung, S. 5. 
54 OECD Erläuterung OECD / G20 Projekt Gewinnverkürzung und Gewinnverlage-
rung, S. 7. 
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Transparenz durch den verpflichtenden spontanen Informationsaus-
tausch über bestimmte steuerliche Vorabzusagen („Tax Rulings“).55  
Gemäß BEPS Aktionspunkt 5 sollen sich Staaten gegenseitig und 
ohne vorheriges Ersuchen informieren, wenn sie im Vorfeld von 
grenzüberschreitenden Transaktionen steuerliche Vorabzusagen an 
Steuerpflichtige erteilen.56 Bei dieser Maßnahme handelt es sich um 
einen verbindlichen Mindeststandard.57 Für Staaten, die über die 
notwendigen gesetzlichen Grundlagen verfügen, hat der Informati-
onsaustausch gemäß BEPS-Aktionspunkt 5 am 1. April 2016 begon-
nen. So findet der Informationsaustausch zu steuerlichen Vorabzu-
sagen auch in Deutschland bereits seit dem 1. April 2016 statt (vgl. 
Kapitel 3 C. II. Informationsaustausch bei Vorbescheiden un-
ten).58  
a. Definition der steuerlichen Vorabzusagen  
Steuerliche Vorabzusagen sind „alle Empfehlungen, Auskünfte oder 
Zusicherungen einer Steuerbehörde gegenüber einem bestimmten 
Steuerpflichtigen oder einer Gruppe von Steuerpflichtigen in Bezug 
auf dessen bzw. deren Steuersituation, auf die sich dieser Steuer-
pflichtige bzw. diese Gruppe von Steuerpflichtigen berufen kann“.59 
Von dieser Definition sind somit individuelle steuerliche Vorabzusa-
gen erfasst, die gegenüber konkret bestimmten Steuerpflichtigen 
verbindlich gelten. Solche Vorabzusagen werden auf Antrag der 
Steuerpflichtigen entweder vor oder nach dem betreffenden Ge-
schäftsvorfall erteilt.60 Nicht erfasst werden allgemeine steuerliche 
Vorabzusagen, die für eine nicht konkretisierbare Gruppe von Steu-
erpflichtigen gelten oder standardmäßig bei Erfüllung bestimmter 
                                            
55 Jacobs/Enders/Spengel, 1. Teil, Kap. 5, S. 99; OECD Wirksamere Bekämpfung 
schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichtigung von Transparenz und Sub-
stanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 9. 
56 Grotherr, FS-Gosch, 111 (114). 
57 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
52. 
58 BMF-Schreiben vom 28.07.2016, BStBl 2016 I S. 781 (806). 
59 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
53. 
60 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
54. 
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Voraussetzungen erteilt werden.61 Der Informationsaustausch be-
schränkt sich auf definitionsgemäße steuerliche Vorabzusagen, die 
grenzüberschreitende Wirkung entfalten.62  
Die OECD definiert die Arten steuerlicher Vorabzusagen die Gegen-
stand des Informationsaustauschs sein sollen, da sie möglicherweise 
zu Gewinnverkürzung und –verlagerung führen können.  
aa. Vorabzusagen im Zusammenhang mit präferenziellen Re-
gelungen  
Eine präferenzielle Regelung liegt vor, wenn sie im Vergleich zu den 
allgemeinen Besteuerungsgrundsätzen des betreffenden Landes 
eine Vergünstigung darstellt.63 Oftmals betreffen präferenzielle Rege-
lungen Einkünfte aus geografisch mobilen Tätigkeiten, wie z.B. Fi-
nanzdienstleistungen, oder die Herstellung immaterieller Güter.64 Die 
präferenzielle Behandlung kann beispielsweise in der Verringerung 
des Steuersatzes oder der Steuerbemessungsgrundlage bestehen 
oder in vorteilhaften Steuerzahlungsbedingungen. Der Umfang der 
Vergünstigung ist dabei unerheblich. Die Verpflichtung zum Informa-
tionsaustausch besteht bei sämtlichen derartigen Vorabzusagen und 
findet auch dann statt, wenn ein geprüftes Präferenzregime als nicht 
schädlich eingestuft und deshalb freigegeben worden ist.65 
bb. Vorabverständigungen über die Verrechnungspreisgestal-
tung 
Mittels Vorabzusagen über konzerninterne Verrechnungspreise sog. 
„Advance Pricing Agreements“ (APA) vereinbaren Finanzbehörden 
mit internationalen Unternehmen, wie Verrechnungspreise für be-
stimmte Geschäftsbeziehungen zwischen Konzernunternehmen in 
verschiedenen Staaten bestimmt werden, sodass sie dem Fremd-
vergleich standhalten.66 Derartige APA sind Gegenstand des Infor-
                                            
61 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
56. 
62 Czakert, IStR 2016, 985 (986). 
63 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
22. 
64 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
21. 
65 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
56. 
66 BMF-Schreiben vom 5.10.2006, BStBl 2006 I S. 594 (595). 
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mationsaustauschs über steuerliche Vorabzusagen.67 Darüber hin-
aus werden Vorabzusagen ausgetauscht, die eine Gewinnberichti-
gung nach unten ermöglichen68 sowie Vorabzusagen zum Vorliegen 
von Betriebsstätten und zu deren Gewinnzurechnung69 und Vorab-
zusagen bezüglich Durchlaufgesellschaften.70  
Schließlich sollen grundsätzlich alle Vorabzusagen, die mit einem 
erhöhten Risiko der Gewinnverkürzung und –verlagerung verbunden 
sind, ausgetauscht werden. Es handelt sich dabei um eine Auffang-
kategorie, für steuerliche Vorabzusagen, die aufgrund ihres abwei-
chenden Regelungsinhalts nicht in die üblichen Kategorien passen.71  
b. Umfang des Informationsaustauschs 
aa. Rechtsgrundlagen 
Der Informationsaustausch erfolgt auf Grundlage der bestehenden 
völkerrechtlichen Informationsaustausch-Abkommen zwischen den 
jeweils beteiligten Staaten.72 Das Multilaterale Übereinkommen vom 
25. Januar 1988 über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen 
und zu dem Protokoll vom 27. Mai 2010 zur Änderung des Überein-
kommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen, das in-
zwischen von 127 Staaten unterzeichnet wurde, dürfte die am wei-
testen verbreitete Rechtsgrundlage darstellen (vgl. Abschnitt B. I. 2.
 Das Multilaterale Übereinkommen über die gegenseitige 
Amtshilfe in Steuersachen unten).73 Auch die Informationsaus-
tauschbestimmungen der DBA, die oftmals auf Art. 26 des OECD 
DBA-MA basieren (vgl. Abschnitt B. II. Doppelbesteuerungsab-
kommen mit Auskunftsklausel unten), können als Rechtsgrundlage 
                                            
67 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
56. 
68 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
57. 
69 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
58. 
70 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
59. 
71 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
10. 
72 Czakert, IStR 2016, 985 (986). 
73 http://www.oecd.org/tax/exchange-of-tax-information/Status_of_convention.pdf, 
Stand Februar 2019; aufgerufen am 9.03.2019. 
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herangezogen werden.74 Auf Ebene der EU dient die geänderte EU-
Amtshilferichtlinie seit dem 1. Januar 2017 als Rechtsgrundlage für 
den innereuropäischen Informationsaustausch über steuerliche Vor-
bescheide (vgl. Kapitel 2 A. Die Amtshilferichtlinie der Europäi-
schen Union unten).75 So besteht zwar eine Vielzahl an völkerrechtli-
chen Verträgen, denen jedoch weitestgehend einheitliche Musterab-
kommen zugrunde liegen. Dies führt zu einer einheitlichen Handha-
bung des zwischenstaatlichen Informationsaustauschs.  
bb. Materielle Voraussetzungen 
Auch im Zusammenhang mit steuerlichen Vorabzusagen gilt der all-
gemeine Grundsatz, dass diese dann ausgetauscht werden, wenn 
sie für steuerliche Zwecke im Empfängerstaat voraussichtlich erheb-
lich sind. Dies bestimmt sich aus der fiktiven Perspektive des Emp-
fängerstaates zum Zeitpunkt der Erteilung der Vorabzusage im 
übermittelnden Staat.76 In Anhang C zum Abschlussbericht zu BEPS 
Aktionspunkt 5 befindet sich ein Musterformular aus dem hervorgeht, 
welche Informationen konkret ausgetauscht werden müssen.77 Dabei 
handelt es sich um Identifikationsangaben des Adressaten der Vor-
abzusage (z.B. Name, Steuernummer, Sitz), das Erteilungsdatum 
und die Laufzeit, sowie eine Zusammenfassung über deren Rege-
lungsinhalt. Zusätzlich ist anzugeben, worin der Anlass des Informa-
tionsaustauschs mit dem Empfängerstaat besteht und welche 
Rechtsträger im Empfängerstaat von der Vorabzusage betroffen 
sind. 
cc. Verfahrensablauf 
Die Übermittlung der Informationen über steuerliche Vorbescheide 
soll anlassbezogen im Wege des spontanen zwischenstaatlichen 
Informationsaustauschs erfolgen.78 Die Spontanauskunft muss an 
sämtliche Staaten erteilt werden, die von der Vorabzusage betroffen 
sind. Grundsätzlich müssen die Behörden im Ansässigkeitsstaat der 
obersten und der unmittelbaren Muttergesellschaft des Empfängers 
                                            
74 Czakert, IStR 2016, 985 (986). 
75 BMF-Schreiben vom 28.07.2016, BStBl 2016 I S. 781 (782). 
76 Czakert, IStR 2016, 985 (986). 
77 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
82 f. 
78 OECD Erläuterung OECD / G20 Projekt Gewinnverkürzung und Gewinnverlage-
rung, S. 15. 
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einer steuerlichen Vorabzusage informiert werden.79 Je nach Rege-
lungsinhalt einer Vorabzusage kann der Informationsaustausch mit 
weiteren Staaten geboten sein, z.B. mit Sitzstaaten verbundener Un-
ternehmen.80 Von verbundenen Unternehmen wird bei einer direkten 
oder mittelbaren Kapitalbeteiligung von mindestens 25 Prozent aus-
gegangen.81 
Der Informationsaustausch erfolgt in einem zweistufigen Verfahren. 
Zunächst übermitteln die Steuerverwaltungen grundlegende Informa-
tionen über die steuerliche Vorabzusage auf dem von der OECD 
herausgegebenen Musterformular. Anhand dieser Basisinformatio-
nen entscheiden die Empfängerstaaten, ob sie den übermittelnden 
Staat zusätzlich um Übermittlung der eigentlichen Vorabzusage er-
suchen oder ob sie darauf verzichten.82 
c. Datenschutz  
Die Vertraulichkeitsrichtlinien der OECD beanspruchen allgemein 
Geltung und fordern den vertraulichen Umgang mit Steuerdaten (vgl. 
Abschnitt II. OECD-Richtlinien zur Wahrung der Vertraulichkeit von 
ausgetauschten Steuerdaten oben). BEPS-Aktionspunkt 5 enthält 
darüber hinaus keine konkreten Datenschutzvorgaben, sondern be-
gnügt sich mit allgemeinen Ausführungen und Verweisungen auf die 
Vertraulichkeitsbestimmungen der jeweils anwendbaren völkerrecht-
lichen Grundlagen. Diese legen fest, für welche Zwecke die übermit-
telten Informationen genutzt werden dürfen und welche Personen 
Zugang dazu erhalten. Bei Verstoß gegen die Vertraulichkeitsbe-
stimmungen können Staaten den Informationsaustausch ablehnen.83 
Die Datenschutzvorkehrungen und –mechanismen der völkerrechtli-
chen Grundlagen werden nachfolgend beschrieben (siehe dazu Ab-
                                            
79 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
59. 
80 BMF-Schreiben vom 28.07.2016, BStBl 2016 I S. 781 (785); OECD Wirksamere 
Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichtigung von Transparenz 
und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 59. 
81 BMF-Schreiben vom 28.07.2016, BStBl 2016 I S. 781 (785); OECD Wirksamere 
Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichtigung von Transparenz 
und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 60. 
82 BMF-Schreiben vom 28.07.2016, BStBl 2016 I S. 781 (785); OECD Wirksamere 
Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichtigung von Transparenz 
und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 62 f. 
83 BMF-Schreiben vom 28.07.2016, BStBl 2016 I S. 781 (785); OECD Wirksamere 
Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichtigung von Transparenz 
und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 64 f. 
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schnitt B. I. 2. b.  Datenschutz und Abschnitt B. II. 2. Daten-
schutz unten). 
2. Aktionspunkt 12: Offenlegung von aggressiven Steuer-
planungen 
Das Informationsdefizit bezüglich aggressiver Steuerplanungsstrate-
gien gilt als eine der weltweit größten Herausforderungen für die Fi-
nanzverwaltung.84 Ein frühzeitiger Informationszugang ermöglicht der 
Finanzverwaltung die sachgerechte Beurteilung steuerlicher Risiken 
und dem Steuergesetzgeber die rechtzeitige Korrektur des gesetzli-
chen Rahmens.85 BEPS-Aktionspunkt 12 empfiehlt deshalb die Ent-
wicklung von Offenlegungsregelungen für Steuergestaltungen und –
modelle. Deren Anwendungsbereich soll insbesondere legale, aber 
finanzpolitisch unerwünschte Steuergestaltungen erfassen.86 Der 
Abschlussbericht zu Aktionspunkt 12 enthält Empfehlungen für die 
gesetzgeberische Gestaltung, an der sich die Staaten bei der Einfüh-
rung einer Anzeigepflicht orientieren sollen.87 Die Umsetzung ist den 
Staaten freigestellt, es handelt sich bei den Vorgaben von Aktions-
punkt 12 nicht um einen verbindlichen Mindeststandard, sondern um 
unverbindliche Empfehlungen.88  
Im März 2018 hat die OECD in Anlehnung an BEPS Aktionspunkt 12 
Mustervorschriften für eine Offenlegungspflicht veröffentlicht. Die 
OECD-Mustervorschriften zur Offenlegung von CRS-
Umgehungsmodellen und intransparenten offshore Strukturen 
(„Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures“) beziehen sich auf Gestaltungen, durch 
welche der Finanzkonteninformationsaustausch umgangen werden 
soll sowie auf steuerlich intransparente Strukturen in Niedrigsteuer-
gebieten (siehe dazu Abschnitt IV. Standard für den automati-
schen Informationsaustausch über Finanzkonten unten).89 Um den 
Umgehungsversuchen bezüglich des neu eingeführten Informations-
austauschs über Finanzkonten zu begegnen, hatten die G7-
                                            
84 OECD Erläuterung OECD / G20 Projekt Gewinnverkürzung und Gewinnverlage-
rung, S. 17. 
85 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 13. 
86 Hermenns/Modrzejewski/Münch/Rüsch, IStR 2016, 803 (804). 
87 OECD Erläuterung OECD / G20 Projekt Gewinnverkürzung und Gewinnverlage-
rung, S. 17. 
88 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 9. 
89 OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures, S. 9. 
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Finanzminister in der Bari-Deklaration vom 13.5.2017 die OECD mit 
der Ausarbeitung von Leitlinien für den Umgang mit CRS-
Umgehungsmodellen und mit Rechtsgebilden zur Verschleierung der 
tatsächlich wirtschaftlich Berechtigten beauftragt.90  
Inhaltlich wiederholen die Mustervorschriften zur Offenlegung von 
CRS-Umgehungsmodellen und intransparenten offshore Strukturen 
im Wesentlichen die Empfehlungen des Abschlussberichts von Akti-
onspunkt 12. Sie sehen vor, dass Intermediäre, wie u.a. Banken, 
Anwälte und Steuerberater tatbestandsmäßige Umgehungs- und 
Verschleierungsmodelle den nationalen Steuerbehörden offenlegen. 
Gegenstand der Offenlegungspflicht ist auch die Identität des wirt-
schaftlich Berechtigten. Die nationalen Steuerbehörden übermitteln 
die Informationen über das betreffende Umgehungsmodell anschlie-
ßend an interessierte ausländische Steuerbehörden im Wege der 
Spontanauskunft.91 Obwohl auch steuerlich irrelevante Umgehungs-
modelle vom Anwendungsbereich der Mustervorschriften erfasst 
sind, werden solche Umgehungsmodelle regelmäßig auch als Steu-
ergestaltungen i.S.v. BEPS-Aktionspunkt 12 zu qualifizieren sein. Die 
Mustervorschriften zur Offenlegung von CRS-Umgehungsmodellen 
und intransparenten offshore Strukturen können deshalb, soweit es 
der Anwendungsbereich zulässt, als Vorlage für Offenlegungsrege-
lungen i.S.v. BEPS Aktionspunkt 12 verstanden werden.  
a. Persönlicher Anwendungsbereich 
Die OECD empfiehlt eine duale Anzeigepflicht des Gestalters oder 
Vermarkters von aggressiven oder missbräuchlichen Steuergestal-
tungen und –modellen einerseits und des steuerpflichtigen Nutzers 
andererseits.92 In Anlehnung an das Irische bzw. Britische Recht, 
das derartige Offenlegungspflichten bereits kennt, empfiehlt die 
OECD dabei eine weite Definition des Gestalters als Person, die 
Steuergestaltung aufsetzt, vermarktet und administrativ begleitet.93 
Die Anzeigepflicht soll in erster Linie den grundsätzlich besser infor-
mierten Gestalter treffen. Die subsidiäre Anzeigepflicht des Steuer-
pflichtigen kommt dann in Betracht, wenn der Gestalter nicht im Sitz-
                                            
90 G7 Bari Declaration on fighting tax crimes and other illicit financial flows, 
13.05.2017, S. 2. 
91 Schurowski, FR 2018, 245 (246). 
92 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 36. 
93 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 35. 
 19 
staat des Steuerpflichtigen ansässig ist oder dort der beruflichen 
Schweigepflicht unterliegt.94  
aa. Anzeigepflichtige Intermediäre 
Der persönliche Anwendungsbereich der Mustervorschriften zur Of-
fenlegung von CRS-Umgehungsmodellen und intransparenten offs-
hore Strukturen erfasst und verpflichtet sogenannte Intermediäre. 
Anders als der persönliche Anwendungsbereich von BEPS Aktions-
punkt 12 ist der persönliche Anwendungsbereich der Mustervor-
schriften vergleichsweise konkret bestimmt und nicht auf Personen 
beschränkt, die in den steuerlichen Aspekten solcher Modelle invol-
viert sind, da es sich bei tatbestandsmäßigen Umgehungsmodellen 
nicht zwangsläufig um Steuergestaltungen handeln muss.95  
Die anzeigepflichtigen Intermediäre werden in Rule 1.3 einerseits 
definiert als „Promoter", und damit als verantwortlicher Gestalter oder 
Vermarkter und andererseits als „Service Provider", also als sonstige 
Dienstleister ohne Verkaufsverantwortung, die bei der Organisation 
und Entwicklung anzeigepflichtiger Modelle mitwirken.96  
Als Promoter gelten Personen, die einem Modell in eigener Verant-
wortung ein ausschlaggebendes Merkmal verleihen, welches das 
gesamte Modell zu einem tatbestandsmäßigen Umgehungsmodell 
oder zu einer intransparenten Struktur werden lässt.97 Auch Ver-
markter gelten als Promoter, wenn sie andere eigenverantwortlich 
ermutigen, solche Modelle zu nutzen.  
Service Provider sind zumeist Berater, wie Anwälte, Steuerberater, 
Wirtschaftsprüfer, Buchhalter oder Finanzberater. Definitionsgemäß 
gelten Service Provider nur als tatbestandsmäßige Intermediäre, 
wenn aufgrund ihrer professionellen Erfahrung und den ihnen zu-
gänglichen Informationen erwartet werden kann, dass sie sich ihrer 
Mitwirkung an einem tatbestandsmäßigen Modell bewusst sind.98 
Abgestellt wird dabei auf das branchenübliche Sorgfaltsniveau, nicht 
                                            
94 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 36. 
95 OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures, S. 33. 
96 OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures, S. 16. 
97 OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures, S. 33. 
98 OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures, S. 16, Rule 1.3. (b). 
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auf die subjektive Expertise des betroffenen Service Providers. Die 
branchenübliche Sorgfalt gebietet jedoch keine weiteren Nachfor-
schungen dahingehend, ob eine Gestaltung möglicherweise der An-
zeigepflicht unterliegt.99 Als Service Provider gelten damit z.B. 
Rechtsanwälte, die die Gründung einer offshore Gesellschaft beglei-
ten oder Banken, die den Transfer von Vermögenswerten an eine 
solche durchführen.100  
Dienstleister, die Modelle gleichzeitig entwerfen, beraten und emp-
fehlen, sind grundsätzlich von beiden Intermediär-Definitionen er-
fasst, da sie einerseits Modelle als Promoter konzipieren und diese 
andererseits als Service Provider ihren Kunden vermarkten.  
bb. Anzeigepflichtige Steuerpflichtige 
Gemäß den Mustervorschriften zur Offenlegung von CRS-
Umgehungsmodellen und intransparenten offshore Strukturen trifft 
die Anzeigepflicht unter Umständen den Steuerpflichtigen selbst. 
Diese subsidiäre Verpflichtung besteht gemäß Rule 2.6, wenn der 
Intermediär entweder nicht in der Steuerjurisdiktion des Steuerpflich-
tigen ansässig ist oder nach dortigem Recht Berufsgeheimnisträger 
ist.101 In diesem Fall muss der Intermediär den Steuerpflichtigen in-
formieren, dass er der Anzeigepflicht selbst nachkommen muss.102 
b. Sachlicher Anwendungsbereich 
Im Zusammenhang mit dem sachlichen Anwendungsbereich der Of-
fenlegungsregeln stellen sich zwei grundsätzliche Fragen. Zunächst 
muss definiert werden, welche Gestaltungen oder Modelle eine Of-
fenlegungspflicht auslösen sollen. Anschließend muss die inhaltliche 
Reichweite der Offenlegungspflicht bestimmt und festgelegt werden, 
welche Informationen der Verpflichtete der Steuerverwaltung anzu-
zeigen hat.103 
                                            
99 OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures, S. 34. 
100 Schurowski, FR 2018, 245 (249). 
101 OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures, S. 21. 
102 OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures, S. 20. 
103 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 18 f. 
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aa. Pflichtbegründende Gestaltungen  
Anzeigepflichtig sollen nach Ansicht der OECD insbesondere ag-
gressive Steuerplanungsmodelle sein.104 Der Begriff Steuerpla-
nungsmodell wird im Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 12 
nicht definiert. Dementsprechend ergibt sich daraus auch nicht, wann 
ein solches als aggressiv zu qualifizieren ist. Der Fokus von BEPS 
Aktionspunkt 12 liegt dem Wortlaut nach („tax planning schemes“) 
auf modellhaften Strukturen.105  
Um die Finanzverwaltungen vor einer Vielzahl irrelevanter Anzeigen 
zu bewahren, deren Bearbeitung unnötig Kapazitäten bindet, schlägt 
die OECD die Einführung einer Eingangsschwelle vor. Erst nach de-
ren Überschreiten soll eine Anzeigepflicht bezüglich des Steuerpla-
nungsmodells ausgelöst werden.106 Üblicherweise besteht die Ein-
gangsschwelle in der Überprüfung des Hauptzwecks. Besteht der 
Hauptzweck, der sog. „main-benefit“ eines Steuerplanungsmodells in 
der Erlangung eines Steuervorteils, wird die weitere Prüfung fortge-
setzt.107 Dabei besteht jedoch das Risiko, dass Anzeigen unterblei-
ben, die eigentlich geboten wären, da der Hauptzweck einer steuerli-
chen Disposition unterschiedlich ausgelegt werden kann.108 So mag 
das persönliche Hauptmotiv eines Kirchenaustritts die damit einher-
gehende Steuerersparnis sein, dennoch wäre es lebensfremd diese 
Entscheidung als offenlegungspflichtiges Steuerplanungsmodell zu 
qualifizieren. Als alternative oder zusätzliche Eingangsschwelle 
schlägt die OECD einen de-minimis Filter vor.109 Dabei werden Be-
träge als Schwellenwerte festgelegt, deren Unterschreiten eine An-
zeigepflicht ausschließt, in Betracht kommen Umsatzgrößen oder die 
in der Vergangenheit veranlagten Steuern.110 
Nach Überschreiten bzw. Fehlen solcher Eingangsschwellen müssen 
Steuerplanungsmodelle bestimmte Merkmale, sog. hallmarks auf-
weisen, um eine Offenlegungspflicht auszulösen.111 Die hallmarks 
                                            
104 OECD Erläuterung OECD / G20 Projekt Gewinnverkürzung und Gewinnverla-
gerung, S. 17. 
105Hermenns/Modrzejewski/Münch/Rüsch, IStR 2016, 803 (804); OECD Mandatory 
Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 9. 
106 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 36 f. 
107 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 37. 
108 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 37. 
109 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 39. 
110 Hermenns/Modrzejewski/Münch/Rüsch, IStR 2016, 803 (804). 
111 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 39. 
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sind mit unbestimmten Rechtsbegriffen formuliert, damit möglichst 
vielfältige Fallkonstellationen darunter subsumiert und zukünftige 
Entwicklungen flexibel einbezogen werden können.112 Im Abschluss-
bericht zu BEPS Aktionspunkt 12 wird zwischen allgemeinen und 
spezifischen hallmarks unterschieden.113  
Mithilfe allgemeiner hallmarks lassen sich standardisierte und an ei-
ne Vielzahl von Steuerzahlern vermarktete Steuerplanungsmodelle 
erfassen.114 Es handelt sich dabei u.a. um Geheimhaltungsvereinba-
rungen zischen Nutzer und Vermarkter des Modells oder Erfolgs-
prämien, die an den Vermarkter eines Modells geleistet werden.115 
Mit spezifischen hallmarks können Steuerplanungsmodelle erfasst 
werden, die für die Finanzverwaltung aufgrund ihrer Reichweite von 
besonderem Interesse sein dürften. Dazu zählen u.a. Verlustübertra-
gungen, sonstige Verlustnutzungsmodelle, Leasinggestaltungen und 
Einkunftstransfers in niedrig besteuerte Länder.116 Um ein möglichst 
breites Spektrum an Steuergestaltungsmodellen abzudecken, emp-
fiehlt die OECD die Verwendung von sowohl allgemeinen als auch 
spezifischen hallmarks.117 
Internationale Steuerplanungsmodelle stehen dabei besonders im 
Fokus der OECD, da sich Finanzverwaltungen aufgrund ihrer territo-
rial beschränkten Zuständigkeiten bei grenzüberschreitenden Gestal-
tungen oftmals kein ausreichendes Bild über deren Funktionsweise 
und ökonomische Tragweite machen können. Aus diesem Grund 
empfiehlt die OECD die Einführung von speziell auf internationale 
Sachverhalte zugeschnittenen hallmarks. Im Zusammenhang mit 
grenzüberschreitenden Konstellationen rät die OECD außerdem zum 
Verzicht auf Eingangsschwellen wie den main-benefit Test oder Min-
destbeträge.118 
Der sachliche Anwendungsbereich der Mustervorschriften zur Offen-
legung von CRS-Umgehungsmodellen und intransparenten offshore 
Strukturen überschneidet sich als speziellere Regelung mit dem An-
                                            
112 Schurowski, FR 2018, 245 (246). 
113 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 39. 
114 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 45. 
115 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 39. 
116 Hermenns/Modrzejewski/Münch/Rüsch, IStR 2016, 803 (805). 
117 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 49. 
118 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 70. 
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wendungsbereich von BEPS Aktionspunkt 12, sofern und soweit das 
anzeigepflichtige Modell steuerlich relevant ist. Führt ein Staat so-
wohl eine Anzeigepflicht gemäß BEPS Aktionspunkt 12 als auch eine 
Anzeigepflicht für Umgehungsmodelle und intransparente offshore 
Strukturen ein, wäre das Verhältnis der Anzeigepflichten zu bestim-
men und zu klären, ob bei erfüllten Voraussetzungen beider Anzei-
gepflichten tatsächlich eine doppelte Anzeige desselben Lebens-
sachverhalts erforderlich ist. 
Anzeigepflichtig im Sinne der Mustervorschriften der OECD sind 
CRS-Umgehungsmodelle und intransparente offshore Strukturen. 
Die OECD hat eine sehr weitläufige Definition der Umgehungsmodel-
le gewählt.119 Dem Beispiel von BEPS Aktionspunkt 12 folgend, hat 
die OECD auch hier unbestimmt formulierte hallmarks verwendet, die 
ein hohes Maß an Flexibilität ermöglichen. Ein CRS-
Umgehungsmodell liegt gemäß der Definition von Rule 1.1 vor, wenn 
anzunehmen ist, dass eine wirtschaftliche Gestaltung darauf ausge-
richtet ist, die CRS-Regelungen zu umgehen. Spezifische Indizien 
dafür sind z.B. das Ausnutzen von Schwächen in den due diligence 
Prozessen der Finanzinstitute, der gezielte Vermögenstransfer zu 
Finanzinstituten, die von der Anzeigepflicht ausgenommen sind oder 
die Umwandlung von Finanzkonten in Finanzprodukte, die nicht an-
zeigepflichtig sind.120  
Eine intransparente offshore Struktur liegt gemäß Rule 1.2. vor, 
wenn eine passive Einheit, z.B. eine undurchsichtige juristische Per-
son ohne eigenen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, mit Sitz in ei-
nem offshore Gebiet zwischengeschaltet wird, die Vermögensge-
genstände wie z.B. Immobilien oder Beteiligungen zu halten, 
wodurch der tatsächliche wirtschaftlich Berechtigte verschleiert 
wird.121 
bb. Reichweite der Offenlegungspflicht 
Liegt ein anzeigepflichtiges Steuerplanungsmodell i.S.v. BEPS Akti-
onspunkt 12 vor, stellt sich die Frage, welche Informationen der An-
                                            
119 Schurowski, FR 2018, 245 (247). 
120 OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures, S. 14. 
121 OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and 
Opaque Offshore Structures, S. 15. 
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zeigepflichtige den Finanzbehörden übermitteln muss. Typischer-
weise sollen die Finanzbehörden Kenntnis darüber erhalten, welche 
hallmarks im konkreten Fall erfüllt sind, wie das Steuerplanungsmo-
dell funktioniert und welche steuerlichen Vorteile sich daraus erge-
ben. Die OECD empfiehlt darüber hinaus die Benennung der natio-
nalen und ausländischen Gesetzesvorschriften, auf denen der steu-
erliche Vorteil basiert.122 Außerdem sollen Nutzer und Vermarkter 
von anzeigepflichtigen, möglicherweise (jedoch nicht zwangsläufig) 
aggressiven oder missbräuchlichen Steuergestaltungen namentlich 
und unter Angabe von Anschrift, Kontaktdaten und Steueridentifikati-
onsnummer identifiziert werden.123 Nach der erstmaligen Anzeige 
sollen die Finanzverwaltungen Rückfragen stellen und weitere Infor-
mationen verlangen können.124 Die OECD empfiehlt im Abschlussbe-
richt zu BEPS Aktionspunkt 12 keine zeitlich bestimmte Frist, emp-
fiehlt aber generell kurz Anzeigefristen, da diese eine schnellere Re-
aktion der Finanzverwaltungen ermöglichen. Trifft die Anzeigepflicht 
den Promoter eines Steuerplanungsmodells soll die Anzeigefrist mit 
der Bereitstellung des Modells zu laufen beginnen. Trifft die Anzei-
gepflicht den Steuerpflichtigen selbst soll der Implementierungszeit-
punkt nach Ansicht der OECD als fristauslösendes Ereignis angese-
hen werden.125 Da Steuerpflichtige im Gegensatz zum Intermediär 
üblicherweise nicht professionell handeln, wäre eine vergleichsweise 
großzügige Fristenregelung geboten. Für den Fristbeginn könnte auf 
den Zugang des schriftlichen, an den Steuerpflichtigen gerichteten 
Hinweis auf die Anzeigepflicht abgestellt werden, (vgl. Abschnitt a. 
bb. Anzeigepflichtige Steuerpflichtige oben). Da der konkrete 
Zeitpunkt der Implementierung für einen laienhaften Steuerpflichtigen 
nur schwer zu bestimmen sein dürfte, wäre ein Abstellen auf den 
Zugang des schriftlichen Hinweises verhältnismäßig.  
Im Gegensatz zum Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 12 ent-
halten die Mustervorschriften zur Offenlegung von CRS-
Umgehungsmodellen und intransparenten offshore Strukturen in 
Rule 2.3 einen Katalog der anzeigepflichtigen Informationen. Dem-
nach müssen Name, Anschrift, Steueridentifikationsnummer und 
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Steuerwohnsitz des anzeigepflichtigen Intermediärs gemeldet wer-
den. Diese Identifikationspflicht erstreckt sich weiter auf Kunden des 
Intermediärs, welche das gemeldete Modell nutzen, sowie auf sons-
tige Nutzer und etwaige weitere beteiligte Intermediäre.126 Weiter 
müssen CRS-Umgehungsmodelle so beschrieben werden, dass sich 
nachvollziehen lässt inwiefern CRS-Vorschriften umgangen werden. 
Auch intransparente offshore Strukturen müssen so detailliert be-
schrieben werden, dass sich nachvollziehen lässt inwiefern der tat-
sächliche wirtschaftlich Berechtigte dadurch verschleiert wird.127  
Gemäß Rule 2.3 hat der Intermediär die Anzeigepflicht unter Angabe 
der erforderlichen Informationen innerhalb von 30 Tagen zu erfüllen, 
nachdem er das CRS- Umgehungsmodell oder die intransparente 
offshore Struktur zur Implementierung bereitgestellt hat.128 Anders 
als der Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 12 enthalten die 
Mustervorschriften keine Fristenregeln für subsidiär anzeigepflichtige 
Nutzer.  
c. Sanktionen bei Verstößen 
Ein Anzeigepflichtsystem i.S.v. BEPS Aktionspunkt 12 ist nach An-
sicht der OECD nur effektiv, wenn die pflichtwidrige Nichtanzeige 
sanktioniert wird.129 Deshalb empfiehlt die OECD die Implementie-
rung finanzieller Sanktionen bei Verstößen gegen die Anzeige-
pflicht.130 Auch die Mustervorschriften zur Offenlegung von CRS-
Umgehungsmodellen und intransparenten offshore Strukturen sehen 
die Sanktionierung von Verstößen gegen die Anzeigepflicht grund-
sätzlich vor, ohne jedoch eine konkrete Sanktionsbestimmung zu 
formulieren. Die Sanktionsvorschläge der OECD im Abschlussbericht 
zu BEPS Aktionspunkt 12 und in den Mustervorschriften zur Offenle-
gung von CRS-Umgehungsmodellen und intransparenten offshore 
Strukturen sind deckungsgleich. 
Die Auswahl der geeigneten Sanktionen obliegt zwar den nationalen 
Gesetzgebern, doch nach Wunsch der OECD soll die Sanktionierung 
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grundsätzlich so ausgestaltet sein, dass ein möglichst abschrecken-
der Effekt damit einhergeht und die Anzeigepflicht zwingend Beach-
tung findet.131 Die OECD unterscheidet zwischen Geld- und sonsti-
gen Strafen. Die Höhe der Geldstrafen soll sich nach Art und Folgen 
des anzeigepflichtigen Modells bemessen.132 Das Gewicht der Rolle 
des Intermediärs soll bei der Bemessung der ihm auferlegten Geld-
strafen Berücksichtigung finden.133 In Betracht kommen Geldstrafen 
mit fixen Beträgen oder relativ zu der Vergütung, des Intermediärs. 
Daneben werden tageweise Verspätungszuschläge vorgeschlagen, 
um die Anzeigepflichtigen zu einer fristgerechten Anzeige anzuhal-
ten.134 Auch subsidiär anzeigepflichtige Steuerpflichtige sollen mittels 
Geldbußen zur Erfüllung der Anzeigepflicht angehalten werden.135  
Neben Geldstrafen schlägt die OECD bei Verstößen von Intermediä-
ren auch standesrechtliche Strafen wie Berufsausübungsverbote vor. 
Auch die öffentliche Bloßstellung durch Veröffentlichung von Namen 
der Intermediäre und Steuerzahler, wird in Erwägung gezogen, aller-
dings nur bei erfolgter hoheitlicher Feststellung des Pflichtverstoßes 
und des vorsätzlichen Handelns.136 Schließlich könnte auch Verjäh-
rungshemmung für die steuerliche Veranlagung eintreten, solange 
keine Anzeige erfolgt ist.137 Als alternatives und womöglich milderes 
Mittel kann eine freiwillige Selbstverpflichtung der betroffenen Be-
rufsstände eingeführt werden, deren Verletzung wiederum von den 
Berufskammern geahndet wird.138 
d. Umfang des Informationsaustauschs 
Der zwischenstaatliche Austausch über auf nationaler Ebene anzei-
gepflichtige Steuermodelle ist das Kernelement der Anzeigepflichten 
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von BEPS Aktionspunkt 12.139 Die OECD ist seit langem bemüht, 
den grenzüberschreitenden Austausch zwischen Finanzverwaltun-
gen voranzutreiben und veröffentlicht Musterklauseln zur Regelung 
des zwischenstaatlichen Informationsaustauschs, wie beispielsweise 
Art. 26 des DBA-MA, die von Staaten übernommen werden kön-
nen.140 Im Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 12 wird im Zu-
sammenhang mit dem zwischenstaatlichen Informationsaustausch 
auf das Joint International Taskforce on Shared Intelligence and Col-
laboration (JITSIC) verwiesen. Als Netzwerk des OECD Tax Admi-
nistration Forum (TAF) bietet das JITSIC eine internationale Ver-
ständigungsplattform für Finanzverwaltungen, an der sich aktuell 38 
Staaten beteiligen, darunter auch Deutschland.141 Das JITSIC bietet 
seinen Mitgliedern eine Austauschspaltform für Informationen, wel-
che die Staaten aufgrund ihrer nationalen Anzeigepflichten für Steu-
erplanungsmodelle erhalten haben.142 Das JITSIC macht keine kon-
kreten Vorgaben hinsichtlich des Informationsaustauschs sondern 
beschränkt sich auf die Entwicklung von unverbindlichen best prac-
tice Regeln. Lediglich die Ernennung einer einheitlichen nationalen 
Anlaufstelle wird verlangt.143 Abgesehen von den Ausführungen zum 
JITSIC gibt die OECD im Zusammenhang mit BEPS Aktionspunkt 12 
keine Empfehlungen bezüglich des Informationsaustauschs ab, son-
dern beschränkt sich auf die Feststellung, dass ein solcher stattfin-
den solle.144 
Auch die Mustervorschriften zur Offenlegung von CRS-
Umgehungsmodellen und intransparenten offshore Strukturen sehen 
den zwischenstaatlichen Informationsaustausch vor, machen aber 
anders als der Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 12 konkrete-
re Vorgaben zu dessen Ausgestaltung.145 Um doppelte Anzeigen zu 
vermeiden sollen Intermediäre gemäß Rule 2.5 b) und c) von der 
Anzeigepflicht befreit sein, wenn der Intermediär das anzeigepflichti-
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ge Modell bereits in einer Partner-Jurisdiktion angezeigt hat.146 Als 
Partner-Jurisdiktion gilt gemäß der Definition in Rule 1.4 j) jeder 
Staat, der selbst eine Anzeigepflicht i.S.v. BEPS Aktionspunkt 12 
kennt und mit dem ein Informationsaustauschabkommen besteht.147 
Der Informationsaustausch soll sich auf sämtliche erkennbar relevan-
te Aspekte eines Modells beziehen.148  
Die Details des Informationsaustauschs überlässt die OECD den Na-
tionalstaaten. Es existieren keine Empfehlungen dazu, mit welchen 
Staaten wie oft Informationen ausgetauscht werden sollen, ob es 
sich um einen spontanen oder automatischen Informationsaustausch 
handeln soll. Mangels derartiger Vorgaben besitzen Staaten die Fle-
xibilität Informationsaustausch-Abkommen mit unterschiedlichen Re-
gelungsgehalt abzuschließen. Je nach Regelungsgehalt des beste-
henden Informationsaustausch-Abkommens mit dem betreffenden 
Staat erhalten betroffene Nationalstaaten womöglich unterschiedli-
che Informationen über ein gemeldetes Steuermodell und das zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten. Unabhängig von dem Flexibilitätsbe-
dürfnis erschwert es die uneinheitliche Handhabung des Informati-
onsaustauschs dem Steuerpflichtigen, nachzuvollziehen, welche sei-
ner Informationen letztendlich in welche Jurisdiktion gelangen. 
3. Aktionspunkt 13: Verrechnungspreisdokumentation und 
Country-by-Country Reporting 
Die sachgerechte Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes ist 
notwendige Voraussetzung für die steuerliche Beurteilung der Ver-
rechnungspreisgestaltung multinationaler Unternehmen. Diese wird 
erschwert, wenn eine Informationsasymetrie zulasten der Finanzver-
waltung besteht. Mithilfe einer nachvollziehbaren Verrechnungs-
preisdokumentation sollen Unternehmen nach Durchführung eines 
konzerninternen Geschäftsvorfalls darlegen können, dass sie die 
maßgeblichen Verrechnungspreisvorschriften befolgt haben.149 Auf 
Grundlage dieser Erwägungen sind im Rahmen des BEPS Aktions-
punkts 13 die bestehenden standardisierten Dokumentationsanforde-
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rungen im Bereich der Verrechnungspreise für multinational tätige 
Unternehmen erweitert worden. Als multinationale Unternehmen gel-
ten dabei Konzerne mit konsolidierten Umsatzerlösen von über 750 
Mio. Euro im vorangegangen Wirtschaftsjahr.150 Es wird geschätzt, 
dass mit diesem Schwellenwert weltweit lediglich ca. 10 bis 15 Pro-
zent aller multinationalen Unternehmensgruppen aber gleichzeitig 90 
Prozent aller Unternehmenserträge vom Regelungsbereich i.S.v. 
BEPS Aktionspunkt 13 erfasst sind.151 Vor diesem Hintergrund ist die 
Abwägung zwischen dem Nutzen der Dokumentationspflichten und 
den dadurch entstehenden Befolgungskosten für die Unternehmen 
zugunsten der Finanzbehörden ausgefallen. Der anfänglich hohe 
Befolgungsaufwand der betroffenen Unternehmen soll sich nach 
Einschätzung der OECD nach einmal erfolgter Umstellung reduzie-
ren.152  
Um die dokumentierten Informationen sämtlichen betroffenen Fi-
nanzverwaltungen zugänglich zu machen, ist der zwischenstaatliche 
Austausch von länderbezogenen Berichten, sog. Country-by-
Country-Reportings, kurz „CbCR“, gemäß BEPS Aktionspunkt 13 
vorgesehen.153 Die Verpflichtung von multinationalen Unterneh-
mensgruppen zur Erstellung von CbCR gilt als Kernelement von 
BEPS Aktionspunkt 13. Diese CbCR werden den nationalen Finanz-
behörden übermittelt und anschließend zwischen den Steuerverwal-
tungen aller Staaten, in denen die Unternehmensgruppe tätig ist, 
ausgetauscht. Die Finanzbehörden sollen dadurch einen Überblick 
über die steuerlichen Risiken des Konzerns erhalten.154 Bei dieser 
Maßnahme handelt es sich um einen verbindlichen OECD-
Mindeststandard.155 Kapitel V der OECD-
Verrechnungspreisrichtlinien, in dem seit jeher die Verrechnungs-
preisdokumentation auf Ebene der OECD geregelt ist, wurde bereits 
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an die Vorgaben des Abschlussberichts zu BEPS Aktionspunkt 13 
angepasst.156  
a. Die dreistufige Verrechnungspreisdokumentation 
Die OECD verfolgt bei der Verrechnungspreisdokumentation einen 
dreistufigen Ansatz, mit dem ein international anerkanntes Schema 
für die länderbezogene Berichterstattung über Verrechnungspreise 
umgesetzt wird.157 Die standardisierte Verrechnungspreisdokumenta-
tion der OECD besteht aus drei eigenständigen Berichten. Das 
Schema soll die sachgerechte Beurteilung der konzerninternen Ver-
rechnungspreisvereinbarung ermöglichen und unsachgemäßen Ge-
winnverlagerungen vorbeugen.158  
aa. Das Master File 
Mit dem Master File stellen multinationale Unternehmen den zustän-
digen Steuerverwaltungen eine Stammdokumentation mit 
übergeordneten Informationen über ihre weltweite Geschäftstätigkeit 
und ihre Verrechnungspreispolitik zur Verfügung.159 Das Master File 
enthält Informationen über den Organisationsaufbau des multinatio-
nalen Konzerns, eine Beschreibung von dessen Geschäftstätigkeit 
sowie Informationen über die vorhandenen Immaterialgüter und die 
konzerninternen Finanzaktivitäten, sowie über die Finanzlage und 
die Steuerpositionen des multinationalen Konzerns.160 Eine Vorlage 
mit sämtlichen Informationen, die im Master File enthalten sein sol-
len, befindet sich in Anhang I zu Kapitel V der OECD-
Verrechnungspreisrichtlinien.161 Die Steuerverwaltungen sollen so 
einen Überblick über die spezifischen Verrechnungspreisrisiken der 
Unternehmensgruppe erhalten.162  
bb. Das Local File 
Das Local File ist ein landesspezifischer und ge-
schäftsvorfallbezogener Bericht, der für jeden Staat in einem separa-
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ten Report zu erstellen ist. Darin werden alle konzerninternen Ge-
schäftsvorfälle der inländischen Konzerngesellschaft mit verbunde-
nen Unternehmen in anderen Staaten dokumentiert.163 Die Steuer-
verwaltungen finden dort Informationen über das inländische Kon-
zernunternehmen, seine konzerninternen Geschäftsvorfälle und die 
von ihm geleisteten und erhaltenen Zahlungen, sowie Analysen zur 
Verrechnungspreisbestimmung, die das multinationale Unternehmen 
in Bezug auf diese Geschäftsvorfälle vorgenommen hat und einen 
geprüften Jahresabschluss.164 Eine detaillierte Vorlage mit sämtli-
chen Informationen, die im Local File enthalten sein sollen, findet 
sich in Anhang II zu Kapitel V der OECD-
Verrechnungspreisrichtlinien.165 
cc. Das Country-by-Country Reporting 
Die länderbezogenen Berichte, die CbCR, sind standardisierte Mus-
terformulare, die multinationale Unternehmen jährlich ausgefüllt bei 
den Finanzbehörden im Sitzstaat ihrer obersten Muttergesellschaft 
einreichen.166 Diese Berichte enthalten zusammengefasste Informa-
tionen für alle Steuerhoheitsgebiete, in denen die Unternehmens-
gruppe ihrer Geschäftstätigkeit nachgeht. Die Steuerverwaltungen 
nutzen diese Berichte als erstes steuerliches Risikomanagement im 
Zusammenhang mit den Verrechnungspreisen.167 Der Bericht be-
steht aus einer tabellarischen Übersicht über Kennzahlen wie die 
Aufteilung der Einkünfte, Steuern und Geschäftstätigkeiten je nach 
Steuerhoheitsgebiet mit Informationen über die Höhe und globale 
Verteilung der Einkünfte, die Vorsteuergewinne und die bereits ge-
zahlten und noch zu zahlenden Ertragsteuern innerhalb der Unter-
nehmensgruppe sowie eine Auflistung aller Konzerngesellschaf-
ten.168 Die von der OECD entworfenen Musterformulare finden sich 
in Anhang III zu Kapitel V der OECD-Verrechnungspreisrichtlinien.169 
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Die Finanzbehörden tauschen diese CbCR automatisch mit den aus-
ländischen Finanzbehörden aus, in deren Hoheitsgebiet das multina-
tionale Unternehmen tätig ist (vgl. Anschnitt b. Umfang des Informa-
tionsaustauschs unten).170  
b. Umfang des Informationsaustauschs  
Zur Regelung des Austauschs der CbCR haben knapp 70 Staaten, 
darunter Deutschland, im Jahr 2016 einen völkerrechtlichen Vertrag, 
die mehrseitige Vereinbarung vom 27. Januar 2016 zwischen den 
zuständigen Behörden über den Austausch länderbezogener Berich-
te (Multilateral Competent Authority Agreement on the exchange of 
country-by-country reports (CbC-MCAA)) geschlossen.171 Mithilfe 
dieser Vereinbarung soll der automatische Informationsaustausch 
der CbCR in kürzester Zeit durch eine Vielzahl von Staaten verbind-
lich verankert werden.172 Mit dem CbC-MCAA verpflichten sich die 
derzeit 77 Vertragsstaaten dazu, die CbCR, die sie von multinationa-
len Unternehmen erhalten haben, untereinander auszutauschen.173 
Auf nationaler Ebene ist das CbC-MCAA durch das deutsche Gesetz 
zu der Mehrseitigen Vereinbarung vom 27. Januar 2016 zwischen 
den zuständigen Behörden über den Austausch länderbezogener 
Berichte174 in geltendes Recht transformiert worden (vgl. Kapitel 3 C. 
III. Informationsaustausch bei der Verrechnungspreisdoku-
mentation unten).175 In dem deutschen Umsetzungsgesetz ist dabei 
der exakte Wortlaut des CbC-MCAA übernommen worden. Das 
CbC-MCAA ist aus deutscher Sicht insbesondere für den Austausch 
mit den am BEPS-Projekt teilnehmenden Staaten, die keine EU-
Mitglieder sind, relevant. Der Austausch innerhalb der EU erfolgt 
aufgrund der entsprechend angepassten Amtshilfe-RL und ihrer 
deutschen Umsetzung (Kapitel 2 B. III. Europäische Rechtsgrundla-
ge von BEPS Aktionspunkt 13 unten).176  
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Der Umfang des Informationsaustauschs ist in § 2 CbC-MCAA gere-
gelt. Demnach tauschen die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten einmal jährlich automatisch die von den einzelnen, in ihrem 
Staat steuerlich ansässigen, berichtenden Rechtsträgern erhaltenen 
CbCR mit den zuständigen Behörden aller Vertragsstaaten aus, in 
denen sich Konzerngesellschaften oder Betriebsstätten befinden. 
Der zeitliche Ablauf und das technische Verfahren des automati-
schen Informationsaustauschs sowie die behördliche Kooperation 
zur Durchsetzung der Vereinbarung sind in §§ 3 und 4 CbC-MCAA 
geregelt.  
c. Datenschutz  
§ 5 CbC-MCAA bzw. die wortgleiche Parallelbestimmung des deut-
schen Umsetzungsgesetzes regelt gemäß seiner Überschrift Vertrau-
lichkeit, Datenschutz und Verwendung der zu tauschenden Informa-
tionen. Inhaltlich beschränkt die Vorschrift jedoch lediglich die Ver-
wendung der durch den länderbezogenen Bericht erhaltenen Infor-
mationen. Diese dürfen nach § 5 Abs. 2 CbC-MCAA ausschließlich 
für eine allgemeine steuerliche Risikobewertung im Hinblick auf Ge-
winnverkürzung und Gewinnverlagerung mittels Verrechnungspreis-
gestaltung sowie für wirtschaftliche und statistische Analysen ver-
wendet werden. Zudem können die Informationen der CbCR in 
Steuerprüfungen als Grundlage für die Untersuchung von Verrech-
nungspreisvereinbarungen und von sonstigen Steuerangelegenhei-
ten multinationaler Konzerne verwendet werden.177 Deutschland hat 
in einer ergänzenden Erklärung zur § 5 CbC-MCAA bestimmt, dass 
die Informationen der CbCR nur an solche Staaten übermittelt wer-
den, die sich an die Geheimhaltungsvorschriften des § 22 des Multi-
lateralen Übereinkommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steu-
ersachen178 halten.179 Diese Vorschrift besagt, dass die übermittelten 
Informationen im Empfängerstaat nach dem jeweils strengeren Ge-
heimhaltungsstandard des Empfängerstaats oder des Übermittler-
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staats geschützt werden müssen. Zudem ist der Zugang zu den In-
formationen grundsätzlich nur Personen gestattet, die mit der Steuer-
festsetzung, -erhebung oder -vollstreckung befasst sind, oder mit 
Steuerstraf- oder sonstigen steuerlichen Gerichtsverfahren (vgl. dazu 
Abschnitt B. 2. Das Multilaterale Übereinkommen über die ge-
genseitige Amtshilfe in Steuersachen unten). Mithilfe dieser Erklä-
rung hat der deutsche Gesetzgeber den Datenschutz und die Ver-
traulichkeit beim Austausch der länderbezogenen Berichte gestärkt. 
Um die Risiken einer unbefugten Datenweitergabe für die Unterneh-
men möglichst gering zu halten, werden im CbCR keine Informatio-
nen über einzelne Geschäftsvorfälle verlangt, so wie es im Diskussi-
onsentwurf zum Abschlussbericht von BEPS Aktionspunkt 13 ur-
sprünglich vorgesehen war.  
Obwohl mit § 5 CbC-MCAA eine eigene Datenschutzbestimmung für 
den Austausch länderbezogener Berichte geschaffen wurde, ist frag-
lich, ob die Bestimmung eine ausreichende Grundlage für einen ef-
fektiven Datenschutz bietet. Abgesehen davon, dass sich die Vor-
schrift lediglich auf Regelungen hinsichtlich der Verwendung von Da-
ten bezieht, erscheint auch ihr Wortlaut als zu allgemein, um die 
Verwendung der ausgetauschten Daten tatsächlich beschränken zu 
können. Der die Verwendung rechtfertigende Zusammenhang mit 
einem Gewinnverlagerungsrisiko wird sich in der Regel herstellen 
lassen. Die Nutzungsbefugnisse der Steuerverwaltungen werden 
durch die allgemeine Zweckgebundenheitsklausel nicht so konkret 
definiert, wie es ein abschließender Katalog mit spezifischen Ver-
wendungszwecken könnte. Vorschriften über die Zulässigkeit der 
Weitergabe von ausgetauschten Informationen aus den CbCR ent-
hält die CbC-MCAA nicht. Der Datenschutz ist in Rahmen der CbC-
MCAA lediglich rudimentär geregelt. 
IV. Standard für den automatischen Informationsaustausch 
über Finanzkonten 
Bereits vor Beginn des BEPS-Projekts hat die OECD gemeinsam mit 
der EU und den G20 Staaten den grenzüberschreitenden steuerli-
chen Informationsaustausch vorangetrieben.180 Zur Bekämpfung 
grenzüberschreitender Steuerhinterziehung wurde ein standardisier-
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tes Modell für den automatischen Informationsaustausch über Fi-
nanzkonten entwickelt und im Juli 2014 vom Rat der OECD ange-
nommen.181 In der öffentlichen Wahrnehmung wird der automatische 
Austausch über Finanzdaten einerseits als effektive Abschreckung 
vor Steuerhinterziehung durch Kapitalverlagerung ins Ausland ge-
lobt, andererseits wird die damit einhergehende Entwicklung zum 
„gläsernen Steuerbürger“ kritisiert.182 Unabhängig von der individuel-
len Sichtweise hat der automatisierte internationale Austausch von 
Informationen über Finanzkonten eine neue Ära der steuerlichen 
Transparenz eingeläutet.183  
1. Hintergrund 
Anstoß des Projekts war das US-amerikanische FATCA-Gesetz, das 
ausländische Finanzinstitute zur jährlichen Mitteilung von steuerer-
heblichen Daten im Zusammenhang mit Konten von US-
Steuerpflichtigen verpflichtet.184 Als Reaktion darauf entwickelten die 
EU-Staaten mit den USA ein gegenseitiges Modellabkommen, das 
FATCA-Abkommen, als Rechtsgrundlage für den Austausch von 
Kontoinformationen. Nach dessen Inkrafttreten sprachen sich die 
G20 Staaten dafür aus, einen internationalen Standard für den zwi-
schenstaatlichen, automatischen Austausch von Kontoinformationen 
auf Basis des FATCA-Abkommens zu entwickeln.185 Dadurch soll der 
Verlagerung von Steuersubstrat in Niedrigsteuergebiete Einhalt ge-
boten und die Integrität der nationalen Steuersysteme geschützt 
werden.186 Das Resultat ist der Common Reporting Standard, CRS, 
ein von der OECD am 15.7.2014 veröffentlichter Standard für den 
automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten.187 Es 
handelt sich dabei um ein Regelungspaket bestehend aus einer 
Musterverwaltungsvereinbarung zwischen den Steuerbehörden, dem 
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Model Competent Authority Agreement (Muster-CAA) und dem CRS, 
dem gemeinsamen Meldestandard im engeren Sinn.188 
Die Einführung des jährlichen automatischen Austauschs von Fi-
nanzkonteninformationen mittels des CRS gilt als Entwicklungs-
sprung im Bereich der grenzüberschreitenden steuerlichen Amtshilfe 
und hat die Möglichkeiten, Ertrage und Vermögen auf offshore Kon-
ten zu verlagern erheblich eingeschränkt.189 Mit Inkrafttreten des 
CRS wurden die Finanzinstitute verpflichtet, ihre Kunden auf Beste-
hen einer ausländischen Steuerpflicht zu überprüfen. Existieren sol-
che Indizien für eine Steuerpflicht des Kunden in einem Staat, der 
ebenfalls den CRS umgesetzt hat und mit dem ein Informationsaus-
tauschabkommen und eine entsprechende Verwaltungsvereinbarung 
mit dem Sitzstaat des Finanzinstituts besteht, muss das Finanzinsti-
tut die betreffenden Kunden einmal jährlich an die zuständige Behör-
de seines Sitzstaates melden.190  
Die zuständige Behörde, in Deutschland ist das BZSt, leitet die ge-
meldeten Informationen an Staaten weiter, in denen eine Steuer-
pflicht des Kunden festgestellt wurde.191 Im Gegenzug erhält die Be-
hörde ihrerseits Informationen über mutmaßlich in ihrem Hoheitsge-
biet steuerpflichtige Kunden ausländischer Finanzinstitute.192 Ver-
pflichtungsgemäß erheben Finanzinstitute der Vertragsstaaten seit-
her die im CRS festgelegten Daten ihrer Kontoinhaber. Dazu gehö-
ren persönliche Angaben wie Namen und Anschrift der Kontoinha-
ber, deren Steuer- und Kontonummern, die Jahressalden der jeweili-
gen Konten und die Erträge.193 Deutschland hat ab Januar 2016 mit 
der Erfassung der steuerrelevanten Informationen begonnen und 
diese im September 2017 erstmals an die betreffenden ausländi-
schen Finanzbehörden übermittelt.194 
Vor dem Hintergrund vermehrter Umgehungsversuche und –
strategien hat die OECD im März 2018 Mustervorschriften zur Aus-
gestaltung nationaler Offenlegungsregeln veröffentlicht, die Umge-
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hungsstrategien hinsichtlich Mitteilungen nach dem Common Report-
ing Standard und sonstige intransparente Offshore Strukturen anzei-
gepflichtig machen (vgl. Abschnitt III. 2. Aktionspunkt 12: Offenle-
gung von aggressiven Steuerplanungen oben).195    
2. Umsetzungsakte 
Die Umsetzung des CRS erfolgt in drei Schritten und erfordert damit 
auf nationaler Ebene drei separate Gesetzgebungsverfahren.196  
a. Verwaltungsvereinbarung 
Der Finanzkonteninformationsaustausch erfordert zunächst eine bila-
terale oder multilaterale Verwaltungsvereinbarung zwischen den ver-
schiedenen internationalen Steuerbehörden als administrative 
Durchführungsbestimmung.197 Die Verwaltungsvereinbarungen sind 
keine eigenständigen völkerrechtlichen Rechtsgrundlagen des steu-
erlichen Informationsaustauschs, sondern konkretisieren dessen Ab-
lauf. Es werden darin üblicherweise die verfahrensmäßigen und zeit-
lichen Abläufe geregelt sowie die Fallkonstellationen beschrieben, 
die den Informationsaustausch erfordern.198 Am 29. Oktober 2014 
hat sich die deutsche Finanzverwaltung mit Unterzeichnung des Mul-
tilateral Competent Authority Agreement on automatic exchange of 
financial account information199 (MCAA) als eine von über 100 inter-
nationalen Finanzverwaltungen zur Umsetzung des Informationsaus-
tauschs nach dem CRS ab September 2017 verpflichtet.200 Das 
MCAA bildet die internationale steuerverwaltungsrechtliche Grundla-
ge für den automatischen Informationsaustausch und kann basie-
rend auf den bestehenden völkerrechtlichen Grundlagen ausgeführt 
werden.201  
b. Völkerrechtliche Grundlage 
Als völkerrechtliche Grundlage kommt das Multilaterale Überein-
kommen über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen in Betracht 
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(vgl. Abschnitt B. 2. Das Multilaterale Übereinkommen über die ge-
genseitige Amtshilfe in Steuersachen unten). Dieses Übereinkom-
men bietet in Art. 6 eine völkerrechtliche Grundlage für den automa-
tischen steuerlichen Informationsaustausch. Auf europäischer Ebene 
stellt der im Hinblick auf den CRS revidierte Art. 8 der EU-
Amtshilferichtlinie eine derartige Rechtsgrundlage für den automati-
schen Informationsaustausch dar (vgl. Kapitel 2 B. I. Europäische 
Rechtsgrundlage des CRS unten).  
c. Deutsche Umsetzungsgesetze 
Schließlich bedarf der Finanzkonteninformationsaustausch einer na-
tionalen gesetzlichen Grundlage, die die Verpflichtungen der Finan-
zinstitute kodifiziert. Auf nationaler Ebene war zunächst die Umset-
zung der internationalen Rechtsakte in deutsche Gesetze erforder-
lich.202 Mit dem Gesetz zu der Mehrseitigen Vereinbarung v. 
29.10.2014 zwischen den zuständigen Behörden über den automati-
schen Austausch von Informationen über Finanzkonten vom 21. De-
zember 2015 ist das MCAA für die deutsche Finanzverwaltung bin-
dend geworden.203 Das Multilaterale Übereinkommen über die ge-
genseitige Amtshilfe in Steuersachen ist als erforderliche völkerrecht-
liche Basis mit dem Gesetz zu dem Übereinkommen vom 25. Januar 
1988 über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen und zu dem 
Protokoll vom 27. Mai 2010 zur Änderung des Übereinkommens über 
die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen vom 16. Juli 2015 in 
Deutschland anwendbar geworden.204 Die im Hinblick auf den Fi-
nanzkonteninformationsaustausch erfolgten Änderungen der europä-
ischen Amtshilfe-RL sind mit dem Gesetz zur Umsetzung der Amts-
hilferichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften vom 26. 
Juni 2013 umgesetzt worden.205 
Die inhaltlichen Meldepflichten der deutschen Finanzinstitute werden 
durch das sog. „Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz“, 
FKAustG, kodifiziert, das wiederum mit dem Gesetz zum automati-
schen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersa-
chen und zur Änderung des EU-Amtshilfegesetzes und anderer Ge-
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setze vom 21. Dezember 2015 Eingang in die deutsche Rechtsord-
nung gefunden hat (vgl. dazu Kapitel 3 C. I. Finanzkonten-
Informationsaustausch unten).206 
3. Persönlicher Anwendungsbereich 
Verpflichtet zur Identifizierung und Meldung von Finanzkonten aus-
ländischer Steuerpflichtiger sind die meldenden Finanzinstitute.207 
Nach der Definition des CRS ist jedes Finanzinstitut meldend, bei 
dem es sich um einen Rechtsträger in einem teilnehmenden Staat 
handelt. Rechtsfrage sind in erster Linie juristische Personen sowie 
Personengesellschaften, Trusts und Stiftungen. Natürliche Personen 
und Einzelunternehmen kommen nicht als meldende Finanzinstitute 
in Betracht.208 Als in einem teilnehmenden Staat ansässig gelten ne-
ben den dort steuerlich ansässigen Rechtsträgern auch dort gelege-
ne Zweigniederlassungen ausländischer Rechtsträger.209 Aufgrund 
des Territorialitätsprinzips sind inländische Finanzinstitute nicht ver-
pflichtet die Kundendaten ihrer ausländischen Zweigniederlassungen 
im Inland zu melden, deshalb besteht eine eigenständige Melde-
pflicht der Zweigniederlassungen.210  
Als Finanzinstitute gelten Einlageninstitute, Verwahrinstitute, Invest-
mentunternehmen und spezifizierte Versicherungsgesellschaften.211 
Dementsprechend handelt es sich bei der überwiegenden Mehrheit 
der Banken um meldepflichtige Finanzinstitute, sofern sie in den üb-
lichen Bereichen Einlagengeschäft und Depotgeschäft tätig sind.212 
Die Meldepflicht erstreckt sich nicht nur auf Geschäftsbanken und 
Sparkassen, sondern auch auf Finanzinstitute wie zum Beispiel Mak-
ler oder bestimmte Organismen für die gemeinsame Anlage von 
Wertpapieren (OGAW) sowie bestimmte Lebensversicherungsge-
sellschaften.213 
Finanzinstitute, bei denen ein geringes Risiko der Steuerhinterzie-
hung besteht, sind von der Meldepflicht befreit, wenn sie von dem 
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jeweils zuständigen nationalen Gesetzgeber vom Anwendungsbe-
reich des CRS ausgenommen wurden.214 Üblicherweise sind Zent-
ralbanken, sonstige staatliche Rechtsträger und deren Pensions-
fonds sowie internationale Organisationen und bestimmte Altersvor-
sorgefonds aufgrund von nationalen Rechtsvorschriften von den 
Verpflichtungen des CRS befreit.215 
4. Sachlicher Anwendungsbereich 
Ist der persönliche Anwendungsbereich eröffnet, müssen meldende 
Finanzinstitute die von ihnen geführten Finanzkonten überprüfen, um 
festzustellen, ob sie gemäß dem CRS der Meldepflicht unterlie-
gen.216 
a. Tatbestandsmäßige Finanzkonten 
Zunächst muss es sich bei dem geprüften Konto um ein Finanzkonto 
handeln. Die bei einem tatbestandsmäßigen Finanzinstitut geführten 
Konten gelten grundsätzlich als Finanzkonten im Sinne des CRS.217 
Das kontoführende Finanzinstitut ist jeweils das Finanzinstitut, das 
Abwicklung von Kontobewegungen verpflichtet ist.218 Finanzkonten 
im Sinne des CRS lassen sich je nach Art in vier Kategorien untertei-
len: Einlagekonten, Verwahrkonten, Eigenkapital- oder Fremdkapi-
talbeteiligungen an Investmentunternehmen und bestimmte Versi-
cherungs- und Rentenversicherungsverträge.219 Als Einlagekonten 
gelten u.a. Girokonten, Sparkonten und Terminkonten, sofern sie 
über eine kapitalbildende Komponente verfügen.220 Verwahrkonten 
sind klassische Depots, in denen Finanzinstrumente wie Aktien, De-
rivate, Swaps oder Optionen gehalten werden.221 Nicht als Finanz-
konten gelten u.a. Altersvorsorgekonten und Anlageinstrumente, die 
anderen Sparzwecken als der Altersvorsorge dienen sowie Treu-
handkonten, Nachlasskonten und sonstige Konten, bei denen ein 
geringes Risiko der Steuerumgehung besteht.222 Diese Finanzkonten 
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fallen nicht in den sachlichen Anwendungsbereich des CRS und 
werden dementsprechend nicht gemeldet.223 
b. Meldepflichtiger Kontoinhaber 
Fallen Finanzkonten in den Anwendungsbereich des CRS, müssen 
Finanzinstitute überprüfen, ob eine Meldepflicht besteht. Ein melde-
pflichtiges Finanzkonto liegt vor, wenn der Kontoinhaber eine melde-
pflichtige Person ist. Meldepflichtig sind Personen, die in einem an-
deren Staat der ebenfalls den CRS anwendet, steuerlich ansässig 
sind.224 Die Meldepflicht erstreckt sich gleichermaßen auf natürliche 
und juristische Personen. Handelt es sich bei dem Kontoinhaber um 
einen Rechtsträger, der selbst kein Finanzinstitut ist und überwie-
gend passive Einkünfte aus Zinsen, Dividenden o.ä. erzielt (sog. 
passive Non-Financial-Entity (NFE)), ist ein weiterer Prüfungsschritt 
vorzunehmen. In diesen Fällen müssen die Finanzinstitute durch die 
passive NFE „hindurchschauen“, bis sie die an den Vermögenswer-
ten wirtschaftlich berechtigte natürliche Person ermittelt haben. Wirt-
schaftlich berechtigt ist die Person, die den Rechtsträger beherrscht, 
wovon grundsätzlich ab einer Beteiligungs- oder Stimmrechtsquote 
von 25 Prozent ausgegangen wird. In diesem Fall muss das Finan-
zinstitut die steuerliche Ansässigkeit der wirtschaftlich berechtigten 
Personen ermitteln und feststellen ob diese der Meldepflicht unterlie-
gen.225 
Die Beurteilung einer ausländischen Steuerpflicht erfolgt anhand von 
vorgegebenen Indizien oder basierend auf einer steuerlichen Selbst-
auskunft, die Finanzinstitute von den Kontoinhabern bzw. den wirt-
schaftlich Berechtigten einholen. Finanzinstitute überprüfen in ihren 
Datenbanken zunächst die Hausanschrift ihrer Kunden. Liegt diese 
im Ausland oder kann sie nicht festgestellt werden, z.B. weil lediglich 
eine c/o- Adresse bekannt ist, wird auf weitere Indizien wie eine aus-
ländische Ländervorwahl, wiederholte Überweisungen oder Dauer-
aufträge auf Auslandskonten oder ausländische Kontobevollmächtig-
te abgestellt.226 Die Finanzinstitute haben die auf diesem Wege iden-
tifizierten Konten erstmalig zum 31. Juli 2017 an das BZSt gemel-
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det.227 Alle Bestandskonten wurden bis dahin dokumentiert und wer-
den fortlaufend auf Veränderungen geprüft. Neukonten werden bei 
Eröffnung zumeist auf Grundlage einer Selbstauskunft des Kontoin-
habers geprüft. 
5. Umfang des Informationsaustauschs  
Finanzinstitute teilen der zuständigen nationalen Steuerbehörde die 
Informationen über bei ihnen geführte, meldepflichtige Finanzkonten 
mit. Der Austausch von Informationen zwischen den Staaten ist das 
Kernelement des CRS.228 Die relevanten Daten werden einmal jähr-
lich von den Finanzinstituten an die zentrale Finanzbehörde ihres 
Landes übermittelt. Diese leitet die empfangenen Daten automatisch 
an die entsprechende zentrale Finanzbehörde in dem Staat weiter, in 
dem eine Steuerpflicht des Kontoinhabers festgestellt wurde.229 Sei-
tens der OECD wird der erstmalige Austausch von Informationen 
über Finanzkonten als „historischer Durchbruch“ bezeichnet und als 
der Beginn eines neuen Kapitels der weltweiten Steuertransparenz 
eingestuft.230  
Vom Informationsaustausch betroffen sind die Informationen, auf 
deren Austausch sich der jeweilige Staat mit seinen Austauschpart-
nern entsprechend der Vereinbarung zwischen den zuständigen 
Behörden verständigt hat. Grundsätzlich handelt sich dabei um In-
formationen aus drei Kategorien: Identifizierungsinformationen, Kon-
toinformationen und Finanzinformationen.231 Als Identifizierungsin-
formationen für sämtliche Kontoinhaber gelten der Name, die An-
schrift, Ansässigkeitsstaat(en) und die Steuer-Identifikationsnummer. 
Bei natürlichen Personen werden zusätzlich Geburtsdatum und Ge-
burtsort gemeldet und übermittelt.232  
Bei den Kontoinformationen handelt es sich um die Kontonummer 
und die Identifikationsnummer des meldenden Finanzinstituts.233 Zu 
den Finanzinformationen gehören der Kontostand und die Währung 
des Kontos. Bei Einlagenkonten wird der Gesamtbruttobetrag der 
                                            
227 Lappas/Ruckes, IStR 2016, 364 (371). 
228 Lappas/Ruckes, IStR 2016, 364 (371). 
229 OECD Handbuch zur Anwendung des gemeinsamen Standards, S. 7. 
230 OECD Tax Transparency 2017 Report on progress, S.2. 
231 OECD Handbuch zur Anwendung des gemeinsamen Standards, S. 76. 
232 Lappas/Ruckes, IStR 2016, 364 (372). 
233 OECD Handbuch zur Anwendung des gemeinsamen Standards, S. 77. 
 43 
Zinsen gemeldet. Bei Verwahrkonten ist der Gesamtbruttobetrag der 
laufenden Erträge aus Zinsen, Dividenden und ähnlichen Einkünften 
und der Erlös aus Veräußerungen zu melden.234 
Die Meldung erstreckt sich unter Umständen nicht nur auf direkte, 
eigene Kunden eines Finanzinstituts. Da auch die wirtschaftlich Be-
rechtigten, die eine passive NFE beherrschen, gemeldet werden 
müssen, kann es dazu kommen, dass auch Personen gemeldet wer-
den, die mit dem Finanzinstitut in keinem schuldrechtlichen Ge-
schäftsverhältnis stehen.235 Da die Beurteilung der ausländischen 
Steuerpflicht anhand von Indizien erfolgt werden außerdem zahlrei-
che Personen gemeldet, die in keinem ausländischen Staat steuer-
pflichtig sind. 
6. Datenschutz beim Informationsaustausch 
Die OECD bezeichnet die Sicherstellung höchster Vertraulichkeits- 
und Datenschutzstandards als Voraussetzung des automatischen 
Informationsaustauschs nach dem CRS.236 Vor Übermittlung der In-
formationen müssen die Staaten sicherstellen, dass ihre Austausch-
partner über die erforderlichen Schutzstandards zur Wahrung der 
Vertraulichkeit der Daten verfügen.237 Sowohl das Multilaterale Über-
einkommen über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen (die 
völkerrechtliche Grundlage des CRS) als auch das MCAA (die zu-
grundeliegende Verwaltungsvereinbarung des CRS) enthalten Best-
immungen zum Datenschutz und zur Datensicherheit beim grenz-
überschreitenden Informationsaustausch.238 
a. Völkerrechtliche Ebene 
Der Datenschutz richtet sich nach dem jeweils anwendbaren völker-
rechtlichen Abkommen zwischen dem Sitzstaat des Finanzinstituts 
und dem Empfängerstaat. Das Multilateralen Übereinkommen über 
die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen ist das völkerrechtliche 
Abkommen mit der größten Reichweite und bestimmt in Art. 22 Abs. 
1, dass alle Informationen, die eine Vertragspartei nach diesem 
Übereinkommen erhält, ebenso geheim zu halten und zu schützen 
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sind wie Informationen, die sie nach ihrem innerstaatlichen Recht 
erhalten hat. Soweit es der Schutz von personenbezogenen Daten 
erfordert, kann der übermittelnde Staat bestimmen, dass diese Daten 
im Empfängerstaat nach demselben Schutzstandard geheim gehal-
ten und geschützt werden, der nach dem Recht des übermittelnden 
Staats Anwendung findet. Dies bedeutet, dass ein Vertragsstaat des 
Multilateralen Übereinkommens über die gegenseitige Amtshilfe in 
Steuersachen anderen Vertragsstaaten Vorgaben zum Umgang mit 
aus seinem Hoheitsgebiet übermittelten Daten machen kann.239 
Staaten haben deshalb zu prüfen, ob ihre innerstaatlichen Rechts-
vorschriften um Datenschutz- und Vertraulichkeitsbestimmungen er-
gänzt werden müssen, damit sie den geltenden Vorgaben des multi-
lateralen Übereinkommens genügen.240 Zu diesem Zweck enthalt der 
CRS eine Checkliste, die Auskunft darüber gibt welche Vorkehrun-
gen die einzelnen Staaten zur Wahrung der Vertraulichkeit von aus-
getauschten Finanzkonteninformationen getroffen haben.241 
Deutschland hat bei der Ratifikation des Multilateralen Übereinkom-
mens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen bei der 
OECD als Hinterlegungsstelle eine entsprechende Vorgabe bezüg-
lich der anzuwendenden Datenschutzregeln gemacht (vgl. Abschnitt 
B. I. 2. b.  Datenschutz unten).242  
b. Verwaltungsebene 
Auch die MCAA enthält in ihrem § 5 Abs. 1 eine beinahe wortgleiche 
Vertraulichkeitsregelung zu Art. 22 Abs. 1 des Multilateralen 
Übereinkommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen. 
§ 7 Abs. 1 lit. d MCAA ermöglicht es den Mitgliedstaaten einseitige 
Vorgaben bezüglich der Vertraulichkeit und dem Datenschutz im Zu-
sammenhang mit übermittelten Daten zu machen, die von den Emp-
fängerstaaten einzuhalten sind.243 Deutschland hat bei der Ratifizie-
rung der MCAA in Anlage C eine Erklärung zu Verwendungsbe-
schränkungs- und Datenschutzbestimmungen entsprechend § 7 Abs. 
1d MCAA hinterlegt (vgl. Kapitel 1 B. I. 2. b.  Datenschutz un-
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ten).244 Darin hat Deutschland erklärt, Informationen nur dann zu 
tauschen, wenn die empfangende Finanzbehörde über die Verwen-
dung der übermittelten Daten auf Anfrage Auskunft erteilt und sich 
verpflichtet unrichtige oder zu Unrecht übermittelte Daten zu berichti-
gen bzw. zu löschen. Zudem hat die übermittelnde Stelle gemäß An-
lage C zur MCAA die Personen oder Unternehmen, deren Daten 
übermittelt werden, über die Datenerhebung in allgemeiner Form zu 
informieren. Dies widerspiegelt ein grundsätzliches Bekenntnis zum 
Datenschutz, lässt aber offen, wie die Einhaltung des geforderten 
Datenschutzstandards nach erfolgter Übermittlung ins Ausland kon-
trolliert wird.  
Gemäß § 5 Abs. 2 MCAA müssen die zuständigen Finanzbehörden 
das OECD-Sekretariat unverzüglich über Verstöße gegen die Ver-
traulichkeits- und Datenschutzvorschriften unterrichten. Darüber hin-
aus ist in § 7 Abs. 3 S. 1 und 3 MCAA geregelt, dass die Nichteinhal-
tung der Vertraulichkeits- und Datenschutzbestimmungen als Grund 
für die sofortige Aussetzung der Vereinbarung zwischen den be-
troffenen Behörden gilt. Ferner enthält der CRS Vorgaben zum in-
nerstaatlichen Umgang mit Verstößen gegen die Vertraulichkeitsvor-
schriften. So soll das nationale Recht bei unzulässiger Weitergabe 
von ausgetauschten Finanzinformationen Sanktionen vorsehen und 
die Einleitung entsprechender Untersuchungen.245 
V. Zusammenfassung 
Unter der Federführung des Globalen Forums für Transparenz und 
Informationsaustausch zu Steuerzwecken hat die OECD vier interna-
tionale Initiativen zum Austausch steuerlicher Informationen lanciert. 
Es handelt sich dabei um die drei Informationsaustauschs-Initiativen 
des BEPS-Projekts, nämlich den spontanen Informationsaustausch 
über steuerliche Vorabzusagen (Aktionspunkt 5), über offengelegte 
Steuergestaltungen (Aktionspunkt 12) und der automatische Aus-
tausch der CbCR von internationalen Konzernen (Aktionspunkt 13). 
Hinzu kommt der automatische Informationsaustausch über Finanz-
konten. Deutschland nimmt an den vorgenannten Initiativen teil. Le-
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diglich die Umsetzung von BEPS-Aktionspunkt 12 ist derzeit noch in 
Arbeit.  
Der Informationsaustausch erfolgt zumeist auf Grundlage des Multi-
lateralen Übereinkommens und den einschlägigen MCAA der Fi-
nanzverwaltungen, welche jeweils Bestimmungen zugunsten des 
Datenschutzes enthalten. Darüber hinaus gelten die Vertraulichkeits-
richtlinien der OECD. 
B. Auskunftsklauseln in bi- und multilateralen Abkommen 
Die steuerliche Informationshilfe hat sich seit der Einführung des au-
tomatischen und spontanen Informationsaustauschs zu einem Mas-
senfallrecht entwickelt.246 Die Entwicklung lässt sich auf die steigen-
de Anzahl einschlägiger bi- und multilateraler Abkommen zurückfüh-
ren. Diese bilden die völkerrechtliche Grundlage steuerlicher Amtshil-
fegesuche. Zumeist basieren diese Abkommen auf den Musterab-
kommen der OECD. Im Rahmen der deutschen Abkommenspolitik 
sind mit einigen Vertragsstaaten eigenständige Abkommen über den 
steuerlichen Informationsaustausch abgeschlossen worden (siehe 
Abschnitt I. Bi- und multilaterale steuerliche Informationsaus-
tauschabkommen unten). Daneben enthalten auch Doppelbesteue-
rungsabkommen steuerliche Informationsaustausch-Klauseln (siehe 
Abschnitt II. Doppelbesteuerungsabkommen mit Auskunftsklausel 
unten). 
I. Bi- und multilaterale steuerliche Informationsaus-
tauschabkommen 
Steuerliche Informationsaustausch-Abkommen wurden im Rahmen 
der deutschen Abkommenspolitik zum einen mit bestimmten Einzel-
staaten als Vertragspartnern abgeschlossen (siehe Abschnitt 1.
 TIEA-Abkommen über den steuerlichen Informationsaus-
tausch. unten). Das Informationsaustausch-Abkommen mit der größ-
ten Reichweite ist jedoch das Multilaterale Übereinkommen über die 
gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen247 (das „Multilaterale Über-
einkommen“), dem sich Deutschland 2015 angeschlossen hat (siehe 
Abschnitt 2. Das Multilaterale Übereinkommen über die gegenseiti-
ge Amtshilfe in Steuersachen unten). 
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1. TIEA-Abkommen über den steuerlichen Informationsaus-
tausch  
Die von Deutschland geschlossenen Abkommen über den steuerli-
chen Informationsaustausch basieren weitgehend auf dem Muster-
abkommen Tax Information Exchange Agreement, „TIEA-MA“ der 
OECD, das 2002 als Instrument gegen unfairen Steuerwettbewerb 
durch den Steuerausschuss der OECD beschlossen und veröffent-
licht wurde.248  
Die auf dem TIEA-MA basierenden deutschen Informationsaus-
tausch-Abkommen, ermöglichen es der Finanzverwaltung für Zwecke 
des Besteuerungsverfahrens oder steuerlicher Steuerstraf- und Buß-
geldverfahren behördliche Unterstützung aus dem jeweiligen Ver-
tragsstaat in Anspruch zu nehmen.249 Umgekehrt ist die deutsche 
Finanzverwaltung ihren ausländischen Partnern gegenüber selbst 
zur Leistung steuerlicher Informationshilfe verpflichtet. Der Umfang 
der gegenseitigen Amtshilfe ist weitreichend und erstreckt sich übli-
cherweise sowohl auf die Einkommensteuer, als auch auf die 
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Vermögensteuer, Umsatzsteuer 
und die Erbschaftsteuer sowie auf die darauf erhobenen Zu-
schläge.250 Die praktische Bedeutung dieser Abkommen nimmt je-
doch wegen der weltweiten Akzeptanz des Multilateralen Überein-
kommens kontinuierlich ab.251  
In der Praxis werden TIEA-Abkommen meist vereinbart, wenn sich 
ein entwickeltes Land mit üblichem Steuerniveau und ein oftmals 
weniger entwickeltes Niedrigsteuerland, das nicht Vertragsstaat des 
Multilateralen Übereinkommens ist, zur gegenseitigen steuerlichen 
Amtshilfe verpflichten wollen.252 Durch den Abschluss derartiger Ab-
kommen können sich Niedrigsteuerländer der Qualifikation als „un-
kooperative Steueroase“ erwehren und sind deshalb an der Teil-
nahme an solchen Abkommen interessiert.253 Deshalb bestehen der-
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zeit lediglich noch rund 20 deutsche TIEA-Vereinbarungen, haupt-
sächlich mit Drittstaaten wie Jersey, Guernsey, der Isle of Man, Ber-
muda, Gibraltar oder Anguilla.254 
a. Umfang des Informationsaustauschs  
Das TIEA-MA soll die internationale steuerliche Zusammenarbeit 
fördern und zu einem effizienteren Informationsaustausch zwischen 
den jeweiligen Vertragsstaaten beitragen. Regelungen zum materiell-
rechtlichen Umfang des Steueranspruchs sind darin nicht enthal-
ten.255 Es handelt sich dabei nicht um eine verbindliche Vorlage, 
sondern vielmehr um einen Formulierungsvorschlag, die den von der 
OECD als angemessen erachteten Kooperationsstandard wiedergibt 
und individuellen Anpassungen und Änderungen zugänglich ist.256 
Es existieren eine bilaterale sowie eine multilaterale Textversion des 
TIEA-MA, die sich - abgesehen von den Formulierungen betreffend 
die Anzahl der beteiligten Vertragsparteien - nicht voneinander un-
terscheiden.257  
Gemäß dem in Art. 1 TIEA-MA definierten Geltungsbereich erteilen 
sich die Abkommenspartner sämtliche Informationen, die bei der 
Durchführung des jeweiligen nationalen Steuerrechts voraussichtlich 
erheblich sind. Als voraussichtlich erheblich gelten Informationen 
bereits, wenn aus einer ex-ante Beurteilung im Zeitpunkt der Aus-
kunftserteilung ein Mindestmaß an materiell-rechtlicher Relevanz für 
ein Besteuerungsverfahren erkennbar ist.258 Mit dem Kriterium der 
voraussichtlichen Erheblichkeit soll gleichzeitig ein möglichst weiter 
Anwendungsbereich eröffnet werden und dennoch sog. „Fishing Ex-
peditions“, bei denen Staaten ohne gegebenen Anlass ins Blaue hin-
ein Informationen erfragen, verhindert werden.259 Neben dem Infor-
mationsaustausch kennt das TIEA-MA auch alternative Formen der 
steuerlichen Amtshilfe. So sieht Art. 6 TIEA-MA vor, dass Bedienste-
te der Finanzverwaltungen im Hoheitsgebiet des jeweils anderen 
Vertragsstaats selbstständig Beteiligte befragen und Unterlagen prü-
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fen dürfen. Wird ein solches Ersuchen an die deutsche Steuerverwal-
tung gerichtet, unterrichtet die zuständige Finanzbehörde, im Fall 
Deutschlands das BZSt., die betroffenen inländischen Beteiligten 
und bittet um Abgabe einer schriftlichen Einwilligungserklärung.260 
Wird die Abgabe der Einwilligung verweigert muss die Durchführung 
ausländischer Ermittlungshandlungen untersagt werden, was dann 
aber wiederum die deutschen Ermittlungsbehörden aufgrund ihrer 
Verpflichtung zur steuerlichen Amtshilfe auf den Plan rufen dürfte.  
aa. Automatischer und spontaner Informationsaustausch 
Der spontane oder automatische Informationsaustausch war im TIE-
A-MA zunächst nicht vorgesehen, wurde aber im Rahmen der Novel-
lierung des TIEA-MA im Jahr 2015 mit den neuen Art. 5a und 5b ein-
geführt.261 Art. 5a TIEA-MA ist die Rechtsrundlage des automati-
schen Informationsaustauschs und ist deckungsgleich mit Art. 6 des 
Multilateralen Übereinkommens. Einzelheiten des Informationsaus-
tauschs wie der zeitliche Ablauf, die Übermittlungsmethode sowie 
technische Aspekte werden in separaten zwischenstaatlichen Ver-
waltungsvereinbarungen getroffen.262 Die völkerrechtliche Rechts-
grundlage des spontanen Informationsaustauschs findet sich in Art. 
5b TIEA-MA und deckt sich weitgehend mit Art. 7 des Multilateralen 
Übereinkommens. Die Kommentierung zu Art. 6 und 7 des Multilate-
ralen Übereinkommens kann deshalb zur Auslegung von Art. 5a und 
5b TIEA-MA herangezogen werden.263 Hinsichtlich des Umfangs des 
automatischen und spontanen Informationsaustauschs wird deshalb 
auf die entsprechenden nachfolgenden Ausführungen zu Art. 6 und 7 
des Multilateralen Übereinkommens verwiesen (siehe B. I. 2. a.
 Umfang des Informationsaustauschs unten). 
bb. Informationsaustausch auf Ersuchen 
Der Informationsaustausch auf Ersuchen ist in Art. 5 TIEA-MA gere-
gelt. Die Grundnorm in Abs. 1 statuiert den völkerrechtlichen Amtshil-
feanspruch. Zu dessen Erfüllung trifft die ersuchte Vertragspartei 
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nach Abs. 2 eine Ermittlungspflicht hinsichtlich bestimmter, ihr unbe-
kannter Informationen, sofern ihre Rechtsordnung und Verwaltungs-
praxis die Erhebung solcher Daten erlaubt. Abs. 3 sieht die Informa-
tionserteilung in Form von Zeugenaussagen oder beglaubigten Ko-
pien von Urkunden vor. Diese Form der Informationserteilung ist be-
sonders im Zusammenhang mit Steuerstrafverfahren von Bedeutung. 
Gemäß Abs. 4 tauschen die Finanzverwaltungen der Vertragspartei-
en auch Informationen, die sie von Finanzinstituten, Treuhändern 
erhalten sowie Informationen zu den Beteiligungsverhältnissen in-
nerhalb von Unternehmen und zu den Berechtigten und Begünstig-
ten in Stiftungsstrukturen. Seit Inkrafttreten des CRS sollten sich je-
doch derartige Auskunftsersuchen bezüglich der Informationen von 
Finanzinstituten erübrigt haben. Bedeutung behält die Bestimmung 
weiterhin in Bezug auf Beteiligungsverhältnisse sowie Organe und 
Begünstigte von Stiftungen. Bei mehrstufigen Beteiligungsverhältnis-
sen sind die Anteilseigner entlang der Kette zu ermitteln und mitzu-
teilen.264 In Abs. 5 sind formelle Anforderungen an Auskunftsersu-
chen festgelegt. Demnach ist betroffene Person zu benennen, sowie 
die steuerliche Veranlassung des Ersuchens. Zudem ist der Bezug 
zum ersuchten Vertragsstaat darzulegen und eine Subsidiaritätser-
klärung abzugeben, mit welcher bestätigt wird, dass im Vorfeld des 
Ersuchens alle eigenen verfügbaren Wege der Informationsbeschaf-
fung ausgeschöpft wurden. Die relevanten Informationen sollen ge-
mäß Abs. 6 in der Regel innerhalb von drei Monaten an die Finanz-
behörden des ersuchenden Vertragsstaates übermittelt werden.  
b. Datenschutz  
Um der zweckwidrigen Verwendung von Steuerdaten zu begegnen 
und bestehende nationale Unterschiede hinsichtlich der Behandlung 
von Steuerdaten auszugleichen enthält das TIEA-MA Reglungen zu-
gunsten des steuerlichen Datenschutzes, die auf der Parallelbe-
stimmung in Art. 26 des Doppelbesteuerungs-Musterabkommen der 
OECD basieren (vgl. Abschnitt II. 2. Datenschutz unten).265  
Die Vertraulichkeit ist in Art. 8 TIEA-MA geregelt, auf den bereits im 
Geltungsbereich gemäß Art. 1 TIEA-MA verwiesen wird. Demnach 
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sind sämtliche Informationen, die ein Vertragsstaat aufgrund eines 
TIEA erhält, vertraulich zu behandeln. Sie dürfen nur Personen, Be-
hörden oder Gerichten im Hoheitsbereich des betroffenen Vertrags-
staats zugänglich gemacht werden, die mit der Festsetzung, Erhe-
bung, Vollstreckung, Strafverfolgung oder Rechtsmittelentscheidung 
im Zusammenhang mit den unter das Abkommen fallenden Steuern 
befasst sind. Die Verwendung dieser Informationen ist auf die ge-
nannten Zwecke beschränkt. Informationen dürfen ohne ausdrückli-
che schriftliche Einwilligung der ersuchten Vertragspartei keinen an-
deren Personen, Rechtsträgern oder Behörden sowie keinem ande-
ren Hoheitsbereich offenbart werden. Art. 8 des TIEA-MA begründet 
damit eine eigenständige völkerrechtliche Geheimhaltungspflicht und 
damit ein „internationales Steuergeheimnis“.266 Art. 8 TIEA-MA räumt 
den informationsbetroffenen Personen nach Umsetzung in das jewei-
lige nationale Recht einen subjektiven Geheimhaltungsanspruch 
ein.267  
Das TIEA-MA enthält jedoch keine Regelung hinsichtlich der Rechts-
folgen bei Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz der Ver-
traulichkeit. Insbesondere ist es nicht vorgesehen, die Informations-
erteilung wegen eines drohenden oder erfolgten Verstoßes gegen 
Art. 8 TIEA-MA auszusetzen. In Art. 7 TIEA-MA werden abschlie-
ßend Fallkonstellationen benannt, in welchen ein Vertragsstaat den 
Informationsaustausch verweigern kann.268 Die Verweigerung des 
Informationsaustauschs ist demnach u.a. zulässig, wenn die Informa-
tionserteilung gegen den ordre public der ersuchten Vertragspartei 
verstoßen würde. Die ordre public-Ausnahme soll sich allerdings le-
diglich auf politisch oder rassistisch motivierte Extremfälle oder ande-
re Extremfälle nationaler Bedeutung beziehen und wird daher bei 
einer Verletzung der Vertraulichkeit regelmäßig nicht anwendbar 
sein.269 Gemäß Art. 7 Abs. 2 f. TIEA-MA soll ein Vertragsstaat auch 
nicht verpflichtet sein geschützte Kommunikation zwischen einem 
Mandanten und einem Rechtsanwalt oder Geschäftsgeheimnisse 
preiszugeben.  
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Eine Bestimmung, wonach ein Informationsgesuch eines Vertrags-
staats aufgrund eines Verstoßes gegen die Vertraulichkeit abgelehnt 
werden könnte, findet sich weder im Ausnahmekatalog des Art. 7 
TIEA-MA, noch an einer anderen Stelle im TIEA-MA. Zudem sind bei 
Verstößen gegen die Vertraulichkeit keinerlei Sanktionen gegen eine 
Vertragspartei vorgesehen. Obwohl Art. 8 TIEA-MA als internationa-
les Steuergeheimnis gilt, fehlen der Bestimmung effektive Durchset-
zungsmechanismen, wodurch der Vertraulichkeitsschutz unter dem 
TIEA-MA entscheidend relativiert wird.  
2. Das Multilaterale Übereinkommen über die gegenseitige 
Amtshilfe in Steuersachen 
Das Multilaterale Übereinkommen über die gegenseitige Amtshilfe in 
Steuersachen ist eine der wesentlichen Rechtsgrundlage des auto-
matischen Informationsaustauschs.270 Das Multilaterale Überein-
kommen der OECD basiert auf dem Text des TIEA-MA und ent-
spricht deshalb inhaltlich weitgehend den deutschen bilateralen 
Amtshilfeabkommen. Das Multilaterale Übereinkommen stammt be-
reits aus dem Jahr 1988 und wurde mit dem Zusatzprotokoll von 
2010 erweitert. Deutschland hat das Multilaterale Übereinkommen 
als derzeit einer von knapp 130 Staaten im Jahr 2015 ratifiziert und 
wendet es auf Besteuerungszeiträume ab dem 1. Januar 2016 an 
(siehe dazu Abschnitt A. Die OECD-Initiativen gegen Steuerumge-
hung oben).271  
Mit dem Übereinkommen verpflichten sich die Vertragsstaaten, sich 
gegenseitig Amtshilfe in Steuersachen zu leisten. Die Amtshilfe be-
inhaltet den gegenseitigen Informationsaustausch, eröffnet aber 
auch die Möglichkeit der Teilnahme an Steuerprüfungen im Ausland 
und der Unterstützung bei Beitreibungen, Sicherungsmaßnahmen 
sowie der Zustellung von Schriftstücken.272 Deutschland hat das Mul-
tilaterale Übereinkommen mit dem Gesetz zu dem Übereinkommen 
vom 25. Januar 1988 über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersa-
chen und zu dem Protokoll vom 27. Mai 2010 zur Änderung des 
Übereinkommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersa-
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chen273 vom 16. Juli 2015 umgesetzt (siehe dazu Abschnitt A. IV. 2. 
b. Völkerrechtliche Grundlage oben). Mit dem Multilateralen 
Übereinkommen wurde dem globalen steuerlichen Informationsaus-
tausch zum Durchbruch verholfen.274 
a. Umfang des Informationsaustauschs  
Im Multilateralen Übereinkommen sind alle drei Arten des zwischen-
staatlichen Informationsaustauschs vorgesehen. Der Informations-
austausch auf Ersuchen ist in Art. 5 des Multilateralen Übereinkom-
mens geregelt, der automatische Informationsaustausch in dessen 
Art. 6 und der spontane Informationsaustausch in dessen Art. 7. 
Während der Informationsaustausch auf Ersuchen an keine beson-
deren Voraussetzungen geknüpft ist, werden die einzelnen Voraus-
setzungen und Verfahrensfragen des automatischen Informations-
austauschs in separaten Abkommen zwischen den einzelnen Staa-
ten (z.B. das MCAA bezüglich des Finanzkonteninformationsaus-
tauschs, vgl. Abschnitt A. IV. 2. a. Verwaltungsvereinbarung 
oben) festgelegt.  
Einzig die Voraussetzungen des spontanen Informationsaustauschs 
sind in Art. 7 Abs. 1 des Multilateralen Übereinkommens näher gere-
gelt. Demnach übermittelt ein Vertragsstaat dem anderen relevante 
Steuerdaten, wenn einem Steuerpflichtigen Steuerermäßigungen 
oder –befreiungen gewährt werden, die im anderen Vertragsstaat 
Steuerfolgen auslösen könnten (lit. b) oder wenn das Risiko einer 
doppelten Nicht-Besteuerung (lit. c) oder einer Steuerersparnis durch 
künstliche Gewinnverlagerung (lit. d) besteht. Zudem werden Infor-
mationen bei vermuteter Steuerverkürzung (lit. a) im anderen Ver-
tragsstaat und bei Kenntnis von Sachverhalten, die für die Steuer-
festsetzung im anderen Vertragsstaat erheblich sein können (lit. e) 
spontan übermittelt.  
Der inhaltliche Umfang des Informationsaustauschs richtet sich nach 
Art. 4 Abs. 1 des Multilateralen Übereinkommens. Demnach werden 
alle Informationen ausgetauscht, die für die Anwendung oder Durch-
setzung des innerstaatlichen Rechts betreffend die jeweils unter das 
Multilaterale Übereinkommen fallenden Steuern (gemäß Art. 2 des 
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Multilateralen Übereinkommens) im jeweiligen Vertragsstaat voraus-
sichtlich erheblich sind. Die jeweiligen nationalen Steuern werden 
von jedem Vertragsstaat in einer Anlage A bezeichnet. Gemäß der 
deutschen Anlage A beansprucht das Multilaterale Übereinkommen 
weitreichend Geltung und ist u.a. anwendbar auf die Einkommens-
teuer, die Körperschaftsteuer, die Erbschafts- und Schenkungsteuer, 
die Grundsteuer und die Grunderwerbsteuer, die Umsatzsteuer so-
wie auf Beiträge zu den gesetzlichen Sozialversicherungen.275 
Gemäß Art. 4 Abs. 3 können nationale Finanzbehörden im Inland 
ansässige Personen informieren, bevor sie deren Steuerdaten auf 
Ersuchen oder im Wege des spontanen Informationsaustauschs an 
ausländische Finanzbehörden übermitteln. Deutschland hat eine da-
hingehende Erklärung gemäß Art. 4 Abs. 3 des Multilateralen Über-
einkommens abgegeben.276 Demnach sind betroffene Personen von 
der deutschen zuständigen Behörde darüber zu informieren, welche 
Daten zu welchem Verwendungszweck an welche empfangende 
Stelle übermittelt wurden. Die Information erfolgt allerdings lediglich 
auf Antrag und kann unterbleiben, sofern eine Abwägung ergibt, 
dass das öffentliche Interesse an dem Unterbleiben der Information 
gegenüber dem Informationsinteresse des Betroffenen überwiegt.277 
Mangels einer entsprechenden Verweisung auf Art. 6 des Multilate-
ralen Übereinkommens erfolgt beim automatischen Informationsaus-
tausch kein derartiger Hinweis. 
b.  Datenschutz 
Gemäß den Erwägungen zum deutschen Umsetzungsgesetz des 
Multilateralen Übereinkommens ist dem Gesichtspunkt des Daten-
schutzes bei der Anwendung des Multilateralen Übereinkommens 
besonderes Gewicht beizumessen.278 Die Datenschutzbestimmun-
gen sind in Art. 22 des Multilateralen Übereinkommens geregelt, der 
auf der Parallelbestimmung in Art. 26 des DBA-MA der OECD basiert 
(vgl. Abschnitt II. 2. Datenschutz unten).  
Demnach müssen die übermittelten Informationen im Empfänger-
staat ebenso geschützt werden, wie dort erhobene Informationen. Ist 
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der Geheimhaltungsstandard des übermittelnden Staates strenger, 
findet dieser gemäß Art. 22 Abs. 1 des Multilateralen Übereinkom-
mens auch im Empfängerstaat Anwendung. Der Empfängerstaat hat 
also das jeweils höchste Schutzniveau im bilateralen Verhältnis zu 
beachten.279 So können Vertragsstaaten davon ausgehen, dass ihre 
nationalen Datenschutzbestimmungen in jedem Fall eingehalten, 
wenn nicht sogar verschärft werden.280 In dieser Hinsicht geht das 
Multilaterale Übereinkommen über den Standard des Art. 26 des 
Doppelbesteuerungs-Musterabkommen der OECD hinaus.  
Nach Art. 22 Abs. 2 des Multilateralen Übereinkommens ist der Zu-
gang zu den übermittelten Informationen nur Personen und Behör-
den gestattet, die hoheitlich mit der Steuerfestsetzung, -erhebung 
oder -vollstreckung befasst sind, oder mit Steuerstraf- oder sonstigen 
steuerlichen Gerichtsverfahren. Der beschränkte Verwendungszweck 
kann aber von den konkret involvierten Vertragsstaaten einvernehm-
lich erweitert werden.281 
Zur Wahrung des Datenschutzes sieht Art. 22 des Multilateralen 
Übereinkommens die Abgabe einer Erklärung zum Schutz der per-
sonenbezogenen Daten und Grenzen der Verpflichtung zur Amtshilfe 
durch die Vertragsstaaten vor.282 Deutschland hat eine solche Aus-
legungserklärung, die den deutschen Anforderungen an den Daten-
schutz Rechnung tragen soll, gemeinsam mit der Ratifikationsurkun-
de abgeben.283 Auf diese Weise soll über die Regelung des Art 22 
Abs. 1 des Multilateralen Übereinkommens hinausgehend sicherge-
stellt werden, dass aus Deutschland übermittelte steuerliche Informa-
tionen in den Empfängerstaaten den gleichen datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen unterliegen wie in Deutschland selbst.284 Darin wird 
zunächst als Grundsatz wiederholt, dass sich der Datenaustausch 
ausschließlich auf reine Steuersachen beschränkt und die übermittel-
ten Daten nicht zweckentfremdet werden dürfen, insbesondere nicht 
zur Durchführung von Strafverfahren ohne steuerlichen Bezug.285  
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Auch die Verwendung der übermittelten Daten durch den jeweiligen 
Empfängerstaat ist durch die deutsche Auslegungserklärung zu Art. 
22 des Multilateralen Übereinkommens eingeschränkt. Zu Zwecken, 
die nicht in Art. 22 Abs. 2 des Multilateralen Übereinkommens ge-
nannt sind, dürfen übermittelte Daten nur mit vorheriger Zustimmung 
Deutschlands verwendet werden. Dies gilt insbesondere bei Ver-
wendung der Daten als Beweismittel vor Gericht für allgemeine 
Strafsachen, die nicht reine Steuerstrafverfahren sind.  
Auf Anfrage haben die Empfängerstaaten den deutschen Behörden 
über die Verwendung der übermittelten Daten und die Folgen der 
Übermittlung Auskunft zu erteilen. Die Behörden der Empfängerstaa-
ten sollen Betroffenen über die Datenerhebung in Deutschland in-
formieren, sofern dieser Mitteilung nicht gewichtige öffentliche Inte-
ressen entgegenstehen. Die Empfängerstaaten sind außerdem ver-
pflichtet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
Veränderung und Bekanntgabe zu schützen.286 Unrichtige oder 
fälschlicherweise übermittelte Daten sind zu berichtigen oder zu lö-
schen.287 Die deutschen Löschungsfristen sind auch im Empfänger-
staat zu beachten.288  
Art. 21 des Multilateralen Übereinkommens enthält einen Katalog mit 
Amtshilfeverweigerungstatbeständen. Ein Ausnahmetatbestand bei 
drohenden Datenschutzverstößen findet sich darin nicht. Auch die 
deutsche Auslegungserklärung beschränkt lediglich die Verwendung 
der übermittelten Daten, kennt jedoch keine eigenständigen Amtshil-
feverweigerungstatbestände. Die Auslegungserklärung beschränkt 
sich im Hinblick auf die Amtshilfeverweigerung auf einen allgemeinen 
Verweis auf den ordre public Gedanken, der sich ohnehin bereits aus 
Art. 21 Abs. 2 des Multilateralen Übereinkommens ergibt.  
Die Datenschutzqualität unter dem Multilateralen Übereinkommen 
hängt maßgeblich davon ab, zu welchen datenschutzrechtlichen Zu-
geständnissen sich die einzelnen Staaten bei der Ratifikation bereit-
erklären. Die deutsche Auslegungserklärung sieht bei Vertraulich-
keitsverstößen keine Aussetzung des Informationsaustauschs vor, 
sondern macht lediglich Vorgaben hinsichtlich der Datenverwendung 
                                            
286 Grotherr, IStR 2015, 845 (856). 
287 Grotherr, IStR 2015, 845 (856). 
288 BGBl. 2015 II, S. 1277 f. 
 57 
in den Empfängerstaaten. Fraglich ist jedoch, wie die Einhaltung die-
ser Vorgaben im Ausland durch deutsche Behörden kontrolliert wer-
den kann und welche Rechtsfolgen an einen Verstoß geknüpft sind. 
II. Doppelbesteuerungsabkommen mit Auskunftsklausel 
Deutschland hat mit rund hundert Staaten DBA im Bereich der Ein-
kommen- und Vermögensteuer geschlossen und befindet sich mit 
knapp 20 weiteren Staaten in Abkommensverhandlungen.289 Nahezu 
alle deutschen DBA verfügen über Auskunftsklauseln, auf deren 
Grundlage steuerlich relevante Informationen zwischen den Abkom-
mensstaaten ausgetauscht werden.290 Mit der Auskunftsklausel räu-
men sich die Vertragsstaaten eines DBA gegenseitig einen steuerli-
chen Amtshilfeanspruch ein.291 Da die deutschen DBA auf dem 
OECD-MA basieren, orientieren sich die Auskunftsklauseln üblicher-
weise stark an der Musterauskunftsklausel des Art. 26 OECD-MA.292 
Auch die deutsche Verhandlungsgrundlage für DBA im Bereich der 
Steuern von Einkommen und Vermögen (DE-VG), die 2013 erstmals 
vom BMF veröffentlicht wurde, enthält in Art. 25 eine beinahe wort-
gleiche Vorschrift zu Art. 26 OECD-MA, in welcher der Informations-
austausch geregelt ist, sozusagen eine „deutsche Musterauskunfts-
klausel“.293 
Das OECD-MA wurde 2012 im Hinblick auf den zwischenstaatlichen 
Informationsaustausch erweitert.294 Art. 26 OECD-MA regelt den 
Austausch von steuerrelevanten Informationen zwischen den Ver-
tragsstaaten und begründet einen völkerrechtlichen Auskunftsan-
spruch.295 Während in älteren DBA oftmals eine sog. kleine Aus-
kunftsklausel vereinbart wurde, nach welcher der Informationsaus-
tausch nur erfolgt, wenn er zur Durchführung des DBA selbst erfor-
derlich ist, findet man in neueren DBA zumeist eine sog. große Aus-
kunftsklausel. Danach werden Informationen auch ausgetauscht, 
wenn sie zwar nicht der Durchführung des DBA dienen, aber allge-
mein zur Durchführung des innerstaatlichen Rechts erforderlich 
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sind.296 Eine Erweiterung hat der Anwendungsbereich des abkom-
mensmäßigen Informationsaustauschs auch hinsichtlich der be-
troffenen Steuerarten erfahren. Während der Informationsaustausch 
ursprünglich auf die im jeweiligen DBA geregelten Steuerarten be-
schränkt war, enthalten neuere Auskunftsklauseln keine derartige 
Einschränkung mehr.297 So können beispielsweise auch Umsatz-
steuerinformationen auch auf Grundlage der Auskunftsklausel in ei-
nem DBA im Bereich der Steuern vom Einkommen und Vermögen 
zwischen den Vertragsstaaten ausgetauscht werden.  
In Deutschland haben DBA nach erfolgter Ratifizierung gemäß Art. 
59 Abs. 2 GG Gesetzesrang.298 Sie gelten als gesetzliche Offenba-
rungserlaubnis bezüglich der Verhältnisse von Steuerpflichtigen und 
rechtfertigen die Aufhebung des Steuergeheimnisses nach § 30 Abs. 
4 Nr. 2 AO. Die Auskunftsklauseln in den DBA stellen damit eine 
ausreichende Grundlage für den zwischenstaatlichen steuerlichen 
Informationsaustausch dar.299  
1. Umfang des Informationsaustauschs  
Die DBA-Auskunftsklauseln ermöglichen grundsätzlich alle drei Arten 
des Informationsaustauschs, spontan, automatisch sowie auf Ersu-
chen.300 Die Kombination der Austauscharten ist genauso zulässig 
wie die Einführung zusätzlicher Austauschverfahren.301 So kann bei-
spielsweise in einem DBA eine Klausel analog zu Art. 6 TIEA-MA 
vereinbart werden, die es den Finanzverwaltungen erlaubt im Ho-
heitsgebiet des jeweils anderen Vertragsstaats selbstständig ermit-
telnd tätig zu werden.  
Eine abkommensrechtliche Informationsaustauschverpflichtung be-
steht nach dem OECD-MA lediglich in Bezug auf die Auskunftsertei-
lung auf Ersuchen. Die Auskunftsklausel im OECD-MA kann jedoch 
auch als völkerrechtliche Grundlage des spontanen und automati-
schen Informationsaustauschs herangezogen werden. Eine diesbe-
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zügliche Rechtspflicht kennt das OECD-MA jedoch nicht. Im Rahmen 
eines DBA erfolgt der spontane und automatische Informationsaus-
tausch demnach auf freiwilliger Basis. Dementsprechend obliegt 
auch der Umfang des spontanen und automatischen Informations-
austauschs dem Ermessen der Vertragsstaaten.302 Der automatische 
Informationsaustausch bezieht sich auf im Voraus festgelegte Fall-
gruppen und erfordert vor diesem Hintergrund zumindest eine zu-
sätzliche Verwaltungsvereinbarung zwischen den Vertragsstaaten, in 
denen die Einzelheiten und das Verfahren des automatischen Infor-
mationsaustauschs definiert sind.303 
a. Steuerliche Relevanz 
Nach Art. 26 Abs. 1 OECD-MA und Art. 25 Abs. 1 DE-VG tauschen 
die Vertragsstaaten Informationen aus, die zur Durchführung des 
DBA oder zur Verwaltung oder Anwendung des gesamten inner-
staatlichen Steuerrechts voraussichtlich erheblich sind, soweit die 
diesem Recht entsprechende Besteuerung dem DBA nicht wider-
spricht. Mit dem klarstellenden Abs. 1 Satz 2 Art. 26 Abs. 1 OECD-
MA und Art. 25 Abs. 1 DE-VG wird der Anwendungsbereich des In-
formationsaustauschs über den Anwendungsbereich des DBA hin-
aus erweitert. Aufgrund des Ausschlusses von Art. 1 und 2 OECD-
MA und DE-VG werden auch Informationen von Personen, die nicht 
in den Vertragsstaaten ansässig sind ausgetauscht sowie Informati-
onen in Bezug auf Steuern, die nicht von dem jeweiligen DBA erfasst 
sind. Diese Regelung soll einen möglichst weitgehenden Informati-
onsaustausch ermöglichen.304  
Um sog. „Fishing Expeditions“, also Anfragen ins Blaue hinein zu 
unterbinden, erfordert das Kriterium der voraussichtlichen Erheblich-
keit einen Bezug zu einem individualisierbaren Steuerpflichtigen, der 
aber nicht namentlich bekannt sein muss.305 So können Informati-
onsgesuche auch im Wege von sog. Gruppenanfragen gestellt wer-
den, sofern innerhalb der Gruppe besondere Identifikationsmerkmale 
vorliegen, die Annahme rechtswidrigen Verhaltens besteht und die 
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Anfrage kein rein zufälliges Ausforschungsersuchen darstellt.306 An 
der Voraussetzung der Erheblichkeit scheitern jedoch Ersuchen, die 
keinen Bezug zur Besteuerung im Einzelfall aufweisen weil sie z.B. 
ausschließlich der Vorbereitung eines Gesetzesentwurfs dienen.307  
b. Subsidiarität 
Beim Informationsaustausch ist Grundsatz der strengen Subsidiarität 
zu beachten. Danach muss der ersuchende Staat zuerst seine inner-
staatlichen Aufklärungsinstrumentarien ausschöpfen, bevor er den 
anderen Vertragsstaat um Informationshilfe ersuchen darf.308 Auch 
gemäß lit. b des Protokolls zu Art. 25 DE-VG sind Informationen nur 
auszutauschen, wenn diese der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats im konkreten Fall nicht bereits bekannt sind oder die 
zuständige Behörde des anderen Vertragsstaats auch ohne die In-
formation von dem Gegenstand des Besteuerungsrechts Kenntnis 
erlangt. Wie in Abs. 4 von Art. 26 OECD-MA und Art. 25 DE-VG ver-
deutlicht wird, ist der Informationsaustausch nicht auf Informationen 
beschränkt, die dem ersuchten Staat bereits vorliegen, sondern be-
zieht sich ebenso auf Informationen, die der ersuchte Staat zunächst 
selbst ermitteln muss.309 
c. Weigerungsgründe 
Sind die genannten Voraussetzungen erfüllt muss der ersuchte Staat 
die erbetenen Informationen übermitteln, wenn nicht ein Fall gemäß 
Abs. 3 des Art. 26 OECD-MA und des Art. 25 DE-VG vorliegt, der 
dem ersuchten Vertragsstaaten das Recht einräumt den Informati-
onsaustausch zu verweigern. Weigerungsgründe liegen vor, wenn im 
Zuge des Informationsaustauschs Verwaltungsmaßnahmen durchge-
führt oder Informationen erteilt werden müssen, die den Gesetzen, 
der Verwaltungspraxis oder dem ordre public des ersuchten Staats 
widersprechen oder die Berufs- oder Geschäftsgeheimnisse offenba-
ren würden. Klarstellend dazu ergänzt Abs. 5 des Art. 26 OECD-MA 
und des Art. 25 DE-VG, dass nationale Bankgeheimnisse oder Treu-
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hand-, Vollmachts-, Auftrags- und Beteiligungsgeheimnisse nicht zu 
den Verweigerungsgründen des Abs. 3 zählen.310  
2. Datenschutz  
Art. 26 OECD-MA beinhaltet Datenschutzvorschriften, die als in zahl-
reichen steuerlichen Informationsaustausch-Abkommen auf bi- oder 
multilateraler Ebene als Vorlage verwendet wurden.311  
a. Schutzniveau des Empfängerstaats 
Nach Art. 26 Abs. 2 OECD-MA und Art. 25 DE-VG ist der Empfän-
gerstaat zur Geheimhaltung der erhaltenen Informationen verpflich-
tet. Durch diese Vorschrift wird ein eigenständiges internationales 
Steuergeheimnis begründet, das einen einheitlichen, vom nationalen 
Recht losgelösten Geheimhaltungsstandard sichert.312 Nach dem 
Hinweis, dass das Austauschverfahren allein Sache der Vertrags-
staaten ist, wird im Kommentar zu Art. 26 OECD-MA erwähnt, dass 
Vertragsstaaten, die an nationale Datenschutzgesetze gebunden 
sind, ein Interesse an der Aufnahme von Datenschutzbestimmungen 
in ihren DBA haben sollen.313  
Die übermittelten Informationen dürfen nur Personen, Behörden oder 
Gerichten zugänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung, Er-
hebung oder Vollstreckung von Steuern befasst sind, oder mit der 
diesbezüglichen Strafverfolgung bzw. mit der Rechtsmittelentschei-
dung. Zum Kreis der Zugangsberechtigten zählen überdies der 
Steuerpflichtige selbst sowie dessen Bevollmächtigte.314 Folglich dür-
fen nur Personen Zugriff auf übermittelte Daten haben, die diese von 
Berufswegen bearbeiten.315  
Die übermittelten Informationen müssen im Empfängerstaat gemäß 
den dort geltenden nationalen Bestimmungen behandelt werden. Ist 
Deutschland der Empfängerstaat, genießen die übermittelten Daten 
z.B. den Schutz des Steuergeheimnisses nach § 30 AO. Der Daten-
schutzstandard ist beim Informationsaustausch nach DBA folglich 
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eine Frage des innerstaatlichen Rechts.316 Da die Schutzniveaus der 
beteiligten Staaten durchaus unterschiedlich sein können, ist neben 
dem Kreis der Zugangsberechtigten auch der Verwendungszweck 
beschränkt. 
Die zugangsberechtigten Personen dürfen die Informationen aus-
schließlich für steuerliche Zwecke verwenden und sie in steuerlichen 
Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen.317 
Für nichtsteuerliche Zwecke dürfen übermittelte Daten nur verwendet 
werden, wenn dies nach dem Recht der Vertragsstaaten vorgesehen 
ist und der Übermittlerstaat dieser Verwendung zustimmt.318 Auch 
die Weitergabe der übermittelten Informationen an Drittstaaten ist 
infolge der strikten Zweckbindung zwar grundsätzlich ausgeschlos-
sen, die Vertragsstaaten können sich jedoch im Einzelfall zur Weiter-
gabe ermächtigen.319 
Der Übermittlerstaat kann den Informationsaustausch aussetzen, 
wenn er der Auffassung ist, dass der Empfängerstaat der Vertrau-
lichkeit nicht angemessen Rechnung trägt.320  
b. Datenschutzbestimmungen der DE-VG 
Das Protokoll zu Art. 25 DE-VG enthält einen Katalog mit zusätzli-
chen Vorgaben im Umgang mit ausgetauschten Informationen, die 
sowohl an den Übermittlerstaat als auch an den Empfängerstaat ge-
richtet sind. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass aus 
Deutschland an andere Staaten übermittelte steuerliche Informatio-
nen in diesen anderen Staaten weitgehend den gleichen daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen unterliegen wie in Deutschland 
selbst.321 Gemäß Art 30 DE-VG ist das Protokoll Bestandteil der auf 
Grundlage der DE-VG geschlossenen DBA und gilt für die jeweiligen 
Vertragsstaaten ebenfalls verbindlich. 
Gemäß lit. a des Protokolls zu Art. 25 DE-VG ist der Empfängerstaat 
bei der Verwendung der erhaltenen Informationen sowohl an den 
                                            
316 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 1, Art. 26, Rn. 53. 
317 Czakert, IStR 2015, 590 (592). 
318 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 43. 
319 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 39; OECD 
Model Tax Convention on Income and on Capital, Commentary on Art. 26, Rn. 
12.3. 
320 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 1, Art. 26, Rn. 52; OECD Model Tax Convention 
on Income and on Capital, Commentary on Art. 26, Rn. 11. 
321 Czakert, IStR 2015, 590 (593). 
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angegebenen Zweck als an etwaige Bedingungen des Übermittler-
staats gebunden, sofern diese mit den Grundsätzen der Amtshilfe in 
Einklang stehen. Neben dieser allgemeinen Generalklausel enthält 
das Protokoll konkrete Vorgaben im Hinblick auf das Informations-
austausch-Verfahren.  
So trifft den Übermittlerstaat die Pflicht die Richtigkeit der übermittel-
ten Informationen sowie die Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit 
dem Informationsaustausch verbundenen Zweck zu prüfen. Stellt 
sich heraus, dass unrichtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt 
werden durften, übermittelt worden sind, ist dies der empfangenden 
Stelle unverzüglich mitzuteilen. Der Empfängerstaat ist verpflichtet, 
die Berichtigung oder Löschung solcher Daten unverzüglich vorzu-
nehmen (lit. b des Protokolls zu Art. 25 DE-VG).  
Auf Ersuchen unterrichtet die empfangende Stelle die übermittelnde 
Stelle im Einzelfall über die Verwendung der übermittelten Daten und 
die dadurch erzielten Ergebnisse (lit. c des Protokolls zu Art. 25 DE-
VG). Die empfangende Stelle hat den Betroffenen über die Datener-
hebung durch die übermittelnde Stelle zu informieren. Die Mitteilung 
kann jedoch unterbleiben, soweit die Abwägung ergibt, dass das öf-
fentliche Interesse am Unterbleiben der Information das Informa-
tionsinteresse des Betroffenen überwiegt (lit. d des Protokolls zu Art. 
25 DE-VG).  
Der Betroffene ist auf Antrag über die zu seiner Person übermittelten 
Daten sowie über deren vorgesehene Verwendung zu unterrichten. 
Auch hier gilt jedoch die Einschränkung zugunsten des überwiegen-
den öffentlichen Interesses am Unterbleiben der Information (lit. e 
des Protokolls zu Art. 25 DE-VG). Die übermittelnde und die emp-
fangende Stelle sind verpflichtet, die Übermittlung und den Empfang 
von personenbezogenen Daten aktenkundig zu machen (lit. g des 
Protokolls zu Art. 25 DE-VG). Soweit das für die übermittelnde Stelle 
geltende innerstaatliche Recht in Bezug auf die übermittelten perso-
nenbezogenen Daten besondere Löschungsfristen vorsieht, weist 
diese Stelle die empfangende Stelle darauf hin.  
In jedem Fall sind die übermittelten personenbezogenen Daten zu 
löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie übermittelt worden 
sind, nicht mehr erforderlich sind (lit. h des Protokolls zu Art. 25 DE-
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VG). Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflichtet, 
die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam gegen unbe-
fugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe 
zu schützen (lit. i des Protokolls zu Art. 25 DE-VG).  
Die über Art 26 OECD-MA hinausgehende deutsche Datenschutz-
klausel ist als Teil der DE-VG Bestandteil der deutschen Abkom-
mensverhandlungen. Allerdings ist sie in bilateralen DBA oftmals 
nicht vollständig, sondern nur mit Einschränkungen durchsetzbar.322 
Das Datenschutzniveau der deutschen DBA variiert daher je nach 
Vertragspartner. 
III. Zusammenfassung 
Der internationale Informationsaustausch erfolgt entweder auf 
Grundlage eines DBA oder TIEA-Abkommens oder auf Grundlage 
des Multilateralen Übereinkommens. Diese drei vertraglichen Grund-
lagen stammen von der OECD bzw. wurden maßgeblich durch sie 
geprägt und folgen denselben Prinzipien. Der Informationsaustausch 
ist danach weder der Art noch des Umfangs nach beschränkt und 
immer dann zulässig, wenn in einem Vertragsstaat Informationen 
vorliegen, die für die Besteuerung in einem anderen Vertragsstaat 
voraussichtlich erheblich sind. Alle vorgenannten Abkommen sehen 
grundsätzlich die vertrauliche Behandlung der von anderen Staaten 
erhaltenen Informationen vor.323 Die Vertraulichkeit soll durch die 
Einschränkung des Verwendungszwecks und des Kreises der zu-
gangsberechtigten Personen sichergestellt werden.  
Deutschland hat in der DE-VG sowie in seiner Auslegungserklärung 
zum Multilateralen Übereinkommen weitere Datenschutzmaßnahmen 
vorgesehen, die im Wesentlichen aus Anhörungs- und Dokumentati-
onspflichten bestehen. Die Durchsetzung der Datenschutzbestim-
mungen ist nicht geregelt. Insbesondere ist die Aussetzung des In-
formationsaustauschs bei Verletzung des Datenschutzes weder im 
OECD-MA noch in der DE-VG oder im Multilateralen Übereinkom-
men vorgesehen.  
Die Rechtsgrundlagen des steuerlichen Informationsaustauschs sind 
parallel zueinander entstanden und nicht zuletzt deshalb nicht aufei-
                                            
322 Czakert, IStR 2015, 590 (593). 
323 Czakert, IStR 2015, 590 (591). 
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nander abgestimmt. Daher kommt es oftmals zu Überschneidungen 
mit der Folge, dass sich die Finanzbehörden beim steuerlichen In-
formationsaustausch immer auf die Rechtsgrundlage mit dem weites-
ten Anwendungsbereich stützen können. Umgekehrt können sich 
Betroffene bei einer Überlagerung auf die Rechtsgrundlage berufen, 
die ihnen den umfangreichsten (Daten-) Schutz bietet.324 
                                            
324 Schaumburg, Schaumburg/Englisch, Rn. 20.8. 
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Kapitel 2: Der Steuerliche Informationstausch in der Europäi-
schen Union 
A. Die Amtshilferichtlinie der Europäischen Union 
Die Amtshilferichtlinie („Amtshilfe-RL“)325 regelt den grenzüberschrei-
tenden Informationsaustausch innerhalb der EU und begründet, bei 
erfüllten Voraussetzungen, die uneingeschränkte Verpflichtung zum 
gegenseitigen Informationsaustausch.326 Als unionsrechtliche Grund-
lage genießt die Amtshilfe-RL damit Vorrang vor nationalen Rege-
lungen sowie vor Auskunftsklauseln innereuropäischer DBA, die in 
nationales Recht umgesetzt wurden.327 Bei den Regelungen der 
Amtshilfe-RL handelt es sich um einen Mindeststandard. Wie bei al-
len EU Richtlinien steht es den Mitgliedstaaten gemäß Art. 288 Abs. 
3 AEUV frei, weitergehende gesetzliche Grundlagen zu schaffen.328 
Gehen nationale oder sonstige Auskunftspflichten über den Anwen-
dungsbereich der Amtshilfe-RL hinaus, endet ihr Anwendungsvor-
rang und der weitergehende Informationsaustausch findet statt.329 
Keine Anwendung findet die Amtshilfe-RL in Bezug auf den Informa-
tionsaustausch mit Drittstaaten.330 
I. Entwicklung und Umsetzung  
Die steuerliche Amtshilfe zwischen den heutigen EU-Mitgliedern er-
folgte seit jeher auf Grundlage von bilateralen DBA und wurde ab 
1977 durch die Vorgaben der ersten Amtshilferichtlinie des Rates 
77/799/EWG ergänzt.331 Die ursprüngliche Amtshilferichtlinie ist zum 
1. Januar 2013 durch die „Directive on Administrative Cooperation“ 
(DAC) 2011/16/EU vom 15.02.2011 ersetzt worden.332 Die DAC re-
gelt als heutige Amtshilfe-RL die Verfahren der steuerlichen Verwal-
tungszusammenarbeit in der EU und dient insbesondere als Grund-
lage des steuerlichen Informationsaustauschs in der EU. Während 
die ursprüngliche Amtshilferichtlinie während mehr als drei Jahrzehn-
ten unverändert bestanden hat, ist die heutige Amtshilfe-RL bereits 
                                            
325 Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15.2.2011 über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtli-
nie 77/799/EWG. 
326 Schaumburg, Schaumburg/Englisch, Rn. 20.15. 
327 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 93. 
328 Michaelis, Moritz/Strohm, Kap. F, Rn. 403. 
329 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 18. 
330 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 19. 
331 Weber-Grellet, § 22 Rn. 2. 
332 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 15. 
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mehrmals innerhalb weniger Jahre an die schnelle Entwicklung der 
steuerlichen Amtshilfe angepasst worden.333 
Zunächst wurde die ursprüngliche DAC mit der Änderungs-RL 
2014/107/EU vom 09.12.2014 an die Anforderungen der OECD an 
den Finanzkonteninformationsaustausch angepasst (DAC 2),334 (sie-
he Abschnitt B. I. Euro-
päische Rechtsgrundlage des CRS unten). Anschließend wurde sie 
mit der Änderungs-RL 2015/2376/EU vom 08.12.2015 (DAC 3)335 an 
die Anforderungen von BEPS Aktionspunkt 5 bezüglich des Informa-
tionsaustauschs bei steuerlichen Vorabzusagen (siehe Abschnitt B. 
II. Europäische Rechtsgrundlage von BEPS Aktionspunkt 5 
unten) und mit der Änderungs-RL 2016/881/EU vom 25.05.2016 
(DAC 4)336 an den Informationsaustausch von CbCR gemäß BEPS 
Aktionspunkt 13 (siehe Abschnitt B. III. Euro-
päische Rechtsgrundlage von BEPS Aktionspunkt 13 unten) ange-
passt.337 Weiter wurde die Amtshilfe-RL mit der Änderungs-RL 
2016/2258/EU vom 06.12.2016 (DAC 5)338 geändert, aufgrund wel-
cher die Finanzbehörden nun Informationen zur Bekämpfung der 
Geldwäsche austauschen. Zuletzt ist die Änderungs-RL DAC 6339, in 
welcher der Informationsaustausch bei grenzüberschreitenden Steu-
ergestaltungen im Zusammenhang mit BEPS Aktionspunkt 12 umge-
setzt wird, in Kraft gesetzt worden (siehe Abschnitt B. IV. Euro-
päische Rechtsgrundlage von BEPS Aktionspunkt 12 unten). 
                                            
333 Weber-Grellet, § 22 Rn. 3. 
334 Richtlinie 2014/107(EU) des Rates vom 9.12.2014 zur Änderung der Richtlinie 
2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Infor-
mationen im Bereich der Besteuerung. 
335 Richtlinie 2015/2376(EU) des Rates vom 8.12.2015 zur Änderung der Richtlinie 
2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Infor-
mationen im Bereich der Besteuerung. 
336 Richtlinie 2016/881(EU) des Rates vom 25.5.2016 zur Änderung der Richtlinie 
2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Infor-
mationen im Bereich der Besteuerung. 
337 EC-Report on the application of Council Directive (EU) 2011/16/EU on adminis-
trative cooperation in the field of direct taxation. , 18.12.2017, S. 1. 
338 Richtlinie 2016/2258(EU) des Rates vom 6.12.2016 zur Änderung der Richtlinie 
2011/16(EU) bezüglich des Zugangs von Steuerbehörden zu Informationen zur 
Bekämpfung der Geldwäsche. 
339 Richtlinie 2018/822(EU) des Rates vom 25.5.2018 zur Änderung der Richtlinie 
2011/16(EU) bezüglich des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs 
im Bereich der Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltun-
gen. 
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Die Amtshilfe-RL ist der innereuropäische Dreh- und Angelpunkt des 
steuerlichen Informationsaustauschs und wird fortlaufend an die in-
ternationalen Informationsaustausch-Verpflichtungen angepasst.  
Die heutige Amtshilfe-RL wurde erstmals mit dem durch das deut-
sche Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz vom 26.06.2013 einge-
führte EU-Amtshilfegesetz (EUAHiG) in nationales Recht umge-
setzt.340 Die nachfolgenden Änderungsrichtlinien wurden durch zahl-
reiche Gesetze und Umsetzungsgesetze wie das Gesetz zum auto-
matischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steu-
ersachen und zur Änderung weiterer Gesetze vom 21.12.2015341 
(Umsetzung der DAC 2, siehe dazu Kapitel 3. C. I. Finanzkonten-
Informationsaustausch) und das Gesetz zur Umsetzung der Ände-
rungen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maßnahmen ge-
gen Gewinnkürzungen und –verlagerungen vom 20.12.2016342 (Um-
setzung der DAC 3 und DAC 4) in deutsches Recht umgesetzt. Die 
Änderungsrichtlinie DAC 5 wurde mit dem Gesetz zur Umsetzung 
der Vierten EU-Geldwäscherichtlinie, zur Ausführung der EU-
Geldtransferverordnung und zur Neuorganisation der Zentralstelle für 
Finanztransaktionsuntersuchungen vom 23.06.2017343 in deutsches 
Recht umgesetzt und ist im Wesentlichen durch eine Änderung des 
Geldwäschegesetzes erfolgt. Schließlich wurde die Amtshilfe-RL 
durch die Änderungs-RL vom 25.05.2018 bezüglich des verpflichten-
den automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteue-
rung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen (DAC 
6) ergänzt, deren Umsetzung in deutsches Recht gemäß Art. 2 Abs. 
1 DAC 6 bis zum 31.12.2019 erfolgen wird. 
II. Anwendungsbereich 
Der Anwendungsbereich der Amtshilfe-RL erstreckt sich gemäß Art. 
1 Abs. 1 Amtshilfe-RL auf alle Informationen, die für die Anwendung 
und Durchsetzung des innerstaatlichen Steuerrechts der Mitglied-
staaten voraussichtlich erheblich sind. In sachlicher Hinsicht erfährt 
der Anwendungsbereich gemäß Art. 2 Abs. 2 und 3 Amtshilfe-RL 
eine Einschränkung. Die Amtshilfe-RL gilt demnach nicht für die 
                                            
340 Weber-Grellet, § 22 Rn. 3; BGBl. 2013 I S. 1809.  
341 BGBl. 2015 I, S. 2531. 
342 BGBl. 2016 I, S. 3000. 
343 BGBl. 2017 I, S. 1822. 
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Mehrwertsteuer, für Zölle oder Verbrauchsteuern, sowie für Sozial-
versicherungsbeiträge und Verwaltungsgebühren. Sämtliche Sach-
verhalte im Zusammenhang mit der unbeschränkten oder beschränk-
ten Steuerpflicht natürlicher oder juristischer Personen sowie die 
Einkünfteermittlung und die Zuordnung von Wirtschaftsgütern zu Mit-
unternehmerschaften und Betriebsstätten sind jedoch erfasst. Aus 
deutscher Sicht regelt sie Amtshilfe-RL damit den innereuropäischen 
Informationsaustausch im Zusammenhang mit der Ertrag- Körper-
schaft- Gewerbe- und Erbschafts- und Schenkungsteuer.344 Zwi-
schen den EU-Mitgliedern bestehen üblicherweise DBA mit Amtshil-
feklauseln, da deren Anwendungsbereich jedoch zumeist enger ist, 
als der der Amtshilfe-RL, leiten sich gegenseitige Amtshilfeansprü-
che vorrangig aus dieser ab.345  
III. Auskunftsarten 
Der grenzüberschreitende Informationsaustausch auf Grundlage der 
Amtshilfe-RL kann auf Ersuchen, spontan oder automatisch erfol-
gen.346  
Der Informationsaustausch auf Ersuchen ist in den Art. 5 ff. der 
Amtshilfe-RL geregelt, die in den §§ 4 ff. EUAHiG in deutsches Recht 
transferiert wurden (vgl. Kapitel 3 B. II. 2. b. aa. Erteilung von 
Auskünften auf Ersuchen unten). Die Verpflichtung zur gegenseitigen 
Amtshilfe auf Ersuchen ist in Art. 5 Amtshilfe-RL geregelt, die Grund-
züge des Verfahrens in den nachfolgenden Bestimmungen. Art. 6 
Amtshilfe-RL bestimmt, dass die ersuchten Behörden in demselben 
Umfang Informationen ermitteln, wie wenn sie von sich aus in ihrem 
eigenen Interesse handelten. Nach Art. 7 Amtshilfe-RL sollen die 
entsprechenden Informationen spätestens innerhalb von sechs Mo-
naten an die ersuchende Behörde übermittelt werden.347 
Im Wege des spontanen Informationsaustauschs können die zustän-
digen Behörden gemäß Art. 9 f. Amtshilfe-RL, umgesetzt in §§ 8 f. 
EUAHiG (vgl. Kapitel 3 B. II. 2. b. bb. Erteilung von Spontanaus-
künften unten), sämtliche Informationen austauschen, die für die zu-
ständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten erheblich sein können. 
                                            
344 Schaumburg, Schaumburg/Englisch, Rn. 20.16 f. 
345 Klaproth, Schwarz/Pahlke, § 117 AO, Rn. 28. 
346 Schaumburg, Schaumburg/Englisch, Rn. 20.15. 
347 vgl. van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (29). 
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Eine voraussichtliche Erheblichkeit der Auskunftserteilung gilt nach 
der Rechtsprechung jedenfalls zu bejahen, wenn anzunehmen sei, 
dass die ausländische Steuerverwaltung noch nicht einmal hinrei-
chende Kenntnis von steuerlich relevanten Vorgängen habe. Der 
Auskunft erteilende Staat habe lediglich eine Schlüssigkeitsprüfung 
durchzuführen und auf dieser Basis eine Prognoseentscheidung zu 
treffen, ob die weiter zu gebenden Informationen in dem anderen 
Staat eine steuerliche Bedeutung haben könnten. Eine exakte Prü-
fung eines Sachverhalts unter ausländischen Steuervorschriften sei 
hingegen nicht erforderlich.348 Daneben besteht unter bestimmten 
Voraussetzungen auch eine Verpflichtung zum spontanen Informati-
onsaustausch. Gemäß dem Katalog des Art. 9 Abs. 1 Amtshilfe-RL 
muss bei Vermutung der Steuerverkürzung in einem anderen Mit-
gliedstaat, bei Geschäftspraktiken, die zu Steuerersparnissen führen, 
bei Verdacht künstlicher Gewinnverlagerungen sowie generell bei 
Kenntniserlangung von Informationen, die für die Steuerfestsetzung 
erheblich sein könnten, ein spontaner Informationsaustausch erflo-
gen.349 Die Ermächtigung zu spontanem Informationsaustausch ver-
dichtet sich folglich in den meisten Fällen zur Verpflichtung.  
Der automatische Informationsaustausch ist in Art. 8 ff. Amtshilfe-RL, 
umgesetzt in § 7 EUAHiG (vgl. Kapitel 3 B. II. 2. b. cc. Automa-
tischer Informationsaustausch unten), geregelt. Die Mitgliedstaaten 
tauschen gemäß Art. 8 Abs. 1 Amtshilfe-RL Informationen über Ver-
gütungen aus unselbstständiger Arbeit, Aufsichtsratsvergütungen, 
Lebensversicherungsprodukte, Ruhegehälter sowie über Grundei-
gentum und die daraus erzielten Einkünfte aus, über Personen, die 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat steuerlich ansässig sind.350 Die 
Änderungs-RL DAC 2 - 6 haben zur Erweiterung der automatischen 
Informationsaustausch-Tatbestände geführt, dadurch werden die 
Vorgaben und Empfehlungen der OECD auf europäischer Ebene 
umgesetzt. 
                                            
348 Hennigfeld, DB 2017, 2259 (2259) zu FG Köln vom 23.05.2017 – 2 V 2498/16. 
349 Hörster, NWB 2017, 22 (23); Schaumburg, Schaumburg/Englisch, Rn. 20.31. 
350 van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (30). 
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B. Umfang des Informationsaustauschs 
I. Europäische Rechtsgrundlage des CRS 
Die Amtshilfe-RL dient als europäische Rechtsgrundlage des auto-
matischen Informationsaustauschs über Finanzkonten nach dem 
CRS. Der Rat für Wirtschaft und Finanzen ECOFIN hat am 
9.12.2014 die dahingehende Änderungsrichtlinie 2014/107/EU, DAC 
2,351 beschlossen und damit den Finanzkonteninformationsaus-
tausch in den 28 EU-Mitgliedstaaten eingeführt.352 Die Mitgliedsstaa-
ten haben die DAC 2 zum 31.12.2015 in nationales Recht umgesetzt 
und wenden ihre nationalen Umsetzungsgesetze und -
Verwaltungsvorschriften seit dem 1.1.2016 an.353 Der CRS ist 
dadurch hinsichtlich des Informationsaustauschs innerhalb der Union 
verbindlich in europäisches Recht übernommen worden.354 Zusätz-
lich wurden mit weiteren fünf europäischen Staaten, die keine EU-
Mitgliedstaaten sind, Steuertransparenzabkommen geschlossen, die 
der DAC 2 entsprechen. Dies führt dazu, dass die europäischen 
Bestimmungen des automatischen Informationsaustauschs nach 
dem CRS auch im Verhältnis der Mitgliedstaaten zu der Schweiz, zu 
Liechtenstein, San Marino, Andorra und Monaco gelten.355 
Die DAC 2 stützt sich auf die Mustervorgaben der OECD und gibt 
den Mitgliedstaaten in den Erwägungen auf, diese bei der nationalen 
Umsetzung im Sinne einer einheitlichen Rechtsanwendung ebenfalls 
zu berücksichtigen.356 Aus diesem Grund kann auf die Ausführungen 
zu dem OECD Standard für den automatischen Informationsaus-
tausch über Finanzkonten verwiesen werden (vgl. Kapitel 1. A. IV.
 Standard für den automatischen Informationsaustausch 
über Finanzkonten oben). Mit dem CRS gehen zwei Hauptpflichten 
einher, zunächst die Meldepflicht der Finanzinstitute und anschlie-
ßend die Informationsaustauschpflicht der nationalen Steuerbehör-
den. Mit der DAC 2 wurde die Amtshilfe-RL um Art. 8 Abs. 3a er-
                                            
351 Richtlinie 2014/107(EU) des Rates vom 9.12.2014 zur Änderung der Richtlinie 
2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Infor-
mationen im Bereich der Besteuerung. 
352 Lappas/Ruckes, IStR 2016, 364 (366). 
353 Lappas/Ruckes, IStR 2016, 364 (366). 
354 De Wolf, DStZ 2016, 410 (411).  
355 Michaelis, Moritz/Strohm, Kap. F, Rn. 525. 
356 E. 13 zur RL 2014/107/(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
er Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der 
Besteuerung.  
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gänzt, der in erster Linie die Informationsaustauschpflicht regelt. Be-
züglich der Meldepflicht der Finanzinstitute verweist Art. 8 Abs. 3a 
Amtshilfe-RL auf die ebenfalls mit der DAC 2 eingefügten Anhänge I 
und II Amtshilfe-RL. Die Melde- und Sorgfaltspflichten, die die Finan-
zinstitute seither beachten müssen wurden mit dem Gesetz zum au-
tomatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in 
Steuersachen und zur Änderung weiterer Gesetze vom 21.12.2015 
eingeführten Finanzkonteninformationsaustauschgesetz, FKAustG, 
in deutsches Recht umgesetzt (vgl. Kapitel 3.C. I. Finanzkonten-
Informationsaustausch unten). 
1. Meldepflicht der Finanzinstitute 
Gemäß Art. 8 Abs. 3a i.V.m. Anhang I Abschnitt I Amtshilfe-RL sind 
meldende Finanzinstitute verpflichtet, den zuständigen Behörden 
bestimmte Informationen über meldepflichtige Personen zu übermit-
teln. Der Begriff des meldenden Finanzinstituts ist in Anhang I Ab-
schnitt VIII A. Amtshilfe-RL genauso definiert, wie von der OECD 
(vgl. Kapitel 1 A. IV. 3. Persönlicher Anwendungsbereich oben). 
Erfasst sind die im jeweiligen Mitgliedstaat ansässigen Einlageninsti-
tute, Verwahrinstitute, Investmentunternehmen und spezifizierte Ver-
sicherungsgesellschaften, sowie die inländischen Zweigstellen von 
derartigen ausländischen Finanzinstituten, soweit sie nicht von der 
Meldepflicht befreit sind.357 Auch nicht meldende Finanzinstitute sind 
gemäß Anhang I Abschnitt VIII B. Amtshilfe-RL genauso definiert, 
wie von der OECD. Ausgenommen sind demnach Finanzinstitute, bei 
denen ein geringes Risiko der Steuerhinterziehung besteht, sowie 
u.a. Zentralbanken, sonstige staatliche Rechtsträger und deren Pen-
sionsfonds, internationale Organisationen und bestimmte Altersvor-
sorgefonds. 358 
Eine Meldepflicht der Finanzinstitute besteht bei Finanzkonten ge-
mäß der Definition in Anhang I Abschnitt VIII C., das einem melde-
pflichtigen Kontoinhaber im Sinne von Anhang I Abschnitt VIII D. ge-
hört. Auch in Bezug auf den sachlichen Anwendungsbereich wurde 
den Vorgaben der OEDC mit diesen Vorschriften entsprochen (vgl. 
Kapitel 1 A. IV 4. Sachlicher Anwendungsbereich oben). So han-
                                            
357 Vgl. OECD Handbuch zur Anwendung des gemeinsamen Standards, S. 42. 
358 Vgl. OECD Handbuch zur Anwendung des gemeinsamen Standards, S. 42. 
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delt es sich bei Einlagekonten, Verwahrkonten, Eigenkapital- oder 
Fremdkapitalbeteiligungen an Investmentunternehmen und bestimm-
ten Versicherungs- und Rentenversicherungsverträgen um Finanz-
konten. Meldepflichtig sind natürliche und in eingeschränktem Um-
fang auch juristische Personen, die nach dem Steuerrecht eines be-
liebigen anderen Mitgliedstaats in diesem ansässig sind. Die Melde-
pflicht bezieht sich auf die in Anhang I Abschnitt I genannten Infor-
mationen. In Übereinstimmung mit den Vorgaben der OECD handelt 
es sich dabei um persönliche Identifizierungsinformationen des Kon-
toinhabers oder der beherrschenden Personen, Kontoinformationen 
und um Finanzinformationen wie den Kontostand und die Währung 
des Kontos.  
Auch beim System der verschiedenen Sorgfaltspflichten und den 
jeweiligen Verfahren hat sich die EU an die Vorgaben der OECD ge-
halten (vgl. Kapitel 1 A. IV. 5. Umfang des Informationsaus-
tauschs oben).359 Bei der Feststellung, ob ein Finanzkonto melde-
pflichtig ist, beachten die europäischen Finanzinstitute bei der Ermitt-
lung der steuerlichen Ansässigkeit der Kontoinhaber unterschiedliche 
Sorgfaltspflichten, abhängig vom Kontoeröffnungsdatum und der Ei-
genschaft des Kontoinhabers. Bei der Überprüfung dürfen sich Fi-
nanzinstitute grundsätzlich auf die ihnen mitgeteilten Informationen 
verlassen, es sei denn, dass ihnen bekannt sein müsste, dass die 
betreffenden Informationen unglaubwürdig oder gar unzutreffend 
sind.  
2. Informationsaustauschpflicht der Steuerbehörden 
Grundsätzlich werden beim automatischen Informationsaustausch 
gemäß Art. 3 Nr. 9 Amtshilfe-RL nur Informationen ausgetauscht, die 
in den Steuerakten des übermittelnden Staats verfügbar sind. Der 
Informationsaustausch über Finanzkonten geht mit der Auferlegung 
von spezifischen Ermittlungspflichten über den Umfang des üblichen 
automatischen Informationsaustauschs hinaus, wenngleich die Er-
mittlungspflichten nicht die Finanzbehörden, sondern die Finanzinsti-
tute treffen. Dem OECD-Standard entsprechend müssen gemäß Art. 
8 Abs. 3a Amtshilfe-RL Identifikationsinformationen der meldepflich-
tigen Personen (Name, Anschrift, Steueridentifikationsnummer und 
                                            
359 Vgl. OECD Handbuch zur Anwendung des gemeinsamen Standards, S. 52. 
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Geburtstag- und Ort natürlicher Personen), sowie die Kontonummer, 
die Bezeichnung des Finanzinstituts, den Kontosaldo und die Ein-
gänge des jeweiligen Kalenderjahrs übermittelt werden (vgl. Kapitel 1 
A. IV. 5. Umfang des Informationsaustauschs oben). 
Ist die Meldepflicht gemäß Art. 8 Abs. 6 lit. b Amtshilfe-RL von einem 
Finanzinstitut innerhalb des Meldezeitraums von einem Jahr erfüllt 
worden, werden die Informationen innerhalb von neun Monaten von 
den Finanzbehörden ausgetauscht. Der Umfang des Informations-
austauschs ist in Art. 8 Abs. 3a Amtshilfe-RL geregelt und erfolgt 
gemäß Art. 8 Abs. 4 Amtshilfe-RL mittels eines elektronischen Stan-
dardformats.  
Die Amtshilfe-RL als europäische Umsetzung des Finanzkontenin-
formationsaustauschs nach dem CRS entspricht damit in jeder Hin-
sicht den Vorgaben der OECD.  
II. Europäische Rechtsgrundlage von BEPS Aktionspunkt 5  
Etwa zeitgleich mit dem Erscheinen des Abschlussberichts zu BEPS 
Aktionspunkt 5 legte die EU-Kommission im Frühjahr 2015 einen 
Richtlinienvorschlag zur Erhöhung der Transparenz bei der Erteilung 
von steuerlichen Vorbescheiden und Vorabverständigungen über 
Verrechnungspreise vor, der kurz darauf am 8.12.2015 vom Rat der 
Wirtschafts- und Finanzminister förmlich angenommen wurde.360 
Mithilfe dieser als DAC 3 bezeichneten Änderungs-RL361 wurde der 
verpflichtende automatische Austausch von Informationen über 
grenzüberschreitende steuerliche Vorbescheide und Vorabverstän-
digungen über Verrechnungspreise internationaler Unternehmen in 
die europäische Amtshilfe-RL aufgenommen.362  
Steuervorbescheide erleichtern die konsequente und transparente 
Anwendung des nationalen Steuerrechts und sind in der EU gängige 
Praxis. Steuerpflichtige, insbesondere Unternehmen, erlangen durch 
sie Rechts- und Planungssicherheit. Das trägt einerseits zur Förde-
rung ihrer Investitionstätigkeit bei und fördert die Einhaltung der 
                                            
360 RL 2015/2376 vom 08.12.2015 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüg-
lich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich 
der Besteuerung.  
361 Richtlinie 2015/2376(EU) des Rates vom 8.12.2015 zur Änderung der Richtlinie 
2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Infor-
mationen im Bereich der Besteuerung. 
362 Czakert, IStR 2016, 985 (986); Haug, DStZ 2016, 850 (851). 
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Rechtsvorschriften durch die Steuerpflichtigen, heißt es in den Erwä-
gungen zur DAC 3.363 Andererseits besteht nach Auffassung der EU 
das Risiko, dass Vorbescheide, die steuermotivierte Gestaltungen 
betreffen, von Mitgliedstaaten in missbräuchlicher Weise eingesetzt 
werden, um den innereuropäischen Steuerwettbewerb zu ihren 
Gunsten zu beeinflussen. Durch steuerliche Vorbescheide können 
Staaten z.B. steuerpflichtigen Unternehmen eine niedrige Besteue-
rung von künstlich erhöhten Einkünften in Aussicht stellen, sodass in 
anderen beteiligten Mitgliedstaaten lediglich künstlich verringerte 
steuerbare Einkünfte verbleiben.364 Seit dem Inkrafttreten der geän-
derten EU-Amtshilferichtlinie am 1. 1. 2017 regelt diese den Informa-
tionsaustausch über steuerliche Vorabzusagen unter den EU-
Mitgliedstaaten.365 Die deutsche Umsetzung der DAC 3 ist mit dem 
Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie 
und von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und –
verlagerungen vom 20.12.2016, dem BEPS-Umsetzungsgesetz, er-
folgt (vgl. Kapitel 3 C. II. Informationsaustausch bei Vorbescheiden 
unten).366 Damit ist wiederum das EUAHiG an die Anforderungen 
von BEPS Aktionspunkt 5 angepasst worden.367  
1. Ermessensfreier Informationsaustausch 
Bereits unter dem Regime der ursprünglichen Amtshilfe-RL ist in Art. 
9 Abs. 1 Bst. a im Zusammenhang mit Steuervorbescheiden und 
Vorabverständigungen über Verrechnungspreise ein verpflichtender 
spontaner Informationsaustausch vorgesehen gewesen, sofern die 
Steuervorbescheide eine grenzüberschreitende Dimension haben 
und die Finanzbehörde Grund zur Annahme hat, dass es dadurch zu 
Einbußen bei den Steuereinnahmen eines anderen Mitgliedstaats 
kommen könnte.368 Beim spontanen Informationsaustausch kann der 
den Steuervorbescheid erteilende Mitgliedstaat nach eigenem Er-
                                            
363 E. 1 zur Richtlinie 2015/2376(EU) des Rates vom 8.12.2015 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch 
von Informationen im Bereich der Besteuerung. 
364 E. 1 zur Richtlinie 2015/2376(EU) des Rates vom 8.12.2015 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch 
von Informationen im Bereich der Besteuerung. 
365 BMF-Schreiben vom 28.07.2016, BStBl 2016 I S. 781 (787). 
366 BGBl. 2016 I, S. 3000. 
367 BMF-Schreiben vom 28.07.2016, BStBl 2016 I S. 781 (784). 
368 E. 3 zur Richtlinie 2015/2376(EU) des Rates vom 8.12.2015 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch 
von Informationen im Bereich der Besteuerung. 
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messen entscheiden, ob die Voraussetzungen im konkreten Fall er-
füllt sind und welche anderen Mitgliedstaaten unterrichtet werden. 
Die ausgetauschten Informationen sollten nach Auffassung der EU 
jedoch allen Mitgliedstaaten ermessensunabhängig zugänglich 
sein.369 Mit der DAC 3 ist die Amtshilfe-RL deshalb um einen dahin-
gehenden automatischen Informationsaustausch-Tatbestand erwei-
tert worden.  
Das Kernelement ist der neu eingefügte Art. 8a Amtshilfe-RL, der 
den verpflichtenden automatischen Informationsaustausch über 
grenzüberschreitende Vorbescheide und Vorabverständigungen über 
die Verrechnungspreisgestaltung regelt. Nach dessen Abs. 1 über-
mitteln Steuerbehörden ihren europäischen Schwesterbehörden und 
der EU-Kommission automatisch Informationen über die von ihnen 
erteilten grenzüberschreitenden Vorbescheide und Vorabverständi-
gungen über die Verrechnungspreisgestaltung. Damit ist die EU 
diesbezüglich über die Anforderungen des Mindeststandards von 
BEPS Aktionspunkt 5 hinausgegangen.370 Die OECD sieht lediglich 
den spontanen Informationsaustausch vor, wenn die zu übermitteln-
de Information im Empfängerstaat für steuerliche Zwecke voraus-
sichtlich erheblich ist (vgl. Kapitel 1 A. III. 1. Aktionspunkt 5: Infor-
mationsaustausch über steuerliche Vorabzusagen oben).371 Anders 
als im Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 5, wonach der Infor-
mationsaustausch letztendlich im Ermessen der übermittelnden 
Staaten liegt, erfolgt er auf Ebene der EU bei erfüllten Vorausset-
zungen automatisch ohne vorherige Ermessensentscheidung.  
Ungeachtet der Einführung des automatischen Informationsaus-
tauschs verbleibt auch dem spontanen Informationsaustausch bei 
Steuervorbescheiden bzw. Vorabverständigungen über Verrech-
nungspreise nach Ar. 9 Abs.1 Bst. a Amtshilfe-RL weiterhin ein ei-
genständiger Anwendungsbereich. Dieser ist gemäß Art. 8a Abs. 3 
Amtshilfe-RL eröffnet, wenn ein Drittland involviert ist, mit dem ein 
Abkommen besteht, das die Weitergabe von Informationen innerhalb 
                                            
369 E. 4 zur Richtlinie 2015/2376(EU) des Rates vom 8.12.2015 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch 
von Informationen im Bereich der Besteuerung. 
370 Czakert, IStR 2016, 985 (990). 
371 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksich-
tigung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
53. 
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der EU ausschließt.372 In solchen Fällen werden spontan Informatio-
nen ausgetauscht, die in dem Antrag des Steuerpflichtigen auf Ertei-
lung eines Steuervorbescheids bzw. einer Vorabverständigung über 
Verrechnungspreise enthalten sind.373 Zusätzlich können die Emp-
fängerstaaten den übermittelnden Staat gestützt auf Art. 5 Amtshilfe-
RL um zusätzliche Informationen ersuchen, z.B. um eine Volltextver-
sion des grenzüberschreitenden Vorbescheids oder der Vorabvers-
tändigung über die Verrechnungspreisgestaltung.374  
2. Sachlicher Anwendungsbereich 
Der sachliche Anwendungsbereich des DAC 3 entspricht dem von 
BEPS Aktionspunkt 5 und erfasst sämtliche individuelle Zusicherun-
gen einer Steuerbehörde an konkrete Steuerpflichtige.375 Die Begriffe 
„grenzüberschreitender Vorbescheid und „Vorabverständigung über 
die Verrechnungspreisgestaltung“ werden in den neuen Art. 3 Nr. 14 
ff Amtshilfe-RL definiert. Bei beiden Begriffen handelt es sich um be-
hördliche Mitteilungen oder vergleichbare Maßnahmen, die individu-
ell an eine oder mehrere bestimmte Personen gerichtet sind, welche 
sich darauf konkret berufen können. Im Fall des Vorbescheids betrifft 
die Mitteilung die Anwendung oder Auslegung von steuerlichen Vor-
schriften im Vorfeld von grenzüberschreitenden Transaktionen, bei 
denen entweder Personen mit ausländischer steuerlicher Ansässig-
keit beteiligt oder ausländische Betriebstätten involviert sind. Zusätz-
lich findet der Informationsaustausch gemäß Art. 8a Abs. 4 Amtshil-
fe-RL nur statt, wenn sich der Vorbescheid zumindest auch an eine 
juristische Person und nicht ausschließlich an natürliche Personen 
richtet.376 Im Fall einer Vorabverständigung über Verrechnungspreise 
bezieht sich die behördliche Mitteilung auf die Verrechnungspreisbe-
stimmung zwischen verbundenen Unternehmen in unterschiedlichen 
Steuerjurisdiktionen oder die Gewinnzuweisung an ausländische Be-
                                            
372 E. 11 zur Richtlinie 2015/2376(EU) des Rates vom 8.12.2015 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch 
von Informationen im Bereich der Besteuerung. 
373 Czakert, IStR 2016, 985 (989). 
374 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 82; Czakert, 
IStR 2016, 985 (990); E. 16 zur Richtlinie 2015/2376(EU) des Rates vom 
8.12.2015 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung 
zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung. 
375 E. 5 zur Richtlinie 2015/2376(EU) des Rates vom 8.12.2015 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch 
von Informationen im Bereich der Besteuerung. 
376 Czakert, IStR 2016, 985 (989). 
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triebstätten.377 Gemäß der Ausnahmevorschrift des Art. 8a Abs. 2 
Amtshilfe-RL können Steuervorbescheide bzw. Vorabvers-
tändigungen über Verrechnungspreise vom Informationsaustausch 
ausgenommen werden, wenn sie an Unternehmen mit einem Jah-
resnettoumsatzerlös von weniger als 40 Mio. Euro gerichtet sind und 
vor dem 01.04.2016 erteilt wurden.378 
3. Verfahrensablauf 
Nach Art. 8a Abs. 5 und 6 Amtshilfe-RL erfolgt der automatische In-
formationsaustausch innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des 
Kalenderjahrs in dem der Vorbescheid bzw. die Vorabverständigung 
über Verrechnungspreise erteilt, geändert oder erneuert wurde. 
Übermittelt werden u.a. eine Inhaltszusammenfassung des Vorbe-
scheids bzw. der Vorabverständigung über Verrechnungspreise, die 
Laufzeit, die betroffenen Mitgliedstaaten sowie Identifizierungsanga-
ben zum Adressaten und beteiligten Personen in anderen Mitglied-
staaten. Der Umfang der zu übermittelnden Informationen deckt sich 
im Wesentlichen mit den Vorgaben der OECD gemäß Anhang C zum 
Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 5.379 Auch auf EU-Ebene 
erfolgt der Informationsaustausch mittels eines Standardformblatts 
(vgl. Art. 20 Abs. 5 Amtshilfe-RL), das weitgehend deckungsgleich ist 
mit Anhang C zum Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 5. Wäh-
rend der Mindeststandard der OECD den spontanen Informations-
austausch auf Ansässigkeitsstaaten von beteiligten Dritten be-
schränkt, die von einer Zusage betroffen sind (vgl. Kapitel 1 A. III. 1. 
b. cc. Verfahrensablauf oben)380 erstreckt sich der automatische In-
formationsaustausch innerhalb der EU auf sämtliche Mitgliedstaaten. 
Zusätzlich erhält auch die EU-Kommission in dem gemäß Art. 8a 
Abs. 8 Amtshilfe-RL eingeschränktem Umfang Informationen, die 
keine personenbezogenen Angaben enthalten. 381 Die EU-
Kommission führt basierend darauf gemäß Art. 21 Abs. 5 Amtshilfe-
RL ein Zentralverzeichnis, das für sämtliche Mitgliedstaaten einseh-
                                            
377 Czakert, IStR 2016, 985 (988). 
378 Czakert, IStR 2016, 985 (989). 
379 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksich-
tigung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
82 f. 
380 OECD Wirksamere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksich-
tigung von Transparenz und Substanz, Aktionspunkt 5, Abschlussbericht 2015, S. 
59. 
381 Czakert, IStR 2016, 985 (989). 
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bar ist. Demnach ist die EU beim Informationsaustausch über Steu-
ervorbescheide auch hinsichtlich des Empfängerkreises über den 
Mindeststandard von BEPS Aktionspunkt 5 hinausgegangen. 
III. Europäische Rechtsgrundlage von BEPS Aktionspunkt 13 
Gewinne sollen dort versteuert werden, wo sie erwirtschaftet werden, 
lautet eine Kernforderung der OECD im Zusammenhang mit der in-
ternationalen Besteuerung. Multinationale Unternehmen können im 
Zuge ihrer grenzüberschreitenden Aktivitäten ihre Gewinne so verla-
gern, dass die Besteuerung an dem steuerlich vorteilhaftesten Ort 
stattfindet. Um dem entgegenzuwirken enthält der Abschlussbericht 
zu BEPS Aktionspunkt 13 Mindeststandards für die Verrechnungs-
preisdokumentation und den daran anschließenden Austausch von 
Daten (vgl. Kapitel 1 A. III. 3. Aktionspunkt 13: Verrechnungs-
preisdokumentation und Country-by-Country Reporting oben).  
Um den Mindestanforderungen von BEPS Aktionspunkt 13 auf euro-
päischer Ebene gerecht zu werden, wurde die Amtshilfe-RL ange-
passt und um standardisierte Dokumentationsanforderungen im Be-
reich der Verrechnungspreise und Vorschriften zum automatischen 
Informationsaustausch erweitert.382 Die ersten beiden Stufen der 
Verrechnungspreisdokumentation, das Master File und das Local 
File (vgl. Kapitel 1 A. III. 3. a. Die dreistufige Verrechnungspreis-
dokumentation oben), sind auf EU-Ebene bereits vor Veröffentli-
chung des Abschlussberichts zu BEPS Aktionspunkt 13 eingeführt 
worden.383 Infolgedessen bestand hauptsächlich Handlungsbedarf im 
Zusammenhang mit dem CbCR. Mit der Änderungsrichtlinie 
2016/881/EU vom 25.05.2016, der DAC 4, ist das länderspezifische 
CbCR und der anschließende automatische Informationsaustausch 
in die europäische Amtshilfe-RL integriert worden.384 Die Mitglied-
staaten haben gemäß Art. 2 DAC 4 bis Juni 2017 Umsetzungsgeset-
ze erlassen und wenden diese seither Zeitpunkt an. Wie die kurz 
                                            
382 Hörster, NWB 2017, 22 (22); Haug, DStZ 2016, 850 (851); E. 14 zur Richtlinie 
2016/881(EU) des Rates vom 25.5.2016 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU 
bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im 
Bereich der Besteuerung. 
383 E. 5 zur Richtlinie 2016/881(EU) des Rates vom 25.5.2016 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch 
von Informationen im Bereich der Besteuerung. 
384 E. 6 zur Richtlinie 2016/881(EU) des Rates vom 25.5.2016 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch 
von Informationen im Bereich der Besteuerung. 
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vorher erlassene DAC 3 ist auch die DAC 4 durch das BEPS-
Umsetzungsgesetz385 in deutsches Recht umgesetzt worden (vgl. 
Kapitel 3 C. III. Informationsaustausch bei der Verrechnungs-
preisdokumentation unten).  
1. Der länderbezogene Bericht 
Kernelement der DAC 4 ist der neu eingefügte Art. 8aa Amtshilfe-RL, 
der den Umfang und die Voraussetzungen des automatischen Aus-
tauschs der länderbezogenen Berichte, wie die CbCR in der 
deutschsprachigen Textversion der DAC 4 bezeichnet werden, re-
gelt. Ergänzt wird der neue Art. 8aa Amtshilfe-RL durch den neuen 
Anhang III Amtshilfe-RL, der die wesentlichen Einzelheiten der län-
derbezogenen Berichterstattung regelt.  
a. Berichtspflichtige Unternehmen 
Der länderbezogene Bericht wird gemäß Art. 8aa Abs. 1 Amtshilfe-
RL jährlich von der obersten Muttergesellschaft einer multinationalen 
Unternehmensgruppe erstellt. Unternehmensgruppen sind Unter-
nehmen die durch Eigentum oder Beherrschung so verbunden sind, 
dass sie zur Erstellung eines konsolidierten Jahresabschlusses ver-
pflichtet sind oder wären, wenn sie börsennotiert wären.386 Multinati-
onal sind solche Unternehmensgruppen, wenn ihre Unternehmen 
mindestens in zwei Staaten steuerlich ansässig sind oder sie zumin-
dest über eine ausländische Betriebsstätte verfügen.387 Auch multi-
nationale Unternehmensgruppen aus Drittstaaten unterliegen der 
Berichtspflicht, sofern sie über Geschäftseinheiten in der EU verfü-
gen.388 Die oberste Muttergesellschaft kann sich gruppenintern durch 
ein anderes Unternehmen vertreten lassen.389 Ist die oberste Mutter-
gesellschaft oder ihre Vertretung aus rechtlichen oder faktischen 
Gründen nicht in der Lage ihre Verpflichtung zu erfüllen, wird sub-
sidiär eine andere Geschäftseinheit berichtspflichtig.390 In diesem 
Fall muss eine inländische Tochtergesellschaft eines ausländischen 
                                            
385 Gesetz zur Umsetzung und Änderung der Amtshilferichtlinie und von weiteren 
Maßnahmen gegen Gewinnverkürzungen und –verlagerungen vom 20. Dezember 
2016, BGBl. 2016 I S. 3000. 
386 Anhang III Abschnitt I Nr. 1 Amtshilfe-RL. 
387Anhang III Abschnitt I Nr. 2 Amtshilfe-RL. 
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389 Anhang III Abschnitt I Nr. 6 Amtshilfe-RL. 
390 Anhang III Abschnitt II Nr. 1 Amtshilfe-RL. 
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Konzerns den länderbezogenen Bericht in ihrem Ansässigkeitsstaat 
einreichen und ist nur von der Berichtspflicht ausgenommen, wenn 
eine andere Tochtergesellschaft der Verpflichtung nachkommt.391 
Unternehmensgruppen unterhalb der Umsatzschwelle von 750 Mio. 
Euro pro Jahr sind von der Berichtspflicht ausgenommen, was den 
Grundsätzen der OECD entspricht (vgl. Kapitel 1 A. III. 3. Aktions-
punkt 13: Verrechnungspreisdokumentation und Country-by-Country 
Reporting oben).392  
b. Inhaltliche Vorgaben 
In den länderbezogenen Berichten wird gemäß Art. 8aa Abs. 3 
Amtshilfe-RL für jedes Steuerhoheitsgebiet, in dem die Gruppe Ge-
schäftstätigkeiten ausübt, die Höhe der Erträge, der Vorsteuergewin-
ne sowie der bereits gezahlten und noch zu zahlenden Ertragsteuern 
angegeben. Angegeben wird auch die Anzahl der Mitarbeiter, das 
ausgewiesene Kapital, die einbehaltenen Gewinne und die materiel-
len Vermögenswerte der einzelnen Steuerhoheitsgebiete, sowie 
auch die jeweiligen Geschäftseinheiten nach Steuerhoheitsgebiet mit 
ihren wichtigsten Geschäftstätigkeiten.393 Der Begriff Steuerhoheits-
gebiet ist definiert als fiskalisch autonomes Gebiet und muss nicht 
notwendigerweise ein Staat sein.394 Ein Musterformblatt für den län-
derbezogenen Bericht findet sich in Anhang III Abschnitt III Amtshil-
fe-RL. Daraus lassen sich sämtliche anzugebende Informationen 
entnehmen. Das Musterformblatt ist identisch zu den CbCR-
Musterformularen in Anhang III zu Kapitel V der OECD-
Verrechnungspreisrichtlinien (vgl. Kapitel 1 A. III. 3. a. cc. Das 
Country-by-Country Reporting oben).395 Dadurch wird sichergestellt, 
dass unionsweit die gleichen Informationen gesammelt und den 
Steuerverwaltungen zeitnah zur Verfügung gestellt werden.396 Ver-
stöße gegen die Berichtspflicht sollen sanktioniert werden. Die Wahl 
der geeigneten Sanktion bleibt dabei den Mitgliedstaaten überlassen. 
                                            
391 Bier/Voß, IStR 2017, 393 (395); Anhang III Abschnitt II Nr. 1 Amtshilfe-RL. 
392 Kraft/Heider, DStR 2017, 1353 (1354). 
393 E. 6 zur RL 2016/881(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Be-
steuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen. 
394 Anhang III Abschnitt III C. Nr. 1.1. Amtshilfe-RL. 
395 OECD Erläuterung OECD / G20 Projekt Gewinnverkürzung und Gewinnverla-
gerung, S. 33 f. 
396 E. 7 zur RL 2016/881(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Be-
steuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen. 
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Allerdings sollen die Sanktionen gemäß Art. 25a Amtshilfe-RL wirk-
sam, verhältnismäßig und abschreckend sein.397 Mit dieser Verpflich-
tung geht die EU über den OECD-Mindeststandard hinaus, denn im 
Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 13 ist kein Sanktionsme-
chanismus vorgesehen.398  
Die EU hat damit den OECD Mindeststandard gemäß dem Ab-
schlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 13 vollständig umgesetzt und 
der Berichtspflicht mit der Sanktionsandrohung besonderen Nach-
druck verliehen. 
2. Modalitäten des Informationsaustauschs 
Die länderbezogenen Berichte werden nach Art. 8aa Abs. 2 Amtshil-
fe-RL automatisch ausgetauscht. Die zuständige Behörde des jewei-
ligen Mitgliedstaats übermittelt die länderbezogenen Berichte inner-
halb von 15 Monaten nach dem letzten Tag des Wirtschaftsjahres 
der betreffenden Unternehmensgruppe an alle Mitgliedstaaten, in 
denen laut Bericht Geschäftseinheiten oder Betriebstätten der Grup-
pe steuerpflichtig sind.399 Auf Grundlage der empfangenen länderbe-
zogenen Berichte können Empfängerstaaten anschließend nach den 
allgemeinen Grundsätzen des Art. 5 Amtshilfe-RL einzelfallbezogene 
Auskunftsersuchen an den übermittelnden Staat stellen (vgl. Ab-
schnitt A. II. Anwendungsbereich oben).400 Der Umfang des Infor-
mationsaustauschs entspricht auf europäischer Ebene dem des § 2 
CbC-MCAA, der den Informationsaustausch im Verhältnis zu Dritt-
staaten regelt. Auch nach § 2 CbC-MAA tauschen die Behörden der 
Vertragsstaaten jährlich automatisch die erhaltenen länderbezoge-
nen Berichte mit allen Vertragsstaaten aus, in denen sich Konzern-
gesellschaften oder Betriebsstätten befinden (vgl. Kapitel 1 A. III. 3. 
b. Umfang des Informationsaustauschs oben). Der Aus-
tausch der länderbezogenen Berichte folgt denselben Vorgaben, un-
abhängig davon, ob es sich bei den Empfängerstaaten um EU-
Mitglieder oder Drittstaaten handelt. 
                                            
397 E. 9 zur RL 2016/881(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Be-
steuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen. 
398 Bier/Voß, IStR 2017, 393 (394). 
399 E. 12 zur RL 2016/881(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Be-
steuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen. 
400 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 82. 
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3. Ausblick: Öffentlicher Ertragsteuerinformationsbericht 
Zusätzlich zu den Verrechnungspreisdokumentationspflichten, die 
mit der DAC 4 in die Amtshilfe-RL integriert wurden, wird derzeit in 
den Vorbereitungsgremien des Rates eine über die DAC 4 hinaus-
gehende Verpflichtung zur Berichterstattung multinationaler Unter-
nehmen erörtert.401 Dadurch sollen internationale Konzerne zur öf-
fentlichen Bekanntgabe ihrer Ertragsteuerinformationen verpflichtet 
werden.402 Diese Verpflichtung soll durch eine Ergänzung der Bilanz-
Richtlinie403 um die Art. 48a bis 48i in der europäischen Rechtsord-
nung verankert werden, so der Richtlinienvorschlag der Europäi-
schen Kommission vom 12.04.2016.404 Laut den Erwägungen soll 
der geplante Ertragsteuer-Informationsbericht eine verstärkte öffent-
liche Kontrolle der Ertragsteuerbelastung von multinationalen Unter-
nehmen, die in der EU tätig sind, ermöglichen. Mit dem Ertragssteu-
erbericht sollen Unternehmen einerseits stärker in die Verantwortung 
genommen werden, durch Steuern zum Wohlstand der Gesellschaft 
beizutragen. Andererseits soll mit der Veröffentlichung der Ertrags-
teuer-Informationsberichte eine sachkundigere öffentliche Debatte 
über einen faireren Steuerwettbewerb innerhalb der EU gefördert 
werden. Nicht zuletzt soll die Ertragsteuer-
Informationsberichterstattung das öffentliche Vertrauen in die Fair-
ness der nationalen Steuersysteme stärken.405 
Gemäß Art. 48b Abs. 1 u. 2 Bilanz-RL-E sollen bestimmte Großun-
ternehmen jährlich einen Ertragsteuer-Informationsbericht, auch „öf-
fentliches CbCR genannt“406, erstellen und der Öffentlichkeit durch 
Veröffentlichung auf der Website des Unternehmens zugänglich ma-
chen. Die Verpflichtung zur Erstellung und Veröffentlichung der Er-
tragsteuer-Informationsberichte soll multinationale Unternehmens-
gruppen treffen, deren jährlicher konsolidierter Nettoumsatz mehr als 
                                            
401 Wöhner, TPI 2017, S.22; Bültmann-Hinz, DStR 2018, 49 (51). 
402 Oppel, SteuK 2016, 421 (425). 
403 Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Juni 2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit 
verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Ände-
rung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und 
zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates 
404 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richt-
linie 2013/34/EU im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen 
durch bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen.  
405 E. 5 zur Bilanz-RL-E. 
406 Müller/Kreipl, BC 2016, 309 (310); Oppel, SteuK 2016, 421 (426). 
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750 Mio. Euro beträgt. Dieser Betrag entspricht dem Schwellenbe-
trag, ab dem Unternehmensgruppen gemäß Aktionspunkt 13 des 
BEPS Projekts zur standardisierten Verrechnungspreisdokumentati-
on verpflichtet sind (vgl. Kapitel 1 A. III. 3. a. cc. Das Country-
by-Country Reporting). Betroffene Unternehmen müssten neben dem 
länderbezogenen Bericht jährlich ein weiteres öffentlichen CbCR er-
stellen. 
Grundsätzlich soll der Ertragsteuer-Informationsbericht von der 
obersten Muttergesellschaft für die gesamte Unternehmensgruppe 
erstellt werden, wenn diese den Vorschriften eines Mitgliedstaates 
der EU unterliegt. Liegt der Sitzt der obersten Muttergesellschaft au-
ßerhalb der EU, sollen subsidiär ihre EU-Tochtergesellschaften nach 
Art 48b Abs. 3 Bilanz-RL-E zur Veröffentlichung des Ertragsteuer-
Informationsberichts der Muttergesellschaft verpflichtet sein. Der In-
halt der Ertragsteuer- Informationsberichts ergibt sich aus Art 48c 
Bilanz-RL-E und erstreckt sich auf Informationen über sämtliche Tä-
tigkeiten des Unternehmens, der obersten Muttergesellschaft sowie 
aller in den konsolidierten Abschluss für das betreffende Geschäfts-
jahr eingehenden verbundenen Unternehmen. Darin soll die Ge-
schäftstätigkeit beschrieben werden, die Zahl der Beschäftigten und 
die Nettoumsatzerlöse unter Angabe des Nettoumsatzes mit nahe-
stehenden Unternehmen und Personen genannt werden. In steuerli-
cher Hinsicht soll der Gewinn oder Verlust vor Ertragsteuern, sowie 
die Beträge der gezahlten und der noch zu zahlenden Ertragsteuer 
angegeben werden. Diese Angaben erfolgen für jeden Mitgliedstaat 
separat.407  
In den Erwägungen zu dem Richtlinienentwurf wird zwar auf die Be-
richterstattungspflicht des Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkts 
13 Bezug genommen, die öffentliche Ertragsteuer-
Informationsberichterstattung, wie sie von der EU geplant wird, 
weicht jedoch von den Vorgaben der OECD ab und geht über deren 
Umfang hinaus. Anders als in dem europäischen Richtlinienentwurf 
vorgesehen, geht der Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 13 
nicht von einer allgemeinen Veröffentlichung der Berichterstattung 
aus. Einzig im Rahmen des automatischen Informationsaustauschs 
                                            
407 Oppel, SteuK 2016, 421 (426). 
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der Steuerbehörden dürfen die entsprechenden Informationen wei-
tergegeben werden.408 Da die Steuerbehörden an die Datenschutz-
bestimmungen der völkerrechtlichen Abkommen gebunden sind, 
bleibt die Vertraulichkeit der Informationen in den Berichten gewahrt, 
was bei der Veröffentlichung im Internet zwangsläufig nicht der Fall 
ist. 
IV. Europäische Rechtsgrundlage von BEPS Aktionspunkt 12 
Auf EU-Ebene wird Aktionspunkt 12 des BEPS-Projekts der OECD, 
der die Offenlegung aggressiver Steuergestaltungen empfiehlt (siehe 
Kapitel 1 A. III. 2. Aktionspunkt 12: Offenlegung von aggressiven 
Steuerplanungen oben), durch die DAC 5 umgesetzt, mit der eine 
Anzeigepflicht von Finanzintermediären bei grenzüberschreitenden 
Gestaltungen in die europäische Gesetzgebung aufgenommen wur-
de.409 
Mit Annahme der Richtlinie 2018/822 des Rates vom 25. Mai 2018 
zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich des verpflichten-
den automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteue-
rung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen (DAC 
6) durch den ECOFIN wurde die Amtshilfe-RL entsprechend erwei-
tert. Gemäß der DAC 6 wird die Amtshilfe-RL im Wesentlichen um 
Art. 8ab und den zugehörigen Anhang IV ergänzt, die den Umfang 
und die Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen Infor-
mationsaustauschs über meldepflichtige grenzüberschreitende Ge-
staltungen regeln.  
Die Steuerbehörden der Mitgliedstaaten sollen dadurch umfassende 
Informationen über potenziell aggressive Steuergestaltungen erhal-
ten und so der Aushöhlung der Steuerbemessungsgrundlage Einhalt 
gebieten.410 Die Finanzverwaltung soll so zeitnah gegen schädliche 
Steuerpraktiken vorgehen, Schlupflöcher schließen und eine Risi-
koeinschätzung vornehmen können, heißt es in den Erwägungen zur 
                                            
408 Müller/Kreipl, BC 2016, 309 (310). 
409 Stöber, BB 2018, 1559 (1564); E. 4 zur RL 2018/822(EU) zur Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU bezüglich des verpflichtenden automatischen Informations-
austauschs im Bereich der Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreiten-
de Gestaltungen. 
410 Douttiné/Partin, BB 2017 3031 (3032). 
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DAC 6.411 Der Umfang des innereuropäischen automatischen Infor-
mationsaustauschs bezüglich meldepflichtiger grenzüberschreitender 
Gestaltungen steht mit den internationalen Entwicklungen im Ein-
klang.412 Auf die entsprechenden Arbeiten der OECD im Rahmen 
von BEPS Aktionspunkt 12 und die Mustervorschriften zur Offenle-
gung von CRS-Umgehungsmodellen und intransparenten offshore 
Strukturen wird in den Erwägungen zur DAC 6 ausdrücklich Bezug 
genommen.413 Daran sollen sich die Mitgliedstaaten beim Erlass ent-
sprechender Umsetzungsvorschriften orientieren, um die einheitliche 
Anwendung in allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten.414 
Gemäß Art. 2 DAC 6 soll die Anzeigepflicht für Steuergestaltungen 
und der Informationsaustausch bis zum 31.12.2019 in den Mitglied-
staaten umgesetzt werden und zum 01.07.2020 erstmalig Anwen-
dung finden.415  
1. Persönlicher Anwendungsbereich 
Die DAC 6 folgt der Terminologie der Mustervorschriften zur Offenle-
gung von CRS-Umgehungsmodellen und intransparenten offshore 
Strukturen und verpflichtet gemäß Art. 8ab Abs. 1 Amtshilfe-RL in 
erster Linie sog. Intermediäre zur Anzeige. Subsidiär kommt eine 
Anzeigepflicht des Steuerpflichtigen selbst in Betracht. 
a. Anzeigepflichtige Intermediäre 
In Art. 3 Nr. 21 Amtshilfe-RL wird der Intermediär als Person defi-
niert, die eine meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltung kon-
zipiert, vermarktet, organisiert oder zur Umsetzung bereitstellt oder 
die die Umsetzung einer solchen Gestaltung verwaltet. Erfasst sind 
auch Personen, die wissen oder vernünftigerweise wissen müssen, 
dass sie unmittelbar oder über andere Personen Hilfe, Unterstützung 
oder Beratung im Hinblick auf Konzeption, Vermarktung, Organisati-
on, Bereitstellung zur Umsetzung oder Verwaltung der Umsetzung 
                                            
411 Krepp/Schober, BB 2018, 2455 (2456); E. 2 zur RL 2018/822(EU) zur Änderung 
der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich des verpflichtenden automatischen Informati-
onsaustauschs im Bereich der Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschrei-
tende Gestaltungen. 
412 Fischer/Riedlinger, IWB 2018, 416 (416). 
413 E. 4, 13 zur RL 2018/822(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüg-
lich des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der 
Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen. 
414 E. 13 zur RL 2018/822(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Be-
steuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen. 
415 Richter/Welling, FR 2018, 628 (629). 
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einer meldepflichtigen grenzüberschreitenden Gestaltung geleistet 
haben.416 Die EU ist der Definition der Rule 1.3. der Mustervorschrif-
ten zur Offenlegung von CRS-Umgehungsmodellen und intranspa-
renten offshore Strukturen gefolgt.  
Darüber hinaus gehend muss eine Person nach der Definition des 
Art. 3 Nr. 21 Amtshilfe-RL mindestens eine von vier zusätzlichen Vo-
raussetzungen erfüllen, um als Intermediär zu gelten. So muss die 
Person entweder in einem Mitgliedstaat steuerlich ansässig sein oder 
eine Betriebsstätte in einem Mitgliedstaat unterhalten, durch die im 
Zusammenhang mit der Gestaltung Leistungen erbracht werden, o-
der nach dem Recht eines Mitgliedstaats eingetragen sein, oder in 
einem Mitgliedstaat ansässig sein, oder dort Mitglied einer Organisa-
tion für juristische, steuerliche oder beratende Dienstleistungen sein. 
Die Richtlinie nennt keine Berufsgruppen als Regelbeispiele für In-
termediäre. Angesichts der weiten Definition sollten nicht nur alle 
rechtlich und steuerlich beratenden Berufe wie externe Rechtsanwäl-
te und Steuerberater vom persönlichen Anwendungsbereich erfasst 
sein, sondern auch Inhouse-Berater, Mitarbeiter von Intermediären 
sowie Referenten und Anbieter von steuerlichen Lehrgängen.417 In 
der Praxis wird folglich oftmals mehr als ein Intermediär an derselben 
meldepflichtigen Gestaltung beteiligt sein, was ohne vorherige Koor-
dination zu mehrfachen Anzeigen desselben Sachverhalts führt.418 
b. Anzeigepflichtige Steuerpflichtige 
So wie Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 12 und die Muster-
vorschriften zur Offenlegung von CRS-Umgehungsmodellen und in-
transparenten offshore Strukturen verfolgt auch Art. 8ab Amtshilfe-
RL in Abs. 6 und 7 eine duale Anzeigepflicht, die bei gegebenen Vo-
raussetzungen subsidiär den Steuerpflichtigen selbst trifft.419 Das ist 
gemäß Art. 8ab Abs. 5 Amtshilfe-RL der Fall, wenn der Intermediär 
durch Erfüllung der Anzeigepflicht gegen seine nationale gesetzliche 
Verschwiegenheitspflicht verstoßen würde und der betreffende Mit-
                                            
416 Fischer/Riedlinger, IWB 2018, 416 (419). 
417 Douttiné/Partin, BB 2017 3031 (3033); Stöber, BB 2018, 1559 (1565). 
418 Krepp/Schober, BB 2018, 2455 (2459). 
419 Stöber, BB 2018, 1559 (1565). 
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gliedstaat in seiner nationalen Umsetzung diesbezüglich eine Aus-
nahmeregelung geschaffen hat.420  
Bei einigen Berufsgruppen, die als Intermediäre im Sinne des Art. 3 
Nr. 21 Amtshilfe-RL gelten, handelt es sich nach deutschem Recht 
um Berufsgeheimnisträger. Gemäß § 203 Abs. 1 Nr. 3 StGB und den 
jeweiligen standesrechtlichen Vorschriften unterstehen in Deutsch-
land Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Steu-
erberater, Steuerbevollmächtigte oder Organe bzw. Mitglieder eines 
Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-, 
Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft dem Berufsge-
heimnis. In diesem Fall träfe die Anzeigepflicht, eine entsprechende 
deutsche Ausnahmeregelung vorausgesetzt, gemäß Art. 8ab Abs. 6 
Amtshilfe-RL den Steuerpflichtigen selbst. In diesem Fall muss der 
Intermediär den Steuerpflichtigen gemäß Art. 8ab Abs. 5 Amtshilfe-
RL unverzüglich über seine Meldepflicht informieren.421 Der Steuer-
pflichtige ist nach Art. 8ab Abs. 6 Amtshilfe-RL auch dann anzeige-
pflichtig, wenn kein Intermediär existiert, z.B. weil er selbst die mel-
depflichtige Gestaltung konzipiert und umgesetzt hat.  
Meldepflichtige Steuerpflichtige werden in Art. 3 Nr. 22 Amtshilfe-RL 
als relevante Steuerpflichtige legaldefiniert. Definitionsgemäß han-
delt es sich dabei um Personen, denen eine meldepflichtige gren-
züberschreitende Gestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wird oder 
die bereit sind, eine solche umzusetzen, oder die mit der Umsetzung 
bereits begonnen haben. Die EU ist auch hier im Wesentlichen der 
Parallelvorschrift in Rule 2.6 der Mustervorschriften zur Offenlegung 
von CRS-Umgehungsmodellen und intransparenten offshore Struktu-
ren gefolgt. 
2. Sachlicher Anwendungsbereich 
Eine Meldepflicht besteht nur, wenn tatsächlich eine Gestaltung vor-
liegt, die sich grenzüberschreitend auswirkt und zusätzlichen Anfor-
derungen genügt (siehe Abschnitt a. unten). Liegt eine pflichtbegrün-
dende Gestaltung vor, müssen bestimmte Angaben fristgerecht an 
die zuständige Steuerbehörde übermittelt werden (siehe Abschnitt b. 
unten). 
                                            
420 Fischer/Riedlinger, IWB 2018, 416 (419). 
421 Krepp/Schober, BB 2018, 2455 (2459). 
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a. Pflichtbegründende Gestaltungen 
Der Anzeigepflicht nach Art. 8ab Abs. 1 Amtshilfe-RL unterliegen 
sämtliche meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen. Art. 3 
Abs. 18 und 19 Amtshilfe-RL umreißt die Begriffe der gren-
züberschreitenden Gestaltung sowie der meldepflichtigen gren-
züberschreitenden Gestaltung, allerdings ohne den zentralen Begriff 
der Gestaltung zu definieren.422 Auch der Abschlussbericht zu BEPS 
Aktionspunkt 12 definiert den dort verwendeten Begriff „tax planning 
schemes“ nicht. Auch die Mustervorschriften zur Offenlegung von 
CRS-Umgehungsmodellen und intransparenten offshore Strukturen 
können hier nicht als Interpretationshilfe herangezogen werden, da 
sich deren Anwendungsbereich nicht auf Steuergestaltungen be-
schränkt, sondern sämtliche tatbestandsmäßige Umgehungsmodelle 
unabhängig von ihrer steuerlichen Relevanz erfasst. Die EU verwen-
det zur Veranschaulichung des Gestaltungsbegriffs beispielhafte 
Kennzeichen und überlässt die Definition den Mitgliedstaaten.423 
Diese könnten im Rahmen ihrer nationalen Umsetzungsgesetze fest-
legen, welcher Gestaltungsbegriff ihrer jeweiligen Rechtsordnung am 
besten entspricht. Diese Flexibilität birgt jedoch das Risiko der un-
einheitlichen Rechtsanwendung. Aufgrund unterschiedlicher Gestal-
tungsdefinitionen könnte es z.B. dazu kommen, dass eine steuerli-
che Disposition, die sich in zwei Mitgliedstaaten auswirkt, in einem 
als Gestaltung qualifiziert wird, im anderen jedoch nicht. Die unter-
schiedliche Qualifikation kann beim Informationsaustausch zu Unre-
gelmäßigkeiten führen. So erhält z.B. ein Mitgliedstaat Informationen, 
die er selbst mangels bestehender Meldepflicht nicht hätte und im 
umgekehrten Fall auch nicht an den anderen Mitgliedstaat übermit-
teln könnte.  
Nach Art. 3 Nr. 18 Amtshilfe-RL ist eine Gestaltung grenzüberschrei-
tend, wenn sie sich entweder in mindestens zwei Mitgliedstaaten o-
der einem Mitgliedstaat und einem Drittstaat auswirkt. Die grenz-
überschreitenden Konstellationen sind in Nr. 18 Bst. a – e aufge-
                                            
422 Stöber, BB 2018, 1559 (1566); darin wird vertreten, dass tatbestandsmäßige 
Gestaltungen in Anlehnung an § 15b EStG wohl solche Verhaltensweisen sind, die 
für eine Anwendung auf viele gleichartige Steuersachverhalte durch eine Vielzahl 
von Steuerpflichtigen konzipiert sind. Einzelfallgestaltungen, die individuell auf die 
Verhältnisse eines konkreten Steuerpflichtigen zugeschnitten sind, sollen hingegen 
nicht erfasst sein. 
423 Douttiné/Partin, BB 2017 3031 (3031). 
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zählt. Im Wesentlichen wird darin auf die steuerliche Ansässigkeit der 
Beteiligten oder den Sitz Ihrer Betriebsstätten abgestellt. Erfasst sind 
aber auch sonstige Orte der Geschäftsausübung und Fälle, in denen 
sich eine Gestaltung auf den automatischen Informationsaustausch 
oder die Identifikation der wirtschaftlichen Eigentümer auswirkt.424 
Gemäß Art. 3 Nr. 19 i.V.m. Anhang IV der Amtshilfe-RL sollen 
grenzüberschreitende Gestaltungen meldepflichtig sein, wenn min-
destens ein als Kennzeichen bezeichnetes Regelbeispiel in Anhang 
IV erfüllt ist.425 Diese Regelungstechnik ist dem angelsächsischen 
Rechtskreis entliehen und dem deutschen Recht fremd.426 Die Kenn-
zeichen sind in fünf Kategorien unterteilt, wovon die Kategorien A, B, 
und C schwächere Indizien enthalten, die nur meldepflichtig sind, 
wenn zusätzlich der „Main-benefit“-Test erfüllt ist.427 Dies ist der Fall, 
wenn einer der zu erwartenden Hauptvorteile der Gestaltung in der 
Erlangung eines Steuervorteils besteht. Unklar ist hier jedoch, wie 
die Erfüllung des „Main-benefit“-Test festgestellt wird, da es auf ei-
nen Nachweis des Intermediärs oder des Steuerpflichtigen sinnvoller 
Weise nicht ankommen kann.428 Die Kategorien D. und E. enthalten 
stärkere Indizien, die ohne weiteres eine Meldepflicht bezüglich der 
Gestaltung begründen. 
Die EU ist den Vorschlägen der OECD weitgehend gefolgt und hat 
mit den zumeist internationalen auf Konstellationen zugeschnitten 
Kennzeichen in Anhang IV Amtshilfe-RL das Konzept der allgemei-
nen und spezifischen hallmarks des Abschlussberichts zu BEPS Ak-
tionspunkt 12 umgesetzt.429 Kennzeichen sind z.B. das Bestehen 
einer Vertraulichkeitsvereinbarung oder die Verwendung von Stan-
darddokumenten, die keinerlei negative Intentionen implizieren. Der 
„Main-benefit“-Test kommt zwar als weitere Voraussetzung hinzu, es 
fehlt jedoch an belastbaren Kriterien für dessen Erfüllung.430 
Anders als von der OECD vorgeschlagen, hat die EU auf die Einfüh-
rung eines betragsmäßigen de-minimis Filter verzichtet, unterhalb 
                                            
424 Fischer/Riedlinger, IWB 2018, 416 (417). 
425 Fischer/Riedlinger, IWB 2018, 416 (418). 
426 Stöber, BB 2018, 1559 (1565). 
427 Krepp/Schober, BB 2018, 2455 (2456). 
428 Douttiné/Partin, BB 2017 3031 (3034).  
429OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 49. 
430 Douttiné/Partin, BB 2017 3031 (3031). 
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welchem Gestaltungen im Hinblick auf eine bestehende Meldepflicht 
gar nicht erst zu prüfen sind. Dies liegt jedoch daran, dass sich die 
europäische Meldepflicht auf grenzüberschreitende Gestaltungen 
beschränkt und die OECD im Zusammenhang mit solchen den Ver-
zicht auf eine Eingangsschwelle erwogen hat.431  
b. Reichweite der Meldepflicht 
Liegt eine meldepflichtige Gestaltung vor, stellt sich die Frage, wel-
che Informationen der Anzeigepflichtige den zuständigen Steuerbe-
hörden übermitteln muss. Gemäß Art. 8ab Abs. 1 Amtshilfe-RL wer-
den sämtliche Informationen über meldepflichtige gren-
züberschreitende Gestaltungen, die sich im Besitz oder unter Kon-
trolle des Intermediärs befinden gemeldet. Art. 8ab Abs. 14 Amtshil-
fe-RL enthält einen Katalog mit den zu übermittelnden Informationen, 
wodurch der Umfang der Meldepflicht genauer bestimmt wird.432 
Meldepflichtig sind demnach persönliche Angaben des Intermediärs, 
des relevanten Steuerpflichtigen und sonstiger betroffener Personen, 
einschließlich des Namens, des Geburtsdatums und –orts, der Steu-
eransässigkeit und der Steueridentifikationsnummer. Die Informatio-
nen werden also nicht anonymisiert übermittelt bzw. gemeldet wer-
den, sondern personalisiert.433 Weiter bedarf es der Angabe des 
pflichtbegründenden Kennzeichens aus Anhang IV, einer Beschrei-
bung der Gestaltung mit Angabe des Umsetzungsdatums, des Werts 
und ihrer nationalen Rechtsgrundlage. Die betroffenen Mitgliedstaa-
ten sind ebenfalls zu nennen. Damit ist die EU jedoch den Empfeh-
lungen aus dem Abschlussbericht zu BEPS Aktionspunkt 12 und den 
Vorgaben gemäß Rule 2.3 der Mustervorschriften zur Offenlegung 
von CRS-Umgehungsmodellen und intransparenten offshore Struktu-
ren gefolgt. 
Die Meldepflicht ist innerhalb von 30 Tagen zu erfüllen, unabhängig 
davon, ob sie den Intermediär oder den Steuerpflichtigen trifft.434 Je 
nachdem, ob der Intermediär oder der relevante Steuerpflichtige 
meldepflichtig ist, ergibt sich der Fristbeginn aus Art. 8ab Abs. 1 bzw. 
7 Amtshilfe-RL. Die Frist beginnt an dem Tag, ab welchem die Ge-
                                            
431 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 70. 
432 Fischer/Riedlinger, IWB 2018, 416 (418). 
433 Stöber, BB 2018, 1559 (1565). 
434 Fischer/Riedlinger, IWB 2018, 416 (418). 
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staltung zur Umsetzung bereitgestellt wird oder umsetzungsbereit ist 
oder am Tag des ersten Umsetzungsschritts, je nachdem, was als 
erstes eintritt. An dieser Stelle ist die EU über die Empfehlungen der 
OECD hinausgegangen. Der Abschlussbericht zu BEPS Aktions-
punkt 12 empfiehlt zwar grundsätzlich eine kurze Meldefrist, die im 
Fall des Intermediärs mit der Bereitstellung zu laufen beginnt. Ist je-
doch der Steuerpflichtige meldepflichtig, soll stattdessen der Imple-
mentierungszeitpunkt als fristauslösendes Ereignis angesehen wer-
den.435 Rule 2.3 der Mustervorschriften zur Offenlegung von CRS-
Umgehungsmodellen und intransparenten offshore Strukturen sieht 
bei Intermediären ebenfalls eine dreißigtägige Frist ab Bereitstellung 
vor, macht aber keine Vorgaben zu Situationen, in denen der Steu-
erpflichtige meldepflichtig ist. Gemäß Art. 8 ab Abs. 12 Amtshilfe-RL 
müssen Gestaltungen, deren erster Umsetzungsschritt nach Inkraft-
treten der DAC 6 am 25.6.2018 erfolgt ist, bis zum 31.08.2020 nach-
gemeldet werden. Da die nationale Umsetzung der DAC 6 zumindest 
in Deutschland noch nicht erfolgt ist, müssen sich meldepflichtige 
Intermediäre und Steuerpflichtige darauf einstellen, dass seit dem 
25.06.2018 implementierte Gestaltungen gemeldet werden müssen, 
obgleich der gesetzliche Rahmen einer Anzeigepflicht noch nicht 
vorhanden ist.436 
Gemäß Art. 8ab Abs. 15 Amtshilfe-RL ist das Ausbleiben einer Reak-
tion auf derartige Anzeigen seitens der Finanzbehörden nicht als 
Genehmigung zu verstehen. Hiermit wird dem von Beraterverbänden 
gewünschten Kooperationsmodell eine Absage erteilt, bei dem Fi-
nanzbehörden - wie bei einer verbindlichen Auskunft - innerhalb ei-
ner angemessenen Frist entweder ablehnend oder zustimmend auf 
eine Anzeige reagieren.437  
3. Sanktionen bei Verstoß 
Gemäß Art. 25a Amtshilfe-RL erlassen die Mitgliedstaaten nationale 
Sanktionsvorschriften bei Verstößen gegen die Pflichten des Art. 8ab 
Amtshilfe-RL. Wie bei Verstößen gegen die Berichterstattungspflicht 
gemäß Art. 8aa Amtshilfe-RL, sollen auch die Sanktionen bei Pflicht-
verstößen gegen die Meldepflicht der Amtshilfe-RL wirksam, verhält-
                                            
435 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 52. 
436 Schnitger/Brink/Welling, IStR 2018, 513 (514). 
437 Stellungnahme IWD vom 02.03.2018. 
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nismäßig und abschreckend sein (vgl. Abschnitt III. Europäische 
Rechtsgrundlage von BEPS Aktionspunkt 13 oben). Darüber hinaus 
enthält die DAC 6 keine Vorgaben zu Art und Intensität der Sanktio-
nen. Auch hier folgt die EU der OECD und überlässt die Auswahl der 
geeigneten Sanktionen den nationalen Gesetzgebern. Konkrete 
Eckpunkte, wie sie die OECD mit der Unterteilung in Geldstrafen und 
berufsrechtlichen oder sonstigen Strafen formuliert hat,438 finden sich 
in der DAC 6 nicht.  
4. Modalitäten des Informationsaustauschs 
Die gewonnenen Informationen sollen gemäß Art. 8ab Abs. 13 
Amtshilfe-RL automatisch zwischen den zuständigen Behörden aller 
Mitgliedstaaten getauscht werden.439 Die zu tauschenden Informati-
onen ergeben sich – so wie der Umfang der Meldepflicht – aus dem 
Katalog des Art. 8ab Abs. 14 Amtshilfe-RL. An dieser Stelle wird 
deshalb auf die vorherigen Ausführungen zur Reichweite der Melde-
pflicht verwiesen. Das Informationsaustauschverfahren richtet sich 
nach Art. 21 Amtshilfe-RL und erfolgt mithilfe von Standardformblät-
tern.  
Die Mitgliedstaaten können in ihrer nationalen Umsetzungsgesetz-
gebung zusätzliche Meldepflichten verankern, die über den Umfang 
der DAC 6 hinausgehen. Informationen, die zusätzlich zu den gemäß 
der DAC 6 meldepflichtigen Informationen erhoben werden, sollen 
anderen Mitgliedstaaten jedoch nicht im Wege des automatischen 
Informationsaustauschs übermittelt werden. Sie können jedoch in-
nerhalb der EU gestützt auf die Amtshilfe-RL spontan oder auf Ersu-
chen ausgetauscht werden.440  
Die europäische Version des automatischen Informationsaustauschs 
bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen ist zwar weitgehend 
deckungsgleich mit den Empfehlungen der OECD, allerdings ist die 
EU hinsichtlich der Eingangsschwelle und der Meldefrist zu Lasten 
der Steuerpflichtigen von den Empfehlungen der OECD abgewichen. 
                                            
438 OECD Mandatory Disclosure Rules, Action 12 – 2015 Final Report, S. 57; 
OECD Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and Opaque 
Offshore Structures, S. 44. 
439 Stöber, BB 2018, 1559 (1565).  
440 E. 10 zur RL 2018/822(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Be-
steuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen. 
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C. Datenschutz  
Gemäß den Erwägungen zu den Änderungsrichtlinien DAC 2, DAC 
3, DAC 4 und DAC 6 steht die Amtshilferichtlinie mit all ihren erfolg-
ten Änderungen im Einklang mit den Grundrechten und insbesonde-
re mit der Charta der Grundrechte der EU.441 Die Erwägungen zur 
DAC 2, mit der der Finanzkonteninformationsaustausch innerhalb der 
EU verankert wurde, betonen das Recht auf den Schutz personen-
bezogener Daten.442 In Anbetracht des Steuerhinterziehungsrisikos 
sei die Verarbeitung von Informationen im Rahmen der DAC 2 aller-
dings notwendig und verhältnismäßig, heißt es weiter.443 Die Erwä-
gungen zur DAC 6 lassen erkennen, dass der Datenschutz zwi-
schenzeitlich an Bedeutung gewonnen hat. Darin heißt es zum ers-
ten Mal, dass der Europäische Datenschutzbeauftragte im Zusam-
menhang mit der DAC 6 konsultiert wurde und dass die im Rahmen 
der DAC 6 vorgenommene Verarbeitung personenbezogener Daten 
im Einklang mit den Datenschutzbestimmungen erfolgen muss.444  
I. Entwicklung 
Datenschutzrechtliche Bedenken haben die Amtshilfe-RL von Anfang 
an begleitet. So hat der Europäische Datenschutzexperte (EDSB) 
bereits im Rahmen der Erörterung des damaligen Richtlinienvor-
schlags bezüglich der Neufassung der EG-Amtshilferichtlinie am 
1.6.2010 eine kritische Stellungnahme abgegeben.445 Darin machte 
der EDSB deutlich, dass trotz des Interesses an einer effizienteren 
Verwaltungszusammenarbeit im Bereich der Besteuerung den EU-
                                            
441 vgl. E. 17 zur RL 2014/107(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüg-
lich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich 
der Besteuerung, E. 22 zur Richtlinie 2015/2376(EU) des Rates vom 8.12.2015 zur 
Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automati-
schen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung, E. 23 zur Richtli-
nie 2016/881(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflich-
tung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung 
sowie E. 18 zur RL 2018/822(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüg-
lich des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der 
Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen.  
442 E. 17 zur RL 2014/107(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der 
Besteuerung. 
443 E. 10 zur RL 2014/107/(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
er Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der 
Besteuerung.  
444 E. 17 zur RL 2018/822(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Be-
steuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen. 
445 Glaser, S. 94; EDSB Stellungnahme 2010/ C 101/01. 
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Datenschutzvorschriften Rechnung getragen werden muss.446 Der 
Austausch personenbezogener Daten impliziere gezwungenerma-
ßen ein Datenschutzrisiko.447 Die Empfehlungen des EDSB haben 
zumindest teilweise Eingang in die Amtshilfe-RL gefunden. Der Inte-
ressenkonflikt zwischen Datenschutz und Informationsaustausch zur 
Bekämpfung von Steuerumgehung wird in den Erwägungen zur 
Amtshilfe-RL thematisiert. Darin heißt es einerseits, dass der Infor-
mationsaustausch an die europäischen Datenschutzbestimmungen 
gebunden ist, andererseits wird betont, dass die Beschränkung des 
Datenschutzes angesichts der zentralen Bedeutung der Amtshilfe-RL 
erforderlich und verhältnismäßig ist.448 Auch in den Erwägungen zur 
DAC 3 heißt es einerseits, dass die uneingeschränkte Wahrung des 
Rechts auf Schutz personenbezogener Daten und die Sicherstellung 
der unternehmerischen Freiheit Ziele der DAC 3 seien.449 Nichtsdes-
totrotz sehen die Erwägungen zur DAC 3 gleichzeitig vor, dass Ver-
traulichkeitsbestimmungen gelockert werden sollen, um den erweiter-
ten automatischen Informationsaustausch nicht zu behindern.450 Hier 
spiegelt sich das Spannungsverhältnis zwischen Informationsaus-
tausch und Datenschutz wieder. 
II. Anwendbarkeit des Europäischen Datenschutzrechts 
Die zentrale Datenschutzbestimmung der Amtshilfe-RL findet sich in 
deren Art. 25, dessen deutsche Umsetzung in der Datenschutzvor-
schrift des § 19 EUAHiG normiert ist.  
In Art. 25 Abs. 1 Amtshilfe-RL wird zunächst auf die generelle An-
wendbarkeit der Datenschutz-Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
RL)451 verwiesen. Diese ist zum 25.05.2018 durch die DSGVO abge-
löst worden. Seither gilt die Verweisung der Amtshilfe-RL auf die 
aufgehobene Datenschutz-RL gemäß der Übergangsregelung des 
                                            
446 E. 4, EDSB Stellungnahme 2010/C 101/01. 
447 E. 27 zur Amtshilfe-RL 2011/16(EU). 
448 E. 27 zur Amtshilfe-RL 2011/16(EU). 
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451 Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24.10.1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten und zum freien Datenverkehr. 
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Art. 94 Abs. 2 DSGVO als Verweis auf die entsprechenden Bestim-
mungen der DSGVO.452  
Die DSGVO führt die wesentlichen Prinzipien der Datenschutz-RL 
fort, beinhaltet allerdings wesentliche Änderungen.453 Sie schützt auf 
europäischer Ebene personenbezogene Daten, die in Art. 4 Nr. 1 
DSGVO als Informationen definiert sind, die sich auf eine identifizier-
te oder identifizierbare natürliche Person, die sog. betroffene Person 
beziehen.454 Betroffene Personen gelten definitionsgemäß als identi-
fizierbar, wenn sie namentlich oder durch Zuordnung zu Kennnum-
mern, Standortdaten, oder zu besonderen physischen, genetischen, 
psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identi-
tätsmerkmalen eindeutig bestimmt werden können.455 Dabei handelt 
es sich sowohl um persönliche Angeben wie Name, Alter, Herkunft, 
Geschlecht, Ausbildung, Familienstand, Anschrift, Geburtsdatum als 
auch um sachliche Informationen, wie die Beziehungen des Be-
troffenen zu Dritten, sein Vermögen, seine Einkünfte und Eigentums-
verhältnisse.456 Auch die Steuernummer eines Steuerpflichtigen zählt 
zu den geschützten Daten.457 Hinsichtlich der Steueridentifikations-
nummer sind jedoch die Spezialregelungen zu deren Verwendung 
und Übermittlung nach § 139b Abs. 2 AO zu beachten. 
Das grundlegend erneuerte europäische Datenschutzrecht findet im 
Bereich der Besteuerung und damit im Anwendungsbereich der eu-
ropäischen steuerlichen Amtshilfe Anwendung.458 Allerdings heißt es 
in Art. 25 Abs. 1 Amtshilfe-RL, dass die Mitgliedstaaten die hoheitli-
chen Informationspflichten (Art. 10 und 11 Datenschutz-RL) sowie 
die Auskunftsrechte der Steuerpflichtigen und die Öffentlichkeit der 
Datenverarbeitung (Art. 12 und 21 Datenschutz-RL) beschränken 
können, soweit dies notwendig ist, um die Interessen gemäß Art. 13 
Abs. 1 lit. e Datenschutz-RL zu schützen. Die Vorschrift entspricht 
der datenschutzrechtlichen Öffnungsklausel des Art. 23 Abs. 1 lit. e 
DSGVO und ermöglicht die Einschränkung von Datenschutzrechten, 
                                            
452 Jenny, Plath, Art. 94 DSGVO, Rn 2. 
453 Backu, DStR 2017, 2699 (2699). 
454 Ziebarth, Sydow, Art. 4 DSGVO, Rn 9; Schreiber, Plath, Art. 4 DSGVO, Rn. 4. 
455 Schreiber, Plath, Art. 4 DSGVO, Rn, 8. 
456 Ernst, Paal/Pauly, Art. 4 DSGVO, Rn. 14. 
457 Kordt, Schwarz/Pahlke § 30 AO, Rn. 29. 
458 Baum, NWB 2017, 3203 (3203); BMF-Schreiben vom 12.01.2018, BStBl. I 
2018, 185, T.z. 2; E. 27 zur Amtshilfe-RL. 
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wenn dies dem allgemeinen öffentlichen Interesse, insbesondere 
auch den steuerlichen Interessen eines Mitgliedstaates dient.459 Bei 
den in Art. 25 Abs. 1 Amtshilfe-RL genannten Bestimmungen handelt 
es sich gleichzeitig um die zentralen Datenschutzrechte im Besteue-
rungsverfahren.460  
1. Informationspflichten der DSGVO 
Die Informationspflichten gemäß Art. 10 und 11 Datenschutz-RL ent-
sprechen den Art. 13 und 14 DSGVO Bei der Erhebung von perso-
nenbezogenen Daten im Steuerverwaltungsverfahren muss die Fi-
nanzverwaltung, den betroffenen Personen alle sie betreffenden In-
formationen übermitteln (vgl. dazu im Einzelnen in Teil 2 Kapitel 6 C. 
I. Informationspflicht unten)461  
2. Auskunftsrechte der DSGVO 
Das Auskunftsrecht nach Art. 12 Datenschutz-RL entspricht Art. 15 
DSGVO. Die Steuerpflichtigen haben demgemäß das Recht, von 
den Finanzbehörden Auskunft darüber zu verlangen, welche sie be-
treffenden Daten zu welchem Zweck erhoben wurde (vgl. dazu Teil 2 
Kapitel 6 C. II. Auskunftsrecht unten).  
3. Öffentlichkeit der Datenverarbeitung gemäß DSGVO 
Bei Art. 21 Datenschutz-RL handelte es sich um eine Vorstufe des 
Auskunftsrechts. Von Bedeutung war die Vorschrift insbesondere 
dort, wo eine Information an die betroffene Person entweder rechts-
widrig unterlassen wurde oder noch nicht stattgefunden hatte.462 Zu 
diesem Zweck sah Art. 21 Datenschutz-RL die Führung eines Regis-
ters über erfolgte Datenverarbeitungen vor, in dem die entsprechen-
den Angaben zur Einsichtnahme verfügbar gehalten wurden. Diese 
Registerpflicht war mit hohem bürokratischem und finanziellem Auf-
wand verbunden und führte zu keinem besseren Schutz personen-
bezogener Daten.463 Daher hat der europäische Verordnungsgeber 
in der DSGVO auf die Fortführung dieser Verpflichtung verzichtet. 
Mangels einer Art. 21 Datenschutz-RL entsprechenden Bestimmung 
                                            
459 Peuker, Sydow, Art. 23 DSGVO;  
460 Erkis, DStR 2018, 161 (163). 
461 Veil, Gierschmann/Schlender/Stentzel/Veil, vor Art. 13 und 14 DSGVO¸); Baum, 
NWB 2017, 3281 (3281). 
462 Brühann, Grabitz/Hilf, Art. 21 Datenschutz-RL, Rn 5. 
463 E. 89 zur DSGVO. 
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der DSGVO geht der Verweis in Art. 25 Abs. 1 Amtshilfe-RL ins Lee-
re.464 
III. Weitere Schutzbestimmungen 
1. Speicherbegrenzung  
Gemäß Art. 25 Abs. 4 Amtshilfe-RL dürfen Daten nur solange ge-
speichert werden, wie es für die Zwecke der Amtshilfe-RL erforder-
lich ist, jedoch keinesfalls länger, als es die nationalen Speicherfris-
ten zulassen. Art. 5 Bst. e DSGVO normiert eine Speicherbegren-
zung, wonach personenbezogene Daten nur so gespeichert werden 
dürfen, dass die Identifizierung nur möglich ist, solange es der Ver-
arbeitungszweck erfordert.465 Die Höchstdauer der Speicherung ist 
auf das unbedingt erforderliche Mindestmaß beschränkt.466 Konkrete 
Fristen werden in der DSGVO nicht genannt, sodass die jeweils zu-
lässige Speicherfrist von den Umständen des Einzelfalls abhängt.467 
2. Sonderregeln beim Finanzkonteninformationsaustausch  
Art. 25 Amtshilfe-RL wurde im Hinblick auf den Finanzkonteninforma-
tionsaustausch ergänzt, denn in diesem Zusammenhang sind nicht 
nur Finanzbehörden, sondern auch Finanzinstitute verantwortliche 
Datenverarbeiter im Sinne von Art. 4 Nr. 7 DSGVO. Als solche infor-
mieren auch Finanzinstitute die betroffenen Personen gemäß Art. 25 
Abs. 3 Amtshilfe-RL über die Datenerhebung und deren Umfang und 
weist sie im Vorfeld der Weiterleitung an die Steuerbehörden auf ihre 
Datenschutzrechte hin. Die Bestimmung, dass Finanzinstitute alle 
Informationen erteilen müssen, die nach nationalen Umsetzungsak-
ten der Datenschutz-RL vorgesehen sind, ist mit Inkrafttreten der 
unmittelbar anwendbaren DSGVO hinfällig.  
Gemäß Art. 21 Abs. 2 Amtshilfe-RL ist jede natürliche meldepflichtige 
Person i.S.v. Anhang I Abschnitt VIII D Amtshilfe-RL (vgl. Kapitel 2 B. 
I. 1. Meldepflicht der Finanzinstitute oben) über eine Sicherheits-
verletzung in Bezug auf ihre Daten zu unterrichten, wenn dadurch 
eine Verletzung oder Beeinträchtigung ihrer personenbezogenen 
                                            
464 Auf welche DSGVO-Bestimmung konkret verweisen sein soll ist mangels einer 
Entsprechungstabelle im Einzelfall zu ermitteln, vgl. Pauly, Pahl/Pauly, Art. 94 
DSGVO, Rn. 10. Da die Auslegung anhand der Erwägungen zur DSGVO ergibt, 
dass eine entsprechende Vorschrift nicht länger vorgesehen ist, geht die Verwei-
sung ins Leere. 
465 Reimer, Sydow, Art. 5 DSGVO, Rn. 39. 
466 E. 39 zur DSGVO. 
467 Plath, Plath, Art. 5 DSGVO, Rn. 18. 
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Daten oder ihrer Privatsphäre zu erwarten ist. Diese Spezialvorschrift 
gilt ausschließlich für natürliche Personen, deren Daten im Wege des 
Finanzkonteninformationsaustauschs verarbeitet werden. Diese Be-
schränkung der Vorschrift auf Datenschutzverstöße beim Finanzkon-
teninformationsaustausch ist nicht nachvollziehbar, da im Wege des 
regulären automatischen Informationsaustauschs ebenso personen-
bezogene Daten über natürliche Personen ausgetauscht werden 
(vgl. Kapitel 2 A. III. Auskunftsarten oben).468 
3. Sonderregeln beim Informationsaustausch über Steuer-
vorbescheide  
Neben den allgemeinen Datenschutzbestimmungen des Art. 25 
Amtshilfe-RL gilt beim Informationsaustausch über Steuervorbe-
scheide und Vereinbarungen über die Verrechnungspreisgestaltung 
der Grundsatz, dass strengere Datenschutzvorschriften in internatio-
nalen Steuerabkommen mit Drittstaaten gemäß Art. 8a Abs. 3 Amts-
hilfe-RL beim automatischen Informationsaustausch im europäischen 
Binnenverhältnis beachtet werden. Die Erweiterung des Datenschut-
zes lediglich beim automatischen Informationsaustausch. Der spon-
tane Informationsaustausch erfolgt im innereuropäischen Verhältnis 
ausschließlich nach den Grundsätzen von Art. 25 Amtshilfe-RL un-
geachtet etwaiger darüber hinausgehender Datenschutzbestimmun-
gen in Steuerabkommen. Dasselbe gilt für den Informationsaus-
tausch auf Ersuchen. 
4. Vertraulichkeitspflicht der Kommission 
Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission nach Art. 23 Abs. 2 
und 3 Amtshilfe-RL Informationen, anhand denen die Kommission 
eine Bewertung des Funktionierens der Verwaltungszusammenarbeit 
auf Grundlage der Amtshilfe-RL vornehmen kann. Insbesondere er-
stellen die Mitgliedstaaten für die Kommission eine Bewertung der 
Wirksamkeit des automatischen Informationsaustauschs gemäß den 
Artikeln 8, 8a und 8aa sowie einen Überblick über die dadurch erziel-
ten Ergebnisse. Art. 23a Abs. 1 Amtshilfe-RL verpflichtet die Kom-
mission zur vertraulichen Behandlung der von den Mitgliedstaaten 
übermittelten Informationen. Zudem sind die Informationen zweckge-
                                            
468 Es handelt sich dabei gemäß Art. 8 Abs. 1 Amtshilfe-RL um Informationen über 
Vergütungen aus unselbstständiger Arbeit, Aufsichtsratsvergütungen, Lebensver-
sicherungsprodukte, Ruhegehälter sowie über Grundeigentum und die daraus 
erzielten Einkünfte. 
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bunden und dürfen ausschließlich zur Prüfung der Einhaltung der 
Amtshilfe-RL durch die Mitgliedstaaten verwendet werden. Nichts-
destotrotz kann die EU-Kommission die übermittelten Informationen 
an die anderen Mitgliedstaaten weitergeben, da diese nach ihrem 
nationalen Recht der Geheimhaltungspflicht unterliegen.  
5. Geheimhaltungspflicht 
Art. 16 Abs. 1 Amtshilfe-RL verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Ge-
heimhaltung sämtlicher Informationen, die sie auf Grundalge der 
Amtshilfe-RL erhalten. Es gilt dabei der Vertraulichkeitsstandard des 
jeweiligen nationalen Rechts. Die ausgetauschten Informationen sind 
zweckgebunden und dürfen nur zur Durchsetzung des Steuerrechts 
der Mitgliedstaaten verwendet werden. Dazu gehört auch die Ver-
wendung in Gerichts- und Verwaltungsverfahren. 
Gemäß Art. 16 Abs. 2 Amtshilfe-RL entfällt die Zweckbindung bei 
Zustimmung des übermittelnden Staats, wenn die beabsichtigte Ver-
wendung nach dem Recht des übermittelnden Staats zulässig wäre. 
Möchte der Empfängerstaat die Informationen an einen dritten Mit-
gliedstaat weitergeben, ist er gemäß Art. 16 Abs. 3 Amtshilfe-RL ver-
pflichtet, den übermittelnden Staat vorab zu informieren und ihm 
zehn Arbeitstage Gelegenheit zu geben, seine Zustimmung zu ver-
weigern. Mangels ausdrücklicher Verweigerung gilt die Zustimmung 
nach Ablauf dieser Frist als erteilt. Als Verweigerungsgründe kom-
men einzig schützenswerte private und öffentliche Interessen in Be-
tracht.469 
Umgekehrt kann sich die Empfängerbehörde der übermittelnden Be-
hörde gegenüber auf ihr nationales Steuergeheimnis und den Daten-
schutz berufen, wenn sie im Anschluss an einen spontanen Informa-
tionsaustausch oder an einen Informationsaustausch auf Ersuchen 
zur Rückmeldung gemäß Art. 14 Abs. 1 Amtshilfe-RL aufgefordert 
wird.  
6. Sonderregeln bei der Übermittlung an Drittstaaten 
Art 24 Abs. 2 Amtshilfe-RL erlaubt die Weitergabe der ausgetausch-
ten Informationen an Drittstaaten, wenn der übermittelnde Staat zu-
stimmt und sich das betreffende Drittland zur gegenseitigen Zusam-
                                            
469 E. 19 f. zur Amtshilfe-RL. 
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menarbeit verpflichtet hat. Anders als in Art. 16 Abs. 3 Amtshilfe-RL 
wird in Art. 24 Abs. 2 Amtshilfe-RL keine Zustimmungsfiktion nach 
Ablauf einer Widerspruchsfrist normiert, sodass die Zustimmung des 
übermittelnden Staates ausdrücklich erteilt werden muss. Die Anfor-
derungen die an die Zusammenarbeitsverpflichtung der Drittländer 
gestellt werden sind einzelfallabhängig und gehen aus dem Wortlaut 
von Art. 24 Abs. 2 Amtshilfe-RL nicht hervor. Die Weiterleitung der 
übermittelten Informationen an Drittländer ist jedoch ein Anliegen der 
Amtshilfe-RL, sodass die Voraussetzungen nicht allzu hoch sein 
dürften.470 
D. Zusammenfassung 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Vorgaben der 
OECD auf EU-Ebene nicht nur vollständig umgesetzt, sondern teil-
weise auch verschärft wurden. Die zahlreichen innereuropäischen 
Informationsaustausch-Tatbestände verdanken ihre Existenz dem 
Umstand, dass bei Gründung der EU auf jede Vereinheitlichung nati-
onaler Steuervorschriften verzichtet wurde.  
Unterschiedliche Steuersätze, Abzugstatbestände und Verfahrens-
regeln haben den innereuropäischen Steuerwettbewerb ver-
schärft.471 Die immer umfangreicheren Informationsaustauschpflich-
ten sollen dem nun entgegenwirken. Keine Lösung bietet die Amts-
hilfe-RL, wenn ein steuerlich relevanter Sachverhalt aufgrund des 
Informationsaustauschs zwar bekannt wird, aber in den Mitgliedstaa-
ten unterschiedlich behandelt wird. So tauschen EU-Mitgliedstaaten 
zwar länderbezogene Berichte und Informationen über steuerliche 
Vorabzusagen und Steuergestaltungen aus, verknüpfen damit aber 
unterschiedliche Steuerfolgen. Die materiell rechtmäßige Vorabzu-
sage eines EU-Mitgliedstaats kann dem materiellen Steuerrecht ei-
nes anderen Mitgliedstaats zuwiderlaufen. Dagegen vermag auch 
der Informationsaustausch nichts auszurichten.  
                                            
470 E.18 zur Amtshilfe-RL 2011/16. 
471 So liegt z.B. der Körperschaftsteuersatz bei den Spitzenreitern Belgien und 
Frankreich bei ca. 33%, wohingegen er in Staaten wie Bulgarien, Irland und Ru-
mänien bei 10% bzw. 12,5% und 16% Prozent liegt. Deutschland liegt mit einem 
Körperschaftsteuersatz von 15% zuzüglich 5,5% Solidaritätszuschlag und dem 
kommunal variablen Körperschaftsteuersatz von mindestens 7% im EU-Vergleich 
im oberen Drittel, vgl. BMF-Bericht „Die wichtigsten Steuern im internationalen 
Vergleich 2016“, Stand 31.12.2016, S. 11 ff. 
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Trotz der erhöhten Transparenz dürften den Staaten jedoch auch 
nach Kenntniserlangung oftmals die Hände gebunden bleiben. Wer 
sein Steuersystem nicht zugunsten der Steuerpflichtigen anpassen 
möchte, bleibt darauf angewiesen, dass andere Staaten ihr Steuer-
system verschärfen oder er fällt im Steuerwettbewerb zurück. Güns-
tige steuerliche Rahmenbedingungen sind in einem globalen, mobi-
len und zunehmend digitalisierten Wirtschaftsumfeld auch innerhalb 
der EU ein bedeutender Standortfaktor.472 Möchte man Gewinnver-
kürzung und -verlagerung innerhalb der EU wirksam unterbinden, 
wird man um eine weitgehende Vereinheitlichung der nationalen 
Steuersysteme ihrer Mitgliedstaaten nicht herumkommen.  
Um die Harmonisierung der Unternehmensbesteuerung voranzutrei-
ben, wird in der EU-Kommission an einer Richtlinie für eine gemein-
same konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKB) 
bzw. eine gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage (GKKB) gearbeitet.473 Gleichzeitig setzt man 
mit Initiativen wie dem Richtlinienvorschlag zur öffentlichen Ertrag-
steuerberichterstattung weiterhin auf Transparenz. Dieser Vorstoß 
wird jedoch kritisiert. Bei Steuerdaten sei die Gefahr von Fehlinter-
pretationen und Verhetzungspotential groß. Es drohe ungerechtfer-
tigter Druck auf Unternehmen und Gesetzgeber sowie ein miss-
bräuchlicher Umgang mit den zur Verfügung gestellten Daten. Zu-
dem sei die rechtliche Umsetzung höchst bedenklich.474 
Dem Datenschutz im steuerlichen Informationsaustausch wird mit 
Verweisungen der Amtshilfe-RL auf die DSGVO Rechnung getragen. 
Damit wird klargestellt, dass die Datenschutzrecht auch zugunsten 
der Steuerpflichtigen und gegenüber den Finanzverwaltungen gelten. 
Darüber hinaus kennt die Amtshilfe-RL eigene Vertraulichkeits- Ge-
heimhaltungs- und Speicherbegrenzungsvorschriften. 
                                            
472 Haas/Wünnemann, DStR 2018, 377 (381). 
473 Haas/Wünnemann, DStR 2018, 377 (381). 
474 Bültmann, DStR 2017, 1 (7). 
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Kapitel 3: Nationale Steuerdatenerhebung und Steuerlicher 
Informationsaustausch 
Der zwischenstaatliche steuerliche Informationsaustausch basiert im 
Wesentlichen auf Grundlage von Vorgaben der OECD, die von der 
EU übernommen wurde. Die Richtlinien, in denen die Grundsätze 
des europäischen steuerlichen Informationsaustauschs normiert 
werden, müssen gemäß Art. 288 Abs. 3 AEUV von den Mitgliedstaa-
ten in nationales Recht umgesetzt werden. Die Steuerdatenerhebung 
und die deutschen Regelungen des steuerlichen Informationsaus-
tauschs sind Gegenstand dieses Kapitels. 
A. Modernisierte Steuerdatenerhebung und Steuerfestset-
zung 
Das Besteuerungsverfahren ist ein Massenverfahren. Die manuelle 
Prüfung jeder einzelnen Veranlagung ist aufgrund von Kostendruck 
und Personalabbau nicht möglich. Der Gesetzgeber war deshalb seit 
Langem bemüht, das Besteuerungsverfahren zu automatisieren.475 
Angesichts der Internationalisierung des Steuerrechts, der Anforde-
rungen des BEPS-Projekts und der entsprechenden Maßnahmen der 
EU ist ein automatisierter Auskunftsverkehr unverzichtbar gewor-
den.476 Deshalb wurde mit dem Gesetz zur Modernisierung des Be-
steuerungsverfahrens (BVerfModG) die rechtliche Grundlage für die 
vollautomatisierte Durchführung des Steuerfestsetzungsverfahrens 
geschaffen.477 Das Gesetzespaket ergänzt die Reformen des Steu-
erbürokratieabbaugesetzes vom 20.12.2008 und fördert die Elektro-
nifizierung des Steuerverfahrens, das sog. E-Governement.478 Um 
mit der fortschreitenden Digitalisierung und Automatisierung Schritt 
zu halten, soll der Einsatz von Informationstechnologie im Besteue-
rungsverfahren intensiviert werden.479  
Die Abgabenordnung hat durch das BVerfModG die wohl umfas-
sendste Änderung seit ihrem Inkrafttreten erfahren.480 Ein Anspruch 
auf Zugriff des Steuerpflichtigen auf seine gespeicherten, personen-
bezogene Daten war im Diskussionsentwurf zum BVerfModG zu-
nächst vorgesehen, wurde aber schließlich im Hinblick auf die paral-
                                            
475 Ahrendt, NJW 2017, 537 (537). 
476 Frotscher, in AO/FGO Erstkommentierung zum BVerfModG, S. 1 Rn. 3. 
477 Braun Binder, DStZ 2016, 526 (526). 
478 Seer, StB-Jahrbuch 2016/2017, 539 (540). 
479 Beckmann, DStR 2017, 971 (972). 
480 Gläser/Schöllhorn, DStR 2016, 1577 (1577). 
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lelen Beratungen zur DSGVO wieder verworfen (vgl. dazu Kapitel 6.
 Steuerlicher Datenschutz unten).481  
Mit dem BVerfModG wurde der Grundstein gelegt für ein Besteue-
rungsverfahren, das auf einer automatischen Datenverarbeitung ba-
siert und nicht zwangsläufig der Mitwirkung eines Finanzbeamten 
bedarf. Dafür wurde der Amtsermittlungsgrundsatz gelockert (vgl. 
Abschnitt I. Neudefinition des Untersuchungsgrundsatzes unten). 
Da das datenbasierte Besteuerungsverfahren von der Qualität der 
verarbeiteten Informationen abhängt, wurden entsprechende Rege-
lungen getroffen (vgl. Abschnitte II.  Länderübergreifender Da-
tenaustausch, 1. Datenübermittlung durch Dritte und 2. Voraus-
gefüllte Steuererklärung unten). Nicht zuletzt ist die gesetzliche 
Grundlage für die automatisierte Steuerfestsetzung geschaffen wor-
den (vgl. Abschnitt 3. Automatisierter Steuerbescheid unten). 
I. Neudefinition des Untersuchungsgrundsatzes 
Die Änderung des in § 88 AO verankerten Untersuchungsgrundsat-
zes gilt als einer der Kernpunkte der Modernisierung des Besteue-
rungsverfahrens.482 Gemäß dem Untersuchungsgrundsatz ermittelt 
die Finanzbehörde den Sachverhalt für die Feststellung der Besteue-
rungsgrundlagen von Amts wegen.483 Vor der Änderung durch das 
BVerfModG lag dem Amtsermittlungsgrundsatz die Vorstellung zu-
grunde, dass jede Steuererklärung von einem Finanzbeamten beur-
teilt und je nach Sachlage mehr oder weniger intensiv geprüft wird.484 
Da die manuelle Prüfung bei der vollmaschinellen Veranlagung ent-
fällt, war die Anpassung des Untersuchungsgrundsatzes erforder-
lich.485 Der neugefasste Untersuchungsgrundsatz ermöglicht die 
vollautomatisierte Bearbeitung von steuerlichen Regelfällen, so dass 
sich die Finanzbehörden auf Sonderfälle fokussieren können.486 In-
folgedessen sollen Finanzbehörden ihre Ressourcen effizienter ein-
setzen können.487  
                                            
481 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (570). 
482 Drüen, DB 2018, 11 (12); vgl. Gesetzesbegründung zu § 88 AO n.F.; BR-
Drucks. 631/15, S.79 zu Nr. 12. 
483 Ax/Große/Melchior/Lotz/Ziegler, S. 196, Rn. 988; Birk/Desens/Tappe, Rn. 478. 
484 Baldauf, DStR 2016, 833 (836). 
485 Braun Binder, DStZ 2016, 526 (529); Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 
(540). 
486 Bruschke, SteuK 2016, 355 (356). 
487 Seer, Tipke/Kruse, § 88 AO, Rn. 68. 
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Grundlage für die automatisierte Bearbeitung von typischen Steuer-
fällen schafft § 88 Abs. 2 AO.488 Die Finanzbehörden bestimmen 
zwar nach wie vor Art und Umfang der Ermittlungen, sie können da-
bei aber nun auch allgemeine Erfahrungen sowie Überlegungen der 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit berücksichtigen.489 Anstelle 
einer umfassenden Ermittlungspflicht wird den Finanzbehörden ein 
Ermittlungsspielraum eingeräumt.490  
1. Risikomanagementsysteme (RMS) 
Die vollautomatisierte Bearbeitung von Steuererklärungen erfordert 
den Einsatz von automationsgestützten Risikomanagementsystemen 
(RMS) im Besteuerungsverfahren. Der Begriff des Risikomanage-
mentsystems ist in der Abgabenordnung nicht legaldefiniert. Allge-
mein versteht man darunter ein System, das Risikosituationen in re-
gelmäßigen Abständen bewertet, die Ergebnisse kommuniziert und 
adäquate Bewältigungsmaßnahmen einleitet.491 Die Risikobewertung 
erfolgt auf Grundlage sämtlicher Informationen, die den Finanzbe-
hörden zu einem Steuerfall vorliegen, sei es aus Steuererklärungen, 
bereits ergangenen Steuerbescheiden oder aus Meldungen von 
sonstigen Beteiligten oder Dritten.492  
Die Finanzbehörden können im eigenen Ermessen RMS implemen-
tieren, die aufgrund von vordefinierten Risikoparametern 
prüfungsrelevante Steuerfälle erkennen. Diese werden dann der her-
kömmlichen Prüfung durch die Finanzbeamten unterzogen.493 Mit § 
88 Abs. 5 AO wurde deshalb eine entsprechende Rechtsgrundlage 
geschaffen, in der die gesetzlichen Mindestanforderungen an das 
RMS normiert werden.494  
Durch § 88 Abs. 5 S. 3 Nr. 2 AO wird bestimmt, dass die vom RMS 
als prüfungsbedürftig identifizierten Fälle weiterhin von Finanzbeam-
ten überprüft werden. Der jeweilige Prüfungsumfang richtet sich nach 
den Umständen des Einzelfalls und reicht von einer punktuellen 
                                            
488 vgl. Gesetzesbegründung zu § 88 AO n.F.; BR-Drucks. 631/15, S.82 zu Nr. 12. 
489 Ax/Große/Melchior/Lotz/Ziegler, S. 196, Rn. 988. 
490 Seer, Tipke/Kruse, § 88 AO, Rn. 8. 
491 Vanini, S. 39. 
492 Volquardsen, Schwarz/Pahlke, § 88 AO, Rn. 5o. 
493 Zaumseil, NJW 2016, 2769 (2772); Roser, Beermann/Gosch, § 88 AO, Rn. 59. 
494 Baldauf, DStR 2016, 833 (836). 
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Überprüfung zur umfassenden Intensivprüfung.495 Nach § 88 Abs. 5 
S. 3 Nr. 1 AO muss sichergestellt sein, dass eine Zufallsauswahl re-
gulärer Steuerfälle, die nicht vom RMS herausgefiltert werden, stich-
probenartig und vollumfänglich von Finanzbeamten überprüft wer-
den.496 Neben der Kontrolle der RMS sollen Steuerpflichtige dadurch 
von der Manipulation der Risikoparameter abgehalten werden, da sie 
aufgrund der Stichprobenkontrolle jederzeit mit einer ausführlichen 
Prüfung rechnen müssen.497 Eine Zufallsauswahl von 2 bis 5 Prozent 
der Fälle wird dabei als ausreichend erachtet.498 Die Finanzbeamten 
sind deshalb gemäß § 88 Abs. 5 S. 3 Nr. 3 AO weiterhin berechtigt, 
Fälle zu bearbeiten, die nicht vom RMS herausgefiltert werden.  
RMS müssen nach § 88 Abs. 5 S. 3 Nr. 4 AO regelmäßig von den 
obersten Finanzbehörden der Länder oder dem BMF auf ihre Zieler-
füllung überprüft werden.499  
2. Transparenz und Datenschutz 
Die Risikoparameter und Kriterien, nach welchen die Fälle vom RMS 
zur Überprüfung herausgefiltert werden, wurden weder gesetzlich 
festgelegt noch anderweitig bekannt gegeben, so dass das System 
der Fallauswahl nicht nachvollzogen werden kann.500 Um zu verhin-
dern, dass Steuerpflichtige ihr Erklärungsverhalten am RMS ausrich-
ten, verbietet § 88 Abs. 5 S. 4 AO die Veröffentlichung von Einzelhei-
ten der RMS, soweit dadurch die Gleichmäßigkeit und die Gesetz-
mäßigkeit der Besteuerung gefährdet werden könnte.501 Welche Ein-
zelheiten konkret geheim zu halten sind und welche mangels Ge-
fährdung des Besteuerungsverfahrens veröffentlicht werden dürfen, 
wird weder im Gesetz noch in der Begründung näher umschrieben. 
Grundsätzlich sollen Informationen nicht veröffentlicht werden, wenn 
ihre Bekanntgabe die Funktionsweise die Algorithmen der RMS be-
einträchtigt.502  
                                            
495 Seer, Tipke/Kruse, § 88 AO, Rn. 78; vgl. Gesetzesbegründung zu § 88 AO n.F.; 
BR-Drucks. 631/15, S.83 zu Nr. 12. 
496 Drüen, DB 2018, 11 (12); Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (549). 
497 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (549). 
498 Seer, Tipke/Kruse, § 88 AO, Rn. 77; ders., DStZ 2016, 605 (609). 
499 Seer, Tipke/Kruse, § 88 AO, Rn. 81. 
500 Baun Binder, DStZ 2016, 526 (531). 
501 vgl. Gesetzesbegründung zu § 88 AO n.F.; BR-Drucks. 631/15, S.83 zu Nr. 12. 
502 Baun Binder, DStZ 2016, 526 (531). 
 107 
Das Rechtsstaatsprinzip verlangt jedoch transparentes Verwaltungs-
handeln und beschränkt insoweit die Geheimhaltung der Risikopa-
rameter.503 So erfordert willkürfreies Besteuerungsverfahren zumin-
dest die Veröffentlichung der Art der Kriterien, die vom RMS ausge-
wertet werden, z.B. prüfungsbedürftige Einkunftsarten, Betriebsaus-
gaben, Unternehmensstrukturen, Wirtschaftsgüter oder persönliche 
Umstände.504 Tatsächlich sind jedoch keinerlei Informationen zu den 
Risikoparametern der RMS veröffentlicht worden. Dementsprechend 
ist unklar, ob in den RMS auch Kriterien berücksichtigt werden, die 
für den Steuerpflichtigen günstig sind. Die Berücksichtigung solcher 
Kriterien ist im Gesetzgebungsverfahren diskutiert worden, mangels 
Aufnahme in den Gesetzestext und Veröffentlichung der Risikopa-
rameter lässt sich die Umsetzung jedoch nicht beurteilen.505 Ohne 
Veröffentlichung der Risikoparameter ist nicht nachvollziehbar, ob 
das RMS ausgewogen oder einseitig zulasten der Steuerpflichtigen 
ausgestaltet ist.506 Im Zusammenhang der gemäß § 88 Abs. 5 S. 3 
Nr. 4 AO vorgeschriebenen Überprüfung des RMS (vgl. Abschnitt  
1. Risikomanagementsysteme (RMS) oben) verhindert die Ge-
heimhaltungsvorgabe, dass die Überprüfungsergebnisse im An-
schluss durch die Finanzbehörden oder das BMF öffentlich gemacht 
werden. Infolgedessen ist eine gerichtliche Überprüfung der RMS 
faktisch nicht möglich, da weder der Justiz noch der betroffenen Öf-
fentlichkeit überhaupt Anhaltspunkte für eine gerichtliche Überprü-
fung bekannt werden.507 
Trotz der Geheimhaltung der konkreten Risikoparameter kann davon 
ausgegangen werden, dass die RMS personenbezogene Daten 
auswertet, die erhoben, verarbeitet und gespeichert werden müssen. 
Die Einteilung von Steuerpflichtigen in bestimmte Risikoklassen kann 
nicht zuletzt deren Persönlichkeitsrechte tangieren.508 Nichtsdestot-
rotz finden sich keinerlei Vorschriften zur Datenspeicherung oder ein 
Löschungsanspruch der Steuerpflichtigen.509 Nach Auffassung der 
                                            
503 Seer, Tipke/Kruse, § 88 AO, Rn. 58. 
504 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (550); ders., DStZ 2016, 605 (608). 
505 Braun Binder, DStZ 2016, 526 (530). 
506 Braun Binder, DStZ 2016, 526 (530). 
507 Braun Binder, DStZ 2016, 526 (531); Höreth/Stelzer, DStZ 2016, 520 (521); 
Roser, Beermann /Gosch, § 88 AO, Rn. 67. 
508 Roser, Beermann /Gosch zu § 88 AO, Rn. 62. 
509 Roser, Beermann /Gosch zu § 88 AO, Rn. 62. 
 108 
Literatur sollten Steuerpflichtige Auskunftsanspruch haben, wenn 
ihre personenbezogenen Daten als Risikoparameter herangezogen 
werden.510 Nicht zuletzt können RMS bei entsprechender Ausgestal-
tung grundrechtlich relevant sein, z.B. für Steuerberater (vgl. Teil 2 
Kapitel 4 B. I. 2. Steuerliche RMS im Lichte der Berufsfreiheit un-
ten). 
II.  Länderübergreifender Datenaustausch 
Da die deutsche Finanzverwaltung auf mehrere Gebietskörperschaf-
ten aufgeteilt ist, bedarf es eines länderübergreifenden Datenaus-
tauschs, damit der Föderalismus nicht zum Vollzugshindernis wird.511 
Unklar war, ob der Datenaustausch zwischen den einzelnen Behör-
den ohne gesetzliche Grundlage rechtmäßig ist.512 Das BVerfModG 
hat mit dem neu eingefügten § 88b AO nun eine klarstellende 
Rechtsgrundlage geschaffen.513 Die Vorschrift des § 88b AO sichert 
den Datenaustausch zwischen den Finanzbehörden der Länder und 
des Bundes datenschutzrechtlich ab.514  
1. Voraussetzungen 
Nach § 88b Abs. 1 AO dürfen gespeicherte Klardaten (ohne Anony-
misierung) aus vorausgegangenen Verwaltungsverfahren in Steuer-
sachen, Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder aus Buß-
geldverfahren wegen Steuerordnungswidrigkeiten zum gegenseiti-
gen Datenabruf bereitgestellt werden.515 Die zuständigen Finanz-
behörden dürfen auf solche Daten zum Zwecke der länderübergrei-
fenden Verhütung, Ermittlung und Verfolgung von Steuerver-
kürzungen zugreifen.516 Bei Veranlagungssteuern liegt eine Steuer-
verkürzung vor, wenn die Steuer nicht, nicht in voller Höhe oder nicht 
rechtzeitig festgesetzt wird. Ob das der Fall ist wird durch den Ver-
gleich zwischen der tatsächlichen Ist-Festsetzung und der eigentli-
chen Soll-Festsetzung bestimmt.517 Durch die Mitaufnahme der Ver-
hütung von Steuerverkürzungen als Rechtfertigung für den länder-
                                            
510 Seer, Tipke/Kruse, § 88 AO, Rn. 82; Meinert, DFGT 2013, 264 (275). 
511 Seer, Tipke/Kruse, § 88b AO, Rn. 2. 
512 Seer, Tipke/Kruse, § 85 AO, Rn. 45. 
513 Bruschke, SteuK 2016, 355 (358). 
514 Seer, Tipke/Kruse, § 88b AO, Rn. 1. 
515 Roser, Beermann/Gosch, § 88b AO, Rn. 1; Kordt, Schwarz/Pahlke, § 88b AO, 
Rn. 4. 
516 vgl. Gesetzesbegründung zu § 88b AO n.F.; BR-Drucks. 18/8434, S.109 zu Nr. 
13 Gläser/Schöllhorn, DStR 2016, 1577 (1579). 
517 Jäger, Klein, § 370 AO, Rn. 93. 
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übergreifenden Datenabruf ist der Tatbestand des § 88b AO erwei-
tert worden und lässt Datenabrufe auch aus rein präventiven Zwe-
cken zu.518 Gemäß § 88b Abs. 1 HS. 1 AO muss es sich jedoch im-
merhin um Steuerverkürzungsfälle von länderübergreifender, interna-
tionaler oder erheblicher Bedeutung handeln. Dadurch erfährt der 
weite Anwendungsbereich der Vorschrift eine Einschränkung, so-
dass zumindest reine Bagatellfälle nicht erfasst sind.519  
Im Ergebnis genügt für die Erfüllung des Tatbestands ein anlasslo-
ses präventives Interesse an der Verhinderung von vorsatzlosen 
Steuerminderzahlungen in erheblichem Maße. Ab welcher Intensität 
von der Erheblichkeit einer Steuerverkürzung auszugehen ist, wird 
weder im Gesetzestext, noch in der Gesetzesbegründung festgelegt. 
Faktisch wird es bei der Beurteilung der Erheblichkeit also aus-
schließlich auf die Einschätzung der handelnden Finanzbehörde an-
kommen.520 Mangels einer konkreten Definition der Erheblichkeits-
schwelle ist nicht zu erwarten, dass in der Verwaltungspraxis auf den 
Datenabruf wegen Unerheblichkeit der Steuerverkürzung verzichtet 
wird, da sich die Finanzbeamten kaum Fällen annehmen werden, die 
sie als unerheblich erachten. 
2. Umfang des Datenabrufs 
Die Bezeichnung der Vorschrift § 88b AO als „länderübergreifender 
Datenabruf“ greift zu kurz, denn bei erfüllten Voraussetzungen dür-
fen die Finanzbehörden die abgerufenen Daten auch automatisiert 
überprüfen, verwenden und speichern.521 Die Vorschrift differenziert 
nicht nach Art der Daten und bezieht sich unter anderem auch auf 
personenbezogene Daten. Die deutsche Finanzverwaltung erhält so 
ein ausdifferenziertes Datenbild der Steuerpflichtigen und kann dank 
der umfassenden Verwendungsmöglichkeit mittels bestimmter Such-
algorithmen einen Datenabgleich nach bestimmten Wesensmerkma-
len vornehmen.522 Dem Digitalisierungsansatz des BVerfModG ent-
sprechend werden die Daten nach § 88b Abs. 2 AO elektronisch zur 
Verfügung gestellt.523 
                                            
518 Beckmann, DStR 2017, 971 (972). 
519 Roser, Beermann/Gosch, § 88b AO, Rn. 8. 
520 Gläser/Schöllhorn, DStR 2016, 1577 (1579). 
521 Gläser/Schöllhorn, DStR 2016, 1577 (1579). 
522 Beckmann, DStR 2017, 971 (972). 
523 Beckmann, DStR 2017, 971 (972). 
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Die weitreichenden Befugnisse, die § 88b Abs. 1 AO den Finanzbe-
hörden einräumt gelten auch für Daten, die durch das Steuerge-
heimnis des § 30 AO geschützt sind (vgl. Teil 2 Kapitel 5 B. Steuer-
geheimnis unten).524 Der Schutzbereich des Steuergeheimnisses 
erstreckt sich u.a. auf sämtliche personenbezogene Daten und frem-
de Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse.525 Durch § 88b Abs. 1 AO 
erfährt das Steuergeheimnis erfährt eine Einschränkung.526 Nicht 
zuletzt deshalb wurden verfassungsrechtliche Bedenken gegen § 
88b AO geäußert.527 Der Kritik, es handle sich um eine anlasslose 
Rasterfahndung528 wird entgegengehalten, dass der Datenabruf 
zweckgebunden ist an die Bekämpfung von Steuerverkürzung und 
deshalb verfassungswidrige Vorratsdatensammlung darin zu sehen 
sei (vgl. dazu Kapitel 4 B. I. Grundrechtsrelevanz der Steuerda-
tenerhebung unten). Relativiert werden die verfassungsrechtlichen 
Bedenken dadurch, dass § 88b AO lediglich die Zusammenführung 
von Daten erlaubt, die bei den Finanzbehörden ohnehin vorhanden 
sind und seit jeher innerhalb der Finanzverwaltung ausgetauscht 
wurden.529  
III. Automationsgestützte Steuerfestsetzung 
Das BVerfModG ermöglicht die vollautomatisierte Festsetzung der 
Veranlagungssteuern.530 Elektronisch eingehende Steuererklärungen 
werden nicht länger von einem Finanzbeamten, sondern ausschließ-
lich automationsgestützt bearbeitet.531 Nur in Ausnahmefällen wer-
den Steuerfälle noch einer Einzelfallprüfung durch einen Amtsträger 
unterzogen.532 Durch diesen Paradigmenwechsel soll die Veranla-
gung beschleunigt und rationalisiert werden.533  
Die Steuerfestsetzung erfolgt vollautomatisch, wenn kein Anlass zur 
Überprüfung durch einen Finanzbeamten besteht. Nutzt ein Steuer-
pflichtiger in seiner Steuererklärung das qualifizierte Freitextfeld (vgl. 
                                            
524 Bruschke, SteuK 2016, 355 (358). 
525 Pflaum, MüKo StPO, § 30 AO, Rn. 4. 
526 Gläser/Schöllhorn, DStR 2016, 1577 (1579); Seer, Tipke/Kruse, § 88b AO, Rn. 
2. 
527 Beckmann, DStR 2017, 971 (975); Gläser/Schöllhorn, DStR 2016, 1577 (1579). 
528 Gläser/Schöllhorn, DStR 2016, 1577 (1579); Beckmann, DStR 2017, 971 (976). 
529 Kordt, Schwarz/Pahlke, § 88b, Rn. 78. 
530 Braun Binder, DStZ 2016, 526 (527). 
531 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (547). 
532 Zaumseil, NJW 2017, 2769 (2772). 
533 Braun Binder, NVwZ 2016, 960 (961); diess., DStZ 2016, 526 (535); Zaumseil, 
NJW 2017, 2769 (2772). 
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Abschnitt 2. Vorausgefüllte Steuererklärung unten) für Eintragungen 
oder weichen die Angaben in der Steuererklärung von den Angaben 
von Dritten (vgl. Abschnitt 1. Datenübermittlung durch Dritte un-
ten) ab, oder wurde ein Steuerfall von einem RMS herausgefiltert 
(vgl. Abschnitt I. 1.  
1. Risikomanagementsysteme (RMS) oben) erfolgt die Einzel-
fallprüfung.534 
1. Datenübermittlung durch Dritte 
Der Einsatz von RMS erfordert eine automatisierte Datensammlung 
der Finanzverwaltung (vgl. Abschnitt I.  
1. Risikomanagementsysteme (RMS) oben). Die Funktionsfähig-
keit der vollautomatischen Steuerfestsetzung hängt von der Qualität 
der elektronischen Datenbestände ab.535 Um die Angaben der Steu-
erpflichtigen zu verifizieren, werden (Vergleichs-) Daten von mittei-
lungspflichtigen Dritten erhoben.536 Dritte können sämtliche Perso-
nen und Stellen sein, die nicht gemäß § 78 AO Beteiligte sind.537 
Insbesondere handelt es sich um Einrichtungen wie Versicherungs-
anbieter, Vorsorgeeinrichtungen, Banken, Vermögensverwalter und 
Arbeitgeber, deren Mitteilungspflichten in Einzelsteuergesetzen, ins-
besondere im EStG normiert sind.538  
Der neue § 93c AO enthält keine Meldepflicht, aber dafür eine Rah-
menregelung, mit der das Meldeverfahren einheitlich normiert 
wird.539 Zuvor war das Datenübermittlungsverfahren in voneinander 
abweichenden Regelungen enthalten. Die Daten wurden infolgedes-
sen in unterschiedlichen Formaten und zu unterschiedlichen Zeit-
punkten übermittelt, was sowohl bei den meldepflichtigen Dritten als 
auch bei der Finanzverwaltung zu höherem Verwaltungsaufwand 
führte.540 Werden nun aufgrund einer bestehenden Meldepflicht 
steuerrelevante Informationen von Dritten an die Finanzbehörden 
                                            
534 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (548); Braun Binder, DStZ 2016, 526 
(528). 
535 Roser, Beermann/Gosch, § 93c AO, Rn. 2; Seer, DStZ 2016, 605 (609). 
536 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (557), Baldauf, DStR 2016, 833 (837). 
537 Schuster, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 93c AO, Rn. 8. 
538 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (558); Michaelis, Moritz/Strohm, Kap. F, 
Rn. 232 ff. 
539 Roser, Beermann/Gosch zu § 93c AO, Rn. 1; Baldauf, DStR 2016, 833 (837); 
BT-Drucks. 18/7547, S. 71. 
540 Volquardsen, Schwarz/Pahlke, § 93c AO, Rn. 1. 
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übermittelt, folgt die elektronische Datenübermittlung nun dem ein-
heitlichen Standard des § 93c AO, der erstmals für Besteuerungs-
zeiträume oder -zeitpunkte nach dem 31.12.2016 anwendbar ist.541 
a. Übermittlungsverfahren 
Datensätze müssen gemäß § 93c Abs. 1 Nr. 1 AO bis zum 28. bzw. 
29 Februar, der dem jeweiligen Besteuerungszeitraum folgt, elektro-
nisch übermittelt werden. Fällt der Besteuerungszeitpunkt nicht auf 
das Jahresende, beträgt die gesetzliche Übermittlungsfrist zwei Mo-
nate. Nach Fristablauf werden mitteilungsbedürftige Daten nachträg-
lich übermittelt, es sei denn, die Ausnahmeregel des § 93c Abs. 2 
AO ist einschlägig. Dies ist der Fall, wenn der mitteilungspflichtige 
Dritte erst nach Ablauf von sieben Jahren nach dem jeweiligen Be-
steuerungszeitraum bemerkt, dass Daten pflichtwidriger Weise nicht 
übermittelt wurden. 
Der materielle Inhalt der Übermittlungspflicht richtet sich nach den 
Vorgaben des jeweils einschlägigen Einzelsteuergesetzes.542 
Nichtsdestotrotz enthält § 93c Abs. 1 Nr. 2 AO einen Katalog mit 
Mindestinformationen, die standardmäßig zu übermitteln sind. Dabei 
handelt es sich um Identifikationsangaben der übermittelnden Stellen 
und der betroffenen Steuerpflichtigen und damit regelmäßig um per-
sonenbezogene Daten.543 Deshalb ist der mitteilungspflichtige Dritte 
gemäß § 93c Abs. 1 Nr. 3 AO verpflichtet, den Steuerpflichtigen dar-
über zu informieren, welche Daten er den Finanzbehörden übermit-
telt. Die Informationsverpflichtung ergibt sich aus dem grundrechtlich 
geschützten Recht auf informationelle Selbstbestimmung (vgl. Kapi-
tel 4 B. I. Grundrechtsrelevanz der Steuerdatenerhebung unten) 
und berücksichtigt die Vorgaben von Art. 13 DSGVO (vgl. Kapitel 2 
C. II. 1. Informationspflichten der DSGVO oben).544  
Anders als in der Vergangenheit können Steuerpflichtige und Berater 
nun erkennen, welche Daten Dritter in die Steuerfestsetzung einge-
gangen sind.545 Auf dieser Grundlage kann der Steuerpflichtige ent-
                                            
541 Seer, Tipke/Kruse zu § 93c AO, Rn. 3; Gläser/Schöllhorn, DStR 2018, 1577 
(1578). 
542 Volquardsen, Schwarz/Pahlke, § 93c AO, Rn. 2. 
543 Seer, Tipke/Kruse, § 93c AO, Rn. 20; Roser, Beermann/Gosch, § 93c AO Rn. 
10. 
544 Roser, Beermann/Gosch, § 93c AO, Rn.12. 
545 Baldauf, DStR 2016, 833 (837). 
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scheiden, ob er das Freitextfeld in seiner Steuererklärung nutzt und 
so eine Einzelfallprüfung herbeiführt, oder ob er darauf verzichtet 
und im automatischen Veranlagungsprozess bleibt (vgl. Kapitel 3 A. 
III. Automationsgestützte Steuerfestsetzung oben).546 Die Infor-
mationspflicht wird dadurch relativiert, dass keine konkrete Frist vor-
gegeben ist, innerhalb der die Information erfolgen soll.547 Die Infor-
mation kann sowohl vor, als auch nach Übermittlung der Daten erfol-
gen, solange ein angemessener zeitlicher Zusammenhang besteht. 
Unangemessen ist die Information erst dann, wenn sie nach Ablauf 
der Steuererklärungsfrist erfolgt.548 
Bei einer fehlerhaften Übermittlung sieht die § 93c Abs. 3 AO vor, 
dass der Datensatz unverzüglich korrigiert wird, sofern die Fehlerhaf-
tigkeit innerhalb der Siebenjahresfrist parallel zu Abs. 2 AO erfolgt 
ist. Nach Ablauf dieser Frist entfällt die Korrekturverpflichtung.549 § 
93c Abs. 1 Nr. 4 AO begründet eine ebenfalls siebenjährige Auf-
zeichnungs- und Aufbewahrungspflicht. Bei unrichtiger oder unvoll-
ständiger Datenübermittlung drohen den mitteilungspflichtigen Drit-
ten zwar keine Sanktionen, sie können aber bei erfüllten Vorausset-
zungen als Haftungsschuldner für die entstehenden Steuerausfälle in 
Anspruch genommen werden.550 Schließlich sind meldepflichtige 
Dritte nach § 93c Abs. 7 AO verpflichtet, die erhobenen und gespei-
cherten Daten ausschließlich für die Übermittlung an die Finanzbe-
hörden zu verwenden. Die geltenden datenschutzrechtlichen 
Grundsätze der DSGVO und der nationalen Gesetzgebung sind da-
bei zwingend zu beachten.551  
Die Verfahrensregeln des § 93c AO gelten nicht für die Datenüber-
mittlung, nicht zwischen Zoll- und Finanzbehörden und nicht für die 
Datenübermittlung ausländischer Behörden.552 Mit dieser Einschrän-
kung hat der Gesetzgeber die steuerliche Amtshilfe aus dem An-
wendungsbereich ausgeklammert. Da in Konstellationen mit auslän-
dischen Dritten ohnehin keine Gesetzgebungskompetenz des deut-
                                            
546 Volquardsen, Schwarz/Pahlke, § 93c AO, Rn. 4; Roser, Beermann/Gosch, § 
93c AO, Rn. 12. 
547 Roser, Beermann/Gosch, § 93c AO, Rn. 11. 
548 Schuster, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 93c AO, Rn. 19; Volquardsen, 
Schwarz/Pahlke, § 93c AO, Rn. 17. 
549 Roser, Beermann/Gosch, § 93c AO, Rn. 19. 
550 Schuster, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 93c AO, Rn. 10. 
551 Roser, Beermann/Gosch, § 93c AO, Rn. 21. 
552 Schuster, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 93c AO, Rn. 7. 
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schen Gesetzgebers besteht, ist diese Einschränkung lediglich klar-
stellender Natur.553 
b. Wirkung der Datenübermittlung 
Die von Dritten übertragenen Daten gelten nach § 150 Abs. 7 S. 2 
AO als eigene Angaben des Steuerpflichtigen, soweit dieser keine 
abweichenden Angaben macht.554 Aufgrund des uneingeschränkten 
Untersuchungsgrundsatzes ist die Finanzverwaltung daran ebenso 
wenig gebunden, wie an die des betroffenen Steuerpflichtigen.555 
Insbesondere stellt der übermittelte Datensatz keinen verbindlichen 
Grundlagenbescheid für den Einkommensteuerbescheid des be-
troffenen Steuerpflichtigen dar.556 Tatsächlich ist die ungeprüfte 
Übernahme im vollautomatisierten Besteuerungsverfahren jedoch 
der Regelfall, sodass von einer faktischen Bindungswirkung auszu-
gehen ist.557 Soweit Daten von Dritten übermittelt werden, kann der 
Steuerpflichtige in seiner Steuererklärung auf eigene Angaben ver-
zichten. Macht der Steuerpflichtige in seiner Steuererklärung den-
noch eigene, von den übermittelten Daten abweichende Angaben, 
findet eine Einzelfallprüfung statt. Da Angaben von Dritten gemeinhin 
als zuverlässiger gelten, als die der betroffenen Steuerpflichtigen, 
besteht das Risiko, dass unzutreffende Daten Dritter zu Lasten der 
Steuerpflichtigen im Besteuerungsverfahren übernommen werden.558  
Zur Gewährleistung des Datenschutzes verpflichtet § 93c Abs. 6 AO 
die Finanzbehörden, die ihnen von Dritten übermittelten Daten nur zu 
verarbeiten, wenn dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist.559 Eine darüber hinausgehende Verwendung kommt nur mit Ein-
verständnis des betroffenen Steuerpflichtigen in Betracht.560  
2. Vorausgefüllte Steuererklärung 
Zum Zwecke der Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens wurde 
im Januar 2014 die erste Phase der vorausgefüllten Steuererklärung 
                                            
553 Roser, Beermann/Gosch, § 93c AO, Rn. 26. 
554 Gläser/Schöllhorn, DStR 2018, 1577 (1578). 
555 Roser, Beermann/Gosch, § 93c AO, Rn. 22. 
556 Gläser/Schöllhorn, DStR 2018, 1577 (1578). 
557 Gläser/Schöllhorn, DStR 2018, 1577 (1583). 
558 Roser, Beermann/Gosch, § 93c AO, Rn. 4; Schuster, Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 93c AO, Rn. 38; Volquardsen, Schwarz/Pahlke, § 93c AO, 
Rn. 5. 
559 Michaelis, Moritz/Strohm, Kap. F, Rn. 229. 
560 Volquardsen, Schwarz/Pahlke, § 93c AO, Rn. 31. 
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eingeführt.561 Die vorausgefüllte Steuererklärung wird nicht als Pa-
piervordruck versandt, sondern steht in elektronischer Form zur Ver-
fügung.562 Mit dem BVerfModG wurde § 150 AO, der Form und Inhalt 
der Steuererklärungen regelt, dahingehend geändert, dass elektroni-
sche Steuererklärungen nun Vorrang vor Steuererklärungen auf amt-
lichen Papiervordrucken haben.563 Die Abgabenordnung selbst ver-
pflichtet nicht zur elektronischen Abgabe von Steuererklärungen, je-
doch ergibt sich die Verpflichtung aus einigen Einzelsteuergeset-
zen.564 So begründet § 25 Abs. 4 EStG eine Pflicht zur elektroni-
schen Übermittlung der Steuererklärung für die Gewinneinkunftsar-
ten.565 Auch die Gewerbesteuererklärung und die Körperschaftsteu-
ererklärung werden nach § 14a GewStG bzw. nach § 31 Abs. 1a 
KStG elektronisch an die Finanzverwaltung übermittelt. Steuerpflich-
tige können ihre Steuererklärungspflicht also nicht nur elektronisch 
erfüllen, sondern müssen dies oftmals auch.566  
Die vorausgefüllte Steuererklärung ist ein freiwilliges Angebot, bei 
dem die Finanzverwaltung dem Steuerpflichtigen die Daten, die dem 
Finanzamt bereits bekannt sind, in der elektronischen Steuererklä-
rung zur Verfügung stellen.567 Bei Erstellung seiner Steuererklärung 
kann der Steuerpflichtige diese Daten dann durch Anklicken über-
nehmen. Im Ergebnis handelt es sich dabei um eine Eingabehilfe.568 
Derzeit werden Daten aus Lohnsteuerbescheinigungen, sowie vor-
handene Informationen über Lohnersatzleistungen, Rentenleistun-
gen, Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge sowie Vorsorgeauf-
wendungen vorausgefüllt.569 Langfristig darf erwartet werden, dass 
immer mehr Informationen in den Steuererklärungen voreingetragen 
werden und die Steuerpflichtigen dementsprechend von ihrer Erklä-
rungspflicht befreit werden.570  
                                            
561 BMF, Monatsbericht April 2014, S. 24. 
562 BMF, Monatsbericht April 2014, S. 25. 
563 Dißars, Schwarz/Pahlke, § 150 AO, Rn. 6. 
564 Dißars, Schwarz/Pahlke, § 150 AO, Rn. 54. 
565 Heuermann, Blümich, § 25 EStG, Rn. 104. 
566 von Freeden, Kilian/Heussen, Teil 9 Rn. 42. 
567 von Freeden, Kilian/Heussen, Teil 9 Rn. 42. 
568 Rätke, in Klein zu § 150 AO, Rn. 27; BMF, Monatsbericht April 2014, S. 25. 
569 https://www.elster.de/elsterweb/infoseite/belegabruf_(privatpersonen)#vast; 
abgerufen am 2.4.2019. 
570 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (560); Volquardsen, Schwarz/Pahlke, § 
93c AO, Rn. 5. 
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Die Verantwortung für die Richtigkeit der bereitgestellten Daten so-
wie für die Vollständigkeit der Steuererklärung liegt jedoch weiterhin 
bei den Steuerpflichtigen.571 Die vorausgefüllten Eintragungen sollen 
geprüft und danach entweder übernommen oder durch zutreffende 
Daten ersetzt werden.572 Die angebotenen Eintragungen sind für die 
Steuerpflichtigen nicht bindend.573 Vielmehr haben sie die Möglich-
keit gemäß § 150 Abs. 7 AO in einem gesonderten Freitextfeld eige-
ne Angaben zu machen und den vorausgefüllten Informationen zu 
widersprechen.574 Auch von den Finanzbehörden vorausgefüllte, un-
richtige Daten können für den Steuerpflichtigen strafrechtliche Fol-
gen auslösen, wenn er es unterlässt diese zu prüfen und eigene Er-
klärungen dazu abzugeben.575 Nicht nur für den Steuerpflichtigen, 
sondern auch für seinen Berater besteht darin ein erhebliches Risi-
ko.576 Vor diesem Hintergrund reduziert die vorausgefüllte Steuerer-
klärung bislang nur den Aufwand der Finanzverwaltung und stellt für 
die Steuerpflichtigen noch keine echte Entlastung dar.577 
3. Automatisierter Steuerbescheid 
Steuerbescheide können seit dem BVerfModG automatisch auf 
Grundlage der auf den Servern der Finanzbehörden gespeicherten 
Daten ergehen, ohne dass es der Mitwirkung eines Finanzbeamten 
bedarf.578 Als entsprechende Ermächtigungsgrundlage wurde § 155 
Abs. 4 AO durch das BVerfModG eingefügt.579  
a. Funktionsweise 
Die Finanzbehörden können gestützt auf § 155 Abs. 4 AO Steuer-
festsetzungen, Anrechnungen von Steuerabzugsbeträgen und Vo-
rauszahlungen auf Grundlage der ihnen vorliegenden Informationen 
und der Angaben des Steuerpflichtigen ausschließlich automations-
gestützt vornehmen oder ändern. Gemäß § 155 Abs. 4 S. 3 AO fin-
det eine Einzelfallprüfung statt, wenn der Steuerpflichtige in seiner 
                                            
571 Rätke, Klein, § 150 AO, Rn. 27. 
572 BR-Drucks. 631/15, 60. 
573 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (560). 
574 Dißars, Schwarz/Pahlke, § 150 AO, Rn. 59. 
575 Volquardsen, Schwarz/Pahlke, § 93c AO, Rn. 5. 
576 Eichhorn, DStR 2013, 2722 (2723). 
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Steuererklärung eigene Angaben gemacht hat.580 Der automatische 
Steuerbescheid muss nicht zwangsläufig basierend auf der elektro-
nischen Steuererklärung ergehen. Auch sonstige digitale Daten der 
Finanzverwaltung, z.B. Scans von herkömmlich eingereichten Steu-
ererklärungen können zur Erzeugung von automatischen Steuerbe-
scheiden herangezogen werden.581  
Rechtlich unterscheidet sich der vollautomatische Steuerbescheid 
nicht von personell erlassenen Steuerbescheiden und unterliegt den-
selben Verfahrensregeln.582 Ungeachtet der Automation handelt es 
sich bei dem Steuerbescheid also weiterhin um einen regulären 
Verwaltungsakt.583 Der Steuerverwaltungsakt ist in § 118 AO legalde-
finiert als hoheitliche Maßnahme einer Behörde auf dem Gebiet des 
öffentlichen Rechts zur unmittelbaren, nach außen gerichtete Rege-
lung eines Einzelfalls.584 Eine Maßnahme ist die verwaltungsrechtli-
che Willenserklärung, die final auf eine Rechtsfolge gerichtet ist.585 
Beim vollständig automationsgestützten Erlass eines Verwaltungs-
akts tritt das von der Finanzbehörde autorisierte und eingesetzte 
Programm an die Stelle des unmittelbar entscheidenden Amtsträ-
gers.586 Mit Beendigung des maschinellen Verfahrens gilt die behörd-
liche Willensbildung nach § 155 Abs. 4 S. 4 AO als abgeschlossen.  
b. Anwendungsbereich 
Der Anwendungsbereich der automationsgestützten Steuerverwal-
tungsakte erstreckt sich nach § 155 Abs. 4 S. 1 AO auf Steuerfest-
setzungsbescheide und auf damit zusammenhängende Anrechnun-
gen und Vorauszahlungen. Derartige Steuerverwaltungsakte können 
nach § 155 Abs. 4 S. 2 Nr. 1 AO vollautomatisiert erlassen, berich-
tigt, zurückgenommen, widerrufen, aufgehoben und geändert wer-
den. Zudem können sie gemäß § 155 Abs. 4 S. 2 Nr. 2 AO auch mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. Da Nebenbestimmungen 
gemäß § 120 AO im behördlichen Ermessen liegen, können sie nur 
dann im automatisierten Verfahren ergehen, wenn eine entspre-
chende Weisung des BMF oder der obersten Landesfinanzbehörden 
                                            
580 Güroff, Beermann/Gosch, § 155 AO, Rn. 43.2; Seer, DStZ 2016 605 (608). 
581 Seer, Tipke/Kruse, § 155 AO, Rn. 44. 
582 Seer, Tipke/Kruse, § 155 AO, Rn. 44. 
583 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (548). 
584 Frotscher, Schwarz/Pahlke, § 155 AO, Rn. 84. 
585 Firtsch, Koenig, § 118 AO, Rn. 11. 
586 Frotscher, Schwarz/Pahlke, § 155 AO, Rn. 84. 
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vorliegt. Bei einem auf Null reduzierten Ermessen sollen Nebenbe-
stimmungen, die faktisch als gebundene Entscheidung ergehen 
ebenfalls in den Anwendungsbereich von § 155 Abs. 4 AO fallen.587 
Auch bei sonstigen Ermessenentscheidungen müsste eine Ermes-
sensreduzierung auf Null vorliegen, damit der Verwaltungsakt vollau-
tomatisch ergehen kann.588 Anderenfalls würde ein Ermessensaus-
fall vorliegen. Selbst bei Konstellationen des intendierten Ermessens 
ist die Würdigung aller Umstände des Einzelfalls erforderlich, sodass 
auch diese Entscheidungen nicht automatisch ergehen können.589 
B. Rechtsgrundlagen des Steuerlichen Informationsaus-
tauschs 
Die Transparenzinitiativen des BEPS-Projekts und der EU haben 
Eingang in die deutsche Rechtsordnung gefunden.590 Die Rechts-
grundlagen finden sich zum einen in der steuerlichen Amtshilfevor-
schrift § 117 AO (vgl. Abschnitt I. Informationsaustausch unten) und 
im EUAHiG (vgl. II. Informationsaustausch nach dem EUAHiG un-
ten), das im Zuge der europäischen Transparenzinitiativen einige 
Anpassungen erfahren hat.591  
I. Informationsaustausch nach der Generalnorm § 117 AO 
Die zentrale Vorschrift des zwischenstaatlichen Informationsaus-
tauschs ist § 117 AO. Auf Basis dieser Ermächtigungsnorm erfolgt 
der Informationsaustausch im Rahmen der deutschen DBA (vgl. Ka-
pitel 1 B. II. Doppelbesteuerungsabkommen mit Auskunftsklausel 
oben) und TIEA-Abkommen (vgl. Kapitel 1 B I. 1. TIEA-
Abkommen über den steuerlichen Informationsaustausch oben) so-
wie auf Grundlage des Multilateralen Übereinkommens (vgl. Kapitel 1 
B. I. 2. Das Multilaterale Übereinkommen über die gegenseitige 
Amtshilfe in Steuersachen oben).592 Der zwischenstaatliche Informa-
tionsaustausch ist lediglich ein Teilbereich des Regelungsgegen-
standes von § 117 AO. Die darin geregelte zwischenstaatliche 
Rechts- und Amtshilfe umfasst auch Maßnahmen wie Auslandszu-
                                            
587 Güroff, Beermann/Gosch, § 155 AO, Rn. 41.2; Braun Binder, DStZ 2016, 526 
(527). 
588 Frotscher, Schwarz/Pahlke, § 155 AO, Rn. 89. 
589 Helbich, DStR 2017, 574 (577). 
590 Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 (2243). 
591 BMF-Merkblatt vom 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Ziff. 1.3.4.; Klaproth, 
Schwarz/Pahlke, § 117 AO, Rn. 7, 10. 
592 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 7. 
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stellungen oder die Beitreibung von Steuerforderungen im Aus-
land.593 
1. Inanspruchnahme der zwischenstaatlichen Informations-
hilfe 
Nach 117 Abs. 1 AO können deutsche Finanzbehörden die Amtshilfe 
ausländischer Behörden in Anspruch nehmen. Die Inanspruchnahme 
setzt keine völkerrechtliche Grundlage voraus, soll aber bei Fehlen 
einer solchen auf Fälle von besonderer Bedeutung beschränkt wer-
den.594 Auch etwaige schutzwürdige Interessen der informationsbe-
troffenen Steuerpflichtigen und das Steuergeheimnis des § 30 AO 
stehen den Amtshilfeersuchen der deutschen Finanzbehörden nicht 
entgegen, eine Güterabwägung ist jedoch geboten (vgl. Teil 2 Kapitel 
4 B. II. 2. Informationsaustausch aufgrund europäischer Vor-
schriften unten). Eine Verpflichtung ausländischer Finanzbehörden 
zum Informationsaustausch besteht jedoch nur, wenn ein völker-
rechtliches Abkommen eine solche vorsieht.595  
Zuständig für die Stellung von Auskunftsersuchen ist das BZSt, das 
auf Anregung der jeweiligen Finanzbehörde tätig wird.596 Die Aus-
künfte, um die ersucht wird, müssen gemäß den allgemeinen Amts-
hilfevorschriften der § 111 ff. AO für die Durchführung der Besteue-
rung erforderlich sein. Die Erforderlichkeit ist nach Auffassung des 
BFH bereits gegeben, wenn die Finanzbehörde mit vertretbaren Er-
wägungen zu der Einschätzung gelangt, dass der Sachverhalt steu-
erliche Auswirkung haben kann.597 Der Subsidiaritätsgrundsatz ge-
bietet zudem, dass die ersuchende Finanzbehörde nicht im Stande 
sein darf, die Amtshandlung selbst durchzuführen.598 Zur Erfüllung 
des Amtshilfeersuchens benötigen ausländische Behörden gewisse 
Grundinformationen, die ihnen im Rahmen des Gesuchs mitgeteilt 
werden. Die Erteilung dieser Informationen unterliegen nicht dem 
Steuergeheimnis (vgl. Kapitel 5 B. II. Einschränkende Rechtferti-
gungsgründe unten). Die Schutzbestimmungen des § 117 Abs. 3 Nr. 
                                            
593 Michaelis, Moritz/Strohm, Kap. F, Rn. 383. 
594 BMF-Merkblatt vom 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Ziff. 1.3.5.; Rätke, Klein, § 
117 AO, Rn. 21.  
595 Klaproth, Schwarz/Pahlke, §117 AO, Rn. 30; BMF-Merkblatt vom 23.11.2015, 
BStBl. 2015, 928, Ziff. 1.3.5. 
596 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 2.5 
597 vgl. BFH/NV 2012, S. 1089. 
598 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 4; Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 22. 
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2 u. 4 AO, die bei der Gewährung von Amtshilfe gelten, nämlich die 
Verwendungsbeschränkung und die Wahrung der Interessen der 
Steuerpflichtigen, gelten jedoch analog.599 
§ 117 Abs. 4 S. 3 AO vermittelt betroffenen Steuerpflichtigen im Zu-
sammenhang mit Amtshilfeersuchen ausländischer Behörden an 
Deutschland ein Anhörungsrecht, das umgekehrt aber nicht bei 
deutschen Ersuchen an ausländische Behörden gilt. Ein Anhörungs-
recht lässt sich aber in entsprechender Anwendung der allgemeinen 
Anhörungsbestimmung des § 91 AO herleiten.600 Bei drohender 
Zweckvereitlung des Ersuchens kann das Anhörungsrecht des be-
troffenen Steuerpflichtigen eingeschränkt werden (vgl. Teil 2 Kapitel 
5. A. Gewährung rechtlichen Gehörs beim Informationsaustausch 
unten).601  
2. Gewährung der zwischenstaatlichen Informationshilfe 
a. Verpflichtender Informationsaustausch  
Anders als die Inanspruchnahme des zwischenstaatlichen Informati-
onsaustauschs erfolgt die Erteilung von Auskünften durch die deut-
schen Finanzbehörden nach § 117 Abs. 2 AO grundsätzlich nur bei 
Vorliegen einer entsprechenden Rechtsgrundlage. Als solche kom-
men völkerrechtliche Vereinbarungen wie DBA, TIEA, oder die 
Amtshilfe-RL in Betracht.602 Um die ersuchte Auskunft erteilen zu 
können, stellen die inländischen Finanzbehörden in demselben Um-
fang Ermittlungen an, in dem sie dies auch in eigenen Verfahren tä-
ten.603 Dabei sind die Finanzbehörden auf die Befugnisse be-
schränkt, die ihnen nach inländischem Recht zustehen.604  
Nach § 117 Abs. 4 S. 3 AO gelten bei der Übermittlung von Informa-
tionen an ausländische Behörden für inländische Betroffene die An-
hörungsrechte des § 91 AO entsprechend (vgl. Teil 2 Kapitel 5 I. 
 Anhörungsrecht nach § 117 Abs. 4 S. 3 AO unten).605  
                                            
599 Klaproth, Schwarz/Pahlke, §117 AO, Rn. 32. 
600 Klaproth, Schwarz/Pahlke, §117 AO, Rn. 33. 
601 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 24. 
602 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 30. 
603 BMF-Merkblatt vom 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Ziff. 5.2.1. 
604 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 18. 
605 Rätke, Klein zu § 117 AO, Rn. 63. 
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b. Kulanzauskünfte 
Neben dem verpflichtenden Informationsaustausch erlaubt § 117 
Abs. 3 AO den zwischenstaatlichen Informationsaustausch ohne völ-
kerrechtliche Grundlage in Form der Kulanzauskunft.606 Solche wer-
den ausschließlich auf Ersuchen einer ausländischen Finanzbehörde 
erteilt. Spontane Kulanzauskünfte ohne vorheriges Ersuchen sind 
vom Anwendungsbereich der Vorschrift nicht erfasst und stellen des-
halb eine Verletzung des Steuergeheimnisses dar.607 Ob die Ertei-
lung von Kulanzauskünften auch in Betracht kommt, wenn mit einem 
Staat eine völkerrechtliche Vereinbarung i.S.v. § 117 Abs. 2 AO be-
steht, ist umstritten.608 Kulanzauskünfte sollen grundsätzlich nicht 
dazu eingesetzt werden, um Ausnahmen vom zwischenstaatlichen 
Informationsaustausch in völkerrechtlichen Vereinbarungen zu unter-
laufen. Deshalb ist im Einzelfall zu ermitteln, inwiefern bestehende 
aber nicht einschlägige völkerrechtliche Vereinbarungen über den 
Informationsaustausch darüber hinausgehende Kulanzauskünfte 
ausschließen.609 
Kulanzauskünfte dürfen im Ermessen der Finanzbehörden unter den 
kumulativen Voraussetzungen von § 117 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 - 4 AO 
erteilt werden.610 Zunächst muss die Gegenseitigkeit der Erteilung 
solcher Auskünfte verbürgt sein. Der ersuchende Staat muss recht-
lich und tatsächlich in der Lage sein, vergleichbare Auskunftsersu-
chen inländischer Finanzbehörden zu erfüllen.611 Außerdem muss 
das Steuergeheimnis gewährleistet sein. Der ersuchende Staat muss 
deshalb gewährleisten, dass die zu erteilenden Auskünfte aus-
schließlich für Zwecke des Besteuerungs- oder Steuerstrafverfahrens 
verwendet werden. Nimmt die ausländische Behörde zusätzlich nicht 
steuerliche Aufgaben wahr, wie z.B. Devisen- oder Preisüberwa-
chung, fehlt die erforderliche Zweckbindung (vgl. Teil 2 Kapitel 5 B. 
III. Schutzumfang beim internationalen Informationsaustausch 
unten).612 
                                            
606 Michaelis, Moritz/Strohm, Kap. F, Rn. 394. 
607 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 20. 
608 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 50. 
609 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 19. 
610 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 28. 
611 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 21. 
612 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 54; Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 22. 
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Weiterhin muss der ersuchende Staat im Einzelfall bereit sein, im 
Verständigungswege eine etwaige Doppelbesteuerung zu vermei-
den.613 Die Auskunftserteilung darf zudem keine wesentlichen Inte-
ressen des Bundes oder der inländischen Beteiligten beeinträchti-
gen.614 Ein wesentliches Interesse besteht in der Beachtung des ord-
re public. Dieser steht dem Verstoß gegen Grundrechte (z.B. das 
allgemeine Persönlichkeitsrecht) entgegen sowie der Verwendung 
von Auskünften für Zwecke, die der deutschen Rechtsordnung wi-
dersprechen. Letzteres läge vor, wenn mittels der Besteuerung politi-
sche Verfolgung oder Enteignung betrieben würde.615 Die Beein-
trächtigung von Berufsgeheimnissen wie Handels-, Industrie- und 
Gewerbegeheimnissen und Geschäftsverfahren steht dem Informati-
onsaustausch nur entgegen, wenn mit deren Offenbarung ein erheb-
licher Schaden entsteht. Dies ist der Fall, wenn die Gefahr besteht, 
dass Dritte von der geschützten Information Kenntnis erlangen und 
daraus erhebliche wirtschaftliche Vorteile zulasten des inländischen 
Beteiligten ziehen können.616 
II. Informationsaustausch nach dem EUAHiG 
Zur Umsetzung der Amtshilfe-RL wurde mit dem EU-
Amtshilfegesetz617, „EUAHiG“, das entsprechende Transformations-
gesetz geschaffen (siehe dazu Kapitel 2 A. Die Amtshilferichtlinie 
der Europäischen Union oben). Das BZSt übernimmt als zentrales 
Verbindungsbüro gemäß § 3 Abs. 2 EUAHiG die Kommunikation mit 
inländischen und ausländischen Behörden, die Prüfung eingehender 
und ausgehender Auskunftsersuchen und von Spontanauskünften 
sowie die Abwicklung des automatischen Informationsaustauschs.618 
Der zwischenstaatliche Informationsaustausch wird zur Vermeidung 
von Sprachbarrieren mit mehrsprachigen elektronischen Standard-
formblättern abgewickelt.619 
                                            
613 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 55; Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 23. 
614 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 24. 
615 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 56; Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 25. 
616 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 57; Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 26. 
617 BGBl. 2013, I S. 1809. 
618 Haug, DStZ 2016, 850 (856); Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 117; Zöllner, Koenig, 
§ 117 AO, Rn. 41; BMF-Merkblatt vom 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Ziff. 1.5.1.1. 
619 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 87; BMF-Merkblatt vom 23.11.2015, BStBl. 
2015, 928, Ziff. 9. 
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1. Anwendungsbereich 
Wird die Amtshilfe-RL als Rechtsgrundlage des Informationsaus-
tauschs innerhalb der EU herangezogen, richtet sich der Informati-
onsaustausch auf nationaler Ebene nach dem EUAHiG.620 Insoweit 
sind die Bestimmungen des EUAHiG leges speciales zu § 117 AO, 
der nur dann Anwendung findet, wenn das EUAHiG keine entspre-
chende Regelung enthält.621 Bestehen zwischen EU-Mitgliedstaaten 
DBA oder TIEA-Abkommen, können diese anstelle der Amtshilfe-RL 
als Rechtsgrundlage des Informationsaustauschs herangezogen 
werden. Dia bietet sich an, wenn der Anwendungsbereich der bilate-
ralen Abkommen breiter ist als der der Amtshilfe-RL. In diesem Fall 
ist § 117 AO die einschlägige nationale Ermächtigungsnorm.622 
Grundsätzliche Voraussetzung des steuerlichen Informationsaus-
tauschs ist nach § 1 Abs. 1 EUAHiG, dass die betreffende Auskunft 
in Steuersachen voraussichtlich erheblich ist. Dies ist der Fall, wenn 
die Information Auswirkungen auf eine Steuerfestsetzung oder Erhe-
bung hat. Finanzbehörden beurteilen dies im Vorfeld des Informati-
onsaustauschs anhand des fremden materiellen Steuerrechts des 
jeweiligen Empfängerstaats. Die Anforderungen sind daher gering. 
Bereits die mögliche Erheblichkeit aus ex-ante-Sicht genügt. Unzu-
lässig sind lediglich Beweisausforschungen, sog. „Fishing Expediti-
ons“.623  
Der Anwendungsbereich des EUAHiG erstreckt sich gemäß § 1 Abs. 
1 u. 2 EUAHiG auf jede Art von Steuern, die in den Mitgliedstaaten 
erhoben werden. Ausgenommen sind jedoch u.a. Zölle, die Umsatz-
steuer und sonstige harmonisierte Verbrauchsteuern. Der Anwen-
dungsbereich ist insoweit enger als der des § 117 AO.624  
Das EUAHiG ist durch entsprechende Änderungsgesetze625 an die 
Änderungsrichtlinien der Amtshilfe-RL DAC 2 (vgl. Abschnitt C. I.
 Finanzkonten-Informationsaustausch unten), DAC 3 (vgl. Ab-
                                            
620 BMF-Merkblatt vom 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Ziff. 1.3.1. 
621 Michaelis, Moritz/Strohm, Kap. F, Rn. 400 
622 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 17; Klaproth, Schwarz/Pahlke, §117 AO, Rn. 30. 
623 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 37. 
624 Klaproth, Schwarz/Pahlke, §117 AO, Rn. 5, 28. 
625 Mit dem Gesetz zum automatischen Austausch von Informationen über Finanz-
konten in Steuersachen und zur Änderung weiterer Gesetze vom 21.12.2015 
(BGBl. 2015, I S. 2531) und dem Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der EU-
Amtshilferichtlinie und von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und –
verlagerungen vom 20.12.2016 (BGBl. 2016, I S. 3000). 
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schnitt C. II. Informationsaustausch bei Vorbescheiden unten) und 
DAC 4 (vgl. Abschnitt C. III. Informationsaustausch bei der Ver-
rechnungspreisdokumentation unten) angepasst worden. Eine An-
passung an die DAC 5 war infolge ihres Regelungsgegenstands 
nicht erforderlich. Die zu erwartende Anpassung an die DAC 6 steht 
noch aus (vgl. Abschnitt C. IV. Gesetzesentwurf zur Meldepflicht 
von Steuergestaltungen unten). 
2. Einzelne Bestimmungen des EUAHiG 
a. Inanspruchnahme der europäischen Informationshilfe  
Gemäß § 6 EUAHiG sind deutsche Finanzbehörden berechtigt, die 
Finanzbehörden anderer EU-Mitgliedstaaten um Auskunftserteilung 
zu ersuchen. § 6 EUAHiG setzt Art. 5 Amtshilfe-RL um. Demnach 
übermittelt die Finanzbehörde ihr Ersuchen an das BZSt. Nach Prü-
fung von Zulässigkeit und Vollständigkeit leitet das BZSt das Ersu-
chen an den betreffenden Mitgliedstaat weiter. Der Subsidiaritäts-
grundsatz der Amtshilfe ist in § 6 Abs. 2 EUAHiG verankert. Wie un-
ter dem Regime des § 117 Abs. 1 AO ist die Inanspruchnahme der 
Amtshilfe gestützt auf § 6 EUAHiG auch nur dann zulässig, wenn 
zuvor sämtliche nach der deutschen Abgabenordnung zur Verfügung 
stehende Ermittlungsmaßnahmen ausgeschöpft worden sind.626 Das 
Verfahren der Auskunftsbeschaffung und -erteilung durch den er-
suchten Mitgliedstaat bestimmt sich nach dem nationalen Recht des 
jeweiligen Mitgliedstaats.627 Spontanauskünfte, die aus anderen Mit-
gliedstaaten ohne vorheriges Ersuchen an Deutschland übermittelt 
werden, leitet das BZSt gemäß § 9 EUAHiG innerhalb einer Woche 
an das zuständige deutsche Finanzamt weiter. 
b. Gewährung der europäischen Informationshilfe 
aa. Erteilung von Auskünften auf Ersuchen 
Die Übermittlung von Informationen an ersuchende ausländische 
Finanzbehörden ist in § 4 EUAHiG geregelt. Als Gegenstück zur 
Vorschrift zur Inanspruchnahme von Amtshilfemaßnahmen des § 6 
EUAHiG setzt § 4 EUAHiG die Gewährung von Amtshilfe und damit 
den zweiten Aspekt von Art. 5 Amtshilfe-RL in deutsches Recht um. 
Nach § 4 Abs. 1 EUAHiG werden Auskünfte i.S.v. § 1 Abs. 1 EUA-
HiG (vgl. Abschnitt 1. Anwendungsbereich des EUAHiG oben) 
                                            
626 Söhn, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 117 AO, Rn. 265a. 
627 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 59. 
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auf Ersuchen über das BZSt an ausländische Finanzbehörden der 
EU-Mitgliedstaaten übermittelt. Auskunftsersuchen können sich so-
wohl auf individuelle Steuerpflichtige, als auch auf eine über gewisse 
Merkmale definierte Gruppe von Steuerpflichtigen beziehen.628  
Gemäß § 4 Abs. 3 EUAHiG darf das BZSt keine Auskünfte erteilen, 
wenn die zur Auskunftserteilung notwendigen Ermittlungen nach 
deutschem Recht nicht vorgenommen werden dürfen (Nr. 1), der er-
suchende Mitgliedstaat den Subsidiaritätsgrundsatz missachtet und 
die ihm zur Verfügung stehenden Ermittlungsmöglichkeiten nicht 
ausgeschöpft (Nr. 2), wenn dadurch ein Berufsgeheimnis tatsächlich 
preisgegeben würde (Nr. 3) oder bei Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit (Nr. 4).629 Werden diese Auskunftsverbote, die aus Art. 17 
Amtshilfe-RL übernommen wurden, missachtet, wird das strafbe-
wehrte Steuergeheimnis verletzt (vgl. Teil 2 Kapitel 5 B. Steuer-
geheimnis unten).630 Bei fehlender Gegenseitigkeit der Amtshilfe 
durch Unvermögen auf Seiten des ersuchenden Mitgliedstaats be-
steht gemäß § 4 Abs. 4 EUAHiG zwar kein Auskunftsverbot, es steht 
dem BZSt aber frei, die Auskunftserteilung zu verweigern.631  
Nationale Schutznormen zugunsten von Finanzinstituten, Bevoll-
mächtigten, Vertretern, Treuhändern oder Anteilseignern, stehen 
dem innergemeinschaftlichen Auskunftsaustausch gemäß § 4 Abs. 5 
EUAHiG jedoch nicht im Wege.632 § 4 Abs. 5 EUAHiG setzt Art. 18 
Abs. 2 Amtshilfe-RL um, der seinerseits der Auskunftsklausel Art. 26 
Abs. 5 des DBA-MA der OECD entspricht.633 Das BZSt prüft auslän-
dische Auskunftsersuchen auf etwaige Auskunftsverbote oder Aus-
kunftsverweigerungsrechte und leitet sie anschließend an die zu-
ständigen Finanzbehörden weiter. Diese sind aufgrund der Amtshil-
fe-RL verpflichtet, alle zulässigen Ermittlungen durchzuführen um 
das Auskunftsgesuch zu erfüllen.634 Anschließend übermittelt das 
BZSt die Informationen gemäß § 5 Abs. 1 EUAHiG innerhalb von 
sechs Monaten an die ersuchende Behörde (die Frist entspricht Art. 
7 Amtshilfe-RL, vgl. Kapitel 2 A. III. Auskunftsarten oben). 
                                            
628 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 128. 
629 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 48. 
630 Söhn, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 117 AO, Rn. 248. 
631 Söhn, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 117 AO, Rn. 256. 
632 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 50. 
633 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 50 
634 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 46. 
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Eine Anhörung des Steuerpflichtigen oder der sonstigen Beteiligten 
ist bei der Leistung von Amtshilfe gestützt auf das EUAHiG gemäß § 
117 Abs. 4 S. 3 AO nicht vorgeschrieben. 
bb. Erteilung von Spontanauskünften 
Inländische Finanzbehörden können gemäß § 8 Abs. 1 EUAHiG dem 
BZSt Informationen übermitteln, die ihrem Ermessen nach für andere 
Mitgliedstaaten nützlich sein können, weil sie dort zu einer Besteue-
rung führen. Das BZSt entscheidet dann wiederum nach pflichtge-
mäßem Ermessen darüber, ob es die Informationen an den betref-
fenden Mitgliedstaat weiterleitet. Ob die Besteuerung in dem ande-
ren Mitgliedstaat gestützt auf die übermittelten Informationen tatsäch-
lich stattfindet, ist unerheblich.635 Als Faustregel ist eine Information 
für einen anderen Mitgliedstaat dann von Nutzen, wenn dieser in 
Kenntnis des Sachverhalts ein Auskunftsersuchen stellen würde.636 
Auch Spontanauskünfte werden gemäß § 17 EUAHiG elektronisch 
mittels Standardformblättern übermittelt.637  
Neben den sog. freiwilligen Spontanauskünften enthält § 8 Abs. 2 Nr. 
1 bis 5 EUAHiG einen Katalog bestimmter Sachverhaltskonstellatio-
nen, in denen Spontanauskünfte nicht nur erteilt werden können, 
sondern müssen.638 Besteht eine Übermittlungspflicht, muss diese 
gemäß § 8 Abs. 3 EUAHiG spätestens innerhalb eines Monats nach 
Kenntniserlangung erfüllt werden. Eine spontane Übermittlungspflicht 
besteht, wenn die Vermutung einer Steuerverkürzung im Sinne der 
deutschen Rechtsordnung nach § 370 AO in einem anderen Mit-
gliedstaat naheliegt (Nr. 1). Tatsächliche Anhaltspunkte sind nicht 
erforderlich.639 Weiter besteht eine Übermittlungspflicht, wenn es in 
einem anderen Mitgliedstaat durch eine inländische Steuervergünsti-
gung zu einer Besteuerung oder Steuererhöhung kommen könnte 
(Nr. 2). Auch Dreieckgeschäfte, bei denen ein deutscher Steuer-
pflichtiger und ein in einem anderen Mitgliedstaat Steuerpflichtiger 
Geschäftsbeziehungen über einen Drittstaat abwickeln (z.B. durch 
den Einsatz von Briefkastenfirmen in Niedrigsteuerländern) und 
                                            
635 Söhn, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 117 AO, Rn. 274; Rätke, Klein, § 118 AO, 
Rn. 168, aus der Rechtsprechung zu der Vorgängerbestimmung Art. 2 Abs. 2 EG-
AHiG folgend; vgl. BFH BStBl. 1992, 645; EFG 2008, 1177. 
636 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 62. 
637 Söhn, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 117 AO, Rn. 272. 
638 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 62. 
639 Rätke, Klein, § 118 AO, Rn. 173. 
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dadurch möglicherweise Steuervorteile generieren, erfordern zwin-
gend eine Spontanauskunft (Nr. 3).640 Dasselbe gilt bei einer mögli-
chen Steuerersparnis durch konzerninterne Gewinnverlagerungen 
(Nr. 4). Die spontane Übermittlungspflicht gilt gegenüber allen Mit-
gliedstaaten, die möglicherweise negativ davon betroffen sind (Nr. 
5).641 Die Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit der negativen 
steuerlichen Auswirkungen sind gering.642  
cc. Automatischer Informationsaustausch 
§ 7 EUAHiG regelt den automatischen Informationsaustausch zwi-
schen den EU-Mitgliedstaaten und setzt Art. 8 Abs. 1 Amtshilfe-RL 
um. Die darin genannten Informationen über in anderen Mitgliedstaa-
ten ansässige Personen werden seit dem 1. Januar 2015 automa-
tisch übermittelt.643 Dazu gehören Informationen über Vergütungen 
aus unselbstständiger Arbeit, Aufsichtsrats- oder Verwaltungsrats-
vergütungen, bestimmte Lebensversicherungsprodukte, Ruhegehäl-
ter sowie über unbewegliches Vermögen und über Einkünfte daraus. 
Definiert wird der automatische Informationsaustausch gemäß § 2 
Abs. 2 EUAHiG als systematische Übermittlung zuvor festgelegter 
Informationen an einen anderen Mitgliedstaat ohne vorheriges Ersu-
chen in regelmäßigen Abständen. Das EUAHiG wiederholt damit die 
beinahe wortgleiche Definition des Art. 3 Nr. 9 Amtshilfe-RL. 
Darüber hinaus gehend ist der automatische Informationsaustausch 
in den letzten Jahren kontinuierlich erweitert worden (vgl. Kapitel 2 A. 
I. Entwicklung und Umsetzung oben). Im Hinblick auf den auto-
matischen Finanzkonteninformationsaustausch (§ 8 Abs. 2 EUAHiG, 
vgl. Abschnitt C. I. Finanzkonten-Informationsaustausch unten), den 
automatischen Informationsaustausch über grenzüberschreitende 
Vorbescheide und Vorabverständigungen über die Verrechnungs-
preisgestaltung (§ 8 Abs. 3 bis 7 EUAHiG, vgl. Abschnitt C II. In-
formationsaustausch bei Vorbescheiden unten) und den automati-
schen Informationsaustausch über länderbezogene Berichte i.S.v. § 
138a AO (§ 8 Abs. 10 bis 13 EUAHiG, vgl. Abschnitt C. III. Informa-
                                            
640 Söhn, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 117 AO, Rn. 278 ff. 
641 Rätke, Klein, § 118 AO, Rn. 179. 
642 Söhn, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 117 AO, Rn. 277 ff. 
643 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 61. 
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tionsaustausch bei der Verrechnungspreisdokumentation unten) 
wurde auch § 8 EUAHiG mehrfach angepasst.644  
Das BZSt übermittelt die Informationen an die anderen Mitgliedstaa-
ten und organisiert die Speicherung empfangener Informationen und 
deren Weiterleitung an die zuständigen Behörden. Eine Anhörung 
der Beteiligten ist, wie schon aus § 117 Abs. 4 S. 3 AO hervorgeht, 
auch nach § 8 Abs. 8 EUAHiG beim automatischen Informationsaus-
tausch auf Grundlage des EUAHiG nicht erforderlich. 
c. Datenschutz 
§ 19 EUAHiG regelt die Geheimhaltung und den Datenschutz der an 
Deutschland übermittelten Daten und setzt Art. 25 Amtshilfe-RL um. 
§ 19 Abs. 1 EUAHiG stellt zunächst klar, dass die auf Grundlage des 
EUAHiG an Deutschland übermittelten Informationen dem strafbe-
wehrten Steuergeheimnis des § 30 AO und sonstigen Schutzvor-
schriften der AO unterliegen (vgl. Teil 2 Kapitel 5 B. Steuergeheim-
nis unten).  
 § 19 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 4 EUAHiG legt fest, zu welchen abschlie-
ßend aufgeführten Zwecken die erhaltenen Informationen verwendet 
werden dürfen.645 Demnach können Informationen zur Anwendung 
und Durchsetzung des deutschen Steuerrechts in Bezug auf Steuern 
im Anwendungsbereich des EUAHiG verwendet werden (Nr. 1) so-
wie zur Wahrnehmung von Kontroll- und Aufsichtsbefugnissen (Nr. 
2). Dazu zählen unter anderem die Befugnisse der Rechnungshöfe, 
von parlamentarischen Untersuchungsausschüssen oder Daten-
schutzbeauftragten auf Bundes- und Landesebene.646 Zulässig sind 
auch die Verwendung zur Festsetzung und Beitreibung anderer 
Steuern im Sinne des EU-Beitreibungsgesetzes (Nr. 3) und die Ver-
wendung in Gerichts- oder Verwaltungsverfahren wegen Steuerver-
kürzung, sofern die prozessualen Rechte, wie etwa Auskunftsver-
weigerungsrechte beachtet werden (Nr. 4). Ergänzend dazu be-
stimmt § 15 Abs. 4 EUAHiG, dass empfangene Informationen eben-
                                            
644 vgl. Änderungsgesetze: Gesetz zum automatischen Austausch von Informatio-
nen über Finanzkonten in Steuersachen und zur Änderung weiterer Gesetze v. 
21.12.2015, BGBl. 2015 I, 2531 und Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der 
EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und 
–verlagerungen, BGBl. 2016 I, 3000. 
645 Söhn, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 117 AO, Rn. 314. 
646 Rätke, Klein, § 118 AO, Rn. 261. 
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so wie vergleichbare inländische Informationen als Beweismittel ver-
wendet werden dürfen. Insgesamt decken sich die zulässigen Ver-
wendungen mit den Ausnahmetatbeständen des Steuergeheimnis-
ses (vgl. Teil 2 Kapitel 5 B. II. Einschränkende Rechtfertigungs-
gründe unten).647  
Jenseits der gesetzlichen Verwendungen dürfen Informationen ge-
mäß § 19 Abs. 2 S. 2 EUAHiG nur mit Zustimmung des übermitteln-
den Mitgliedstaates verwendet werden. Werden Informationen von 
Deutschland in andere Mitgliedstaaten übermittelt, bestimmt § 15 
Abs. 1 EUAHiG, dass das BZSt der außergesetzlichen Verwendung 
zustimmt, wenn diese nach deutschem Recht zulässig wäre und die 
Vorschriften über den Schutz des Steuergeheimnis (§§ 30, 31, 31a 
und 31b) beachtet werden.648 Die Weitergabe von empfangenen In-
formationen an andere EU-Mitgliedstaaten durch das BZSt ist gemäß 
§ 15 Abs. 2 EUAHiG zulässig, wenn diese dort für die gesetzlichen 
Verwendungszwecke des § 19 Abs. 2 S. 1 EUAHiG nützlich sein 
könnten und der ursprüngliche übermittelnde Staat vorab informiert 
ist und nicht innerhalb von 10 Arbeitstagen widerspricht.649 Bei einer 
voraussichtlich zweckfremden Verwendung in dem anderen Mitglied-
staat, bedarf es gemäß § 19 Abs. 3 EUAHiG der ausdrücklichen 
Einwilligung des ursprünglich übermittelnden Mitgliedstaats. Schließ-
lich verpflichtet § 15 Abs. 5 EUAHiG das BZSt dazu, Mitgliedstaaten 
von der Berichtigung oder Löschung unrichtiger Daten zu informieren 
und sie dazu anzuhalten ihre Datenbestände entsprechend zu korri-
gieren.650 
Der Informationsaustausch mit Drittstaaten außerhalb der EU ist in § 
18 EUAHiG, der wiederum Art. 24 Amtshilfe-RL umsetzt, geregelt.651 
Das BZSt kann Informationen von Drittstaaten spontan oder auf Er-
suchen an Drittstaaten weiterleiten, sofern ein entsprechendes Abhil-
feabkommen mit dem betreffenden Staat besteht.652 Auch von ande-
ren Mitgliedstaaten übermittelte Informationen kann das BZSt an 
                                            
647 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 91. 
648 Söhn, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 117 AO, Rn. 298. 
649 Rätke, Klein, § 118 AO, Rn. 232. 
650 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 80. 
651 Söhn, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 117 AO, Rn. 310. 
652 Rätke, Klein, § 118 AO, Rn. 252. 
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Drittstaaten weitergeben.653 Dafür müssen die Voraussetzungen ge-
mäß § 18 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 EUAHiG kumulativ erfüllt sein. Die deut-
schen Bestimmungen über die Weitergabe personenbezogener Da-
ten an Drittstaaten sind einzuhalten (Nr. 1), die Informationen können 
für die Steuerfestsetzung im Drittstaat erheblich sein (Nr. 2), der 
übermittelnde Mitgliedstaat ist mit der Weitergabe der Informationen 
einverstanden (Nr. 3) und der Drittstaat hat sich aufgrund eines DBA, 
TIEA oder anderweitig zum Informationsaustausch mit Deutschland 
verpflichtet.654 
C. Erweiterung des automatischen Informationsaustauschs  
Auf Drängen der Industrienationen wurde der automatische Informa-
tionsaustausch sowohl auf internationaler, als auch auf europäischer 
Ebene in der jüngeren Vergangenheit kontinuierlich erweitert.655 Be-
sonders die Amtshilfe-RL kennt zahlreiche neue Informationsaus-
tauschbestimmungen, die in deutsches Recht umgesetzt worden 
sind oder noch werden (vgl. Kapitel 2 B. Umfang des Informations-
austauschs oben).  
I. Finanzkonten-Informationsaustausch 
Der Finanzkonten-Informationsaustausch erfordert eine Rechts-
grundlage für die zwischenstaatliche Übermittlung von Informationen. 
Zusätzlich ist eine weitere Rechtsgrundlage erforderlich, die die Fi-
nanzinstitute zur Bereitstellung der erforderlichen Informationen ver-
pflichtet.  
Mit § 7 Abs. 2 EUAHiG wurde der automatische Informationsaus-
tausch über Finanzkonten mit anderen EU-Mitgliedstaaten in deut-
sches Recht umgesetzt (Umsetzung der geänderten Amtshilfe-RL 
DAC 2; vgl. Kapitel 2 B. I. Europäische Rechtsgrundlage des CRS 
oben). Im Verhältnis zu Drittstaaten gelten die MCAA und das Multi-
laterale Übereinkommen (vgl. Kapitel 1 A. IV. 2. Umsetzungsak-
te oben).  
Das Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz656, FKAustG, regelt 
die Meldepflichten der deutschen Finanzinstitute, auf deren Grundla-
ge die Informationen beschafft werden, zu deren Austausch sich 
                                            
653 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 88. 
654 Rätke, Klein, § 118 AO, Rn. 253. 
655 Michaelis, Moritz/Strohm, Kap. F, Rn. 492.  
656 BGBl. 2015 I, 2531. 
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Deutschland völkerrechtlich verpflichtet hat. Das FKAustG verwendet 
die Terminologie der deutschsprachigen Version des CRS der 
OECD, die auch in der deutschsprachigen Fassung der Amtshilfe-RL 
übernommen wurde. Zur Erklärung der verwendeten Begriffe sowie 
zu sonstigen Anwendungsfragen im Zusammenhang mit dem 
FKAustG hat das BMF ausführlich Stellung genommen.657 
1. Anwendungsbereich 
Nach § 1 Abs. 1 FKAustG erstreckt sich der Anwendungsbereich des 
Gesetzes sowohl auf den innereuropäischen Informationsaustausch 
aufgrund der Amtshilfe-RL (Nr. 1), als auch auf den Informationsaus-
tausch mit Drittstaaten (Nr. 2 – 4).658 Anwendbar ist das FKAustG 
demnach im Verhältnis zu EU-Mitgliedstaaten, zu allen sonstigen 
Unterzeichnerstaaten der MCAA und des Multilateralen Überein-
kommens (Nr. 2; vgl. Kapitel 1 A. IV. 2. a. Verwaltungsvereinba-
rung und b. Völkerrechtliche Grundlage oben), zu den innereuropä-
ischen Drittstaaten, mit denen auf EU-Ebene Steuertransparenzab-
kommen bestehen (Nr. 3; Kapitel 2 B. I. Europäische Rechtsgrundla-
ge des CRS oben) und schließlich auch im Verhältnis zu allen Dritt-
staaten, mit denen ein anderweitiges Abkommen über den Finanz-
konteninformationsaustausch geschlossen wurde (Nr. 4, z.B. DBA 
oder TIEA-Abkommen).659 Auf der FKAustG-Staatenaustauschliste 
2018 des BMF vom 30. September 2018 befinden sich insgesamt 86 
Staaten, darunter alle 27 anderen EU-Mitgliedstaaten, die fünf euro-
päischen Staaten mit Steuertransparenzabkommen sowie 54 Dritt-
staaten, die alle Unterzeichnerstaaten der MCAA und des Multilate-
ralen Übereinkommens sind.660 Ein Finanzkonteninformationsaus-
tausch findet aufgrund des FATCA-Abkommens661 auch mit den USA 
statt. 
2. Melde- und Sorgfaltspflichten 
In § 2 Nr. 1 – 7 FKAustG wird der von der OECD entwickelte ge-
meinsame Meldestandard beinahe wortgleich zu Art. 8 Abs. 3a Bst. a 
- g Amtshilfe-RL wiedergegeben. Die Vorschrift bestimmt, welche 
Kontoinformationen das BZSt als zuständige Behörde gemäß § 5 
                                            
657 BMF-Schreiben vom 01.02.2017, BStBl I 2017, 305. 
658 Klaproth, Schwarz/Pahlke, § 117 AO, Rn. 26d. 
659 van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (29). 
660 BMF-Schreiben vom 28.06.2018, BStBl I 2018, 716 (719). 
661 BGBl 2013 II, 1362. 
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FKAustG mit sämtlichen Staaten auf der FKAustG-
Staatenaustauschliste austauscht. Es handelt sich dabei um Identifi-
kationsinformationen der meldepflichtigen Personen, die Kontonum-
mer, die Bezeichnung des Finanzinstituts, den Kontosaldo, sowie um 
die Eingänge des jeweiligen Kalenderjahrs. Die deutsche Rechts-
grundlage entspricht damit den Vorgaben des CRS der OECD und 
der Amtshilfe-RL (vgl. Kapitel 1 A. IV. 5. Umfang des Informations-
austauschs und Kapitel 2 B. I. 2. Informationsaustauschpflicht der 
Steuerbehörden oben). 
a. Spiegelung der Amtshilfe-RL 
Damit Deutschland seinen Informationsaustausch-Verpflichtungen 
nach dem gemeinsamen Meldestandard erfüllen kann, müssen die 
verpflichteten Finanzinstitute die entsprechenden Daten erheben und 
dem BZSt zu einem festgesetzten Stichtag übermitteln.662 Die allge-
meine Meldepflicht der deutschen Finanzinstitute enthält § 8 
FKAustG. Als deutsches Finanzinstitut gilt jedes in Deutschland an-
sässige Finanzinstitut und jede dort gelegene Niederlassung eines 
ausländischen Finanzinstituts.663  
Insgesamt ist das Verfahren, nach welchem die Finanzinstitute die 
bei ihnen geführten Konten auf meldepflichtige Personen überprüfen 
und diese anschließend an das BZSt melden in den §§ 8 – 18 und 
21 ff. FKAustG geregelt. Darin werden die Melde- und Sorgfaltsvor-
schriften aus Anhang I Abschnitt I – VII, IX Amtshilfe-RL weitgehend 
wortgleich wiederholt. Dasselbe gilt für die Begriffsbestimmungen der 
§§ 19 f. FKAustG, die denen des Anhangs I Abschnitt VIII Amtshilfe-
RL entsprechen.664 Da sich die Amtshilfe-RL ihrerseits genau an die 
Vorgaben der OECD hält, werden Begriffe wie z.B. Finanzinstitute, 
Finanzkonten und meldepflichtige Personen auf internationaler, eu-
ropäischer und nationaler Ebene gleich definiert (vgl. Kapitel 1 A. IV. 
3. Persönlicher Anwendungsbereich oben). Die europäi-
schen Regelungen der Amtshilfe-RL werden durch ihre Übernahme 
im FKAustG, dessen nicht Anwendungsbereich auf EU-
Mitgliedstaaten beschränkt ist, auf alle am CRS teilnehmenden Dritt-
staaten ausgeweitet. Aus diesem Grund kann an dieser Stelle auf die 
                                            
662 Czakert, DStR 2015, 2697 (2701). 
663 BMF-Schreiben vom 01.02.2017, BStBl I 2017, 305, Rn. 95 ff. 
664 Küpper/von Schweinitz/Schurowski, DStR 2016, 512 (512). 
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Ausführungen zum europäischen Meldestandard und zum CRS der 
OECD verwiesen werden (vgl. Kapitel 1 A. IV. Standard für den au-
tomatischen Informationsaustausch über Finanzkonten; Kapitel 2 B. 
I. 1. Meldepflicht der Finanzinstitute oben). 
Die Verfahrensvorschriften der §§ 27 f. FKAustG verfügen über keine 
Parallelvorschrift in der Amtshilfe-RL. Finanzinstitute müssen die 
vorgeschriebenen Daten jeweils bis zum 31. Juli eines Jahres für das 
jeweils vorherige Kalenderjahr an das BZSt übermitteln. Das BZSt 
tauscht diese bis zum 30. September mit den teilnehmenden Staaten 
aus. § 28 FKAustG enthält einen Ordnungswidrigkeitstatbestand, der 
Verstöße gegen die Meldepflichten mit einem Bußgeld von maximal 
EUR 50.000 ahndet. Die maximale Bußgeldhöhe wurde damit im 
Vergleich zum Regierungsentwurf des FKAustG verzehnfacht.665 Der 
Vorschrift lässt sich nicht entnehmen, ob jede Unrichtigkeit oder Un-
vollständigkeit innerhalb des jährlich an das BZSt zu übermittelnden 
Datenpakets einzeln sanktioniert wird, oder ob dessen Fehlerhaf-
tigkeit als solche lediglich einmal sanktioniert wird.666 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Finanzinstitute bereits 
bei untergeordneten Hinweisen auf einen bestehenden Auslandsbe-
zug zur Übermittlung von detaillierten persönlichen und kontobezo-
genen Informationen an das BZSt verpflichtet sind. Der Verpflichtung 
wird durch Androhung hoher und betragsmäßig nicht kalkulierbarer 
Sanktionen Nachdruck verliehen.667 Das FKAustG setzt die europäi-
schen Vorschriften über Finanzkonteninformationsaustausch eins zu 
eins um. Da der Anwendungsbereich des FKAustG auch Drittstaaten 
erfasst, erweitert sich auf diesem Weg der Geltungsbereich der eu-
ropäischen Regelungen. 
b. Schutzbestimmungen zugunsten der Steuerpflichtigen 
Der Gesetzgeber verpflichtet die Finanzinstitute mit § 8 Abs. 5 
FKAustG bei der Datenübermittlung zur Implementierung von 
Schutzmaßnahmen gemäß dem jeweiligen Stand der Technik gegen 
unbefugten Zugang sowie gegen Veränderung und anderweitige 
                                            
665 Drucks. BR 18/5910; Küpper/von Schweinitz/Schurowski, DStR 2016, 512 
(512). 
666 Roth, DStZ 2016, 498 (501); Küpper/von Schweinitz/Schurowski, DStR 2016, 
512 (513). 
667 Roth, DStZ 2016, 498 (503) 
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Preisgabe der Daten. Eine vergleichbare Bestimmung fehlt auf euro-
päischer Ebene. Auf Ebene der OECD ist die Implementierung von 
Schutzmaßnahmen zwar vorgesehen, ob und inwiefern Drittstaaten 
dem gefolgt sind, ist unklar.668 Ebenso unklar ist, ob in ausländischen 
Rechtsordnungen eine gesetzliche Verpflichtung zur Sicherstellung 
der technisch einwandfreien Datenübertragung zugunsten der be-
troffenen ausländischen Bankkunden besteht.  
Die Erfüllung der Meldepflichten bedingt notwendigerweise den Zu-
griff auf geschützte Daten durch die Finanzinstitute. Deshalb enthal-
ten § 3 Abs. 2 FKAustG eine datenschutzrechtliche Ermächtigungs-
grundlage. Die Finanzinstitute dürfen gestützt darauf Daten erheben, 
speichern und verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer gesetzli-
chen Meldepflichten erforderlich ist. Zudem müssen Finanzinstitute 
die von ihnen an das BZSt übermittelten Daten nach § 3 Abs. 3 
FKAustG zehn Jahre lang aufbewahren. Angesichtes der weitrei-
chenden Eingriffsbefugnis in geschützte Daten und der zehnjährigen 
Aufbewahrungspflicht sind Finanzinstitute gemäß § 6 Abs. 2 
FKAustG vor der Meldung an das BZSt verpflichtet, betroffene Kun-
den zumindest einmalig über die bevorstehende erstmalige Meldung 
zu informieren, sodass diese etwaige Indizien, die für ihre ausländi-
sche Steuerpflicht sprechen, entkräften können.669 Dadurch wird die 
Informationspflicht des Art. 25 Abs. 3 Amtshilfe-RL in deutsches 
Recht umgesetzt und auf Drittstaaten ausgeweitet (vgl. Kapitel 2 C. 
III. 2. Sonderregeln beim Finanzkonteninformationsaustausch 
oben). Eine Anhörung der betroffenen Bankkunden findet jedoch 
nicht statt (vgl. Teil 2 Kapitel 5 A. I.  Anhörungsrecht nach § 117 
Abs. 4 S. 3 AO unten).670 Es gelten im europäischen Verhältnis die 
Datenschutzbestimmungen des EUAHiG (vgl. Abschnitt B. 2. c.
 Datenschutz oben). Im Verhältnis zu Drittstaaten gelten 
die in deutsches Recht umgesetzten Datenschutzbestimmungen der 
MCAA und des Multilateralen Übereinkommens (vgl. Kapitel 1 A. IV. 
6. Datenschutz beim Informationsaustausch oben), sodass 
in beiden Fällen auf die diesbezüglichen Ausführungen verwiesen 
werden kann. 
                                            
668 OECD Handbuch zur Anwendung des gemeinsamen Standards, S. 35. 
669 Lappas/Ruckes, IStR 2016, 364 (372). 
670 BMF-Schreiben vom 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Ziff. 3.1.2. 
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II. Informationsaustausch bei Vorbescheiden 
Der im Rahmen von BEPS-Aktionspunkt 5 vorgeschlagene Innforma-
tionsaustausch bezüglich grenzüberschreitender steuerlicher Vorbe-
scheide und Vorabverständigungen über Verrechnungspreise hat mit 
Umsetzung der DAC 3 Eingang in die deutsche Rechtsordnung ge-
funden. Art und Umfang des Informationsaustauschs variieren, je 
nachdem ob der Austausch mit einem anderen EU-Mitgliedstaat oder 
mit einem Drittstaat erfolgt (vgl. Kapitel 1 A. III. 1. Aktionspunkt 5: 
Informationsaustausch über steuerliche Vorabzusagen und Kapitel 2. 
B. II. Europäische Rechtsgrundlage von BEPS Aktionspunkt 5 
oben). Der zwischenstaatliche Informationsaustausch erfolgt auf eu-
ropäischer Ebene auf Grundlage der Amtshilfe-RL und im Verhältnis 
zu Drittstaaten gestützt auf das jeweils zugrunde liegende völker-
rechtliche Abkommen (vgl. Kapitel 1 A. III. 1. b. aa. Rechtsgrundla-
gen oben).  
1. Rechtsgrundlagen 
Der Informationsaustausch basiert auf unterschiedlichen Grundla-
gen, je nachdem ob er mit EU-Mitgliedstaaten oder Drittstaaten er-
folgt. Mit dem Gesetz zur Umsetzung und Änderung der Amtshilfe-
richtlinie und von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnverkürzungen 
und –verlagerungen671, dem BEPS-Umsetzungsgesetz, wurden die 
Vorgaben der DAC 3 und damit auch die von BEPS Aktionspunkt 5 
schließlich in deutsches Recht umgesetzt.672 Mit diesem Änderungs-
gesetz wurde u.a. § 7 EUAHiG zum 20. Dezember 2016 um den au-
tomatischen Informationsaustausch bezüglich grenzüberschreitender 
Vorbescheide und Vorabverständigungen über Verrechnungspreise 
erweitert. Das EUAHiG dient seither als nationale Rechtsgrundlage 
des Informationsaustauschs über steuerliche Vorbescheide mit an-
deren EU-Mitgliedstaaten. Bereits vor Inkrafttreten des geänderten 
EUAHiG hat die deutsche Finanzverwaltung ein Merkblatt zum ver-
pflichtenden spontanen Informationsaustausch nach den Vereinba-
rungen zu BEPS-Aktionspunkt 5 veröffentlicht, das im Verhältnis zu 
Drittstaaten auch nach der erfolgten Anpassung der EUAHiG weiter-
                                            
671 BGBl. 2016 I S. 3000. 
672 Fehling/Kampermann, IStR 2017, 638 (639); Ditz/Quilitzsch, DStR 2017, 281 
(281). 
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hin Anwendung findet.673 Im Gegensatz zum EUAHiG ist allerdings 
weder das BMF-Merkblatt v. 28.07.2016 noch der Abschlussbericht 
zu BEPS Aktionspunkt 5 eine ausreichende Rechtsgrundlage für den 
Informationsaustausch mit Drittstaaten.674 Vor diesem Hintergrund 
wird kritisiert, dass es beim Informationsaustausch über Steuervor-
bescheide mit Drittstaaten an einer entsprechenden Rechtsgrundla-
ge fehlt. 
2. Anwendungsbereich 
Der Informationsaustausch bezüglich steuerlicher Vorbescheide und 
Vorabverständigungen über Verrechnungspreise richtet sich nach 
BEPS Aktionspunkt 5, weshalb auf die diesbezüglichen Ausführun-
gen verwiesen wird (vgl. Kapitel 1 A. III. 1. a. Definition der steuerli-
chen Vorabzusagen oben). In der deutschen Rechtsordnung versteht 
man steuerliche Vorbescheide als verbindliche Auskünfte gemäß § 
89 Abs. 2 AO, verbindliche Zusagen gemäß § 204 AO oder unilatera-
le Vorabzusagen über Verrechnungspreise gemäß § 178 Abs. 1 
AO.675 Ausgenommen sind steuerliche Vorbescheide, die natürliche 
Personen betreffen, bei denen es sich nicht um Einzelunternehmen 
handelt.676 Diese sind zusammen mit Vorabverständigungen über 
Verrechnungspreisgestaltungen Gegenstand des Informationsaus-
tauschs.677 Während Informationen mit EU-Mitgliedstaaten automa-
tisch getauscht werden, findet im Verhältnis zu Drittstaaten ein spon-
taner Informationsaustausch statt.678 Da sowohl das EUAHiG als 
auch das BMF-Merkblatt v. 28.07.2016 auf den Vorgaben von BEPS 
Aktionspunkt 5 basieren, bestehen zwischen dem Informationsaus-
tausch mit EU-Mitgliedstaaten und dem mit Drittstaaten nur geringfü-
gige Unterschiede. 
a. Im Verhältnis zu EU-Mitgliedstaaten 
Das EUAHiG setzt die in der DAC 3 definierten Tatbestände eins zu 
eins um. Die notwendigen Begriffsbestimmungen wie „automatischer 
Austausch“, „grenzüberschreitender Vorbescheid“, „Vorabverständi-
                                            
673 BMF-Schreiben vom 28.07.2016, BStBl 2016 I S. 781 (787). 
674 Ditz/Quilitzsch, DStR 2017, 281 (285); Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 (2249). 
675 Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 (2248); Blumenberg/Kring, BB 2017, 151 
(154). 
676 Burwitz, NZG 2017, 133 (133); BMF-Schreiben vom 28.07.2016, BStBl 2016 I 
S. 781 (784). 
677 Ditz/Quilitzsch, DStR 2017, 281 (285). 
678 Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 (2249 f.). 
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gung über die Verrechnungspreisgestaltung“ des § 2 Abs. 3 ff. EUA-
HiG wurden wortgleich aus Art. 3 Nr. 14 ff. Amtshilfe-RL übernom-
men.679 § 7 Abs. 3 ff EUAHiG bestimmt, dass das BZSt die erforder-
lichen Informationen, von den Finanzbehörden der Länder entge-
gennimmt und an die übrigen EU-Mitgliedstaaten weiterleitet sowie 
von anderen EU-Mitgliedstaaten erhaltene Informationen an die Lan-
desfinanzbehörden weiterleitet.680 Die Bestimmungen z.B. hinsicht-
lich der auszutauschenden Informationen, oder des Verfahrensab-
laufs wurden ebenfalls beinahe wortgleich aus Art. 8a Amtshilfe-RL 
übernommen, weshalb auf die entsprechenden Ausführungen ver-
wiesen werden kann (Kapitel 2 B. II. 2. Sachlicher Anwendungsbe-
reich und 3. Verfahrensablauf oben). Hervorzuheben ist, dass der 
deutsche Gesetzgeber in § 7 Abs. 4 S. 3 EUAHiG von der Ausnah-
memöglichkeit des Art. 8a Abs. 2 S. 4 Amtshilfe-RL Gebrauch ge-
macht hat. Dementsprechend sind Steuervorbescheide und Vorab-
verständigungen über Verrechnungspreise vom Informationsaus-
tausch ausgenommen, wenn sie an Unternehmen mit einem Jahres-
nettoumsatzerlös von weniger als 40 Mio. Euro gerichtet sind.681 Der 
Ausnahmetatbestand gilt jedoch nur für Altfälle und wirkt sich des-
halb aktuell nicht mehr aus. Vorabverständigungen über Verrech-
nungspreise, an deren Abschluss Drittstaaten beteiligt waren, wer-
den gemäß § 7 Abs. 5 EUAHiG nur automatisch ausgetauscht, wenn 
dies in einem Abkommen mit dem betreffenden Drittstaat vorgese-
hen ist. Ist dies nicht der Fall, kann ein spontaner innereuropäischer 
Informationsaustausch erfolgen. Die betreffende Vorabverständigung 
selbst darf jedoch nur mit Zustimmung der zuständigen Behörde des 
betreffenden Drittstaats ausgetauscht werden.682 
b. Im Verhältnis zu Drittstaaten 
Der Informationsaustausch mit Drittstaaten, also mit OECD- und 
G20-Staaten, die keine EU-Mitglieder sind, richtet sich nach dem 
BMF-Merkblatt v. 28.07.2016. Der im BMF-Merkblatt v. 28.07.2016 
definierte sachliche Anwendungsbereich stimmt mit sämtlichen Vor-
gaben von BEPS Aktionspunkt 5 überein. Hierzu kann deshalb auf 
die entsprechenden Ausführungen zu BEPS Aktionspunkt 5 verwie-
                                            
679 Hörster, NWB 2017, 22 (25). 
680 Czakert, IStR 2016, 985 (990). 
681 Blumenberg/Kring, BB 2017, 151 (154). 
682 Blumenberg/Kring, BB 2017, 151 (154). 
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sen werden. Der Anwendungsbereich erstreckt sich auf Vorabzusa-
gen zu Präferenzregimen (vgl. Kapitel 1 A. III. 1. a. aa. Vorab-
zusagen im Zusammenhang mit präferenziellen Regelungen oben), 
die aus deutscher Sicht derzeit ausschließlich im Zusammenhang mit 
der wohl nicht allzu weit verbreiteten Tonnagenbesteuerung bei der 
Gewinnermittlung internationaler Handelsschiffe in Betracht kommt. 
Ebenfalls in den Anwendungsbereich fallen unilaterale Vorabzusa-
gen über Verrechnungspreise, Vorabzusagen im Zusammenhang mit 
Betriebsstätten und in Deutschland ansässigen Durchleitungsgesell-
schaften (vgl. Kapitel 1 A. III. 1. a. bb. Vorabverständigungen über 
die Verrechnungspreisgestaltung oben) sowie sonstige Vorabzusa-
gen, die zu einer steuermindernden Gewinnverkürzung führen kön-
nen. Schließlich sollen grundsätzlich alle Vorabzusagen, die mit ei-
nem erhöhten Risiko der Gewinnverkürzung und –verlagerung.683 Im 
Verhältnis zu Drittstaaten findet kein automatischer, sondern ein 
spontaner Informationsaustausch statt. Aus diesem Grund müssen 
die zu übermittelnden Informationen nicht im Voraus festgelegt wer-
den. Das BMF-Merkblatt v. 28.07.2016 verzichtet folglich auf derarti-
ge Ausführungen.  
Die Spontanauskunft muss dem jeweiligen Ansässigkeitsstaat der 
Muttergesellschaft erteilt werden. Je nach Art der steuerlichen Vor-
abzusage erfolgt zudem ein Austausch mit den Sitzstaaten von na-
hestehenden Dritten, wie verbundenen Unternehmen innerhalb eines 
Konzerns (vgl. Kapitel 1 A. III. 1. b. cc. Verfahrensablauf oben).684 
3. Verfahren und Schutzbestimmungen  
Das Informationsaustauschverfahren unterscheidet nicht zwischen 
dem Austausch mit EU-Staaten und Drittstaaten. In beiden Fällen 
übernimmt das BZSt die Sammlung und Weiterleitung von Informati-
onen zwischen den inländischen und den ausländischen Finanzbe-
hörden. Das BZSt übermittelt ein Standardformblatt mit den vorge-
gebenen Basisinformationen. Erst auf Ersuchen der Empfängerstaa-
ten wird der eigentliche Steuervorbescheid oder die Vorabverständi-
                                            
683 Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 (2248); BMF-Schreiben vom 28.07.2016, 
BStBl 2016 I S. 781 (782). 
684 Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 (2249); BMF-Schreiben vom 28.07.2016, 
BStBl 2016 I S. 781 (785). 
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gung über Verrechnungspreise übermittelt.685 Die Maximale Spei-
cherdauer für von ausländischen Behörden übermittelte Informatio-
nen ist im europäischen Verhältnis gemäß § 7 Abs. 9 S. 4 EUAHiG 
auf 15 Jahre begrenzt. Im Verhältnis zu Drittstaaten fehlen Vorschrif-
ten zur Begrenzung der Speicherdauer. 
Beim innereuropäischen Informationsaustausch auf Grundlage des 
EUAHiG findet gemäß § 117 Abs. 4 S. 3 AO keine Anhörung des 
inländischen Beteiligten statt. Im Verhältnis zu Drittstaaten war bei 
Altfällen eine vorherige Anhörung vorgesehen. Seit dem 01.01.2017 
wird bereits bei der Antragstellung auf Erteilung eines Steuervorbe-
scheids bzw. im Vorfeld einer Vorabverständigung über Verrech-
nungspreise auf den automatischen Informationsaustausch hinge-
wiesen. Eine Anhörung vor dem Informationsaustausch findet trotz 
der fehlenden nationalen Rechtsgrundlage beim Informationsaus-
tausch mit Drittstaaten (vgl. Abschnitt 1. Rechtsgrundlagen oben) 
nicht statt.686  
Auf europäischer Ebene gelten die allgemeinen Datenschutzbestim-
mungen des EUAHiG (vgl. Abschnitt B. II. 2. c. Datenschutz oben). 
Im Verhältnis zu Drittstaaten richtet sich der Datenschutz nach § 5 
CbC-MCAA und der zugehörigen deutschen Erklärung zu den Ver-
wendungsbeschränkungs- und Datenschutzbestimmungen687, so-
dass in beiden Fällen auf die diesbezüglichen Ausführungen verwie-
sen werden kann (vgl. Kapitel 1 A. III. 3. c. Datenschutz oben). 
III. Informationsaustausch bei der Verrechnungspreisdoku-
mentation 
Die in BEPS-Aktionspunkt 13 vorgeschlagene Verschärfung der Do-
kumentationsanforderungen bezüglich Verrechnungspreise und ins-
besondere der zwischenstaatliche Austausch von CbCR haben Ein-
gang in die deutsche Rechtsordnung gefunden (vgl. Kapitel 1 A. III. 
                                            
685 Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 (2250); vgl. BMF-Schreiben vom 28.07.2016, 
BStBl 2016 I S. 781 (786); § 7 Abs. 7 EUAHiG. 
686 Klaproth, Schwarz/Pahlke, § 117 AO, Rn. 26 f; vgl. BMF-Schreiben vom 
28.07.2016, BStBl 2016 I S. 781 (786); Ditz/Quilitzsch, DStR 2017, 281 (286). 
687 Erklärung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland zu den Verwen-
dungsbeschränkungs- und Datenschutzbestimmungen der Bundesrepublik 
Deutschland zu § 5 der Mehrseitigen Vereinbarung vom 27. Januar 2016 zwischen 
den zuständigen Behörden über den Austausch länderbezogener Berichte, veröf-
fentlicht in der Bekanntmachung über das Wirksamwerden der Mehrseitigen Ver-
einbarung vom 27. Januar 2016 zwischen den zuständigen Behörden über den 
Austausch länderbezogener Berichte vom 29. Januar 2018, BGBl. 2018 II, 67.  
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3. a. Die dreistufige Verrechnungspreisdokumentation oben).688 Da 
die bisherigen Aufzeichnungspflichten bereits weitgehend die Infor-
mationen des Master Files und des Local Files umfasst haben, ist § 
90 Abs. 3 AO lediglich ergänzt worden.689 Im Gegensatz dazu war 
das CbCR der deutschen Rechtsordnung bislang fremd, sodass ent-
sprechende Rechtsgrundlagen neu geschaffen werden mussten.690  
Der zwischenstaatliche Informationsaustausch beschränkt sich auf 
das CbCR und bezieht sich nicht auf das Master File und das Local 
File. Die nachfolgenden Ausführungen beschäftigen sich deshalb 
ausschließlich mit der deutschen Umsetzung des CbCR. Aufgrund 
der europäischen DAC 4, war der deutsche Gesetzgeber verpflichtet 
die entsprechenden Umsetzungsvorschriften bis zum Juni 2017 in 
Kraft zu setzen (vgl. Kapitel 2 B. III. Europäische Rechtsgrundla-
ge von BEPS Aktionspunkt 13 oben). Gesetzgeberisch ist die Um-
setzung in zwei Schritten erfolgt. Erstens bedurfte es einer Rechts-
grundlage für die Verpflichtung zur Erstellung des CbCR (vgl. Ab-
schnitt 1. Länderbezogener Bericht nach § 138a AO unten). 
Zweitens war deren zwischenstaatliche Austausch gesetzlich zu re-
geln (vgl. Abschnitt 2. Umfang des Informationsaustauschs un-
ten). Seit Schaffung der erforderlichen Rechtsgrundlagen hat 
Deutschland erstmalig im Juni 2018 länderbezogene Berichte, die 
frühestens den Veranlagungszeitraum 2016 betreffen, automatisch 
ausgetauscht.691 
1. Länderbezogener Bericht nach § 138a AO 
Die Rechtsgrundlage des länderbezogenen Berichts wurde mit § 
138a AO geschaffen, der mit dem BEPS-Umsetzungsgesetz692 ein-
geführt wurde.693  
a. Berichtspflichtige Unternehmen 
Gemäß § 138a Abs. 1 und 6 AO sind primär inländische Konzern-
obergesellschaften verpflichtet, jährlich einen länderbezogenen Be-
                                            
688 Kraft/Heider, DStR 2017, 1353 (1353). 
689 Hörster, NWB 2017, 22 (23); Bier/Voß, IStR 2017, 393 (394). 
690 Ditz/Quilitzsch, DStR 2017, 281 (283). 
691 Engelen/Heider, DStR 2018, 1042 (1042); Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, 
DBA, Art. 26 OECD-MA, Rn. 13. 
692 BGBl. 2016 I S. 3000. 
693 Schallmoser, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 138a AO, Rn. 2; vgl. Art. 4 Nr. 4 
Gesetz zur Umsetzung und Änderung der Amtshilferichtlinie und von weiteren 
Maßnahmen gegen Gewinnverkürzungen und –verlagerungen vom 20. Dezember 
2016. 
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richt zu erstellen und diesen spätestens ein Jahr nach Ablauf des 
Wirtschaftsjahrs an das BZSt zu übermitteln.694 Die Verpflichtung trifft 
Unternehmen, die zur Erstellung eines Konzernabschlusses ver-
pflichtet sind, der mindestens ein im Ausland ansässiges Unterneh-
men oder eine Betriebsstätte umfasst und einen Umsatz von mindes-
tens 750 Mio. Euro im vorausgegangenen Wirtschaftsjahr aus-
weist.695 Die deutsche Umsatzschwelle von 750 Mio. Euro entspricht 
genau dem Mindeststandard von BEPS Aktionspunkt 13 und den 
Vorgaben der Amtshilfe-RL.696 In Deutschland wird aktuell jedoch die 
schrittweise Herabsetzung der Umsatzschwelle diskutiert.697 Die pri-
märe Berichtspflicht kann nach § 138a Abs. 3 AO auch eine in den 
Konzernabschluss einbezogene inländische Gesellschaft treffen, 
wenn sie von ihrer ausländischen Konzernobergesellschaft dazu be-
auftragt wurde.698 Inländische Konzerngesellschaften sind nach § 
138a Abs. 4 AO sekundär berichtspflichtig, wenn kein länderbezoge-
ner Bericht von der ausländischen Konzernobergesellschaft, die 
nach deutschem Recht berichtspflichtig wäre, an das BZSt übermit-
telt wird.699 Ob nach dem Recht des Sitzstaats einer ausländischen 
Konzernobergesellschaft eine Berichtspflicht besteht, ist unerheblich. 
Die deutsche Berichtspflicht kann deshalb nicht durch Verlegung des 
Konzernsitzes umgangen werden.700 Um das Bestehen und die Art 
der Berichtspflicht bestimmen zu können, werden sämtliche Unter-
nehmen durch § 138a Abs. 5 AO dazu verpflichtet, in der Steuerer-
klärung Angaben zu etwaigen Konzernverhältnissen zu machen.701 
Die Vorgaben von Art. 8aa Abs. 1 Amtshilfe-RL und BEPS-
Aktionspunkt 13 wurden mit § 138a AO vollständig umgesetzt (vgl. 
Kapitel 2 B. III. 1. a. Berichtspflichtige Unternehmen oben). 
b. Inhalt 
Der Inhalt des länderbezogenen Berichts setzt sich gemäß § 138a 
Abs. 2 AO zusammen aus nach Steuerhoheitsgebieten aufgeteilten 
Übersichten über die konzernübergreifenden Einkünfte, Steuern und 
                                            
694 Klapproth, Schwarz/Pahlke, § 117 AO, Rn. 26 3. 
695 van Lück, BB 2017, 2524 (2525). 
696 Kraft/Heider, DStR 2017, 1353 (1355). 
697 Schallmoser, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 138a AO, Rn. 3. 
698 Schallmoser, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 138a AO, Rn. 51. 
699 van Lück, BB 2017, 2524 (2526); Schallmoser, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 
138a AO, Rn. 60. 
700 Kraft/Heider, DStR 2017, 1353 (1355). 
701 Schallmoser, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 138a AO, Rn. 90. 
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Geschäftstätigkeiten (Nr. 1) und über sämtliche Konzernunterneh-
men und Betriebstätten (Nr. 2). Anhand dieser Angaben sollen sich 
Briefkastenfirmen leicht identifizieren lassen.702 Die inhaltlichen An-
forderungen entsprechen damit eins zu eins den Vorgaben von Art. 
8aa Abs. 3 Amtshilfe-RL. Die in der Amtshilfe-RL abgedruckten Mus-
tervordrucke für den länderbezogenen Bericht sind im BMF-
Schreiben betreffend die Anforderungen an den länderbezogenen 
Bericht multinationaler Unternehmensgruppen (Country-by-Country 
Report) v. 11. Juli 2017 übernommen worden und müssen von den 
berichtspflichtigen Unternehmen verwendet werden (vgl. Kapitel 2 B. 
III. 1. b. Inhaltliche Vorgaben oben). Kann ein sekundär be-
richtspflichtiges Unternehmen nicht alle erforderlichen Informationen 
beschaffen, informiert es das BZSt gemäß § 138a Abs. 4 S. 3 AO 
darüber und reicht den Vordruck unvollständig ausgefüllt ein.703 In 
Umsetzung von Art. 25a Amtshilfe-RL werden Verstöße gegen die 
Berichtspflicht nach § 379 Abs. 2 Nr. 1 Bst. c AO als Ordnungswid-
rigkeiten sanktioniert und können mit Bußgeldern von bis zu 10.000 
EUR geahndet werden.704  
2. Umfang des Informationsaustauschs 
a. Verfahren 
Der zwischenstaatliche Informationsaustausch erfolgt auf europäi-
scher Ebene auf Grundlage von Art. 8aa Abs. 2 Amtshilfe-RL, der 
wiederum innerstaatlich durch § 7 Abs. 10 ff. EUAHiG kodifiziert 
wurde (vgl. Kapitel 2. B. III. 2. Modalitäten des Informationsaus-
tauschs oben).705 Im Verhältnis zu Drittstaaten erfolgt der Informati-
onsaustausch gestützt auf das CbC-MCAA, das wortgleich in seinem 
deutschen Umsetzungsgesetz übernommen wurde (vgl. Kapitel 1 A. 
III. 3. b. Umfang des Informationsaustauschs oben).706  
Der automatische Informationsaustausch folgt demselben Verfahren, 
unabhängig davon, ob er mit anderen EU-Mitgliedstaaten oder Dritt-
staaten erfolgt. Zunächst übermitteln berichtspflichtige Unternehmen 
ihre ausgefüllten Vordrucke an das BZSt.707 Gemäß § 138a Abs. 7 S. 
                                            
702 van Lück, BB 2017, 2524 (2527). 
703 Hörster, NWB 2017, 22 (24). 
704 Schallmoser, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 138a AO, Rn. 153. 
705 Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 (2251). 
706 van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (29). 
707 BMF-Schreiben vom 11.07.2017, BStBl. I 2017, 974 (976). 
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1 AO leitet das BZSt die länderbezogenen Berichte der inländischen 
berichtspflichtigen Unternehmen an die zuständigen inländischen 
Finanzämter weiter. Gleichzeitig erfolgt gemäß § 138a Abs. 7 S. 2 
AO bzw. § 7 Abs. 10 EUAHiG die Übermittlung an ausländische Fi-
nanzbehörden, in deren Zuständigkeitsbereichen sich Konzernunter-
nehmen oder Betriebsstätten befinden. Umgekehrt nimmt das BZSt 
die automatisch aus dem Ausland übermittelten länderbezogenen 
Berichte entgegen und leitet sie an die zuständigen inländischen Fi-
nanzämter weiter.708 Zur Erfüllung dieser Aufgaben ist das BZSt zur 
Auswertung sämtlicher länderbezogener Berichte berechtigt. Län-
derbezogene Berichte dürfen nach § 138a Abs. 7 S. 5 AO bzw. § 7 
Abs. 12 EUAHiG 15 Jahre lang gespeichert werden.709 
Der europäische Informationsaustausch geht insoweit über den In-
formationsaustausch mit Drittstaaten hinaus, als dass das BZSt ge-
mäß § 7 Abs. 11 EUAHiG den Finanzämtern anderer Mitgliedstaaten 
ebenfalls automatisch mitteilt, wenn die Weigerung einer ausländi-
schen Konzernobergesellschaft zur sekundären Berichterstattung 
durch ein inländisches Konzernunternehmen geführt hat.710 Zudem 
können aufgrund der Amtshilfe-RL auch unvollständige länderbezo-
gene Berichte von sekundär berichtspflichtigen Unternehmen ge-
tauscht werden. Dies ist auf Grundlage der CbC-MCAA nicht zuläs-
sig.711 Darüber hinaus wird auf EU-Ebene ein öffentliches Register 
für berichtspflichtige Unternehmen diskutiert.712  
b. Schutzbestimmungen 
In § 138a AO sind beim Informationsaustausch keinerlei Schutzbe-
stimmungen zugunsten der berichtspflichtigen Unternehmen vorge-
sehen. Eine Anhörung findet vor dem zwischenstaatlichen Informati-
onsaustausch nicht statt.713 Auf EU-Ebene gelten die Datenschutz-
bestimmungen und Vertraulichkeitsvorschriften des EUAHiG (vgl. 
Abschnitt B. II. 2. c. Datenschutz oben). Im Verhältnis zu Drittstaaten 
richtet sich der Datenschutz nach § 5 CbC-MCAA und der zugehöri-
                                            
708 Schallmoser, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 138a AO, Rn. 135. 
709 Hörster, NWB 2017, 22 (27); van Lück, DB 2017, 2524 (2528). 
710 Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 (2251). 
711 Kraft/Heider, DStR 2017, 1353 (1356); Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 (2251). 
712 Schallmoser, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 138a AO, Rn. 3. 
713 Klaproth, Schwarz/Pahlke, § 117 AO, Rn. 26e; Kraft/Ditz/Heider, DB 2017, 2243 
(2251); Schallmoser, Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 138a AO, Rn. 131; Ziff. 3.1.2., 
S. 26, BMF-Schreiben v. 23.11.2015, BStBl. 2015, 928. 
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gen deutschen Auslegungserklärung.714 In beiden Fällen kann des-
halb auf die diesbezüglichen Ausführungen verwiesen werden (vgl. 
Kapitel 1 A. III. 3. c. Datenschutz oben).  
IV. Gesetzesentwurf zur Meldepflicht von Steuergestaltungen  
1. Politische Entwicklung 
Da die DAC 6 bis zum 31.12.2019 in deutsches Recht transferiert 
werden muss (vgl. Kapitel 2 B. IV. Europäische Rechtsgrundla-
ge von BEPS Aktionspunkt 12 oben), gilt es nun eine nationale Mel-
depflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungen mit anschlie-
ßendem Informationsaustausch einzuführen. Eine Gesetzesinitiative 
aus dem Jahr 2007, durch die mit dem damaligen § 138a AO-E eine 
Anzeigepflicht für rein nationale Steuergestaltungen eingeführt wer-
den sollte, war an verfassungsrechtlichen Bedenken sowie an der 
Kritik aus der Wissenschaft und der Praxis gescheitert.715 Erst durch 
die Arbeiten der OECD (vgl. Kapitel 1 A. III. 2. Aktionspunkt 12: Of-
fenlegung von aggressiven Steuerplanungen oben) wurde der politi-
sche Prozess wieder angestoßen. Um die europarechtlichen und 
verfassungsrechtlichen Grenzen einer Anzeigepflicht auszuloten hat 
das Max-Planck-Institut für Steuerrecht und Öffentliche Finanzen im 
Auftrag des BMF das Gutachten „Anzeigepflicht für Steuergestal-
tungsmodelle in Deutschland“ erstellt.716 Das Gutachten aus dem 
Jahr 2016 bezieht sich auf eine Anzeigepflicht für rein nationale 
Steuergestaltungsmodells, die es grundsätzlich befürwortet, gleich-
zeitig aber eine ausgewogene Ausgestaltung anmahnt.717 Daraufhin 
hat die Länderfinanzministerkonferenz im Juni den Entwurf eines § 
138d ff. AO-E zur Einführung einer Anzeigepflicht für nationale Steu-
ergestaltungen gebilligt, der bislang jedoch nicht als Referentenent-
wurf eines Umsetzungsgesetzes vorliegt.718  
                                            
714 Erklärung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland zu den Verwen-
dungsbeschränkungs- und Datenschutzbestimmungen der Bundesrepublik 
Deutschland zu § 5 der Mehrseitigen Vereinbarung vom 27. Januar 2016 zwischen 
den zuständigen Behörden über den Austausch länderbezogener Berichte, veröf-
fentlicht in der Bekanntmachung über das Wirksamwerden der Mehrseitigen Ver-
einbarung vom 27. Januar 2016 zwischen den zuständigen Behörden über den 
Austausch länderbezogener Berichte vom 29. Januar 2018, BGBl. 2018 II, 67.  
715 Puls/Heravi, ISR 2015, 284 (288); Douttiné/Partin, BB 2017 3031 (3032); Stö-
ber, BB 2018 1559 (1559). 
716 Heber, IStR 2017, 559 (559). 
717 Michaelis, Moritz/Strohm, Kap. F, Rn. 16 f.; MPI Gutachten, S. 153 ff. 
718 Stöber, BB 2018, 2464 (2465); ders., BB 2018, 1559 (1561). 
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2. Umfang des Gesetzesentwurfs 
Sowohl die DAC 6 als auch BEPS Aktionspunkt 12 sehen die Anzei-
gepflicht nur bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen vor. 
Diskutiert wird deshalb, ob sich § 138d ff. AO-E in Umsetzung der 
DAC 6 auch auf grenzüberschreitende Steuergestaltungen beziehen 
sollte, oder ob darüber hinausgehend eine separate Bestimmung für 
grenzüberschreitende Steuergestaltungen eingeführt werden soll-
te.719 Vom Anwendungsbereich des aktuellen Gesetzesentwurfs sind 
bisher ausschließlich nationale Steuergestaltungen erfasst, mit de-
nen der deutsche Steueranspruch verringert oder zeitlich verschoben 
oder mit denen Steueranrechnungen oder –erstattungen begründet 
werden sollen. Anzeigepflichtig sollen Intermediäre und subsidiär die 
Steuerpflichtigen selbst sein.720 Der DAC 6 folgend, soll auch in der 
deutschen Umsetzung auf gesetzliche Konkretisierungen unbe-
stimmter Rechtsbegriffe verzichtet werden.721 So wird der Anwen-
dungsbereich der Vorschrift zulasten der Rechtssicherheit auf vielsei-
tige Lebenssachverhalte anwendbar.722 Der Mangel an Rechtssi-
cherheit könnte dadurch relativiert werden, dass die Anzeige nach § 
138d ff. AO-E anonymisiert erfolgen soll und damit kein Eingriff in 
geschützte Daten stattfindet.723 Da die Identifikation der Steuerpflich-
tigen von der DAC 6 vorgegeben wird, scheint eine gesetzgeberi-
sche Differenzierung zwischen rein nationalen einerseits und grenz-
überschreitenden Steuergestaltungen andererseits unumgänglich, 
wenn man die Verschärfung der nationalen Anzeigepflicht vermeiden 
möchte.724  
D. Zusammenfassung 
In der deutschen Finanzverwaltung zeichnen sich zwei Tendenzen 
ab. Zum einen schreiten Automatisierung und Digitalisierung weiter 
voran. Zum anderen wird der zwischenstaatliche Informationsaus-
tausch kontinuierlich erweitert.  
Die Modernisierung des Besteuerungsverfahrens ermöglicht die von 
Amtsträgern weitgehend unabhängige und beschleunigte Bearbei-
                                            
719 Bartelt/Geberth, DB 2018, 1558 (1559). 
720 Bartelt/Geberth, DB 2018, 1558 (1559). 
721 Stöber, BB 2018, 2464 (2465). 
722 Elster, FR 2018, 639 (640). 
723 Hey, FR 2018, 633 (634). 
724 Osterloh-Konrad, FR 2018, 621 (624). 
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tung von Steuerfällen. Die damit einhergehende elektronische Da-
tenmenge muss von den Finanzbehörden bewältigt werden können. 
Dafür muss die notwendige technische Infrastruktur geschaffen und 
von den Finanzbeamten beherrscht werden. Dies scheint nicht im-
mer reibungslos zu funktionieren. Medienberichten zufolge sei das 
BZSt mit der Weitergabe ausländischer Datensätze über Finanzin-
formationen überfordert, da Softwareprobleme eine händische Bear-
beitung erforderlich machten.725 Obwohl die Finanzverwaltung die 
technische Organisation des Finanzkonten-Informationsaustauschs 
noch nicht bewältigt hat bahnt sich bereits die nächste Herausforde-
rung an. Im Zusammenhang mit der geplanten Anzeigepflicht für 
Steuergestaltungen muss die erforderliche Infrastruktur ebenfalls 
noch geschaffen werden.726 Die Digitalisierung führt nicht automa-
tisch zu mehr steuerlicher Transparenz auf Seiten der Steuerpflichti-
gen. Die Geheimhaltung der Risikoparameter der verwendeten RMS 
mag zwar aus Sicht der Finanzbehörden einleuchten, wirkt aber für 
die Steuerbürger nicht vertrauensbildend.727 Damit die Mehrheit oder 
zumindest eine kritische Anzahl der Steuerfälle tatsächlich automa-
tisch bearbeitet werden kann, muss das materielle Recht digital voll-
zogen werden können. Die Vielzahl an Ausnahme- und Rückaus-
nahmetatbeständen der deutschen Rechtsordnung behindert jedoch 
die digitale Vollziehbarkeit. Vor diesem Hintergrund wird eine mit der 
Modernisierung des Besteuerungsverfahrens einhergehende Verein-
fachung des materiellen Steuerrechts gefordert.728 Vor diesem Hin-
tergrund stellt sich die Frage, inwieweit und ab wann sich die elekt-
ronische Kommunikation mit den Finanzämtern auch für Steuerpflich-
tige vorteilhaft auswirkt.729  
Der zwischenstaatlich steuerliche Informationsaustausch hat sich 
von der einzelfallbezogenen Informationsübermittlung zur individuel-
len Besteuerung längst zu einem Massenphänomen, losgelöst vom 
Besteuerungszweck einzelner bestimmter Steuerpflichtiger, entwi-
ckelt. Die eigentliche Herausforderung liegt jedoch nicht allein in der 
Datenmenge, sondern im Datenschutz. Im sensiblen Bereich des 
                                            
725 Hildebrand, Handelsblatt v. 20.6.2018, S. 9. 
726 Eisgruber, FR 2018, 625 (626). 
727 Volquardsen, Schwarz/Pahlke, § 88 AO, Rn. 5o 
728 Bültmann, DStR 2017, 1 (6); Volquardsen, Schwarz/Pahlke, § 88 AO, Rn. 5p. 
729 Zaumseil, NJW 2016, 2769 (2774). 
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Steuerdatenschutzes gilt das Vertrauen in den Gesetzgeber als 
Grundvoraussetzung des funktionierenden E-Governments.730 Gera-
de im Bereich des steuerlichen Informationsaustauschs handelt der 
deutsche Gesetzgeber jedoch nicht auf eigene Veranlassung, son-
dern aufgrund verpflichtend umzusetzender Richtlinien der EU. Auch 
die EU handelt nicht in Eigeninitiative, sondern übernimmt die Vor-
gaben der OECD. So wurden die OECD-Empfehlungen zum Infor-
mationsaustausch über Finanzkonten, tax rulings und CbCR beinahe 
eins zu eins in EU-Richtlinien und deren nationale Umsetzungen 
übernommen. Wichtige steuerpolitische Entscheidungen - auch im 
Bereich des Steuerdatenschutzes - werden letztendlich von der 
OECD getroffen und damit von einer Institution, die nicht demokra-
tisch legitimiert ist.731 Umso wichtiger ist es deshalb, dass internatio-
nale Vorgaben an den Maßstäben des Grundgesetzes gemessen 
werden und der deutsche Steuergesetzgeber nicht nur als Vollzugs-
behörde ohne eigene Entscheidungsmacht auftritt.  
                                            
730 Beckmann, DStR 2017, 971 (976). 
731 Richter/Welling, FR 2018, 628 (631). 
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Teil 2: Schutzbestimmungen zugunsten der Steuerpflichti-
gen 
Aufgrund der immer weiteren Verbreitung persönlicher Steuerdaten 
mittels immer besserer digitaler Instrumente, wächst auch das 
Schutzbedürfnis der Steuerpflichtigen. Der steuerliche Datenschutz 
muss den gesteigerten Anforderungen gerecht werden, die mit der 
Internationalisierung und der Digitalisierung des Besteuerungsver-
fahrens einhergehen. Der Gesetzgeber hat das steuerliche Daten-
schutzrecht den Anforderungen der DSGVO entsprechend ange-
passt. Die steuerlichen Datenschutzbestimmungen ergeben sich aus 
verschiedenen europäischen und nationalen Rechtsquellen.732 Sie 
sind in den Grundrechten (Kapitel 4), der Abgabenordnung (Kapitel 
5) und nicht zuletzt im eigentlichen Datenschutzrecht (Kapitel 6) ver-
ankert.  
Kapitel 4: Steuerlicher Grundrechtsschutz 
A. Rechtsquellen des Grundrechtsschutzes 
Das System des Grundrechtsschutzes basiert in Deutschland auf 
drei Ebenen. Zunächst sind die Grundrechte auf nationaler Ebene 
das deutsche Grundgesetz geschützt. Auf europäischer Ebene ist 
die Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRCh) eine 
verbindliche Grundrechtskodifikation mit Primärrechtsrang. Schließ-
lich gilt auf völkerrechtlicher Ebene die Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) in Deutschland ver-
bindlich. Alle drei Grundrechtssysteme haben nicht nur jeweils einen 
eigenen Anwendungsbereich, sondern mit dem BVerfG, dem EuGH 
und dem EGMR auch eine eigene Gerichtsbarkeit.733  
I. Grundgesetz 
Die nationalen Grundrechte sind im ersten Abschnitt des deutschen 
Grundgesetzes in den Art. 1 – 19 verbürgt und genießen damit Ver-
fassungsrang. Anders als die GRCh und die EMRK bezeichnet das 
Grundgesetz auch inländische juristische Personen ausdrücklich als 
Grundrechtsträger, soweit sie gemäß Art. 19 Abs. 3 GG in den jewei-
ligen Schutzbereich der Grundrechte betroffen sein können. Juristi-
sche Personen können denklogisch beispielsweise weder in ihrer 
Menschenwürde oder in ihrer körperlichen Unversehrtheit betroffen 
                                            
732 Pahlke, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, S. 1. 
733 Ludwigs/Sikora, JuS 2017, 385 (385). 
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sein, noch können sie das Recht auf Ehe und Familie in Anspruch 
nehmen. Die Berufung auf die entsprechenden Grundrechte bleibt 
juristischen Personen daher verwehrt. Prinzipiell anwendbar sind 
jedoch beispielsweise das allgemeine Grundrecht auf Gleichbehand-
lung nach Art. 3 Abs. 1 GG, die Eigentumsgarantie nach Art. 14 Abs. 
1 GG und die allgemeine Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG.734 
Bei einer dritten Kategorie von Grundrechten, in die z.B. das allge-
meine Persönlichkeitsrecht nach Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG 
fällt, können sich juristische Personen auf bestimmte Teil-
Schutzbereiche berufen. So hat das BVerfG entschieden, dass juris-
tische Personen über ein aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG 
abgeleitetes Recht auf einen selbstbestimmten Umgang mit Daten 
verfügen.735  
Mit der Verfassungsbeschwerde können Grundrechtsträger gemäß 
Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG die Verletzung ihrer Grundrechte durch die 
öffentliche Gewalt vor dem BVerfG rügen. Häufigster Beschwerde-
gegenstand der Verfassungsbeschwerde sind Urteile, aber auch 
formelle Gesetze und faktisches Verwaltungshandeln (oder Unterlas-
sen) sind taugliche Beschwerdegegenstände.736 Wird eine auf euro-
päischem Recht basierende, nationale Staatshandlung, wie etwa ein 
Umsetzungsgesetz oder ein darauf basierendes Urteil gerügt, finden 
gleichzeitig die Grundrechte der GRCh Anwendung. In diesem Fall 
ist fraglich ob die Zuständigkeit beim BVerfG oder beim EuGH liegt. 
Fehlt es an einem angreifbaren Handeln oder Unterlassen deutscher 
öffentlicher Gewalt, kommt abgeleitetes Unionsrecht als Beschwer-
degegenstand einer Verfassungsbeschwerde laut aktueller, geänder-
ter Rechtsprechung des BVerfG nicht mehr in Betracht.737  
II. EU Grundrechte Charta 
Die EU Grundrechte Charta (GRCh) ist ein rechtsverbindlicher, euro-
päischer Grundrechtskatalog, der den EU-Verträgen gemäß Art. 6 
EUV rechtlich gleichrangig ist.738 Mit Inkrafttreten des Lissabon-
Vertrags ist die GRCh 2009 in der EU rechtsverbindlich geworden. In 
Art. 51 GRCh wird der Anwendungsbereich der europäischen Grund-
                                            
734 Remmert, Maunz/Dürig, Art. 19 Abs. 3 GG, Rn. 102. 
735 BVerfGE 118, 168 (204). 
736 Bethge, Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, § 90 BVerfGG, Rn. 176. 
737 2 BvR 2738/13, Rn. 97; Sauer, EuR 2017, 186 (189). 
738 von Westphalen, BB 2018, 900 (900). 
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rechte definiert. Nach Art. 51 Abs. 1 GRCh gilt die Charta für die Or-
gane sämtlicher Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung 
von Unionsrecht. Das BVerfG hat diesbezüglich einschränkend klar-
gestellt, dass nicht jeder untergeordnete Bezug einer Regelung zum 
Unionsrecht ausreicht, um den Anwendungsbereich der Charta zu 
eröffnen.739 Im Gegensatz dazu hatte der EuGH zuvor in der Rechts-
sache Akerberg-Fransson im Februar 2013 entschieden, dass die 
GRCh grundsätzlich auch im Zusammenhang mit der Besteuerung 
Anwendung findet, obwohl die EU im Bereich der direkten Steuern 
keine spezifischen Kompetenzen hat.740 Nach Kritik an der als zu 
weit empfundenen Auslegung hat der EuGH in der Rechtsache 
Siragusa präzisiert, dass für die „Durchführung des Rechts der Uni-
on“ i.S.v. Art. 51 GRCh nicht irgendein Zusammenhang, sondern ein 
„hinreichende(r) Zusammenhang von einem gewissen Grad“ erfor-
derlich ist.741 Um einen Fall der Durchführung von Unionsrecht soll 
es sich aber handeln, wenn EU-Mitgliedstaaten Richtlinien, wie z.B. 
die Amtshilferichtlinie, umsetzen oder anwenden.742 Klare Leitlinien 
zur Abgrenzung der Anwendungsbereiche der GRCh und des GG 
fehlen derzeit noch.743 Bei paralleler Anwendbarkeit des GG und der 
GRCh bestimmt die Günstigkeitsklausel des Art. 53 GRCh, dass die 
für den Grundrechtsträger vorteilhaftere Grundrechtsordnung vorran-
gig anwendbar ist.744 Diese wird allerdings durch den allgemeinen 
Grundsatz des Vorrangs des Unionsrechts relativiert.745  
Der EuGH lässt grundsätzlich zu, dass sich juristische Personen auf 
die GRCh stützen, differenziert aber in den einzelnen Schutzberei-
chen zwischen natürlichen und juristischen Personen.746 Zwar setzt 
Art. 47 GRCh einen effektiven Rechtsschutz voraus, ein eigenstän-
diges, mit der deutschen Verfassungsbeschwerde zum BVerfG ver-
gleichbares Rechtsmittel gegen die Verletzung der EU-Grundrechte 
Charta existiert auf Ebene der EU nicht.747 Hinsichtlich des Rechts-
schutzes wird unterschieden, ob die verletzende Handlung von einer 
                                            
739 BVerfGE 133, 277 (316). 
740 Lehner, IStR 2016, 265 (266); EuGH C-617/10, EuZW 2013, 302 (302). 
741 EuGH Urt. V. 6.3.2014 C-206/13; NVwZ 2014, 575 (575). 
742 Lehner, IStR 2016, 265 (269). 
743 Lehner, IStR 2016, 265 (267). 
744 Ludwigs/Sikora, JuS 2017, 385 (391). 
745 Jarass, GRCh, Art. 53, Rn. 25. 
746 Goldhammer/Sieber, JuS 2018, 22 (25). 
747 Jarass, GRCh, Einleitung, Rn. 69. 
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nationalen Stelle oder einer europäischen ausgeht. Gegen Handlun-
gen nationaler Stellen kommen die Rechtsmittel zum Tragen, die 
nach nationalem Recht gegen die betreffende Handlung eröffnet 
sind.748 Im Fall Deutschlands dürfte dies häufig die Verfassungsbe-
schwerde sein. Gegen grundrechtswidriges Handeln der Union kön-
nen Grundrechtsträger mit der individuellen Nichtigkeitsklage gemäß 
Art. 263 Abs. 4 AEUV vorgehen. Dieser Rechtsbehelf ist statthaft 
gegen Handlungen, die gegen den Kläger gerichtet sind oder ihn 
unmittelbar und individuell betreffen. Dies betrifft neben Handlungen 
mit individueller Geltung auch Handlungen mit allgemeiner Geltung, 
sofern der Kläger wegen bestimmter Merkmale ähnlich individuell wie 
bei einer Einzelfallentscheidung betroffen ist.749 Die Zuständigkeit 
liegt in erster Instanz beim EuG, ein auf Rechtsfragen beschränktes 
Rechtsmittel zum EuGH ist gemäß Art. 256 Abs. 1 AEUV statthaft. 
III. EMRK 
Der Europarat war bestrebt, die UN-Menschenrechtserklärung der 
UN vom 10.12.1948 in ein regionales Schutzsystem zu transformie-
ren, das mit effizienten Kontrollmechanismen ausgestattet ist. Die 
EMRK wurde 1950 in Rom unterzeichnet und trat 1953 nach Ratifi-
zierung durch 10 Staaten, darunter Deutschland, in Kraft.750 Da alle 
47 Mitgliedstaaten des Europarats Konventionsstaaten sind, hat die 
EMRK einen über die GRCh hinausgehenden Anwendungsbereich. 
In Deutschland zählt die EMRK nicht zu den allgemeinen Völker-
rechtsregeln i.S.v. Art. 25 GG. Nach Art. 59 Abs. 3 GG kommt ihr 
vielmehr der Rang eines innerstaatlichen Gesetzes zu. Als Teil des 
geltenden Bundesrechts sind die Konventionsbestimmungen damit 
unmittelbar anwendbar.751  
Die EMRK schützt neben natürlichen auch juristische Personen, so-
weit es um Rechte geht, die ihrer Natur nach auf eine juristische Per-
son Anwendung finden können.752 Die konventionsrechtliche Ver-
                                            
748 Jarass, GRCh, Einleitung, Rn. 75. 
749 Jarass, GRCh, Einleitung, Rn. 66. 
750 Meyer-Ladewig/Nettesheim, Meyer-Ladewig/Nettesheim/von Raumer, Einlei-
tung, Rn. 6, Art. 1, Rn. 5. 
751 Meyer-Ladewig/Nettesheim, Meyer-Ladewig/Nettesheim/von Raumer, Einlei-
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Rn. 25. 
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pflichtung gilt für alle staatlichen Organe und Institutionen.753 Der im 
Grundgesetz verankerte Grundsatz der völkerrechtsfreundlichen 
Auslegung besagt, dass das deutsche Recht so auszulegen und an-
zuwenden ist, dass das Ergebnis mit der EMRK im Einklang steht. 
Auch bei der Bestimmung des Inhalts und der Reichweite von Grund-
rechten des GG ist die Rechtsprechung des EGMR zu beachten. 
Eine Verfassungsbeschwerde kann jedoch nicht unmittelbar auf Ver-
letzung der EMRK gestützt werden.754 Art. 34 EMRK vermittelt An-
spruch auf individuellen Rechtsschutz. Die Individualbeschwerde 
zum EGMR ist gegen Deutschland nach dem Grundsatz der Er-
schöpfung des nationalen Rechtswegs in Art. 35 Abs. 1 EMRK erst 
nach erfolgter Verfassungsbeschwerde zum BVerfG gestützt auf das 
GG zulässig.755  
B. Das Besteuerungsverfahren im Schutzbereich der Grund-
rechte 
Zahlreiche Grundrechte werden auf allen drei Ebenen (GG, GRCh, 
EMRK) im Zusammenhang mit dem Besteuerungsverfahren berührt. 
Obwohl eine Vielzahl potentiell grundrechtsrelevanter Sachverhalte 
im steuerlichen Verfahrensrecht denkbar ist, konzentrieren sich die 
nachfolgenden Ausführungen auf die Bereiche Steuerdatenerhebung 
(vgl. Abschnitt I. Grundrechtsrelevanz der Steuerdatenerhebung 
unten), steuerlicher Informationsaustausch (vgl. Unterstellt die steu-
erberatende Tätigkeit würde in irgendeiner Form von der Finanzver-
waltung als Risikoparameter herangezogen und es läge ein Eingriff 
in die Berufsfreiheit vor, könnte dieser jedoch verfassungsmäßig ge-
rechtfertigt sein. Die Berufsfreiheit steht gemäß Art. 12 Abs. 1 S. 2 
GG unter einfachem Gesetzesvorbehalt. Demnach müssen sich zu-
mindest die Grundlagen einer in die Berufsfreiheit eingreifenden Re-
gelung in einem formellen Gesetz finden. Bei § 88 Abs. 5 AO handelt 
es sich um einen formelles Bundesgesetz, das grundsätzlich geeig-
net ist, eine Einschränkung der Berufsfreiheit zu rechtfertigen. Aller-
dings wird in § 88 Abs. 5 AO lediglich der Einsatz von RMS im Be-
steuerungsverfahren geregelt. Die Heranziehung der Steuerberater-
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tätigkeit als Risikoparameter erfolgt jedoch aufgrund interner Vor-
schriften der Finanzverwaltung und damit nur indirekt gestützt auf § 
88 Abs. 5 AO. Da diese Vorschrift keinerlei Vorgaben bezüglich der 
Ausgestaltung der RMS enthält, stellt die Vorschrift diesbezüglich 
keine ausreichende gesetzliche Eingriffsnorm dar. Die Verwaltungs-
vorschriften der Finanzbehörden, in denen die Risikoparameter ge-
regelt werden und die ohne Beteiligung des parlamentarischen Ge-
setzgebers auf Ebene der Exekutive erlassen werden, stellen für sich 
genommen ebenfalls keine ausreichende gesetzliche Grundlage für 
einen Grundrechtseingriff dar.  
Gemäß der Stufentheorie des BVerfG wäre die berufsregelnde Fest-
legung von Risikoparametern in der Finanzverwaltung als Eingriff in 
die Freiheit der Berufsausübung zu qualifizieren. Freiheit der Berufs-
ausübung kann nach Auffassung des BVerfG beschränkt werden, 
soweit vernünftige Erwägungen des Gemeinwohls es zweckmäßig 
erscheinen lassen. Der Grundrechtsschutz beschränkt sich auf die 
Abwehr in sich verfassungswidriger, weil etwa übermäßig belasten-
der und nicht zumutbarer Auflagen. Das grundrechtlich geschützte 
Interesse an einer gleichmäßigen Besteuerung ist dementsprechend 
geeignet Eingriffe in die Berufsfreiheit zu rechtfertigen. Es ist daher 
anzunehmen, dass die Heranziehung der Steuerberatertätigkeit als 
Risikoparameter der Finanzverwaltung nicht als übermäßig belas-
tend qualifiziert würde. Mangels einer gesetzlichen Grundlage ist die 
Heranziehung der Steuerberatertätigkeit als Risikoparameter verfas-
sungswidrig. Es ist jedoch anzunehmen, dass dieser Eingriff in die 
Berufsfreiheit - bei entsprechender gesetzlicher Ausgestaltung - als 
gerechtfertigt eingestuft würde. 
II. Grundrechtsschutz vor steuerlichem Informationsaustausch 
unten) Anzeigepflichten bezüglich Steuergestaltungen (vgl. III.
 Grundrechtschutz vor Anzeigepflichten bezüglich Steuerge-
staltungen unten).  
I. Grundrechtsrelevanz der Steuerdatenerhebung 
Die staatliche Erhebung von Daten zum Zwecke der Besteuerung 
stellt grundsätzlich einen Eingriff in grundrechtsrelevante Bereiche 
der Steuerpflichtigen dar. Beim deutschen Steuerverfahrensrecht 
gemäß der AO handelt es sich um eigenständiges, nationales Recht, 
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mit dem keine Vorgaben der EU umgesetzt werden. Dementspre-
chend ist das deutsche Besteuerungsverfahren anhand des Grund-
gesetzes zu prüfen. Neben der allgemeinen Grundrechtsrelevanz 
des Besteuerungsverfahrens hat die Steuerdatenerhebung mit der 
Ermächtigung zum Einsatz von Risikomanagementsystemen im 
BVerfModG eine weitere grundrechtsrelevante Ausprägung erfahren 
(vgl. Teil 1 Kapitel 3 A. Modernisierte Steuerdatenerhebung und 
Steuerfestsetzung oben).  
1. Steuerdaten im Lichte des informationellen Selbstbe-
stimmungsrechts 
Bei der Steuerfestsetzung müssen die Finanzbehörden zwangsläufig 
auf Daten der Steuerpflichtigen zugreifen. Wie jede Form staatlichen 
Handelns ist auch der Umgang mit Steuerdaten am Prüfungsmaß-
stab der Grundrechte zu messen. Das deutsche Grundgesetz kennt 
kein selbstständiges Grundrecht auf Datenschutz. Stattdessen wer-
den persönliche Daten durch das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung, einer Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts nach Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG grundrechtlich ge-
schützt.756 Auch juristische Personen können sich gegebenenfalls 
auf das Recht auf informationelle Selbstbestimmung berufen, aller-
dings lediglich gestützt auf Art. 2 Abs. 1 GG, ohne Rückgriff auf Art. 1 
Abs. 1 GG.757  
a. Schutzbereich 
Als Schutzgut gelten alle individuellen oder individualisierbaren In-
formationen des Grundrechtsträgers, unabhängig von ihrer Aussa-
gekraft. Hintergrund ist, dass sich selbst aus scheinbar unbedeuten-
den Daten v.a. mittels elektronischer Verarbeitung weitere Informati-
onen ableiten lassen, die grundrechtlich geschützte Geheimhaltungs-
interessen der Betroffenen beeinträchtigen können.758 Nicht erfasst 
sind anonymisierte Daten.759  
Geschützt ist die Entscheidung der Grundrechtsträger über Preisga-
be und Verwendung ihrer persönlichen Daten. Deshalb sind die 
staatliche Erhebung, Kenntnisnahme, Speicherung, Verwendung, 
                                            
756 Di Fabio, Maunz/Dürig, Art. 2 Abs. 1 GG, Rn. 173. 
757 Di Fabio, Maunz/Dürig, Art. 2 Abs. 1 GG, Rn. 225. 
758 BVerfGE 118, 168 (186); BVerfGE 65, 1 (45); BVerfGE 115, 320 (350). 
759 Gersdorf, Gersdorf/Paal, Art. 2 GG, Rn. 18. 
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Weitergabe, Veröffentlichung sowie jede weitere Form des Umgangs 
mit persönlichen Daten Eingriffe in den Schutzbereich.760 Neben der 
klassischen Abwehrfunktion gegen staatliche Eingriffe vermittelt das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung den Grundrechtsträgern 
gegenüber dem Staat einen Schutzanspruch bei horizontalen Eingrif-
fen in den Schutzbereich.761 Ein Eingriff ist horizontal, wenn er nicht 
hoheitlich ist. Dies trifft auch auf Eingriffshandlungen ausländischer 
Behörden zu. Neben den Abwehr- und Schutzrechten vermittelt das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung auch verfahrensrechtli-
che Garantien in Gestalt von Aufklärungs-, Auskunfts- und Lö-
schungspflichten sowie Verwertungsverboten.762  
In ihrer Eigenschaft als Steuerpflichtige sind Grundrechtsträger ge-
genüber der Finanzverwaltung vor Eingriffen in das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung geschützt. Auch Besteuerungsgrund-
lagen sind persönliche Daten i.S.v. Art. 2 Abs. 1 GG (i.V.m. Art. 1 
Abs. 1 GG bei natürlichen Personen), deshalb geht das BVerfG in 
seiner Rechtsprechung vom Bestehen eines grundrechtlichen Steu-
erdatenschutzes aus.763 Der Steuerpflichtige ist durch das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung vor unbegrenzter Erhebung, Spei-
cherung, Verwendung und Weitergabe seiner personenbezogenen 
Steuerdaten geschützt.764 Dies ist zumindest der Fall, wenn die be-
treffenden Steuerdaten den betroffenen Steuerpflichtigen identifizier-
bar machen.  
b. Schranken 
Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung gilt jedoch nicht 
schrankenlos. Als Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts nach Art. 2 Abs. 1 GG steht auch das informationelle Selbst-
bestimmungsrecht unter einfachem Gesetzesvorbehalt. Die gesetzli-
che Ermächtigungsgrundlage muss u.a. dem Bestimmtheitsgebot 
und dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz genügen. Bei einem Eingriff 
in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung muss insbeson-
dere der Verwendungszweck der betroffenen Informationen in der 
                                            
760 Di Fabio, Maunz/Dürig, Art. 2 Abs. 1 GG, Rn. 176. 
761 Gersdorf, Gersdorf/Paal, Art. 2 GG, Rn. 17. 
762 Gersdorf, Gersdorf/Paal, Art. 2 GG, Rn. 20. 
763 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 2, vor Art. 1 MA-InfAust, Rn. 29; BVerfG 65, 1 
(43). 
764 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 2, vor Art. 1 MA-InfAust, Rn. 29. 
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Ermächtigungsgrundlage hinreichend bestimmt und auf das Erforder-
liche begrenzt sein.765 Dazu gehört auch die Angabe, welche staatli-
chen Stellen zur Erfüllung welcher Aufgaben Informationen erheben 
dürfen.766 Verhältnismäßig ist ein Eingriff in das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht, wenn die Allgemeininteressen, denen er 
dient, überwiegen. So kann dem Steuerpflichtigen im Hinblick auf die 
verfassungsrechtlich in Art. 3 Abs. 1 GG verankerte steuerliche Be-
lastungsgleichheit das Grundrecht auf steuerliche Selbstbestimmung 
verweigert werden.767  
Die Steuerdatenerhebung stellt demnach zwangsläufig einen Eingriff 
in das informationelle Selbstbestimmungsrecht der Steuerpflichtigen 
dar. Nichtsdestotrotz dürften Individualverfassungsbeschwerden ge-
gen einzelne Bestimmungen der AO bzw. gegen das gesetzmäßige 
Handeln der Finanzverwaltung zumeist nicht erfolgreich sein. Stützt 
sich der Eingriff auf eine hinreichend bestimmte Gesetzesgrundlage, 
kann die Verhältnismäßigkeit im Hinblick auf das Allgemeininteresse 
an der ebenfalls grundrechtlich geschützten Besteuerungsgleichheit 
grundsätzlich bejaht werden. 
2. Steuerliche RMS im Lichte der Berufsfreiheit  
Seit der Modernisierung des Besteuerungsverfahrens können Fi-
nanzbehörden gestützt auf § 88 Abs. 5 AO in ihrem Ermessen eige-
ne RMS implementieren, die aufgrund von vordefinierten Risikopa-
rametern prüfungsrelevante Steuerfälle erkennen. (vgl. Teil 1 Kapitel 
3 A. I. 1. Risikomanagementsysteme (RMS) oben). Anhand der 
Risikoparameter erfolgt die Einteilung eines Steuerfalls in eine Risi-
koklasse. Auch die Zuziehung eines Steuerberaters kann als Risiko-
parameter verwendet werden. Je nach Ergebnis könnte sich seine 
Bevollmächtigung dann auch zu Lasten des Mandanten auswirken, 
wenn es um die Beurteilung der steuerlichen Integrität geht.768 Dies 
könnte einen Eingriff in die grundrechtlich geschützte Berufsfreiheit 
nach Art. 12 GG des Steuerberaters darstellen.  
                                            
765 BVerfGE 118, 168 (187). 
766 BVerfGE 118, 168 (188). 
767 Seer, Tipke/Kruse, § 85, Rn. 39; BVerfGE 118, 168 (195). 
768 Baldauf, DStR 2016, 833 (837). 
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a. Schutzbereich 
Die Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 S. 1 GG ist ein Deutschengrund-
recht, das sowohl im Verhältnis zu Selbstständigen als auch zu ab-
hängig Beschäftigten gilt.769 Der Beruf des Steuerberaters fällt als 
traditionelles Berufsbild in den Anwendungsbereich der Berufsfrei-
heit. Neben direkten staatlichen Eingriffen schützt die Berufsfreiheit 
auch vor staatlichen Regelungen und Maßnahmen, die berufliche 
Tätigkeiten faktisch beeinflussen.770 Mangels eines direkten Eingriffs 
in die Freiheit der Berufswahl oder der Berufsausübung, kann im Zu-
sammenhang mit der Heranziehung des Steuerberaters als Risikopa-
rameter im Besteuerungsverfahren lediglich ein indirekter Eingriff 
vorliegen.771 Der Schutzbereich des Art. 12 Abs. 1 S. 1 GG ist in sol-
chen Fällen eröffnet, wenn die Maßnahme in einem Zusammenhang 
mit der Berufsausübung steht und eine berufsregelnde Tendenz ent-
faltet.772 Muss ein Steuerberater damit rechnen, dass Steuerfälle 
aufgrund der Beratung in den elektronischen Systemen der Finanz-
verwaltung herausgefiltert und besonders überprüft werden, wird er 
dies bei seiner Berufsausübung berücksichtigen müssen.773 Die be-
rufsregelnde Tendenz entfaltet sich z.B. darin, dass ein Steuerbera-
ter vor diesem Hintergrund davon absieht, legitime aber ungewöhnli-
che Gestaltungen zu implementieren, da ungewiss ist, wie das RMS 
der Finanzverwaltung darauf reagiert. Nicht nur bestimmte Steuer-
modelle, sondern auch einzelne Berater, die z.B. als besonders 
spitzfindig gelten, könnten als Risikoparameter verwendet werden.774 
Steuerberater müssten bei ihrer Tätigkeit stets im Auge behalten, wie 
sich ihr „Rating“ entwickelt.775 Würde die Tätigkeit des Steuerbera-
ters als Risikoparameter herangezogen, bestünde darin ein Eingriff 
in die Berufsfreiheit. Inwieweit das tatsächlich der Fall ist, ist unge-
wiss, da die Risikoparameter nicht veröffentlicht werden dürfen, was 
aus rechtsstaatlicher Sicht nicht unbedenklich ist (vgl. Teil 1 Kapitel 3 
A. I. 1. Risikomanagementsysteme (RMS) oben). Zwar schützt die 
Berufsfreiheit auch vor faktischen Eingriffen, allerdings ist eine Ver-
                                            
769 Schmidt, ErfK, Art. 12 GG, Rn. 1. 
770 Schmidt, ErfK, Art. 12 GG, Rn. 18. 
771 Mann/Worthmann, JuS 2013 385 (389); Mann, DStR 2009, 506 (508). 
772 BVerfGE 98, 83 (97); NJW 1961, 2299 (2299). 
773 Mann, DStR 2009, 506 (508); Baldauf, DStR 2016, 833 (837). 
774 Mann, DStR 2009, 506 (508). 
775 Baldauf, DStR 2016, 833 (837). 
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fassungsbeschwerde gemäß § 90 BVerfGG nur statthaft, wenn der 
Beschwerdeführer selbst, unmittelbar und gegenwärtig in seiner Be-
rufsfreiheit betroffen ist.776 Dies wird sich mangels Kenntnis der tat-
sächlichen RMS-Parameter jedoch nicht nachweisen lassen. 
b. Schranken 
Unterstellt die steuerberatende Tätigkeit würde in irgendeiner Form 
von der Finanzverwaltung als Risikoparameter herangezogen und es 
läge ein Eingriff in die Berufsfreiheit vor, könnte dieser jedoch verfas-
sungsmäßig gerechtfertigt sein. Die Berufsfreiheit steht gemäß Art. 
12 Abs. 1 S. 2 GG unter einfachem Gesetzesvorbehalt. Demnach 
müssen sich zumindest die Grundlagen einer in die Berufsfreiheit 
eingreifenden Regelung in einem formellen Gesetz finden.777 Bei § 
88 Abs. 5 AO handelt es sich um einen formelles Bundesgesetz, das 
grundsätzlich geeignet ist, eine Einschränkung der Berufsfreiheit zu 
rechtfertigen. Allerdings wird in § 88 Abs. 5 AO lediglich der Einsatz 
von RMS im Besteuerungsverfahren geregelt. Die Heranziehung der 
Steuerberatertätigkeit als Risikoparameter erfolgt jedoch aufgrund 
interner Vorschriften der Finanzverwaltung und damit nur indirekt 
gestützt auf § 88 Abs. 5 AO. Da diese Vorschrift keinerlei Vorgaben 
bezüglich der Ausgestaltung der RMS enthält, stellt die Vorschrift 
diesbezüglich keine ausreichende gesetzliche Eingriffsnorm dar. Die 
Verwaltungsvorschriften der Finanzbehörden, in denen die Risikopa-
rameter geregelt werden und die ohne Beteiligung des parlamentari-
schen Gesetzgebers auf Ebene der Exekutive erlassen werden, stel-
len für sich genommen ebenfalls keine ausreichende gesetzliche 
Grundlage für einen Grundrechtseingriff dar.778  
Gemäß der Stufentheorie des BVerfG wäre die berufsregelnde Fest-
legung von Risikoparametern in der Finanzverwaltung als Eingriff in 
die Freiheit der Berufsausübung zu qualifizieren.779 Freiheit der Be-
rufsausübung kann nach Auffassung des BVerfG beschränkt wer-
den, soweit vernünftige Erwägungen des Gemeinwohls es zweck-
mäßig erscheinen lassen. Der Grundrechtsschutz beschränkt sich 
auf die Abwehr in sich verfassungswidriger, weil etwa übermäßig 
                                            
776 Scholz, Maunz/Dürig, Art. 12 GG, Rn. 112. 
777 Scholz, Maunz/Dürig, Art. 12 GG, Rn. 324. 
778 Voßkuhle/Kaufhold, JuS 2016, 314 (315). 
779 BVerfGE 7, 377 ff. 
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belastender und nicht zumutbarer Auflagen. Das grundrechtlich ge-
schützte Interesse an einer gleichmäßigen Besteuerung ist dement-
sprechend geeignet Eingriffe in die Berufsfreiheit zu rechtfertigen. Es 
ist daher anzunehmen, dass die Heranziehung der Steuerberatertä-
tigkeit als Risikoparameter der Finanzverwaltung nicht als übermäßig 
belastend qualifiziert würde. Mangels einer gesetzlichen Grundlage 
ist die Heranziehung der Steuerberatertätigkeit als Risikoparameter 
verfassungswidrig. Es ist jedoch anzunehmen, dass dieser Eingriff in 
die Berufsfreiheit - bei entsprechender gesetzlicher Ausgestaltung - 
als gerechtfertigt eingestuft würde. 
II. Grundrechtsschutz vor steuerlichem Informationsaus-
tausch  
Der steuerliche Informationsaustausch ist sowohl auf innerstaatlicher 
als auch auf internationaler Ebene grundrechtlich relevant und kann 
einen Eingriff in die Rechte der Betroffenen darstellen.780 Soweit es 
sich bei den Informationsaustausch-Vorschriften um eigenständiges, 
nationales Recht handelt, mit dem keine Vorgaben der EU umge-
setzt werden, sind diese am Maßstab des Grundgesetzes zu mes-
sen, insbesondere anhand des informationellen Selbstbestimmungs-
rechts nach Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG. Dies gilt auch für 
Vorschriften bezüglich des Informationsaustauschs mit Drittstaaten. 
Informationsaustausch-Bestimmungen, die EU-Recht umsetzen, 
werden am Maßstab der GRCh gemessen. 
1. Informationsaustausch aufgrund von deutschen Rechts-
vorschriften 
Das BVerfG geht davon aus, dass das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung der betroffenen Personen beim steuerlichen In-
formationsaustausch beeinträchtigt ist (zu den Einzelheiten des in-
formationellen Selbstbestimmungsrechts nach Art. 2 Abs. 1 i.V.m. 
Art. 1 Abs. 1 GG (siehe Abschnitt I. 1. Steuerdaten im Lichte des 
informationellen Selbstbestimmungsrechts oben).781 Solche Eingriffe 
sind gerechtfertigt, wenn sie auf einer gesetzlichen Grundlage beru-
hen, die dem Gebot der Normenklarheit und der Verhältnismäßigkeit 
entspricht. Die Ermächtigungsnorm muss den Anlass, den Zweck 
und die Grenzen des Eingriffs bereichsspezifisch und präzise festge-
                                            
780 BMF-Schreiben v. 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, T.z. 3.1.1. 
781 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 2, vor Art. 1 MA-InfAust, Rn. 29.  
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legt sein.782 Erfolgt ein solcher Eingriff auf Grundlage eines Abkom-
mens, z.B. eines DBA, eines TIEA-Abkommens oder aufgrund des 
Multilateralen Übereinkommens, das durch ein Umsetzungsgesetz in 
deutsches Recht übersetzt wurde, besteht grundsätzlich ein ausrei-
chender Rechtfertigungsgrund.783 Deshalb ist letztendlich allein der 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ausschlaggebend für die Verfas-
sungsmäßigkeit der steuerlichen Informationshilfe. Den Anforderun-
gen der Verhältnismäßigkeit genügt der Austausch steuerlicher In-
formationen auch, wenn unklar ist, ob die übermittelten Informatio-
nen tatsächlich erforderlich sind. Im Zusammenhang mit dem auto-
matischen Informationsaustausch könnte einer derartigen Anforde-
rung an die Erforderlichkeit im Einzelfall denklogisch nicht entspro-
chen werden. Daher gilt es als ausreichend, dass der steuerliche 
Informationsaustausch als solches ein geeignetes und erforderliches 
Mittel darstellt, um die gleichmäßige Besteuerung im Sinne des All-
gemeininteresses sicherzustellen.784 Konzeptionell ist der steuerliche 
Informationsaustausch daher mit dem Grundgesetz vereinbar. 
a. Transparenzanforderungen des BVerfG 
Das BVerfG hatte im Jahr 2007 zu entscheiden, ob der automatische 
Kontenaufruf gemäß § 93 Abs. 7, 8 AO, bei dem Finanzbehörden 
Zugang zu Stammdaten der bei inländischen Kreditinstituten geführ-
ten Konten erhalten, mit dem Grundgesetz vereinbar ist.785 Im Er-
gebnis gelangte das BVerfG zu der Entscheidung, dass der automa-
tische Kontenabruf grundsätzlich verfassungsmäßig sei. Lediglich § 
93 Abs. 8 (a.F.), der die Finanzbehörden dazu ermächtigt, auf Ersu-
chen anderer inländischer Behörden über das BZSt auf Kon-
tostammdaten zuzugreifen, sei wegen Verstoßes gegen das informa-
tionelle Selbstbestimmungsrecht von Steuerpflichtigen verfassungs-
widrig. Die Verfassungswidrigkeit sah das BVerfG darin, dass der 
Kreis der außersteuerlichen Behörden, die über die Finanzämter Zu-
gang zu Kontostammdaten erhielten, in § 93 Abs. 8 AO nicht hinrei-
chend bestimmt sei. Darin sah das BVerfG einen Verstoß gegen das 
Gebot der Normenklarheit. Der Verstoß wurde durch eine Gesetzes-
änderung behoben, seit der die zugriffberechtigten Sozialbehörden in 
                                            
782 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 1, Art. 26, Rn. 45; BVerfGE 118, 168 (183).  
783 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 2, vor Art. 1 MA-InfAust, Rn. 29. 
784 Seer, Tipke/Kruse, § 85 AO, Rn. 40. 
785 Wünsch, König § 93 AO, Rn. 30; BVerfGE 118, 168 ff. 
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§ 93 Abs. 8 S. 1 AO n.F. festgelegt werden.786 Zur Rechtfertigung 
eines Eingriffs in das informationelle Selbstbestimmungsrecht bedarf 
es, so das BVerfG, einer hinreichend klaren und bestimmten gesetz-
lichen Ermächtigungsgrundlage, in der Anlass, Zweck und Grenzen 
des Eingriffs festgelegt sein müssen.787 Diesen Anforderungen hatte 
§ 93 Abs. 8 AO a.F. nach Auffassung des BVerfG nicht genügt. 
Nichtsdestotrotz hat das BVerfG angesichts des drohenden Voll-
zugsdefizits auf eine Nichtigerklärung verzichtet, sondern dem Ge-
setzgeber lediglich aufgegeben, eine verfassungsmäßige Neurege-
lung zu erlassen. 
Überträgt man die Anforderungen des BVerfG an die Normenklarheit 
auf die steuerlichen Informationsaustausch-Bestimmungen des deut-
schen Rechts, müssten darin die zugangsberechtigten inländischen 
und ausländischen Behörden festgelegt werden. Thematisch lässt 
sich die Entscheidung des BVerfG bezüglich des automatischen 
Kontenabrufs auf die Bestimmungen zum Finanzkonten-
Informationsaustausch übertragen, soweit es sich bei diesen nicht 
lediglich um die Umsetzung der DAC 2 handelt, da in diesem Fall die 
GRCh vorrangig anwendbar wäre. Nach § 1 Nr. 1 b des formellen 
Umsetzungsgesetzes der MCAA788 (vgl. Teil 1 Kapitel 1 A. IV. 2.
 Umsetzungsakte oben) sind die jeweils zuständigen Behörden 
jedes Vertragsstaats in Anlage B aufgeführt. Besagte Anlage B ist 
nicht als Teil des deutschen Umsetzungsgesetzes der MCAA in 
Bundesgesetzblatt abgedruckt, stattdessen findet sich in einer Fuß-
note der Hinweis, dass Anlage B gemäß § 7 Abs. 2.3 MCAA nicht auf 
der Webseite der OECD veröffentlicht wird.789 Gemäß § 7 Abs. 2.3 
MCAA i.V.m Abs. 1 Bst. f MCAA wird die Übersicht der jeweils zu-
ständigen nationalen Behörden den Unterzeichnern auf schriftliche 
Anfrage an das Sekretariat des OECD-Koordinierungsgremiums zur 
Verfügung gestellt. Auch die Listen der zuständigen Behörden in An-
lage B zum Umsetzungsgesetz des Multilateralen Übereinkom-
mens790 sowie in Anlage B zum deutschen Umsetzungsgesetz der 
                                            
786 Rätke, Klein § 93 AO, Rn. 95. 
787 BVerfGE 118, 168 (186 f.); BVerfGE 100, 313 (359). 
788 BGBl 2015 II, 1630. 
789 BGBl 2015 II, 1630 (1641). 
790 BGBl 2015 II, 966 (985). 
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CbC-MCAA791 wurden nicht im Bundesgesetzblatt abgedruckt. Hin-
sichtlich des Finanzkonten-Transformationsaustauschs, des Aus-
tauschs der länderbezogenen Berichte und jedes Informationsaus-
tauschs auf Grundlage des Multilateralen Übereinkommens sind die 
jeweils zuständigen nationalen Behörden zwar auf gesetzlicher Stufe 
festgelegt. Da die jeweiligen Gesetzesbestimmungen aber nicht ver-
öffentlicht werden, ist der Zweck der Transparenzanforderungen 
nichtsdestotrotz nicht erfüllt. Insofern wäre die aus diesen Überein-
kommen beruhenden Eingriffe in das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht nach Art. 2 Abs. 1 (i.V.m. Art. 1 Abs. 1) GG nicht ge-
rechtfertigt und damit verfassungswidrig. Sollte das BVerfG in einem 
etwaigen Normenkontrollverfahren zu demselben Schluss kommen, 
wäre jedoch damit zu rechnen, dass auf eine Nichtigkeitserklärung 
verzichtet würde. Sollte das BVerfG dem deutschen Gesetzgeber 
aufgeben, die Verfassungsmäßigkeit durch Veröffentlichung der je-
weiligen Anlagen mit den ausländischen Behörden herzustellen, wä-
re es weiter fraglich, ob der deutsche Gesetzgeber dazu in der Lage 
ist. Soweit Da ausländische Vertragsstaaten die zuständigen Behör-
den nicht veröffentlichen möchten, würde Deutschland mit der Veröf-
fentlichung wohl gegen internationale Abmachungen mit seinen Ver-
tragspartnern verstoßen.  
Die einzelnen TIEA-Abkommen und DBA, die von Deutschland ab-
geschlossen wurden, müssten den Transparenzanforderungen des 
BVerfG ebenfalls genügen. Ob dies der Fall ist, muss für das jeweils 
einschlägige Abkommen individuell geprüft werden. Grundsätzlich 
stellen Auskunftsklauseln nach Art. 26 OECD-MA oder Art. 25 DE-
VG zwar die Rechtsgrundlage des spontanen und automatischen 
Informationsaustauschs dar, enthalten aber keine entsprechende 
Rechtspflicht. In Bezug auf den spontanen und automatischen Infor-
mationsaustausch wird deshalb kritisiert, dass den verfassungsmä-
ßigen Anforderungen damit nicht genügt wird, denn Umfang und die 
Voraussetzungen des spontanen und automatischen Informations-
austauschs obliegen dem Ermessen der Vertragsstaaten und sind 
nicht in den DBA bzw. TIEA und deren deutschen Umsetzungsge-
setzen geregelt (vgl. Teil 1 Kapitel 1 B. II. 1. Umfang des Informa-
                                            
791 BGBl 2016 II, 1177. 
 163 
tionsaustauschs oben).792 Die Anforderungen des BVerfG an eine 
grundrechtseinschränkende Ermächtigungsgrundlage sind in diesem 
Fall unterschritten. Der spontane und automatische Informationsaus-
tausch auf Grundlage von Art. 26 OECD-MA bzw. Art. 25 DE-VG ist 
somit verfassungsmäßig nicht zu rechtfertigen.793 Der BFH vertritt 
jedoch ohne weitere Begründung die Gegenauffassung.794 Die Ver-
fassungswidrigkeit kann und wird in der Praxis dadurch behoben, 
dass in den DBA abweichend von den DBA-Mustern abweichende 
Bestimmungen verabredet werden, in denen die Voraussetzungen 
und Grenzen des spontanen und automatischen Informationsaus-
tauschs festgelegt werden. 
b. Innerstaatlicher Datenabgleich der Finanzbehörden 
Der automatisierte Datenabgleich der deutschen Finanzbehörden 
untereinander gemäß § 88b AO stellen Eingriffe in den Schutzbe-
reich der informationellen Selbstbestimmung dar (vgl. Teil 1 Kapitel 3 
A. II.  Länderübergreifender Datenaustausch oben). Da § 88b AO 
eine ausreichende gesetzliche Eingriffsgrundlage darstellt, ist die 
Verfassungsmäßigkeit des Eingriffs allein anhand der Verhältnismä-
ßigkeit zu beurteilen. Diese wird in der Literatur bezweifelt.795 Kriti-
siert wird, dass die Finanzbehörden gestützt auf § 88b AO sämtliche 
verfügbare Daten ohne Anlass beliebig untereinander austauschen 
können, ohne dass es eines konkreten Verdachts der Steuerverkür-
zung oder Hinterziehung bedarf was einer steuerlichen Rasterfahn-
dung gleichkommt.796 Das BVerfG hat entschieden, dass die polizei-
liche Rasterfahndung verfassungswidrig ist, wenn nicht eine konkrete 
Gefahr für hochrangige Rechtsgüter wie den Bestand oder die Si-
cherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person gegeben sei. Im Vorfeld der Gefahrenabwehr 
scheide eine Rasterfahndung daher aus. Eine allgemeine Bedro-
hungslage, wie sie im Hinblick auf terroristische Anschläge seit dem 
11. September 2001 durchgehend bestanden hat, seien für die An-
ordnung der Rasterfahndung nicht ausreichend. Vorausgesetzt sei 
vielmehr das Vorliegen weiterer Tatsachen, aus denen sich eine 
                                            
792 Hendricks, Wassermeyer, Bd. 1, Art. 26, Rn. 45. 
793 Hendricks, S. 169; Hendricks, Wassermeyer, Bd. 1, Art. 26, Rn. 45. 
794 BFH/NV 2006, 922. 
795 Beckmann, DStR 2017, 971 (971 ff.); Gläser/Schöllhorn, DStR 2017, 1577 
(1579 f.). 
796 Beckmann, DStR 2017, 971 (972).  
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konkrete Gefahr, etwa für die Vorbereitung oder Durchführung terro-
ristischer Anschläge, ergibt.797 Diese Auffassung wird im Grundsatz 
auch vom BFH vertreten. Dieser hat hinsichtlich der Befugnisse der 
Steuerfahndung entschieden, dass Auskunftsverlangen im Rahmen 
von Rasterfahndungen oder ähnlicher Ermittlungen unzulässig seien, 
wenn Anhaltspunkte für steuererhebliche Umstande fehlen. „Ins 
Blaue hinein“ dürfe die Finanzverwaltung keine Auskunftsverlangen 
stellen.798 Diese Formel zieht sich bis heute durch die Entscheidun-
gen des BFH und stellt ständige Rechtsprechung dar.799 Vor dem 
Hintergrund der Rechtsprechung des BVerfG und des BFH ist zu-
recht fraglich, ob der automatisierte Datenabgleich nach § 88b AO, 
der lediglich der Verhütung, Ermittlung oder Verfolgung einer länder-
übergreifenden erheblichen Steuerverkürzung dienen muss, ohne 
dass ein hinreichender Verdacht vorliegt, verhältnismäßig ist.800  
2. Informationsaustausch aufgrund europäischer Vorschrif-
ten 
a. Anwendbarkeit der Grundrechte Charta 
Der innereuropäische Informationsaustausch auf Grundlage des 
EUAHiG, das wiederum die europäische Amtshilfe-RL umsetzt, ist an 
dem Maßstab der GRCh zu messen, hat der EuGH in der Rechtssa-
che Berlioz Investment Fund entschieden.801 Um ein auf die Amtshil-
fe-RL gestütztes Auskunftsersuchen der französischen Finanzbehör-
den erfüllen zu können, hatte die luxemburgische Finanzverwaltung 
ein Bußgeld gegen den luxemburgischen Berlioz Investment Fund 
verhängt, da dieser sich weigerte, die Namen seiner Gesellschafter 
preiszugeben. Gegen die Bußgeldanordnung gelangte der Berlioz 
Investment Fund an das zuständige luxemburgische Verwaltungsge-
richt, das mit einem Vorabentscheidungsersuchen im Zusammen-
hang mit der Auslegung der Amtshilfe-RL an den EuGH gelangte.802 
In seiner Vorabentscheidung hat der EuGH die grundsätzliche An-
wendbarkeit der GRCh und die Zulässigkeit entsprechender Rechts-
behelfe der Informationspflichtigen im Zusammenhang mit der Amts-
                                            
797 NJW 2006, 1936 ff. 
798 BFHE 148, 108 ff. 
799 Beckmann, DStR 2017, 971 (974).  
800 Gläser/Schöllhorn, DStR 2017, 1577 (1579). 
801 EuGH C 682/15 v. 16.5.2017. 
802 Oppel/Sendke, IStR 2018, 110 (110); EuGH C 682/15 v. 16.5.2017, Rn. 21 ff. 
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hilfe-RL bejaht, ohne dabei auf die konkrete Betroffenheit bestimmter 
Grundrechte einzugehen.803  
b. Europäisches Grundrecht auf Datenschutz 
Art. 8 GRCh enthält ein eigenes Datenschutzgrundrecht, als lex spe-
cialis zu dem Grundrecht auf Achtung des Privat- und Familienleben 
in Art. 7 GRCh, der wiederum Art. 8 EMRK entspricht.804 Geschützt 
sind personenbezogene Daten. Diese dürfen gemäß Art. 8 Abs. 2 
GRCh ausschließlich für festgelegte Zwecke und mit Einwilligung der 
betroffenen Person oder aufgrund einer gesetzlichen Grundlage ver-
arbeitet werden. Geschützt ist demnach die Herrschaft über eigene 
personenbezogene Daten und das Recht, Dritte von deren Erhebung 
oder Verwendung auszuschließen.805 Die Definition personenbezo-
gener Daten war der Datenschutz-RL entliehen. Nach deren Außer-
krafttreten ist gemäß Art. 94 Abs. 2 DSGVO die Definition des Art. 4 
Nr. 1 DSGVO einschlägig (vgl. Teil 1 Kapitel 2 C. II. Anwendbarkeit 
des Europäischen Datenschutzrechts oben). Demnach sind perso-
nenbezogene Daten solche, die sich auf eine identifizierte oder iden-
tifizierbare natürliche Person beziehen.806 Auch Bankdaten fallen in 
den Schutzbereich von Art. 8 GRCh, da diese anhand des Zahlungs-
verkehrs und von Anlageentscheidungen Rückschlüsse zulassen auf 
berufliche und wirtschaftliche Verhältnisse sowie auf höchstpersönli-
che, familiäre, religiöse und politische Bindungen.807 Ob die Daten 
als sensibel anzusehen sind ist dabei nicht relevant.808 Ein Eingriff 
liegt vor, wenn solche personenbezogene Daten verarbeitet werden. 
Gemäß Art. 4 Nr. 2 DSGVO versteht man unter Verarbeitung das 
Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speiche-
rung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfra-
gen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbrei-
tung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder 
die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernich-
tung. Demnach muss es sich beim innereuropäischen Austausch von 
Steuerdaten um einen Eingriff in den Schutzbereich von Art. 8 GRCh 
                                            
803 Oppel/Sendke, IStR 2018, 110 (114). 
804 Kingreen, Calliess/Ruffert, GRCh Art. 7 Rn. 2; Gersdorf/Paal, Art. 8 GRCh, Rn. 
17. 
805 Kingreen, Calliess/Ruffert, GRCh Art. 8 Rn. 9. 
806 Ziebarth, Sydow, Art. 4 DSGVO, Rn 9; Schreiber, Plath, Art. 4 DSGVO, Rn, 4. 
807 Hamacher, IStR 2016, 171 (171). 
808 Kingreen, Calliess/Ruffert, GRCh Art. 8, Rn. 12. 
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handeln. Da eine Einwilligung der betroffenen Personen beim Steu-
erdatenaustausch regelmäßig nicht vorliegen wird, ist ein Eingriff 
gemäß Art. 8 Abs. 2 GRCh nur gerechtfertigt, wenn er zu festgeleg-
ten Zwecken und aufgrund einer gesetzlichen Grundlage erfolgt. Die 
gleichmäßige Besteuerung kann als Zweck des EUAHiG bzw. der 
Amtshilfe-RL angesehen werden, sodass die Verfassungsmäßigkeit 
schließlich auch auf europäischer Ebene von der Verhältnismäßigkeit 
abhängt (vgl. Art. 52 Abs. 1 GRCh). Im Zusammenhang mit Art. 8 
GRCh gilt die Verhältnismäßigkeit insbesondere als gewahrt, wenn 
Daten primär beim Betroffenen selbst erhoben werden und nur sub-
sidiär bei Dritten. Zudem muss die Datenerhebung grundsätzlich in 
Kenntnis des Betroffenen erfolgen.809 In einem Gutachten aus dem 
Jahr 2017 hat der EuGH das geplante Abkommen der EU mit Kana-
da über die Übermittlung von Flugdatensätzen als unverhältnismäßig 
und damit nicht mit den europäischen Grundrechten vereinbar quali-
fiziert, mit dem Resultat, dass besagtes Abkommen nicht geschlos-
sen werden durfte.810  
III. Grundrechtschutz vor Anzeigepflichten bezüglich Steuer-
gestaltungen 
Im Zusammenhang mit Anzeigepflichten betreffend Steuergestaltun-
gen ist zunächst der maßgebliche grundrechtliche Prüfungsmaßstab 
festzulegen. Ein nationales Gesetz, das lediglich die zwingenden 
Vorgaben der DAC 6 umsetzt, wird als reine Umsetzungsvorschrift 
ausschließlich an den europäischen Grundrechten zu messen 
sein.811 Der aktuelle Gesetzesentwurf sieht jedoch eine über die 
DAC 6 hinausgehende Anzeigepflicht für nationale Gestaltungen vor 
und wäre insoweit auch an den deutschen Grundrechten zu messen 
(vgl. Teil 1 Kapitel 3 C. IV. Gesetzesentwurf zur Meldepflicht von 
Steuergestaltungen oben). Dadurch entstünde eine gespaltene 
Rechtslage.812 Unabhängig von der konkreten Ausgestaltung künfti-
ger Anzeigepflichten, dürften die Grundrechte der Betroffenen 
dadurch regelmäßig betroffen sein.  
                                            
809 Kingreen, Calliess/Ruffert, GRCh Art. 8, Rn. 16. 
810 EuGH Gutachten 1/15 v. 26.7.2017. 
811 Hey, FR 2018, 633 (634); Stöber, BB 2018, 1559 (1566); vgl. BVerfGE 73, 339 
(378); BVerfGE 89, 155 (174). 
812 Stöber, BB 2018, 1559 (1566). 
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1. Bestimmtheitsgrundsatz 
Sollte das künftige deutsche Umsetzungsgesetz, so wie die DAC 6, 
unbestimmte Rechtsbegriffe verwenden, um möglichst viele Fall-
konstellationen zu erfassen, würde ein Konflikt mit dem Be-
stimmtheitsgrundsatz entstehen (vgl. Teil 1 Kapitel 3 C. IV. Geset-
zesentwurf zur Meldepflicht von Steuergestaltungen oben).813 Als 
Ausprägung des aus Art. 20 Abs. 3 GG abgeleiteten Rechtsstaats-
prinzips erfordert der Bestimmtheitsgrundsatz, dass Normen so klar 
formuliert sind, das ihre Rechtsfolgen für den Normadressat so vor-
hersehbar und berechenbar sind, dass er sein Verhalten danach 
ausrichten kann.814 Nichtsdestotrotz ist gerade im Steuerrecht die 
Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe zulässig, solange die 
Norm hinreichend auslegungsfähig ist.815 Andererseits müssen ins-
besondere die Voraussetzungen von bußgeldbewehrten Vorschriften 
klar definiert sein.816 Sind die Meldevoraussetzungen der deutschen 
Umsetzung zukünftig ebenso offen formuliert, wie die Kennzeichen 
des Anhangs IV der Amtshilfe-RL (vgl. Teil 1 Kapitel 2 B. IV. 2. a.
 Pflichtbegründende Gestaltungen oben), können die Betroffe-
nen nicht klar unterscheiden, ob eine meldepflichtige Gestaltung vor-
liegt oder nicht. Auf europäischer Ebene anerkennt der EuGH das 
Prinzip der Rechtssicherheit als ungeschriebenen, allgemeinen 
Rechtsgrundsatz. Das Bestimmtheitsgebot gilt als Ausprägung der 
Rechtssicherheit auch im Unionsrecht.817 
Da die DAC 6 die Einführung von Sanktionen bei Verstoß gegen die 
Anzeigepflicht vorsieht, riskieren die Betroffenen bei einer Fehlein-
schätzung hinsichtlich des Umfangs der Anzeigepflicht zudem die 
Verhängung eines Bußgelds (vgl. Teil 1 Kapitel 2 B. IV. 3. Sanktio-
nen bei Verstoß oben). Es ist daher zu erwarten, dass die deutsche 
Umsetzung der DAC 6 gegen den Bestimmtheitsgrundsatz und damit 
gegen das Rechtsstaatsprinzip verstößt.  
                                            
813 Stöber, BB 2018, 2464 (2465). 
814 Grzeszick, Mauz/Dürig, Art. 20 GG, Teil VII, Rn. 59; Debus, DStR 2017, 2520 
(2522); BVerfGE 118, 168 (188). 
815 Grzeszick, Mauz/Dürig, Art. 20 GG, Teil VII, Rn. 62. 
816 Hey, FR 2018, 633 (637). 
817 Gaitanides, von der Groeben/Schwarze/Hatje, Art. 19 EUV, Rn. 18, 23. 
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2. Datenschutz der Steuerpflichtigen 
Die DAC 6 sieht die namentliche Identifikation der Nutzer gemeldeter 
Steuergestaltungen vor und eröffnet damit den Anwendungsbereich 
des Datenschutzrechts. Im Rahmen der deutschen Umsetzung soll 
auf die Identifikation der betroffenen Nutzer von Steuergestaltungen 
verzichtet werden.818 In diesem Fall würden sich keine datenschutz-
rechtlichen Fragen stellen. Sollte die deutsche Umsetzung doch den 
Identifikationsvorgaben der DAC 6 verpflichtungsgemäß folgen, wäre 
auf nationaler Ebene ein Eingriff in das informationelle Selbstbe-
stimmungsrecht gemäß Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG der Be-
troffenen anzunehmen (zu den Einzelheiten des Informationellen 
Selbstbestimmungsrechts vgl. Abschnitt I. 1. Steuerdaten im Lichte 
des informationellen Selbstbestimmungsrechts oben). Auf europäi-
scher Ebene dürfte ein Eingriff in das Recht auf Datenschutz nach 
Art. 8 GRCh und auf Schutz der Privatsphäre nach Art. 7 GRCh an-
genommen werden (zu den Einzelheiten des europäischen Daten-
schutzgrundrechtes vgl. Abschnitt II. 2. b. Europäisches Grund-
recht auf Datenschutz oben).  
Da aktuell noch keine gesetzliche Grundlage einer solchen Anzeige-
pflicht existiert, kann derzeit nicht beurteilt werden, ob ein solcher 
Eingriff in die Grundrechte der Betroffenen zu rechtfertigen ist. Im 
Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung ist die Geeignetheit einer 
Anzeigepflicht – ihre zielführende Ausgestaltung unterstellt – zu be-
jahen. Sie trägt dazu bei, dass der Gesetzgeber über die Informatio-
nen verfügt, die ihn dazu befähigen, etwaige unerwünschte Steuer-
gestaltungen gesetzlich zu unterbinden. Fraglich ist hingegen die 
Erforderlichkeit, da der Steuerpflichtige im Rahmen seiner Steuerer-
klärung ohnehin die zur Veranlagung nötigen Informationen übermit-
telt. Sollten sich die Angaben in der Steuererklärung und die auf-
grund der Anzeigepflicht übermittelten Angaben weitgehend über-
schneiden, wäre die Erforderlichkeit zu verneinen.819 Zumindest auf 
nationaler Ebene sprechen auch die steigenden Steuereinnahmen 
der vergangenen Jahre gegen die Erforderlichkeit.820 Die Angemes-
senheitsprüfung kann nur anhand der konkreten Gesetzesvorschrift 
                                            
818 Osterloh-Konrad, FR 2018, 621 (625). 
819 Hey, FR 2018, 633 (636). 
820 Eisgruber, FR 2018, 625 (626). 
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vorgenommen werden. Unangemessen sind jedenfalls zu breit ange-
legte Anzeigepflichten. Da das Hauptziel der Anzeigepflicht in der 
rechtzeitigen Information des Gesetzgebers bestehen soll821, kann 
beispielsweise argumentiert werden, dass die Identifikation der be-
troffenen Nutzer nicht erforderlich oder angemessen ist. 
3. Berufsfreiheit steuerlicher Berater 
Aufgrund ihrer Ausgestaltung als Berufspflicht von Intermediären 
(z.B. Steuerberatern) greifen Anzeigepflichten als Berufs-
ausübungsregelungen in die in Art. 12 Abs. 1 GG gewährleistete Be-
rufsfreiheit ein.822 Solche Berufsausübungsregelungen bedürfen ei-
ner verfassungsmäßigen Rechtfertigung. Da es sich nach der Stufen-
theorie des BVerfG um einen vergleichsweise harmlosen Eingriff ers-
ter Stufe handelt, sind zur Rechtfertigung prinzipiell „vernünftige Er-
wägungen des Gemeinwohls“ ausreichend, soweit der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit gewahrt wird.823 Unabhängig von der Frage der 
ausreichenden Bestimmtheit, kann vor der gesetzlichen Umsetzung 
der Anzeigepflicht nicht beurteilt werden, ob es sich dabei um eine 
ausreichende Ermächtigungsgrundlage handelt. Im Zusammenhang 
mit der Verhältnismäßigkeitsprüfung kann auf die entsprechenden 
Ausführungen des obigen Abschnitts 2. Datenschutz der Steuer-
pflichtigen verwiesen werden. 
4. Allgemeine Handlungsfreiheit der Steuerpflichtigen 
Schließlich ist auch die allgemeine Handlungsfreiheit gemäß Art. 2 
Abs. 1 GG der Steuerpflichtigen betroffen. Der Anzeigepflicht sollen 
insbesondere solche Steuergestaltungen unterfallen, die zwar legal 
sind, aber aus fiskalischen Gründen unerwünscht, da sie sich negativ 
auf das inländische Steueraufkommen auswirken.824 Gleichzeitig soll 
die Anzeigepflicht für Steuergestaltungen auch der Abschreckung 
dienen.825 In den Erwägungen zur DAC 6 wird die Abschreckung vor 
der Verwendung von potentiell aggressiven, aber legalen Steuerge-
staltungen als Ziel der Richtlinie bezeichnet.826 Steuerpflichtige sol-
                                            
821 Hermenns/Modrzejewski/Münch/Rüsch, IStR 2016, 803 (803). 
822 Hey, FR 2018, 633 (636). 
823 Scholz, Mauz/Dürig, Art. 12, Rn. 343. 
824 Stöber, BB 2018, 1559 (1559). 
825 Hey, FR 2018, 633 (633). 
826 E. 7 zur RL 2018/822(EU) zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Be-
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len davon abgehalten werden, anzeigepflichtige Gestaltungen zu 
nutzen und Berater sollen davon abgehalten werden eben solche 
Gestaltungen zu entwickeln und anzubieten.827 Nichtsdestotrotz an-
erkennen der BFH und das BVerfG ein aus Art. 2 Abs. 1 GG abgelei-
tetes Recht der Steuerpflichtigen auf die steueroptimierende Gestal-
tung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse.828 Durch eine Anzeigepflicht 
für solche Gestaltungen wird folglich nicht nur ein legales sondern 
auch ein gerichtlich anerkanntes Verhalten hoheitlich eingeschränkt. 
Da jedoch ohnehin speziellere Grundrechte betroffen sind, kann an 
dieser Stelle auf weitere Ausführungen zu der lediglich subsidiär an-
wendbaren allgemeinen Handlungsfreiheit verzichtet werden.829 
C. Zusammenfassung 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sowohl auf nationaler als 
auch auf europäischer Ebene Grundrechte zum Schutz der Steuer-
pflichtigen vor übermäßigen Eingriffen in den persönlichen Bereich 
im Zuge des Besteuerungsverfahrens verankert sind. Der jeweilige 
Gewährleistungsgehalt und das Verhältnis der verschiedenen Grund-
rechtsordnungen sind jedoch nicht abschließend geklärt. So ist z.B. 
offen, inwieweit das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ge-
genüber dem europäischen Datenschutzgrundrecht noch eine Zu-
kunft hat.830 Die gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass deut-
sche Gesetze zunehmend an europäische Richtlinien angepasst 
werden und dann teilweise als Umsetzungsgesetz gelten. In derarti-
gen Fällen geht der eigentlichen Prüfung eines etwaigen Grund-
rechtseingriffs schlimmstenfalls ein Kompetenzstreit zwischen 
BVerfG und EUGH voraus. 
Materiell-rechtlich betrifft das modernisierte Besteuerungsverfahren 
mit seinen zahlreichen Informationsaustauschbeständen in erster 
Linie den grundrechtlich geschützten Datenschutz bzw. die Pri-
vatsphäre der Steuerpflichtigen. Da sich derartige Grundrechtsein-
griffe mit einer ausreichenden gesetzlichen Grundlage rechtfertigen 
lassen, hängt die Rechtmäßigkeit de facto von der Verhältnismäßig-
                                                                                                               
steuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen, wiederholt in 
E. 11 und E. 13. 
827 Heber, IStR 2017, 559 (560). 
828 Debus, DStR 2017, 2520 (2524). 
829 Di Fabio, Mauz/Dürig, Art. 2, Rn. 21. 
830 Veil, NVzW 2018, 686 (691). 
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keitsprüfung ab. Dabei wird der Schutz der Steuerpflichtigen letzt-
endlich gegen die ebenfalls verfassungsmäßig geschützte Gleichheit 
der Besteuerung abgewogen. Das Ergebnis hängt hierbei vom Ein-
zelfall ab. Bislang hat weder der EuGH noch das BVerfG eine solche 
Abwägung vorgenommen. Im Zuge der zukünftigen Intensivierung 
des steuerlichen Informationsaustauschs könnte sich dies jedoch 
ändern.  
Kapitel 5: Schutzbestimmungen der AO 
A. Gewährung rechtlichen Gehörs beim Informationsaus-
tausch 
Damit ein Steuerpflichtiger vor dem steuerlichen Informationsaus-
tausch um Rechtsschutz nachsuchen kann, benötigt er zunächst 
Kenntnis davon, dass und in welchem Umfang ein solcher zu erwar-
ten ist. So kann sich der Betroffene beispielsweise mit einem Ein-
spruch gegen Ermittlungsmaßnahmen deutscher Finanzbehörden 
aufgrund eines ausländischen Auskunftsersuchens wenden.831 Die 
allgemeine Kenntnis davon, dass bestimmte automatische Aus-
kunftsaustauschverkehre stattfinden, reicht nicht aus, vielmehr soll 
vorab eine Information im Einzelfall stattfinden.832 Diese erhält der 
Betroffene durch seine vorherige Anhörung.833  
I.  Anhörungsrecht nach § 117 Abs. 4 S. 3 AO 
Als Grundnorm des zwischenstaatlichen steuerlichen Informations-
austauschs räumt § 117 AO den inländischen Beteiligten ein Anhö-
rungsrecht ein (vgl. Teil 1 Kapitel 3 B. I. Informationsaustausch nach 
der Generalnorm § 117 AO oben). Durch die Anhörungspflicht ge-
mäß § 117 Abs. 4 S. 3 AO soll der Grundrechtsschutz der Beteiligten 
beim Informationsaustausch verwirklicht werden.834  
1. Umfang des Anhörungsrechts 
Bezüglich des Umfangs der Anhörungspflicht verweist § 117 Abs. 4 
S. 3 AO auf die Grundnorm des rechtlichen Gehörs gemäß § 91 AO 
in steuerlichen Verwaltungsverfahren.835 § 117 Abs. 4 S. 3 AO ist 
anwendbar bei Gewährung zwischenstaatlicher Informationshilfe. Bei 
                                            
831 BMF-Schreiben v. 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Tz. 3.2.2. 
832 Hamacher, IStR 2016, 171 (176). 
833 Franz, IStR 2017, 273 (273). 
834 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 79; BMF-
Schreiben v. 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Tz. 3.1.1. 
835 Wünsch, König, § 91 AO, Rn. 1. 
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der Inanspruchnahme der Informationshilfe durch die deutschen Fi-
nanzbehörden findet § 91 AO direkt ohne die Verweisungsnorm An-
wendung, da Auskunftsersuchen der deutschen Finanzbehörden der 
Vorbereitung steuerlicher Verwaltungsakte dienen.836 Angehört wer-
den inländische Beteiligte, dazu zählen neben dem informationsbe-
troffenen Steuerpflichtigen auch Dritte, die den deutschen Finanzbe-
hörden zur Auskunft verpflichtet sind.837 Die Anhörung kann sowohl 
mündlich, als auch schriftlich auf einem amtlichen Vordruck erfol-
gen.838 Da sie den wirkungsvollen Informationsaustausch nicht ver-
hindern oder verzögern soll, beträgt die Anhörungsfrist lediglich zwei 
Wochen.839  
Bei Verstoß gegen die Anhörungspflicht kommt zumindest bei Über-
mittlung von Informationen ins Ausland kein Verwertungsverbot in 
Betracht, weil sich dieses lediglich gegen die ausländische Finanz-
behörde richten könnte. Diese Begründung lässt sich im Zusammen-
hang mit der innerstaatlichen Inanspruchnahme von Informationshilfe 
durch deutsche Finanzbehörden zwar nicht hören, da die Informatio-
nen in diesem Fall von inländischen Behörden verwendet werden, 
die einem nationalen Verwertungsverbot unterliegen können. Nichts-
destotrotz sind Betroffene sowohl bei der Gewährung als auch bei 
der Inanspruchnahme von Informationshilfe auf Schadensersatzan-
sprüche und dienstaufsichtsrechtliche Maßnahmen gegen die han-
delnden Behörden angewiesen.840  
2. Ausnahmebestimmungen 
Inländische Beteiligte werden stets angehört, sofern kein Ausnahme-
tatbestand erfüllt ist. Nach § 117 Abs. 4 S. 3 AO findet keine Anhö-
rung statt, wenn die Umsatzsteuer betroffen ist oder ein Informati-
onsaustausch nach dem EUAHiG stattfindet (in diesem Fall unter-
bleibt die Anhörung jedoch nicht, sondern findet entsprechend den 
Maßgaben des EUAHiG statt). Zudem finden die Ausnahmetatbe-
stände nach § 91 AO Anwendung.841 § 91 Abs. 2 AO enthält Regel-
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AO, Rn. 227. 
837 BMF-Schreiben v. 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Tz. 3.1.4. 
838 BMF-Schreiben v. 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Tz. 3.1.5. 
839 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 81; BMF-
Schreiben v. 23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Tz. 3.1.4. 
840 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 125. 
841 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 31. 
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beispiele, in denen die Anhörung unterbleiben kann. So kann die 
Anhörung unterbleiben, wenn der Erfolg des Informationsaustauschs 
gefährdet scheint, z.B. weil der Steuerpflichtige sein Verhalten darauf 
einstellen könnte, sowie in Fällen des automatischen Informations-
austauschs. Der automatische Informationsaustausch bezieht sich 
auf generell-abstrakte Fallgruppen und ist als solches faktisch aus-
geschlossen.842 Die Anhörung beschränkt sich auf spontanen Infor-
mationsaustausch sowie auf den Informationsaustausch auf Ersu-
chen, da diese einzelfallbezogen sind.843 Die zuständige Finanzbe-
hörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob sie auf eine 
Anhörung verzichtet.844 Nach § 91 Abs. 3 AO hat die Anhörung zu 
unterbleiben, wenn ein zwingendes öffentliches Interesse entgegen-
steht. Solche Fälle sollten im Steuerrecht jedoch praktisch kaum auf-
treten.845 
II. Anhörungsrecht nach § 4 Abs. 1 S. 3 EUAHiG 
Beim Informationsaustausch auf Ersuchen auf Grundlage des EUA-
HiG, gilt die § 117 Abs. 4 AO über die Verweisung des § 4 I 3 EUA-
HiG. Aufgrund dieser Verweisung kommt es zu einem Regelungswi-
derspruch, da § 117 Abs. 4 S. 3 die Anhörung im Anwendungsbe-
reich des EUAHiG grundsätzlich ausschließt. Der Konflikt wird so 
gelöst, dass zumindest beim Informationsaustausch auf Ersuchen 
auf Grundlage EUAHiG grundsätzlich eine Anhörung stattfindet.846 In 
§ 7 Abs. 8 EUAHiG wird unter Verweis auf § 117 Abs. 4 S. 3 AO die 
Regelung wiederholt, wonach beim automatischen Informationsaus-
tausch keine Anhörung stattfindet. So verbleibt es einzig beim spon-
tanen Informationsaustausch bei der Grundregel des § 117 Abs. 4 S. 
3 AO, die die Anhörung im Zusammenhang mit dem Informations-
austausch auf Grundlage des EUAHiG ausschließt.  
B. Steuergeheimnis 
Neben dem Anhörungsrecht ist das Steuergeheimnis des § 30 AO 
eine weitere Konkretisierung des informationellen Selbstbestim-
                                            
842 Matthes, Pfirrmann/Rosenke/Wagner, § 117 AO, Rn. 231. 
843 Seer, Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, Bd. 1, Art. 26 OECD-MA, Rn. 81. 
844 Matthes, Pfirrmann/Rosenke/Wagner, § 117 AO, Rn. 230; BMF-Schreiben v. 
23.11.2015, BStBl. 2015, 928, Tz. 3.1.4. 
845 Rätke, Klein, § 91 AO, Rn. 20; Kobor, Pfirrmann/Rosenke/Wagner, § 91 AO, 
Rn. 25 
846 Rätke, Klein, § 117 AO, Rn. 199. 
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mungsrechts auf gesetzlicher Ebene.847 Das Steuergeheimnis dient 
zugleich dem verfassungsrechtlich anerkannten Geheimhaltungsinte-
resse des Steuerpflichtigen und der richtigen und vollständigen Er-
fassung der Besteuerungsgrundlagen.848 Steuerpflichtige sollen nicht 
aus Furcht vor der Weitergabe ihrer Angaben gegenüber den Fi-
nanzbehörden ihre steuerlichen Verhältnisse falsch oder unvollstän-
dig offenbaren. Das Steuergeheimnis soll ein Gegengewicht zu den 
umfassenden Mitwirkungspflichten im Steuerverfahren sein.849 Die 
Einhaltung des Steuergeheimnisses durch die verpflichteten Perso-
nen wird in strafrechtlicher Hinsicht durch § 355 StGB sichergestellt, 
der die Verletzung des Steuergeheimnisses mit Freiheitsstrafen von 
bis zu zwei Jahren belegt.850 
Als Vorschrift des nationalen Rechts tritt auch § 30 AO hinter der 
DSGVO zurück (Art. 288 Abs. 2 AEUV).851 Unionsrechtliches Daten-
schutzrecht und nationales Steuerverfahrensrecht waren miteinander 
in Einklang zu bringen.852 Zunächst waren die in § 30 AO verwende-
ten datenschutzrechtlichen Begrifflichkeiten an die verbindlichen De-
finitionen der DSGVO anzupassen.853 Darüber hinaus sind zum 25. 
5. 2018 materielle Anpassungen des Steuergeheimnisses erfolgt. 
Seither bestehen mit den neu eingefügten Absätzen 8-11 Regelun-
gen bezüglich des automatisierten Datenabgleichs innerhalb der Fi-
nanzverwaltung (Abs. 8), der Auftragsverarbeitung (Abs. 9), der Of-
fenbarung besonders sensibler personenbezogener Daten (Abs. 10) 
und der Zweckbindung rechtmäßig offenbarter Daten (Abs. 11). 854  
I. Anwendungsbereich 
1. Verpflichtete Personen 
Zur Wahrung des Steuergeheimnisses sind gemäß § 30 Abs. 1 u. 3 
AO Amtsträger sowie ihnen gleichgestellte Personen verpflichtet. In § 
7 AO sind Amtsträger deutsche Beamte und Richter, Personen, die 
in einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis stehen oder zur Er-
füllung eines öffentlichen Auftrags bestellt sind. Als Amtsträger gel-
                                            
847 Seer, Tipke/Kruse, § 85 AO, Rn. 44. 
848 Michaelis, Moritz/Strohm, Kap. F, Rn. 8. 
849 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30 AO, Rn. 1. 
850 Schmitz, MüKo StGB, § 355 StGB, Rn. 113. 
851 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30 AO, Rn. 9. 
852 Krumm, DB 2017, 2182 (2183). 
853 Drüen, DB 2018, 11 (14); Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 
30 AO, Rn. 10. 
854 BGBl. 2017 I, 2541. 
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ten demnach insbesondere auch sämtliche Angestellte bei Behör-
den, die mit öffentlichen Aufgaben betraut sind.855 Praktisch wird § 
30 AO vornehmlich Finanzbeamte und Finanzrichter betreffen. Die 
Verpflichtung zur Wahrung des Amtsgeheimnisses besteht jedoch 
unabhängig davon, ob der Amtsträger oder die ihm gleichgestellte 
Person mit Steuerfällen befasst ist.856 So sind auch Amtsträger ande-
rer Behörden oder Gerichte, die über geschützte steuerliche Informa-
tionen Kenntnisse erlangt haben, dem Steuergeheimnis verpflichtet.  
§ 30 Abs. 3 AO bestimmt vier Personengruppen, die den Amtsträ-
gern gleichgestellt und damit zur Wahrung des Amtsgeheimnisses 
verpflichtet sind. Dazu zählen gemäß der Fallgruppe Nr. 1 Personen, 
die zwar selbst in keinem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis ste-
hen und auch nicht selbst unmittelbar Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnehmen, sondern lediglich im Zusammenhang mit 
dieser Erfüllung eingesetzt werden.857 Dieser Personengruppe gehö-
ren z.B. Bürokräfte oder das Reinigungspersonal von Behörden 
an.858 Praktisch weniger relevant sind die übrigen Fallgruppen, die 
amtlich hinzugezogenen Sachverständigen (Nr. 2), einem Gericht zu 
Ausbildungszwecken zugewiesene ausländische Berufsrichter, 
Staatsanwälte und Anwälte (Nr. 3) und Amtsträger von Religionsge-
meinschaften (Nr. 4), die den Amtsträgern gleichgestellt sind. 
2. Materieller Schutzbereich 
Das Steuergeheimnis verhindert, dass geschützte Daten in unbefug-
ter Weise offenbart, verwertet oder abgerufen werden. Vom Schutz-
bereich des Steuergeheimnisses erfasst sind jedoch nur solche Da-
ten, die der verpflichteten Person im Rahmen eines tatbestandsmä-
ßigen Verfahrens bekannt geworden sind. Bei zufälliger, privater 
Kenntniserlangung ist der Schutzbereich dementsprechend nicht er-
öffnet. 
a. Geschützte Daten 
Geschützt sind personenbezogene Daten eines anderen sowie 
fremde Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. Personenbezogene 
Daten werden für die Zwecke des § 30 AO in Art. 4 Nr. 1 DSGVO 
                                            
855 Wünsch, König, § 7 AO, Rn. 14. 
856 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30 AO, Rn. 20. 
857 Matthes, Pfirrmann/Rosenke/Wagner, § 30 AO, Rn. 37. 
858 Rüsken, Klein, § 30 AO, Rn. 33. 
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definiert als Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identi-
fizierbare natürliche Person, die sog. betroffene Person beziehen 
(vgl. Teil 1 Kapitel 2 C. II. 1. Informationspflichten der DSGVO 
oben). Als personenbezogene Daten eines anderen gelten nicht nur 
die Daten des Steuerpflichtigen selbst, sondern darüber hinaus auch 
die personenbezogenen Daten Dritter, wie dessen Bevollmächtigter, 
Berater oder sonstiger Informationspflichtiger wie z.B. Finanzinstitu-
te.859 Gegenüber Rechtsnachfolgern oder Vertretern von natürlichen 
oder juristischen Personen gelten Daten nicht als Daten eines ande-
ren und sind daher nicht vom Schutzbereich des § 30 AO erfasst.860  
Bei den ebenfalls geschützten fremden Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen wird es sich oftmals gleichzeitig um personenbezogene 
Daten handeln. Als eigens erwähnte Datengruppe kommt ihnen je-
doch auch dann die Schutzwirkung des Steuergeheimnisses zu, 
wenn es sich dabei nicht um Daten eines anderen handelt. Dazu ge-
hören sämtliche Informationen von gewisser wirtschaftlicher Bedeu-
tung, an denen aus Sicht des Geschäftsinhabers ein gewisses Ge-
heimhaltungsinteresse besteht.861 Sie sind vom Schutzbereich des § 
30 AO selbst dann erfasst, wenn ihnen infolge von Pseudonymisie-
rung oder Anonymisierung der Personenbezug fehlt.862 Kein Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnis sind Verrechnungspreise, solange 
sich daraus keine Rückschlüsse auf den betreffenden Konzern zie-
hen lassen.863 
b. Anlass der Kenntniserlangung 
Geschützte Informationen unterliegen dem Steuergeheimnis nur, 
wenn Sie der verpflichteten Person aus einem in § 30 Abs. 2 Nr. 1 lit. 
a - c AO genannten Verfahren bekannt geworden sind. Zu den tatbe-
standsmäßigen Verfahren in Steuersachen (lit. a) gehören neben 
den finanzgerichtlichen Verfahren auch sämtliche außergerichtliche 
Festsetzungs-, Erhebungs- und Vollstreckungsverfahren, sowie Er-
stattungs-, Erlass- und Zerlegungsverfahren.864 Ebenfalls erfasst sind 
Informationsaustauschverfahren, deshalb unterliegen sämtliche ge-
                                            
859 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30, Rn. 30. 
860 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30, Rn. 32. 
861 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30, Rn. 36. 
862 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30, Rn. 35. 
863 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30, Rn. 38. 
864 Rüsken, Klein, § 30 AO, Rn. 52. 
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schützte Daten, die deutsche Finanzbehörden von ausländischen 
Finanzbehörden erhalten, dem deutschen Steuergeheimnis.865 Un-
erheblich ist, ob die erlangten Informationen Gegenstand des jeweili-
gen Verfahrens sind, oder ob es sich dabei lediglich um Zufallsfunde 
handelt.866 Zu den tatbestandsmäßigen steuerlichen Strafverfahren 
und Bußgeldverfahren (lit. b) gehören bereits die vorausgehenden 
polizeilichen, staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren.867 
Übermitteln Finanzbehörden aufgrund gesetzlicher Vorschriften ge-
schützte Informationen an steuerlich nicht befasste Amtsträger, sind 
diese ebenfalls an das Steuergeheimnis gebunden (lit. c). Übermittelt 
ein Amtsträger geschützte Informationen an einen zweiten Amtsträ-
ger, ohne dass die Übermittlung gesetzlich vorgeschrieben ist, unter-
liegt der Letztere folglich nicht dem Steuergeheimnis. Unabhängig 
davon, ob der erste Amtsträger seinerseits das Steuergeheimnis ver-
letzt hat, oder ob er zu Offenbarung berechtigt war, sind die Informa-
tionen beim zweiten Amtsträger durch dessen Amtsgeheimnis durch 
§ 353b StGB geschützt.868 Werden Informationen an ausländische 
Finanzbeamte weitergeben, unterliegen die Informationen hingegen 
weder dem Schutz des Steuergeheimnisses, noch dem des Amtsge-
heimnisses. Beide Tatbestände knüpfen an die Amtsträgereigen-
schaft, die ausländischen Beamten fehlt. 
c. Verletzungshandlung 
Das Steuergeheimnis ist verletzt, wenn eine verpflichtete Person ge-
schützte Informationen unbefugt offenbart, verwertet oder aus auto-
mationsgestützten Datenbanken abruft.  
Ein Offenbaren ist dabei in jeder Handlung zu sehen, durch die ge-
schützte Informationen Dritten bekannt werden oder bekannt werden 
könnten. Sind die Informationen dem Empfänger bereits bekannt, 
kommt ein Offenbaren tatbestandsmäßig nicht mehr in Betracht.869 
Bekannt sind Informationen auch, wenn sie sich jeder Interessent 
ohne größere Schwierigkeiten beschaffen könnte.870 Unter der Ver-
wertung ist jede Nutzung von geschützten Informationen zu verste-
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866 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30, Rn. 41. 
867 Rüsken, Klein, § 30 AO, Rn. 52. 
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hen, durch welche die verpflichtete Person sich oder einem anderen 
einen Vorteil verschaffen möchte. Es muss sich dabei nicht um einen 
wirtschaftlichen Vorteil handeln, eine Gewinnerzielungsabsicht ist 
nicht vorausgesetzt. Bei der Weitergabe von anonymisierten Informa-
tionen scheidet eine Offenbarung mangels Identifizierbarkeit aus, die 
ebenfalls tatbestandsmäßige Verwertung kommt jedoch in Be-
tracht.871 Verletzt werden kann das Steuergeheimnis schließlich auch 
durch den unbefugten Datenabruf. Auf eine Kundgabe der abgerufe-
nen Daten oder deren Auswertung kommt es nicht an, sodass der 
Schutzbereich des Steuergeheimnisses durch diese Handlungsvari-
ante vorverlagert wird.872 
Unbefugt ist jede der drei Handlungsalternativen, die ohne einen der 
in § 30 Abs. 4 und 5 AO abschließend aufgezählten Rechtferti-
gungsgrund erfolgt.  
II. Einschränkende Rechtfertigungsgründe  
Das Steuergeheimnis kennt zahlreiche Ausnahmen. Das Rechtferti-
gungssystem des § 30 AO unterscheidet je nach Verletzungshand-
lung: Die Offenbarung und Verwertung geschützter Informationen 
sind in den abschließend aufgezählten Fallvarianten des § 30 Abs. 4 
ff. AO zulässig. Darüber hinaus enthält § 30 Abs. 5 AO einen zusätz-
lichen Offenbarungstatbestand und § 30 Abs. 6 AO rechtfertigt den 
Abruf geschützter Informationen.  
1. Offenbarungs- und Verwertungstatbestände 
Geschützte Informationen dürfen gemäß § 30 Abs. 4 Nr. 1 AO offen-
bart und verwertet werden, wenn sie einem Verfahren in Steuersa-
chen i.S.v. § 30 Abs. 2 Nr. 1 Bst. a AO dienen. Dabei kann es sich 
um Steuerverfahren im Hinblick auf den Steuerpflichtigen selbst so-
wie in Bezug auf Dritte handeln. Die geschützten Informationen die-
nen einem solchen Verfahren, wenn sie die Prüfung der relevanten 
Tatbestandsmerkmale ermöglichen oder erleichtern.873 Es genügt 
bereits, wenn ein unmittelbarer funktionaler Zusammenhang zwi-
schen dem Verfahren und der Offenbarung bzw. Verwertung be-
steht.874 Es ist nicht erforderlich, dass die Durchführung des betref-
                                            
871 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30, Rn. 63. 
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873 Rüsken, Klein, § 30 AO, Rn. 73. 
874 BFH v. 10.2.1987 (VII R 77/84), BStBl. 1987 II S. 545. 
 179 
fenden Verfahrens zwingend von einer Durchbrechung des Steuer-
geheimnisses abhängt. Allerdings sollte der Verhältnismäßigkeits-
grundsatz der Offenbarung bzw. Verwertung entgegenstehen, wenn 
die zuständige Behörde sich die relevanten Informationen auch ohne 
Durchbrechung des Steuergeheimnisses verschaffen könnte.875 An-
gaben, die deutsche Finanzbehörden, bei der Stellung von Amtshil-
feersuchen i.S.v. § 117 Abs. 1 AO gegenüber ausländischen Behör-
den machen, dienen der Durchführung eines steuerlichen Verfahrens 
gemäß § 30 Abs. 4 Nr. 1 und verstoßen deshalb nicht gegen das 
Steuergeheimnis (vgl. Teil 1 Kapitel 3 B. I. Informationsaus-
tausch nach der Generalnorm § 117 AO oben).876 
Geschützte Informationen dürfen darüber hinaus offenbart und ver-
wertet werden, wenn dies durch ein Bundesgesetz (§ 30 Abs. 4 Nr. 2 
AO) oder EU-Recht (§ 30 Abs. 4 Nr. 2a AO) ausdrücklich zugelassen 
ist. Aus der Gesetzesgrundlage muss zwar eindeutig hervorgehen, 
dass dadurch das Steuergeheimnis durchbrochen werden soll, ein 
Zitiergebot bezüglich § 30 AO besteht jedoch nicht.877 Eine solche 
Einschränkung erfährt das Steuergeheimnis beispielsweise durch die 
Vorschriften §§ 88a und 88b AO vgl. Teil 1 Kapitel 3 A. II.  Länder-
übergreifender Datenaustausch oben).878 Das Steuergeheimnis steht 
auch der Erteilung von Informationen an ausländische Finanzbehör-
den nicht entgegen. Der Informationsaustausch beruht auf § 117 
Abs. 2 u. 3 AO i. V. m. einem internationalen Abkommen, z.B. einem 
TIEA oder einem DBA und damit auf einer gesetzlichen Grundlage 
i.S.v. § 30 Abs. 4 Nr. 2 AO.879 Eine Verletzung des Steuergeheimnis-
ses liegt unter Anwendung des § 30 Abs. 4 Nr. 2 AO auch bei den 
automatischen Informationsaustausch-Tatbeständen nicht vor. Da 
der innereuropäische Informationsaustausch auf dem EUAHiG als 
Umsetzungsgesetz der Amtshilfe-RL basiert und nicht direkt auf 
Grundlage des europäischen Rechts, ist in diesem Zusammenhang 
ebenfalls der Rechtfertigungstatbestand des § 30 Abs. 4 Nr. 2 AO 
und nicht § 30 Abs. 4 Nr. 2a AO einschlägig.880 Gestützt auf § 30 
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877 Rüsken, Klein, § 30 AO, Rn. 102. 
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24.9.2008, EFG 2011, 2124. 
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Abs. 4 Nr. 2 AO wird das Steuergeheimnis also weder durch den Fi-
nanzkonteninformationsaustausch, noch durch den automatischen 
Informationsaustausch über steuerliche Vorbescheide881 oder die 
Verrechnungspreisdokumentation verletzt.  
Daneben dürfen geschützte Informationen u.a. auch dann offenbart 
oder verwertet werden, wenn der Betroffene zustimmt (§ 30 Abs. 4 
Nr. 3 AO), dies der Durchführung eines nicht-steuerlichen Strafver-
fahrens dient (§ 30 Abs. 4 Nr. 4 AO), oder ein zwingendes öffentli-
ches Interesse vorliegt (§ 30 Abs. 4 Nr. 5 AO). Zudem dürfen vor-
sätzlich falsche Angaben des Betroffenen den Strafverfolgungsbe-
hörden gegenüber offenbart werden (§ 30 Abs. 5 AO). Die Offenba-
rung besonders sensibler personenbezogener Daten ist nach § 30 
Abs. 10 AO nur unter zusätzlichen Voraussetzungen zulässig. Ge-
mäß der Definition in Art. 9 Abs. 1 DSGVO handelt es sich dabei um 
Daten, aus denen die rassische und ethnische Herkunft, die politi-
schen oder religiösen Überzeugungen, die sexuelle Orientierung, 
den Gesundheitszustand oder eine etwaige Gewerkschaftszugehö-
rigkeit hervorgehen sowie genetische und biometrische Daten zur 
Identifizierung einer natürlichen Person. Im Besteuerungsverfahren 
werden solche besonders sensiblen Angaben über die Religionszu-
gehörigkeit im Zusammenhang mit Kirchensteuerzahlungen oder 
über Erkrankungen und Behinderungen im Zusammenhang der 
steuerlichen Berücksichtigung von entsprechenden Aufwendungen 
verarbeitet.882 Um die Offenbarung solcher Daten in Durchbrechung 
des Steuergeheimnisses zu rechtfertigen müssen die Offenba-
rungstatbestände des § 30 Abs. 4 oder 5 AO erfüllt sein „oder“ ein 
Ausnahmetatbestand nach Art. 9 Abs. 2 DSGVO oder nach § 31c 
AO. Entgegen des Wortlauts des § 30 Abs. 10 AO ist das alternative 
„oder“ als kumulatives „und“ zu verstehen.883 Dies ergibt sich zum 
einen aus der Gesetzesbegründung, zum anderen wäre eine Rege-
lung, die das Schutzniveau ausgerechnet für besonders sensible, 
grundrechtsrelevante Daten herabsenkt logisch nicht nachvollzieh-
bar.884  
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Ist die Weitergabe geschützter Daten nach den vorstehenden Best-
immungen gerechtfertigt, darf der Empfänger diese gemäß § 30 Abs. 
11 AO ausschließlich zweckgebunden an den jeweiligen Rechtferti-
gungstatbestand verwenden. 
2. Befugter Abruf von Daten 
Geschützte Informationen, die in einem automationsgestützten Da-
teisystem gespeichert sind, dürfen gemäß § 30 Abs. 6 AO abgerufen 
werden, wenn der Abruf der Durchführung eines Steuerverwaltungs-
verfahrens oder eines steuerlichen Strafverfahren oder Bußgeldver-
fahren (vgl. § 30 Abs. 2 Nr. 1 lit. a und b AO) dient. Der automatisier-
te Abruf geschützter Informationen ist außerdem zulässig, wenn er 
zum Zwecke einer nach § 30 Abs. 4 und 5 AO gerechtfertigten Wei-
tergabe erfolgt.885 
III. Schutzumfang beim internationalen Informationsaus-
tausch 
Das Steuergeheimnis steht nach dem oben gesagten weder zwi-
schenstaatlichen Amtshilfeersuchen gem. § 117 Abs. 1 AO noch der 
Erteilung von Informationen an ausländische Finanzbehörden gemäß 
§ 117 Abs. 2 u. 3 AO entgegen.886 Während ausländische Informati-
onen im Inland dem Steuergeheimnis unterliegen (sofern es sich da-
bei um geschützte Informationen handelt), sind inländische Informa-
tionen, die im Wege des Informationsaustauschs übermittelt werden, 
im Empfängerstaat dem Geltungsbereich von § 30 AO entzogen. Im 
Empfängerstaat kann sich der Betroffene nach dem „internationalen 
Steuergeheimnis“ des Art. 26 Abs. 2 OECD-MA auf das dortige nati-
onale Steuergeheimnis berufen (vgl. Teil 1 Kapitel 1 B. II. 2. a.
 Schutzniveau des Empfängerstaats oben).887  
Bei der Erteilung von Kulanzauskünften nach § 117 Abs. 3 AO wird 
dem Steuergeheimnis dadurch Rechnung getragen, dass das BZSt 
solche Informationen gemäß § 117 Abs. 3 Nr. 2 AO nur erteilen darf, 
wenn die Grundsätze des Steuergeheimnisses des § 30 AO von der 
ausländischen Finanzbehörde beachtet werden (vgl. Teil 1 Kapitel 3 
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B. I. 2. Gewährung der zwischenstaatlichen Informationshilfe 
oben).888  
Informationsbetroffene Personen haben ein subjektives Recht auf 
Wahrung des Steuergeheimnisses. Die drohende Verletzung des 
Steuergeheimnisses kann durch eine vorbeugende Unterlassungs-
klage beim Finanzgericht geltend gemacht werden, bereits erfolgte 
Verletzungshandlungen mittels Feststellungsklage.889 Gestützt auf 
das Steuergeheimnis hat das FG Köln dem BZSt per einstweilige 
Verfügung den Informationsaustausch untersagt.890 Um die Besteue-
rung digitaler Geschäftsmodelle zu untersuchen und gegebenenfalls 
zu verbessern hatten die Finanzverwaltungen Deutschlands, Kana-
das, Australiens, Frankreichs, Japans und des Vereinigten König-
reichs 2014 beschlossen, Fallprofile einschlägiger Konzerne zu er-
stellen und untereinander auszutauschen. Infolgedessen hatte das 
BZSt Informationen über die Konzernstruktur, die Aufgaben, Funkti-
onen und Vergütungen, die daraus folgende Besteuerung sowie 
sonstige Anmerkungen zu tatsächlichen und rechtlichen Besonder-
heiten eines solchen Konzerns zusammengestellt, um diese den 
ausländischen Finanzverwaltungen zu übermitteln und selbst um 
Übermittlung solcher Informationen zu ersuchen.891 Die deutsche 
Tochtergesellschaft des betroffenen Konzerns hat gestützt auf das 
Steuergeheimnis die einstweilige Unterlassung der Übermittlung die-
ser Daten erwirkt. Nach Auffassung des FG Köln handelt es sich bei 
den Angaben in dem zu übermittelnden Fallprofil um geschützte An-
gaben im Sinne von § 30 AO. Die Offenbarung dieser Angaben 
konnte im konkreten Fall auch nicht nach § 30 Abs. 2 AO gerechtfer-
tigt werden. So kommt § 117 Abs. 2 AO i. V. m. dem jeweiligen DBA 
bzw. dem EUAHiG oder § 117 Abs. 3 AO zwar als rechtfertigende 
gesetzliche Grundlage in Betracht, allerdings nur unter der Voraus-
setzung, dass ihr Tatbestand im konkreten Fall erfüllt ist. Das FG 
Köln vertritt die Auffassung, dass die gesetzlichen Voraussetzungen 
des Informationsaustauschs weder nach § 117 AO Abs. 2 noch nach 
Abs. 3 erfüllt sind. Die Angaben des Fallprofils sind aus Sicht des FG 
Köln für die Besteuerung in den Empfängerstaaten weder erforder-
                                            
888 Zöllner, Koenig, § 117 AO, Rn. 22. 
889 Matthes, Pfirrmann/Rosenke/Wagner, § 30 AO, Rn. 270 f. 
890 FG Köln vom 7.9.2015, EFG 2015, 1769. 
891 Wegner, SteuK 2015, 499 (499). 
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lich noch voraussichtlich erheblich. Aus demselben Grund sind auch 
die Voraussetzungen des Ersuchens um derartige Fallprofile nicht 
von der gesetzlichen Grundlage des § 117 Abs. 1 AO gedeckt. Man-
gels Rechtfertigung durch ein Gesetz hat das FG Köln den Aus-
tausch des Fallprofils im konkreten Fall gestützt auf das Steuerge-
heimnis des betroffenen Konzerns untersagt.892 
C. Zusammenfassung 
Mit dem Anhörungsrecht und dem Steuergeheimnis gibt die AO den 
Betroffenen zwei starke Verteidigungsmittel gegen Eingriffe in ihr 
informationelles Selbstbestimmungsrecht an die Hand. Dies zeigt der 
Beschluss des FG Köln893, mit dem die einstweilige Unterlassung 
des Informationsaustauschs gestützt auf das Steuergeheimnis er-
wirkt werden konnte. Dies war zwangsläufig nur deshalb möglich, 
weil der bevorstehende Informationsaustausch im Hinblick auf das 
Anhörungsrecht rechtzeitig kommuniziert wurde. Da Informationen 
zunehmend nicht mehr spontan oder auf Ersuchen, sondern im We-
ge des automatischen Austauschs an ausländische Finanzverwal-
tungen übermittelt werden, findet auch die Anhörung der Betroffenen 
immer seltener statt. Mangels Kenntnis der Übermittlung ins Ausland 
werden die Betroffenen seltener gegen den Austausch ihrer Informa-
tionen vorgehen, obwohl der Schutzbereich des Steuergeheimnisses 
womöglich betroffen ist. Seit Mai 2018 muss das Steuergeheimnis 
zusammen mit der DSGVO gelesen werden, u.a. wegen der Geltung 
unionsrechtlich vereinheitlichter Begrifflichkeiten. Mit den im Hinblick 
auf die DSGVO erfolgten materiellen Anpassungen des Steuerge-
heimnisses sollte eine Brücke zur DSGVO geschlagen werden. Wie 
sich an dem entgegen dem Wortlaut zu lesenden § 30 Abs. 10 AO 
zeigt, ist dies jedoch nicht immer geglückt. Um den Auskunftsverkehr 
mit Kreditinstituten nicht zu behindern, wurde im Jahr 2017 anderer-
seits das steuerliche Bankgeheimnis nach § 30a AO a.F. abge-
schafft.894 So werden Schutzbestimmungen einerseits im Hinblick auf 
die Datenschutzbestimmungen der DSGVO verschärft, andererseits 
werden sie im Hinblick auf den freien Informationsverkehr gelockert 
bzw. sogar abgeschafft.  
                                            
892 Scholz, IStR 2015, 835 (836). 
893 FG Köln vom 7.9.2015, EFG 2015, 1769. 




Kapitel 6. Steuerlicher Datenschutz 
Nahezu alle natürlichen und juristischen Personen legen der Finanz-
verwaltung Daten offen, indem sie Steuererklärungen abgeben, 
Steuern zahlen oder Erstattungen beantragen. Im Zuge dessen be-
arbeitet die Finanzverwaltung eine große Zahl persönlicher Identifika-
tions- und Kontaktangaben sowie Informationen über Einnahmen, 
Beruf, Familienstand und Ausgaben und die Bankverbindung.895 Be-
sonders sensible Daten bezüglich der Religionszugehörigkeit und 
dem Gesundheitszustand werden den Finanzbehörden im Zusam-
menhang mit der Kirchensteuer, dem Sonderausgabenabzug für 
Spenden oder medizinische Aufwendungen offengelegt. Erhoben 
werden die Daten beim Steuerpflichtigen selbst, sowie bei melde-
pflichtigen Dritten, wie beispielsweise den Arbeitgebern und Ban-
ken.896 Auch Rentenversicherungen, private Krankenversicherungen 
und Sozialbehörden übermitteln den Finanzbehörden Informationen 
hinsichtlich gewährter Leistungen und geleisteter Beiträge. Gemein-
den übermitteln Daten über erfolgte Gewerbeanmeldungen und No-
tare melden die von ihnen beurkundeten Grundstücksveräußerun-
gen, Gesellschaftsverträge und Erb- und Schenkungsverträge.897 Auf 
diesem Wege erhalten die deutschen Finanzbehörden bereits aus 
inländischen Quellen eine Vielzahl an Information aus vielfältigen 
Lebensbereichen der Steuerpflichtigen. Hinzu kommen steuerrele-
vante Daten, die von ausländischen Finanzbehörden im Wege des 
zwischenstaatlichen Informationsaustauschs übermittelt werden.898 
Vor diesem Hintergrund ist dem Datenschutz im Besteuerungsver-
fahren in besonderem Maße Rechnung zu tragen. 
Der steuerliche Datenschutz basiert auf unterschiedlichen Rechts-
quellen, deren Verhältnis zueinander die zentrale Scharnier-
Bestimmung § 2a AO festlegt. Demnach gelten die Bestimmungen 
der europäischen DSGVO und die bereichsspezifischen Daten-
schutzbestimmungen in der AO parallel. Daneben kommt dem Bun-
desdatenschutzgesetzes (BDSG) eine lediglich untergeordnete Rolle 
zu.899 Die Harmonisierung der parallel anwendbaren Bestimmungen 
                                            
895 BMF-Schreiben vom 01.05.2018, BStBl 2018 I S. 607 (610). 
896 BMF-Schreiben vom 01.05.2018, BStBl 2018 I S. 607 (611). 
897 BMF-Schreiben vom 01.05.2018, BStBl 2018 I S. 607 (611). 
898 BMF-Schreiben vom 01.05.2018, BStBl 2018 I S. 607 (610). 
899 Erkis, DStR 2018, 161 (162); Myßen/Kraus, DB 2017, 1860 (1860). 
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wird als „hinkend“ kritisiert und eine damit einhergehende Rechtsun-
sicherheit befürchtet.900  
A. Rechtsquellen 
Der steuerliche Datenschutz ist in Deutschland in der AO verankert. 
Die nationalen Vorschriften werden durch die Bestimmungen der 
DSGVO ergänzt, sodass der steuerliche Datenschutz im Wesentli-
chen aus einem Zusammenspiel der AO und der DSGVO besteht. Im 
Hinblick auf das Inkrafttreten der DSGVO ist die AO um zahlreiche 
Datenschutzbestimmungen erweitert worden. Das BDSG spielt beim 
steuerlichen Datenschutz lediglich eine untergeordnete Rolle. 
I. Die Datenschutzvorschriften der Abgabenordnung 
Um einen DSGVO-konformen Steuervollzug zu gewährleisten, wur-
den die steuerlichen Datenschutzbestimmungen der AO mit dem 
Gesetz zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes und anderer 
Vorschriften901 angepasst bzw. erweitert.902 Im Rahmen des steuerli-
chen Datenschutzes kommt es daher zu einem Ineinandergreifen 
von europäischem und nationalem Recht.903 Verarbeitungsregelun-
gen für personenbezogene Daten wurden in den §§ 29b, 29c und 
31c AO ergänzt. In den §§ 32a bis 32f. AO werden die Betroffenen-
rechte im Besteuerungsverfahren näher geregelt (vgl. Abschnitt C.
 Datenschutzrechte gegenüber der Finanzverwaltung unten). 
Schließlich enthalten die §§ 32g bis 32j AO Bestimmungen Daten-
schutzaufsicht im Besteuerungsverfahren. 
II. Der Anwendungsbereich der DSGVO im Besteuerungsver-
fahren 
Die DSGVO ist eine Ausprägung des europäischen Grundrechts auf 
Datenschutz (Art. 8 GRCh, vgl. Kapitel 4 B. II. 2. b. Europäisches 
Grundrecht auf Datenschutz oben). Mit der DSGVO soll die Verarbei-
tung personenbezogener Daten auf das Erforderliche beschränkt 
und Betroffene über die Verarbeitung ihrer Daten und den damit ver-
folgten Zweck unterrichtet werden. Zudem soll innerhalb der EU ein 
einheitliches Datenschutzniveau hergestellt werden, denn ein Abwei-
                                            
900 Drüen, DB 2018, 11 (14); Krumm, DB 2017 2182 (2187). 
901 BGBl. 2017 I, S. 2541. 
902 Myßen/Kraus, DB 2017, 1860 (1860). 
903 Krumm, DB 2017, 2182 (2182). 
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chen von den europäischen Vorgaben ist nur insoweit zulässig, wie 
es die Öffnungsklauseln der DSGVO zulassen.904  
In persönlicher Hinsicht ist der Anwendungsbereich der DSGVO im 
Besteuerungsverfahren eröffnet, da auch Hoheitsträger für die Da-
tenverarbeitung Verantwortliche nach Art. 4 Nr. 7 DSGVO sein kön-
nen. In sachlicher Hinsicht findet die DSGVO gemäß Art. 2 Abs. 2 lit. 
a DSGVO keine Anwendung, wenn die Datenverarbeitung im Zu-
sammenhang mit einer Tätigkeit außerhalb des Anwendungsbe-
reichs des Unionsrechts erfolgt. Weder das Steuerrecht noch das 
Steuerverfahrensrecht unterliegen in ihrer Gesamtheit der europäi-
schen Regelungskompetenz. Der deutsche Gesetzgeber hat jedoch 
mit § 2a Abs. 3 AO die Grundlage für ein einheitliches Datenverarbei-
tungsrecht im gesamten Steuerverfahren geschaffen, indem er die 
DSGVO für vorrangig anwendbar erklärt hat.905 Auch das BMF hat 
klargestellt, dass die Vorschriften der DSGVO auch für die Finanz-
verwaltung unmittelbar und ohne Differenzierung nach der Steuerart 
gelten.906 Lediglich im Bereich von Straftaten und Ordnungswidrig-
keiten findet die DSGVO nach § 2 Abs. 4 AO keine Anwendung.907 
Der Schutzbereich der DSGVO erstreckt sich gemäß Art. 1 Abs. 1 
DSGVO auf personenbezogene Daten, die in Art. 4 Nr. 1 DSGVO 
definiert sind (vgl. Teil 1 Kapitel 2 C. II. 1. Informationspflichten 
der DSGVO oben). Mit § 2a Abs. 5 AO ist der auf natürliche Perso-
nen beschränkte Anwendungsbereich der DSGVO auf Körperschaf-
ten, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen, sowie auf ver-
storbene Personen erweitert worden. Auf diese Weise wird im Inland 
ein rechtsformneutraler Steuerdatenschutz sichergestellt.908 Infolge-
dessen kommt es zur Zersplitterung der Gerichtsbarkeit, da für den 
erweiterten Anwendungsbereich nicht die europäischen, sondern die 
deutschen Gerichte zuständig sind.909  
Die DSGVO gilt auch im Besteuerungsverfahren nicht für anonymi-
sierte Informationen.910 Steuerdaten sind personenbezogen und un-
                                            
904 Myßen/Kraus, DB 2017, 1860 (1861). 
905 Krumm, DB 2017, 2182 (2187). 
906 BMF-Schreiben vom 01.05.2018, BStBl 2018 I S. 607 (607). 
907 Gersch, Klein, § 2a AO, Rn. 1. 
908 Baum, NWB 2017, 3143 (3148). 
909 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30 AO, Rn. 10. 
910 Baum, NWB 2017, 3143 (3144). 
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terliegen der DSGVO nur, wenn sie einer natürlichen Peron, einer 
Körperschaft, einer Personenvereinigung oder einer Vermögens-
masse zugeordnet werden können.911 Da Steuerdaten die Identifika-
tion des konkreten Steuerpflichtigen ermöglichen sollen, sind sie in 
der Regel nicht anonym. Daher kann von einer übergreifenden An-
wendbarkeit der DSGVO im Besteuerungsverfahren ausgegangen 
werden.  
III. Bundesdatenschutzgesetz 
Aufgrund der DSGVO wurde das BDSG mit dem Datenschutz-
Anpassungs- und Umsetzungsgesetz912 vom 30.06.2017 an die eu-
ropäischen Vorgaben angepasst. Die Regelungen des BDSG gelten 
für Finanzbehörden im Anwendungsbereich der AO gemäß § 2a 
Abs. 1 S. 2 AO nur soweit dies in der Abgabenordnung selbst oder 
einem anderen Steuergesetz ausdrücklich bestimmt ist. Für die Lan-
desdatenschutzgesetze trifft im Anwendungsbereich der AO dassel-
be zu.913 Das BDSG findet im Besteuerungsverfahren nur Anwen-
dung, wenn in der AO ausdrücklich auf seine Bestimmungen verwie-
sen wird.914 So gelten gemäß § 2a Abs. 4 AO die Vorschriften des 
BDSG für die Verarbeitung personenbezogener Daten lediglich zum 
Zweck der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder 
Ahndung von Steuerstraftaten oder Steuerordnungswidrigkeiten.915 
Für die Anwendbarkeit des BDSG verbleibt insgesamt wenig Raum, 
zumal dem BDSG auch vor Inkrafttreten der DSGVO lediglich eine 
Auffangzuständigkeit zugekommen ist.916 Die Abgabenordnung gilt 
daher als die wesentliche Rechtsgrundlage des steuerlichen Daten-
schutzes.917 
B. Grundsätze der Datenverarbeitung im Besteuerungsver-
fahren 
Die in den §§ 29b, 29c und 31c AO enthaltenen Verarbeitungsrege-
lungen für personenbezogene Daten treten neben die Bestimmun-
gen der DSGVO und füllen die dort eingeräumten Regelungsspiel-
                                            
911 Hamacher, IStR 2016, 171 (171); BMF-Schreiben vom 01.05.2018, BStBl 2018 
I S. 607 (607) 
912 BGBl. 2017 I, S. 2097. 
913 Erkis, DStR 2018, 161 (162). 
914 Myßen/Kraus, DB 201, 1860 (1864). 
915 Rüsken, Klein, § 29b AO, Rn. 8. 
916 Kordt, AO/FGO Erstkommentierung DSGVO 2018, § 30, Rn. 13. 
917 Rüsken, Klein § 30 AO, Rn. 13. 
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räume aus.918 Während die Grundsätze der Datenverarbeitung bzw. 
der Weiterverarbeitung in §§ 29b, 29c AO geregelt sind, enthält § 
31c AO eine Bestimmung zur Verarbeitung besonders sensibler Da-
ten (i.S.v. Art. 9 Abs. 1 DSGVO) zu statistischen Zwecken (vgl. Kapi-
tel 5 B. II. 1. Offenbarungs- und Verwertungstatbestände oben). 
I. Allgemeine Datenverarbeitungsermächtigung 
Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist rechtmäßig, 
wenn sie zu einer der Bedingungen des Art. 6 Abs. 1 DSGVO erfolgt. 
Im Zusammenhang mit dem Besteuerungsverfahren ist die General-
klausel des Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO erfüllt, wonach die Datenver-
arbeitung zulässig ist, wenn sie im öffentlichen Interesse oder in Er-
füllung einer öffentlichen Aufgabe erfolgt. Dafür bedarf es gemäß Art. 
6 Abs. 3 DSGVO einer unionsrechtlichen oder nationalen Rechts-
grundlage, welche die Zweckbestimmung der Datenverarbeitung re-
gelt. Im Steuerverwaltungsverfahren ist § 29b AO die erforderliche 
Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung.919 Dem Wortlaut von Art. 6 
Abs. 1 lit. e DSGVO folgend bestimmt § 29b Abs. 1, dass die Daten-
verarbeitung durch die Finanzbehörden zulässig ist, wenn sie zur 
Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben oder in Ausübung öffentli-
cher Gewalt, die ihnen übertragen wurde, erforderlich ist. Der Erfor-
derlichkeitsvorbehalt wird in Art. 6 Abs. 3 S. 2 DSGVO wiederholt. Im 
Zusammenhang mit dem Besteuerungsverfahren ergibt sich die Er-
forderlichkeit aus dem legitimen Verifikationsbedürfnis der Finanz-
verwaltung im Sinne eines effektiven Steuervollzugs.920  
Die nationale Rechtsgrundlage für die Verarbeitung von besonders 
sensiblen personenbezogenen Daten i.S.v. Art. 9 Abs. 1 DSGVO 
(vgl. Kapitel 5 B. II. 1. Offenbarungs- und Verwertungstatbe-
stände oben) wurde im Zusammenhang mit dem Besteuerungsver-
fahren durch § 29b Abs. 2 AO geschaffen. Vorausgesetzt ist neben 
einem erheblichen öffentlichen Interesse, dass die Interessen des 
Verantwortlichen an der Datenverarbeitung die Interessen der be-
troffenen Person überwiegen. Zudem müssen angemessene und 
spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der betroffenen 
Person vorgesehen sein. Damit sind die Voraussetzungen gemäß 
                                            
918 Rüsken, Klein, § 29b AO, Rn. 1. 
919 Krumm, DB 2017, 2182 (2189). 
920 Krumm, DB 2017, 2182 (2190); Myßen/Kraus, DB 2017,1860 (1864). 
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Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO erfüllt, der die Verarbeitung sensibler per-
sonenbezogener Daten bei Vorliegen einer entsprechend ausgestal-
teten Rechtsgrundlage erlaubt. 
II. Weiterverarbeitungsermächtigung 
Nach dem datenschutzrechtlichen Grundsatz der Zweckbindung dür-
fen rechtmäßig erhobene Daten grundsätzlich nicht auf zweckfremde 
Weise weiterverarbeitet werden. Die im öffentlichen Interesse liegen-
de Archivierung, die wissenschaftliche und historische Forschung 
oder statistische Zwecke gelten gemäß Art. 5 Abs. 1 lit. b DSGVO 
nicht als zweckfremd. Unter welchen Umständen die anderweitige 
Weiterverarbeitung mit dem Erhebungszweck vereinbar ist, konkreti-
siert Art. 6 Abs. 4 DSGVO. Die zweckfremde Weiterverarbeitung ist 
demnach zulässig bei Einwilligung der betroffenen Personen sowie 
bei Vorliegen einer unionsrechtlichen oder nationalen Rechtsgrund-
lage, die zum Schutz essentieller Rechtsgüter gemäß Art. 23 Abs. 1 
DSGVO erforderlich ist. Das allgemeine öffentliche Interesse im 
Steuerbereich ist in diesem Sinne Schutzgut gemäß Art. 23 Abs. 1 lit. 
e DSGVO (vgl. Teil 1 Kapitel 2 C. II. Anwendbarkeit des Europäi-
schen Datenschutzrechts oben). Als Rechtsgrundlage zum Schutz 
des nationalen öffentlichen Interesses im Bereich der Besteuerung 
durchbricht § 29c AO in DSGVO-konformer Weise die Zweckbin-
dung. § 29c Abs. 1 AO enthält einen umfangreichen Tatbestandska-
talog, der die zweckfremde Weiterverarbeitung personenbezogener 
Daten durch Finanzbehörden erlaubt. So ist die Weiterverarbeitung 
gemäß § 29c Abs. 1 Nr. 2 AO zulässig wenn ein Offenbarungstatbe-
stand des Steuergeheimnisses nach § 30 Abs. 4 oder 5 AO erfüllt ist 
(vgl. Kapitel 5 B. II. 1. Offenbarungs- und Verwertungstatbe-
stände oben). Darüber hinaus dürfen Daten im offensichtlichen Inte-
resse des Betroffenen weiterverarbeitet werden (Nr. 3) sowie zur 
Weiterentwicklung automatisierter Verfahren der Finanzbehörden 
(Nr. 4, vgl. Teil 1 Kapitel 3 A. III. Automationsgestützte Steuerfest-
setzung oben) und zur Gesetzesfolgenabschätzung und Wahrneh-
mung von Aufsichtsbefugnissen innerhalb der Verwaltung (Nr. 6). 
Um die Weiterverarbeitung nicht ausufern zu lassen, sind die Erlaub-
nistatbestände nur erfüllt, wenn eine Anonymisierung der Daten nicht 
in Betracht kommt. Zudem müssen die weiterverarbeiteten Daten 
innerhalb eines Jahres gelöscht werden. Eine Weiterverarbeitung 
 191 
darf gemäß Nr. 6 ausschließlich durch dem Steuergeheimnis ver-
pflichtete Personen vorgenommen werden.  
Die Weiterverarbeitung von besonders sensiblen personenbezoge-
nen Daten i.S.v. Art. 9 Abs. 1 DSGVO (vgl. Kapitel 5 B. II. 1.
 Offenbarungs- und Verwertungstatbestände oben) ist nach 
den Voraussetzungen des § 29c Abs. 2 AO zulässig, der wiederum 
auf § 29b Abs. 2 AO verweist (vgl. Abschnitt I. Allgemeine Datenver-
arbeitungsermächtigung oben). 
Die Weiterverarbeitung von Daten ist demnach im Besteuerungsver-
fahren grundsätzlich zulässig und hat durch die DSGVO keine zu-
sätzlichen Einschränkungen erfahren, die nicht schon aufgrund des 
Steuergeheimnisses bestanden hätten.921 
C. Datenschutzrechte gegenüber der Finanzverwaltung 
Die Rechte der informationsbetroffenen Personen gegenüber den 
Daten sind in Kapitel III (Art. 12 – 23) der DSGVO geregelt. Dazu 
gehören die Informationspflicht der Datenverarbeiter, das Auskunfts-
recht der betroffenen Personen, das Recht auf Berichtigung und Lö-
schung von Daten sowie das Widerspruchsrecht. Die Öffnungsklau-
sel in Art. 23 DSGVO lässt jedoch Beschränkungen der Betroffenen-
rechte durch die Mitgliedstaaten zu, solange der Wesensgehalt der 
Grundrechte und Grundfreiheiten geachtet wird und die Beschrän-
kung verhältnismäßig ist.922 Verhältnismäßig sind u.a. Beschränkun-
gen im öffentlichen Interesse, wozu im Steuerbereich auch das fiska-
lische Interesse zählt.923 Von dieser Beschränkungsmöglichkeit hat 
der deutsche Gesetzgeber im Zusammenhang mit dem Besteue-
rungsverfahren mit dem sechsten Kapitel der AO (§§ 32a – 32f AO) 
Gebrauch gemacht. In diesen Vorschriften werden die Betroffenen-
rechte der DSGVO im Bereich des Besteuerungsverfahrens be-
schränkt.924  
Die DSGVO enthält neben Zulässigkeitsregeln hinsichtlich der Da-
tenverarbeitung auch Vorschriften hinsichtlich der Datensicherheit. 
Durch vielfältige Mitwirkungspflichten von Steuerpflichtigen und Drit-
ten sowie den intensivierten zwischenstaatlichen Informationsaus-
                                            
921 Rüsken, Klein § 29c AO, Rn. 3. 
922 Myßen/Kraus, DB 2017, 1860 (1861). 
923 Scharpenberg, WPg 2017,1285 (1289). 
924 Erkis, Schwarz/Pahlke, § 32a AO, Rn. 1. 
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tausch erhalten Finanzbehörden eine immense Datenmenge, die sie 
nur im Wege der Digitalisierung und Automatisierung bewältigen 
können. Dadurch werden steuerliche Daten den typischen Gefahren 
der digitalen Datenverarbeitung ausgesetzt, wie z.B. dem unbefug-
tem Zugriff, dem Verlust und der Verfälschung.925 Im digitalen Be-
reich soll daher ein europaweit vereinheitlichtes hohes Datensicher-
heitsniveau gelten.926 Art. 24 Abs. 1 DSGVO bestimmt, dass die Si-
cherheit der Datenverarbeitung durch geeignete technische und or-
ganisatorische Maßnahmen sichergestellt werden muss. Dabei kann 
es sich etwa um die Sicherung von Datenverarbeitungssystemen 
durch bauliche Maßnahmen handeln, sowie um Verschlüsselung von 
Daten oder die Schulung und Sensibilisierung von Mitarbeitern im 
Umgang mit Daten.927 Je höher das Risiko einer Verletzung von 
Rechten und Freiheiten von natürlichen Personen, desto höher sind 
die Anforderungen, die an das Sicherungssystem gestellt werden.928 
Da der Steuervollzug ohnehin als Eingriffsverwaltung qualifiziert wird, 
sind dementsprechend hohe Anforderungen an die Datenverarbei-
tungssysteme der Finanzverwaltung zu stellen. 
I. Informationspflicht  
Den Finanzbehörden obliegen Informationspflichten gegenüber den 
betroffenen Personen, wenn sie deren Daten erhebt oder beabsich-
tigt, diese weiterzuverarbeiten.929  
1. Inhalt der Informationspflicht 
Art und Umfang dieser Informationspflichten bestimmen sich nach 
Art. 13 f. DSGVO. Art. 13 Abs. 1 und 2 DSGVO legt die vor der Er-
hebung mitzuteilenden Informationen fest.930 In Steuerverfahren 
handelt es sich dabei u.a. um Namen und Kontaktdaten der Finanz-
behörde, den Zweck der Datenverarbeitung, deren Rechtsgrundlage 
sowie um die Empfänger der Daten und die Dauer der Datenspei-
cherung.931 Mitzuteilen ist auch, ob die personenbezogenen Daten in 
ein Drittland übermittelt werden sollen, was aufgrund des erweiterten 
steuerlichen Informationsaustauschs häufig der Fall ist. In diesem 
                                            
925 Krumm, DB 2017, 2182 (2182). 
926 Mitterer/Wiedemann/Zwissler, BB 2018, 3 (4). 
927 Plath, Plath, Art. 24 DSGVO, Rn. 9. 
928 Baum, NWB 2017, 3415 (3416). 
929 BMF-Schreiben vom 12.01.2018, BStBl. I 2018, 185 (196). 
930 Veil, Gierschmann/Schlender/Stentzel/Veil, Art. 13 und 14 DSGVO, Rn. 43. 
931 Baum, NWB 2017, 3281 (3282). 
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Zusammenhang kann die Informationspflicht gemäß Art. 13 DSGVO 
als Vorstufe des Anhörungsrechts und damit als Ausprägung der 
Gewährung rechtlichen Gehörs angesehen werden (vgl. Kapitel 5. A.
 Gewährung rechtlichen Gehörs beim Informationsaustausch 
oben). Möchte die Finanzverwaltung erhobene personenbezogene 
Daten für einen anderen, als den mitgeteilten Zweck verarbeiten, 
muss sie die betroffene Person vor der Weiterverarbeitung erneut 
informieren.932 Sind die Informationen der betroffenen Person bereits 
bekannt, kann die erneute Übermittlung nach Art. 13 Abs. 4 DSGVO 
unterbleiben.933 
Weitergehende Informationspflichten normiert Art. 14 DSGVO, wenn 
personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person, sondern 
bei Dritten erhoben wurden.934 Der Katalog der zu übermittelnden 
Informationen des Art. 14 Abs. 1 u. 2 DSGVO entspricht im Wesent-
lichen dem des Art. 13 Abs. 1 u. 2 DSGVO.935 Die Parallelvorschrift 
zu Art. 13 Abs. 3 DSGVO bezüglich der erneuten Informationspflicht 
bei Weiterverarbeitung der Daten befindet sich in Art. 14 Abs. 4 
DSGVO.936 Zusätzlich muss die Finanzverwaltung angeben, aus 
welcher Quelle die personenbezogenen Daten über die betroffene 
Person stammen.937 Die Informationspflichten sind gemäß Art. 14 
Abs. 3 DSGVO spätestens innerhalb eines Monats ab Erlangung der 
Daten zu erfüllen, bzw. sobald sie zum ersten Mal gegenüber der 
betroffenen Person oder einem anderen Empfänger offengelegt wer-
den.938 Die Informationspflichten werden allerdings durch Art. 14 
DSGVO Abs. 5 bedeutend eingeschränkt: Ist die Informationsertei-
lung nämlich unmöglich oder unverhältnismäßig aufwendig, kann die 
Finanzbehörde darauf verzichten.939 
2. Beschränkung durch die Abgabenordnung 
Die Informationspflichten sind auf Grundlage der Öffnungsklausel 
des Art. 23 Abs. 1 DSGVO im Besteuerungsverfahren durch die 
                                            
932 Paal/Hennemann, Paal/Pauly, Art. 13 DSGVO, Rn. 1. 
933 Veil, Gierschmann/Schlender/Stentzel/Veil, Art. 13 und 14 DSGVO, Rn. 136. 
934 Kamlah, Sydow, Art. 14 DSGVO, Rn.1. 
935 Ingold, Plath, Art. 14 DSGVO, Rn. 24. 
936 Ingold, Plath, Art. 14 DSGVO, Rn. 9. 
937 Baum, NWB 2017, 3281 (3283). 
938 Baum, NWB 2017, 3281 (3283); Kamlah, Sydow, Art. 14 DSGVO, Rn.9. 
939 Veil, Gierschmann/Schlender/Stentzel/Veil, Art. 13 und 14 DSGVO, Rn. 135; 
Ingold, Plath, Art. 14 DSGVO, Rn. 10. 
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neuen §§ 32a und 32b AO eingeschränkt worden.940 Nach § 32a 
Abs. 1 u. 2 AO besteht die Pflicht zur Erteilung der Information über 
die beabsichtigte Weiterverarbeitung nach § 13 Abs. 3 DSGVO 
demnach nicht bei drohender Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung oder der ordnungsgemäßen Aufgabenerfüllung durch 
die Finanzverwaltung.941 Letzteres ist insbesondere der Fall, wenn 
die Informationserteilung die Aufdeckung steuerlich bedeutsamer 
Sachverhalte wesentlich erschwert. Auch die Beeinträchtigung der 
Geltendmachung zivilrechtlicher Ansprüche oder der vertraulichen 
Behördenzusammenarbeit führen zur Aufhebung der Informations-
pflicht nach § 13 Abs. 3 DSGVO.942 Die Informationspflichten bei der 
Erstverarbeitung nach Art. 13 Abs. 1 und 2 DSGVO bestehen unein-
geschränkt fort.  
Werden die Daten bei Dritten erhoben, schränkt § 32b AO die Infor-
mationspflichten gemäß Art. 14 DSGVO ein. Die Ausnahmetatbe-
stande des § 32b Abs. 1 AO gehen über die des § 32a Abs. 1 und 2 
AO hinaus: Zusätzlich zur Gefährdung der Aufgabenerfüllung der 
Finanzbehörden oder der öffentlichen Sicherheit und Ordnung be-
steht nach § 32b Abs. 1 Nr. 2 AO auch dann keine Informations-
pflicht, wenn ein überwiegendes geschütztes Geheimhaltungsinte-
resse eines Dritten besteht.943 
Ergänzende Bestimmungen hinsichtlich des Verfahrens der Informa-
tionserteilung sind in § 32d AO enthalten. Die Art der Informationser-
teilung liegt demnach im Ermessen der Finanzbehörden. Nach § 32d 
Abs. 2 AO steht den Finanzbehörden die Möglichkeit offen, ihre In-
formationspflichten durch eine allgemeine Veröffentlichung zu erfül-
len, z.B. durch Veröffentlichung eines Merkblatts im Internet.944 Eine 
Individualinformation ist nach Ansicht der Finanzverwaltung hinge-
gen auch bei einer beabsichtigten Weiterverarbeitung nicht erforder-
lich, da der Betroffene aufgrund der Allgemeinveröffentlichung be-
reits informiert ist.945  
                                            
940 Eingefügt durch das Gesetz zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 
und anderer Vorschriften v. 17.07.2017; BGBl. 2017 I S. 2541. 
941 Erkis, DStR 2018, 161 (165). 
942 Baum, NWB 2017, 3281 (3282). 
943 Baum, NWB 2017, 3281 (3284). 
944 BMF-Schreiben vom 12.01.2018, BStBl. I 2018, 185 (197). 
945 Rosenke, Pfirrmann/Rosenke/Wagner, § 32d AO, Rn. 48. 
 195 
II. Auskunftsrecht 
Mit dem neuen Auskunftsrecht nach Art. 15 DSGVO wurde auch im 
Besteuerungsverfahren ein Akteneinsichtsrecht der Steuerpflichtigen 
verwirklicht.946  
1. Inhalt des Auskunftsrechts 
Betroffene können gemäß Art. 15 Abs. 1 DSGVO von den Finanzbe-
hörden eine Bestätigung verlangen, ob sie betreffende personenbe-
zogene Daten verarbeitet wurden.947 Ist dies der Fall, haben die Be-
troffenen u.a. ein Recht auf Auskunft über den Verarbeitungszweck, 
die Kategorien der betroffenen Daten sowie den Empfänger bei er-
folgter Offenlegung der Daten und die voraussichtliche Speicherdau-
er.948 Wurden die Daten nicht beim Auskunftsberechtigten selbst er-
hoben, umfasst das Auskunftsrecht auch die Datenherkunft.949 Aus-
kunftsberechtigte Steuerpflichtige können auf dieser Grundlage Aus-
kunft darüber verlangen, welche Informationen ausländische und 
inländische Behörden und sonstige Dritte, wie Versicherungen oder 
Banken an die deutschen Finanzämter übermittelt haben. Aufgrund 
dieser Ausprägung des Auskunftsrechts erfahren Steuerpflichtige, 
inwiefern sie vom steuerlichen Informationsaustausch betroffen sind. 
Bei Datenübermittlung in einen Drittstaat bezieht sich das Auskunfts-
recht auch auf bestehende Datenschutzgarantien, die dem Betroffe-
nen in diesem Zusammenhang gewährt werden. Zudem sind Be-
troffene darüber in Kenntnis zu setzen, wenn auf Grundlage ihrer 
Daten eine automatisierte Entscheidungsfindung stattfindet Profiling-
Maßnahmen. Im Zusammenhang mit der Umstellung auf das auto-
mationsgestützte Besteuerungsverfahren, werden Steuerpflichtige 
bereits im Rahmen der Steuererklärung auf die im Regelfall automa-
tisierte Entscheidungsfindung hingewiesen (vgl. Teil 1 Kapitel 3 A. III.
 Automationsgestützte Steuerfestsetzung oben). Auskünfte 
über die Datenverarbeitung werden den Betroffenen auf Antrag ge-
währt, der gemäß Art. 12 Abs. 3 und 5 DSGVO innerhalb eines Mo-
nats unentgeltlich bearbeitet werden soll. Die Finanzbehörden stellen 
dem Betroffenen gemäß Art. 15 Abs. 3 DSGVO eine elektronische 
                                            
946 Drüen, DB 2018, 11 (14). 
947 Specht, Sydow, Art. 15 DSGVO, Rn. 10. 
948 Erkis, DStR 2018, 161 (165); Specht, Sydow, Art. 15 DSGVO, Rn. 11. 
949 Bäcker, Kühling/Buchner, Art. 15, Rn. 25. 
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oder physische Aufstellung seiner verarbeiteten personenbezogenen 
Daten zur Verfügung.950 
2. Beschränkung durch die Abgabenordnung 
Wie die Informationspflichten sind auch die Auskunftsrechte auf 
Grundlage der Öffnungsklausel des Art. 23 Abs. 1 DSGVO im Be-
steuerungsverfahren eingeschränkt worden.951 Der neu eingeführte 
Ausnahmetatbestand § 32c Abs. 1 AO verweist auf die Bestimmun-
gen von § 32b Abs. 1 und 2 AO, sodass bei Gefährdung der Aufga-
benerfüllung durch die Finanzbehörden oder der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung oder bei einem überwiegenden geschützten Ge-
heimhaltungsinteresse eines Dritten kein Recht des Betroffenen auf 
Auskunft über seine verarbeiteten Daten besteht (vgl. Kapitel 2 C. II. 
1. Informationspflichten oben). Aufgrund des Geheimhaltungsin-
teresse an den Einzelheiten der RMS der Finanzbehörden (§ 88 Abs. 
5 S. 4 AO; vgl. Teil 1 Kapitel 3 A. I. 1. Risikomanagementsysteme 
(RMS) oben) würden Steuerpflichtige entgegen der ausdrücklichen 
Auskunftspflicht des Art. 15 Abs. 1 lit. h DSGVO nicht über den Ein-
satz von Profiling-Maßnahmen informiert. Zudem darf die Aus-
kunftserteilung die Finanzbehörde nicht in der Verteidigung gegen 
zivilrechtliche Ansprüche oder in der Geltendmachung von solchen 
beinträchtigen.952 Personenbezogene Daten, die einzig aufgrund ge-
setzlicher Aufbewahrungsvorschriften gespeichert werden oder aus-
schließlich der Datenschutzkontrolle dienen, sind ebenfalls nicht Ge-
genstand des Auskunftsrechts.953 
In formeller Hinsicht wird das Auskunftsrecht dadurch eingeschränkt, 
dass der Antrag des Steuerpflichtigen eine nähere Bezeichnung der 
Daten enthalten soll, die Gegenstand der beantragten Auskunft sein 
sollen. Die Antragstellung wir zusätzlich erschwert, indem für den 
Fall, dass Daten nicht automatisiert verarbeitet oder gespeichert sind 
zusätzliche Angaben wir Aktenzeichen, Name des Bearbeiters etc. 
verlangt werden.954 Da der Steuerpflichtige im Vorfeld seines Aus-
kunftsantrags nicht weiß, welche Informationen der Finanzverwaltung 
in welcher Form vorliegen, erschweren diese nicht in der DSGVO 
                                            
950 Kamlah, Plath, Art. 15 DSGVO, Rn.16. 
951 Baum, NWB 2017, 3281 (3284). 
952 Erkis, DStR 2018, 161 (166). 
953 Baum, NWB 2017, 3281 (3285). 
954 Erkis, Schwarz/Pahlke, § 32c AO, Rn. 14. 
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vorgesehenen Zusatzanforderungen die Antragstellung. Im Zuge des 
Gesetzgebungsverfahrens wurde vom BfDI darauf hingewiesen, 
dass die durch § 32c AO kodifizierte Beschränkung des Auskunfts-
rechts nicht mehr von der Öffnungsklausel des Art. 23 DSGVO ge-
deckt sei. Auch im Zusammenhang mit dem Auskunftsrecht liegt die 
Auskunftserteilung nach § 32d AO im Ermessen der Finanzbehörden 
und kann elektronisch erfolgen.  
III. Berichtigung, Löschung und Widerspruch 
Hat eine betroffene Person aufgrund der Informationen und Auskünf-
te gemäß Art. 13 ff. DSGVO Kenntnis über ihre bearbeiteten Daten 
erlangt, stehen ihr Ansprüche gegen die datenschutzwidrige Bearbei-
tung zur Verfügung. Durch § 32f AO werden diese Rechte in Bezug 
auf das Besteuerungsverfahren eingeschränkt. Dadurch soll verhin-
dert werden, dass die Veranlagung im Einzelfall durch die Geltend-
machung von Widerspruchsrechten und Löschungsansprüchen kon-
terkariert wird.955 
1. Berichtigungsanspruch 
Unrichtige Daten sind gemäß Art. 16 DSGVO auf Verlangen der be-
troffenen Person unverzüglich zu berichtigen oder zu vervollständi-
gen. Der Berichtigungsanspruch beschränkt sich dabei auf Tatsa-
chen. Werturteile sind auch bei unterstellter Unrichtigkeit nicht vom 
Anwendungsbereich des Art. 16 DSGVO erfasst.956 Die Beweislast 
für die Unrichtigkeit trägt der Betroffene.957 Der Berichtigungsantrag 
kann formlos gestellt werden. Es gilt die (verlängerbare) Bearbei-
tungsfrist von einem Monat nach Art. 12 Abs. 3 S. 1 DSGVO. Nach 
Art. 18 Abs. 1 lit. a DSGVO hat der Betroffene das Recht, die Ein-
schränkung der Datenverarbeitung zu verlangen, wenn er die Rich-
tigkeit der Daten bestreitet. § 32f Abs. 1 AO konkretisiert diesem An-
spruch durch den Zusatz, dass Daten, deren Unrichtigkeit nicht 
nachgewiesen werden kann, uneingeschränkt bearbeitet werden dür-
fen, wenn sie einem Verwaltungsakt zugrunde liegen, der nicht mehr 
abgeändert werden kann, wie z.B. einem Grundlagenbescheid. 
                                            
955 Myßen/Kraus, DB 2017, 1860 (1869). 
956 Reif, Gola, Art. 16 DSGVO, Rn.10. 
957 Paal, Paal/Pauly, Art. 16 DSGVO, Rn. 15. 
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Durch diese Einschränkung soll der Bestandskraft von Verwaltungs-
akten und damit der Rechtssicherheit Rechnung getragen werden.958 
2. Recht auf Löschung 
Gemäß Art. 17 DSGVO haben Betroffene ein Recht auf Löschung 
ihrer personenbezogenen Daten, wenn ein Löschungsgrund nach 
Art. 17 Abs. 1 lit. a – f DSGVO vorliegt. Im Steuerbereich kann ein 
verordnungsgemäßer Löschungsgrund vorliegen, wenn die erhobe-
nen Daten nicht mehr benötigt werden (lit. a) oder die Verarbeitung 
unrechtmäßig erfolgt ist (lit. d).Das Recht auf Löschung besteht auf-
grund der Einschränkungen des Art. 17 Abs. 3 DSGVO u.a. nicht, 
wenn die Daten für die Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung oder 
zur Wahrnehmung einer Aufgabe im öffentlichen Interesse gespei-
chert werden.959 Ergänzt werden die einschränkenden Tatbestände 
durch § 32f Abs. 2 AO. Die Löschung nicht-automatisierter Daten 
kann demnach unterbleiben, wenn sie angesichts des Interesses des 
Betroffenen unverhältnismäßig aufwendig ist. Zudem dürfen die Da-
ten nicht unrechtmäßig erhoben worden sein, da die Finanzbehörden 
in diesem Fall nicht schutzwürdig sind und sich nicht auf den unver-
hältnismäßig hohen Aufwand im Zusammenhang mit der Löschung 
berufen können.960 Bei Ausschluss des Rechts auf Löschung besteht 
stattdessen ein Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung 
i.S.v. Art. 18 DSGVO. Die Finanzbehörden unterrichten die Betroffe-
nen nach § 32f Abs. 3 S. 2 AO über die Einschränkung der Daten-
verarbeitung, wenn diese nicht mit unverhältnismäßigem Aufwand 
verbunden ist. Die Löschung finden gemäß § 32f Abs. 4 AO nicht 
statt, wenn vertraglich Aufbewahrungsfristen der Löschung entge-
genstehen. 
3. Widerspruchsrecht  
Nach Art. 21 Abs. 1 S. 1 DSGVO kann der Betroffene der an sich 
zulässigen Datenverarbeitung widersprechen, wenn bei ihm eine be-
sondere Situation vorliegt961. Das Widerspruchsrecht richtet sich ge-
gen Datenverarbeitungen die in Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe 
oder im öffentlichen Interesse erfolgen und erfasst damit die Daten-
                                            
958 Erkis, DStR 2018, 161 (166). 
959 Myßen/Kraus, DB 2017, 1860 (1869). 
960 Erkis, Schwarz/Pahlke, § 32f AO, Rn. 9. 
961 Kamlah, Plath, Art. 21 DSGVO, Rn. 2. 
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verarbeitung zum Zwecke der Besteuerung. Der Widerspruchsgrund 
muss sich aus einer besonderen Situation des Betroffenen ergeben, 
die mit dem grundrechtlichen Schutzzweck des Datenschutzes zu-
sammenhängt.962 Regelbeispiele für besondere Situationen nennt 
die Vorschrift nicht. Kann der Verantwortliche zwingende schutzwür-
dige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, 
Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, ist der 
Widerspruch des Betroffenen unbeachtlich. Anderenfalls ist die wi-
derspruchsgegenständliche Datenverarbeitung zu unterlassen. Der 
deutsche Gesetzgeber hat das Widerspruchsrecht im steuerlichen 
Bereich durch § 32f Abs. 5 AO dahingehend eingeschränkt, dass der 
Widerspruch unstatthaft ist, wenn die Verarbeitung aufgrund eines 
überwiegenden zwingenden öffentlichen Interesses oder einer 
Rechtsvorschrift erfolgt. Allein aufgrund des Grundsatzes der 
gleichmäßigen Besteuerung nach § 85 AO und des Untersuchungs-
grundsatzes § 88 AO bestehen zwei Rechtsvorschriften, die im steu-
erlichen Bereich zur Datenverarbeitung verpflichten.963 Nimmt man 
die gesetzlichen Offenbarungstatbestände des § 117 AO oder des 
EUAHiG hinzu, die die Finanzbehörden zur Weitergabe von Daten 
verpflichten, ist im Zusammenhang mit dem Besteuerungsverfahren 
eine erfolgreiche Geltendmachung des Widerspruchsrechts faktisch 
ausgeschlossen. 
IV. Rechtsschutz 
Der Rechtsschutz im steuerlichen Datenschutz ist in den §§ 32g bis 
32j AO geregelt, der Vorschriften bezüglich der Datenschutzaufsicht 
im Besteuerungsverfahren und dem gerichtlichen Steuerdatenschutz 
enthält. Damit knüpft die AO an die außergerichtlichen und gerichtli-
chen Rechtsschutzmöglichkeiten der DSGVO an. Ungeachtet der 
neuen Rechtsbehelfe ist gegen datenschutzrelevante Steuerverwal-
tungsakte weiterhin der Einspruch gemäß § 347 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 AO 
statthaft.964 
1. Beschwerde bei der Datenschutzaufsichtsbehörde 
Die Steuerpflichtigen erhalten durch Art. 77 DSGVO erstmals ein 
Beschwerderecht im Zusammenhang mit dem steuerlichen Daten-
                                            
962 Helfrich, Sydow, Art. 21 DSGVO, Rn. 61.  
963 Erkis, Schwarz/Pahlke, § 32f AO, Rn. 15. 
964 Baum, NWB 2017, 3351 (3351). 
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schutz.965 Ein Betroffener hat demnach das Recht auf Beschwerde 
bei der für den Verarbeiter zuständigen Aufsichtsbehörde. An die 
Beschwerdebefugnis werden dabei keine hohen Anforderungen ge-
stellt, es genügt bereits die Ansicht des Beschwerdeführers, dass die 
Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten gegen die DSGVO 
verstößt.966 Die Datenschutzaufsicht über die deutsche Finanzver-
waltung obliegt dem BfDI als Aufsichtsbehörde i.S.v. Art. 51 ff. DSG-
VO.967 Die Organisation sowie die Rechte und Pflichten des BfDI 
sind in den §§ 8 – 16 BDSG geregelt. Durch die Verweisung in § 32g 
AO gelten auch im Besteuerungsverfahren die Vorschriften über die 
Funktion der Datenschutzbeauftragten öffentlicher Stellen, die in §§ 
5 ff. BDSG geregelt sind. Der BfDI ist für die Überwachung und 
Durchsetzung der DSGVO verantwortlich und hat gemäß Art. 57 
Abs. 1 lit. f DSGVO die Aufgabe, Beschwerden angemessen zu un-
tersuchen und den Beschwerdeführer in angemessener Frist über 
das Ergebnis oder den aktuellen Untersuchungsstand zu unterrich-
ten und ihn auf die gerichtlichen Rechtsschutzmöglichkeiten (vgl. 
Abschnitt IV. Rechtsschutz unten). hinweisen. Der BfDI entscheidet 
über Beschwerden mit einem anfechtbaren Verwaltungsakt nach § 
35 VwVfG.968 Das Beschwerdeverfahren ist für den Beschwerdefüh-
rer unentgeltlich und kann gemäß Art. 57 Abs. 2 und 3 DSGVO elekt-
ronisch angestoßen werden. Stellt der BfDI im Rahmen eines Be-
schwerdeverfahrens fest, dass die gerügte Datenverarbeitung gegen 
die DSGVO verstößt, ist er befugt, mittels der Maßnahmen des Art. 
58 Abs. 2 DSGVO Abhilfe zu schaffen. Zu den Abhilfemaßnahmen 
gehören u.a. die Verwarnung des Verarbeiters sowie Anweisungen 
betreffend den Umgang mit Daten und Verwertungsverbote. Dane-
ben ist der BfDI als Aufsichtsbehörde befugt, die Datenübermittlung 
in Drittländer oder an internationale Organisationen auszusetzen, 
wenn diese gegen die DSGVO verstoßen würde und die Maßnahme 
nach verhältnismäßigem Maßstab geboten ist. Im Zusammenhang 
mit dem steuerlichen Informationsaustausch kann der BfDI dem BZSt 
die Datenübermittlung in Drittstaaten außerhalb des Geltungsbe-
reichs der DSGVO versagen, wenn dort eine Datenschutzverletzung 
                                            
965 Scharpenberg, WPg 2017, 1285 (1287). 
966 Neun/Lubitzsch, BB 2017, 2563 (2563). 
967 Baum, NWB 2017, 3351 (3352). 
968 Baum, NWB 2017, 3351 (3352). 
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zu erwarten ist. auf Die Ergreifung von Abhilfemaßnahmen gegen 
den Verarbeiter steht dabei im Ermessen des BfDI als Aufsichtsbe-
hörde.969 Dementsprechend hat auch ein Steuerpflichtiger nach einer 
erfolgreichen Beschwerde gegen die Datenverarbeitung keinen An-
spruch darauf, dass der BfDI Gegenmaßnahmen ergreift. 
2. Gerichtlicher Datenschutz des Steuerpflichtigen  
Gegen die Beschlüsse der Aufsichtsbehörde, wie beispielsweise Be-
schwerdeentscheidungen des BfDI im Bereich des steuerlichen Da-
tenschutzes (vgl. Abschnitt 1. Beschwerde bei der Datenschutz-
aufsichtsbehörde oben) hat der Betroffene gemäß Art. 78 Abs. 1 
DSGVO einen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen den BfDI. Betroffe-
ne Beschwerdeführer können gegen die Aufsichtsbehörde nach Art. 
78 Abs. 2 DSGVO Untätigkeitsklage erheben, wenn diese sich nicht 
mit der Beschwerde befasst oder den Beschwerdeführer nicht inner-
halb von drei Monaten über den Sachstand des Beschwerdeverfah-
rens informiert. 
Die beiden Rechtsbehelfe werden im Steuerbereich durch § 32i AO 
konkretisiert. Im Wege der aufdrängenden Sonderzuständigkeit wer-
den Streitigkeiten über datenschutzrechtliche Fragen in Zusammen-
hang mit dem Besteuerungsverfahren nach § 32i Abs. 1 AO den Fi-
nanzgerichten zur Entscheidung zugewiesen, da die Entscheidung 
Gerichten getroffen werden soll, die auch über das materielle Steuer-
recht entscheiden können.970 Der Anwendungsbereich der FGO ist 
gemäß § 32i Abs. 4 AO eröffnet, wobei die Verfahrensbestimmungen 
modifiziert werden. So liegt die örtliche Finanzgerichtszuständigkeit 
am Sitz der Aufsichtsbehörde. Da der BfDI in Bonn sitzt, fallen steu-
erliche Datenschutzstreitigkeiten immer in den Zuständigkeitsbereich 
des FG Köln.971 Zudem bestimmt § 32 Abs. 9 AO, dass kein Vorver-
fahren stattfindet, es bedarf daher keines Einspruchsverfahrens be-
vor der Finanzgerichtsweg beschritten werden kann.  
D. Datenschutz beim Informationsaustausch 
Ungeachtet des Inkrafttretens der DSGVO hat der steuerliche Infor-
mationsaustausch keine datenschutzrechtlichen Einschränkungen 
erfahren. Im nationalen Bereich ist der Austausch innerhalb der Fi-
                                            
969 Körffer, Paal/Pauly, Art. 77 DSGVO, Rn. 5 
970 Schober, Gosch, § 32i AO, Rn. 3. 
971 Schober, Gosch, § 32i AO, Rn. 24. 
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nanzbehörden durch die Weiterverarbeitungsermächtigung des § 
29c AO gedeckt (vgl. Abschnitt B II. Weiterverarbeitungsermäch-
tigung oben). Da die DSGVO auf gesamteuropäischer Ebene An-
wendung findet, gilt beim Informationsaustausch innerhalb der EU 
ohnehin derselbe datenschutzrechtliche Schutzstandard wie im In-
land. Eine besondere Bedeutung erlangt der steuerliche Datenschutz 
deshalb im Zusammenhang mit Drittstaaten, die dem Anwendungs-
bereich der DSGVO nicht unterliegen. In Kapitel 5 DSGVO wurden 
daher Regelungen zur Übermittlung personenbezogener Daten an 
Drittländer oder an internationale Organisationen getroffen. Ange-
sichts der kontinuierlich steigenden Zahl internationaler Informati-
onsaustauschvereinbarungen, ist der steuerliche Bereich ein gewich-
tiger Anwendungsbereich der Drittstaaten-Regelung des europäi-
schen Datenschutzes.  
I. Allgemeine Datenschutzanforderungen 
Im Rahmen des steuerlichen Informationsaustauschs werden perso-
nenbezogene Daten an inländische und ausländische Behörden 
übermittelt. Als Form der Datenverarbeitung hat die Übermittlung 
unter den Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen des Art. 6 DSGVO zu 
erfolgen.972 Eine Verarbeitung erfolgt rechtmäßig, wenn eine Kata-
logbedingung des Art. 6 Abs. 1 lit. a – f DSGVO erfüllt ist (vgl. Ab-
schnitt B. I. Allgemeine Datenverarbeitungsermächtigung oben). Im 
Zusammenhang mit dem steuerlichen Informationsaustausch sind 
dabei regelmäßig zwei Katalogbedingungen erfüllt: der Austausch 
erfolgt in Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der der Verant-
wortliche unterliegt (lit. c) sowie in Ausübung öffentlicher Gewalt, die 
dem Verantwortlichen übertragen wurde. Für diese beiden Katalog-
bedingungen bedarf es gemäß Art. 6 Abs. 3 DSGVO einer unions-
rechtlichen oder nationalen Rechtsgrundlage. In der Datenverarbei-
tungsermächtigungsgrundlage muss ein verhältnismäßiger Verarbei-
tungszweck festgelegt sein. Die Finanzverwaltung ist rechtlich zum 
steuerlichen Informationsaustausch verpflichtet, zudem fällt die Ab-
wicklung in ihren öffentlichen Aufgabenbereich. Als rechtliche Grund-
lagen kommen u.a. § 117 Abs. 2 AO, das FKAustG, oder sonstige 
nationale Umsetzungsgesetze von DBA, TIEA-Abkommen und sons-
                                            
972 Schreiber, Plath, Art. 4 DSGVO, Rn. 12; Baum, NWB 2017, 3143 (3146). 
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tigen völkerrechtlichen Informationsaustausch-Abkommen in Be-
tracht. Auf europäischer Ebene dient die Amtshilfe-RL als Ermächti-
gungsgrundlage, ohne dass es dem Rückgriff auf das nationale EU-
AHiG bedarf.  
Der steuerliche Informationsaustausch stellt daher eine rechtmäßige 
Verarbeitung i.S.v. Art. 6 DSGVO dar und steht somit grundsätzlich 
im Einklang mit dem europäischen Datenschutz. 
II. Datentransfer in Drittländer 
Verlassen Daten den Geltungsbereich der DSGVO, besteht sowohl 
die Gefahr einer uneingeschränkten Datenverwendung im Empfän-
gerland als auch die des Rückflusses von im EU-Ausland unkontrol-
liert verarbeiteten Daten.973 Die Übermittlungsvorschriften für perso-
nenbezogene Daten in Drittländer sollen nach Art. 44 S. 1 DSGVO 
sicherstellen, dass der Schutz der Betroffenen auch dann besteht, 
wenn Informationen von einem Drittland in ein anderes weitergege-
ben werden.  
1. Gleichwertiges Datenschutzniveau 
Als präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt stelle Ar. 44 S. 1 
DSGVO den Grundsatz auf, dass Datenübermittlungen in Drittländer 
und an internationale Organisationen nur unter festgelegten Bedin-
gungen gestattet sind. Nicht nur die Bestimmungen des Kapitels 5, 
sondern die Bestimmungen der gesamten DSGVO müssen eingehal-
ten werden. Dadurch wird die Berücksichtigung der allgemeinen Da-
tenschutzgrundsätze sichergestellt, sowie der sonstigen besonderen 
Vorschriften, die besondere Anforderungen für den Fall von Verar-
beitungen mit Drittlandbezug, wie z.B. Art. 13 Abs. 1 lit. f, Art. 14 
Abs. 1 lit. f, Art. 15 Abs. 1 lit. c, Abs. 2 DSGVO.974  
Die Grundregel des Art. 44 S. 2 DSGVO besagt, dass der Datenver-
kehr mit Drittstaaten nur zulässig ist, wenn im Empfängerstaat ein mit 
der DSGVO vergleichbares Datenschutzniveau sichergestellt ist. Die 
ist der Fall, wenn die EU-Kommission die Gleichwertigkeit des Da-
tenschutzniveaus eines Drittlands als solches oder einzelner Sekto-
ren eines Drittlands in einem Angemessenheitsbeschluss nach Art. 
45 Abs. 3 DSGVO positiv festgestellt hat. Die Angemessenheitskrite-
                                            
973 Paal, Paal/Pauly, Art. 44 DSGVO, Rn. 1. 
974 Paal, Paal/Pauly, Art. 44 DSGVO, Rn. 9; Klug, Gola, Art. 44 DSGVO, Rn. 2. 
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rien, das Feststellungsverfahren und die regelmäßige Überprüfung 
des Schutzniveaus sind in den Art. 45 Abs. 2 bis 8 DSGVO definiert. 
Derzeit sind bereits 13 positive Angemessenheitsentscheidungen 
ergangen, die sich z.B. auf Argentinien, Australien, Israel, Uruguay 
und die Schweiz beziehen.975 Die Übermittlung von personenbezo-
genen Daten ist in diese Drittländer ohne weiteres zulässig.976  
2. Datenschutzgarantien 
Liegt in Bezug auf ein Drittland kein Angemessenheitsbeschluss 
i.S.v. Art. 45 Abs. 3 DSGVO vor, ist die Datenübermittlung dennoch 
zulässig, wenn die Datensicherheit durch geeignete Garantien i.S.v. 
Art. 46 DSGVO gewährleistet ist.977 Dabei handelt es sich um ge-
sonderte Vereinbarungen zwischen dem europäischen Übermittler-
staat und dem Empfängerstaat, mit denen eine gesonderte vertragli-
che Rechtsgrundlage zum Schutz der ausgetauschten Daten ge-
schaffen wird.978 Speziell im öffentlichen Bereich können geeignete 
Datenschutzgarantien gemäß Art. 45 Abs. 2 lit. a DSGVO in Form 
von rechtsverbindlichen Dokumenten vereinbart werden. Vertragliche 
Datenschutzvereinbarungen im Informationstransfer sind dabei die 
Grundform rechtsverbindlicher Dokumente.979 Auch Verwaltungsver-
einbarungen sind nach Art. 46 Abs. 3 lit. b DSGVO eine ausreichen-
de Basis für Datenschutzgarantien, sofern sie von der zuständigen 
Aufsichtsbehörde genehmigt wurden. Im Außenverhältnis zu Dritt-
ländern ist der BfDI für die deutsche Datenschutzaufsicht zustän-
dig.980 Im Bereich des steuerlichen Informationsaustauschs mit Dritt-
staaten stellt die Datenschutzbestimmung § 22 Multilaterales Über-
einkommen eine DSGVO-konforme Datenschutzgarantie dar, ge-
nauso wie die Datenschutzbestimmungen in DBA oder TIEA-
Abkommen (vgl. Teil 1 Kapitel 1 B. Auskunftsklauseln in bi- und 
multilateralen Abkommen oben). Die Datenschutzbestimmungen der 
Verwaltungsvereinbarungen zum Austausch der länderbezogenen 
Berichte (§ 5 CbC-MCAA, vgl. Teil 1 Kapitel 3 C. III. 2. b. Schutz-
bestimmungen oben) und zum Finanzkonten-Informationsaustausch 
(§ 5 MCAA; vgl. Teil 1 Kapitel 1 A. IV. 6. Datenschutz beim 
                                            
975 Schröder, Kühling/Buchner, Art. 45 DSGVO, Rn. 34. 
976 Towfigh/Ulrich, Sydow, Art. 44 DSGVO, Rn. 8. 
977 Towfigh/Ulrich, Sydow, Art. 44 DSGVO, Rn. 9. 
978 Schröder, Kühling/Buchner, Art. 46 DSGVO, Rn. 1. 
979 Klug, Gola, Art. 46 DSGVO, Rn. 5. 
980 Ernst, Paal/Pauly, Art. 4 DSGVO, Rn. 133. 
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Informationsaustausch oben) kommen vorbehaltlich der Genehmi-
gung des zuständigen BfDI als Datenschutzgarantien in Betracht. 
3. Ausnahmebestimmungen  
Liegen weder ein Angemessenheitsbeschluss noch eine geeignete 
Datenschutzgarantie vor, sind Datentransfers in Drittstaaten nichts-
destotrotz zulässig, wenn eine Ausnahmebedingung des Art. 49 Abs. 
1 DSGVO erfüllt ist.981 Nach Art. 49 Abs. 1 lit. d DSGVO ist der Da-
tentransfer zulässig, wenn er aus einem wichtigen Grund des öffent-
lichen Interesses notwendig ist. Dabei kann es sich auch um unions-
rechtlich anerkannt öffentliche Interessen des Empfänger-Drittstaats 
handeln. Das unionsrechtlich anerkannte Interesse an einem effekti-
ven Steuervollzug ist auch im Verhältnis zu Drittstaaten ausreichend. 
So wird der Datenaustausch zwischen Steuerbehörden als Beispiel 
für den im öffentlichen Interesse liegenden Datentransfer genannt.982 
Da die steuerlichen Informationsaustauschabkommen grundsätzlich 
auf Gegenseitigkeit beruhen, liegt der Datentransfer auch im Interes-
se des EU-Übermittlerstaats. Andernfalls ist zu erwarten, dass der 
betreffende Drittstaat seinerseits die Gewährung steuerrelevanter 
Informationen aussetzt oder einstellt.983 
Ungeachtet der Bestimmungen gemäß Art. 44 ff. DSGVO, erfährt der 
steuerliche Informationsaustausch mit Drittstaaten jedoch keine nen-
nenswerten datenschutzrechtlichen Einschränkungen.984 
E. Zusammenfassung 
Zunehmende Digitalisierung erhöht auch im Steuerbereich die An-
forderungen an Datenschutz und Datensicherheit.985 Dieser Entwick-
lung wurde auf europäischer Ebene mit der DSGVO Rechnung ge-
tragen, die jedoch im steuerlichen Bereich nur gemeinsam mit der 
deutschen Abgabenordnung zu lesen ist. Durch die AO wird einer-
seits der auf natürliche Personen beschränkte Anwendungsbereich 
der DSGVO auf juristische Personen ausgedehnt, andererseits wer-
den die materiellen Datenschutzrechte der Steuerpflichtigen durch 
die AO erheblich eingeschränkt. Gestützt auf die Öffnungsklausel der 
DSGVO hat der deutsche Gesetzgeber zugunsten der Finanzverwal-
                                            
981 Towfigh/Ulrich, Sydow, Art. 44 DSGVO, Rn. 11. 
982 Schröder, Kühling/Buchner, Art. 49 DSGVO, Rn. 24. 
983 Krumm, DB 2017, 2182 (2190). 
984 Krumm, DB 2017, 2182 (2190). 
985 Bültmann, DStR 2017, 1 (6). 
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tung zahlreiche Ausnahmetatbestände geschaffen. Dies gilt auch für 
den steuerlichen Informationsaustausch. So kann das öffentliche In-
teresse am Steuervollzug das Interesse der Betroffenen an Informa-
tion und Auskunft über die Verarbeitung ihrer Daten und ihre Weiter-
gabe in Drittstaaten ohne ein gleichwertiges Datenschutzniveau 
überwiegen. Ein Beispiel für die Gewichtung zulasten der Daten-
schutzrechte ist die internationale Verpflichtung zum Finanzkontenin-
formationsaustausch, die zur Abschaffung des ehemaligen steuerli-
chen Bankgeheimnisses nach § 30a AO geführt hat.986 Nichtsdestot-
rotz hat die DSGVO den Datenschutz im Besteuerungsverfahren ge-
stärkt. Erstmals wurde den Steuerpflichtigen gegenüber der Finanz-
verwaltung ein Rechtsanspruch auf Auskunft über die Verarbeitung 
ihrer Daten eingeräumt. Zur Durchsetzung dieser Ansprüche steht 
den Steuerpflichtigen der Weg zu den Finanzgerichten offen. Inwie-
weit der Datenschutz hinter dem Steuervollzug zurücktritt, wird sich 
durch Bildung von Fallgruppen in der Spruchpraxis der Finanzge-
richtsbarkeit zeigen. Außerdem wird die Finanzverwaltung durch die 
DSGVO als Datenverarbeiter in die Pflicht genommen, angemessene 
technische und organisatorische Maßnahmen zur Sicherung ihrer 
Datenverarbeitungssysteme zu treffen, mit denen der unbefugte Zu-
griff auf personenbezogene Daten der Steuerpflichtigen verhindert 
werden soll. In der Gesamtschau hat der steuerliche Datenschutz im 
Zuge der DSGVO an Bedeutung gewonnen und die Rechtsstellung 
der Steuerpflichtigen wurde dementsprechend gestärkt.  
                                            
986 Schmidt/Ruckes, IStR 2014, 652 (655). 
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Teil 3: Fazit 
Kapitel 7: Erhebung und Austausch von Steuerdaten versus 
Datenschutz  
Durch das BEPS-Projekt der OECD ist die steuerliche Transparenz 
zu einem Hauptziel der internationalen Steuerpolitik geworden, was 
zu einer Intensivierung des steuerlichen Informationsaustauschs ge-
führt hat. Gleichzeitig hat der Datenschutz an Bedeutung gewonnen. 
Dieser gesellschaftlichen Entwicklung haben die europäischen Ge-
setzgeber mit der DSGVO Rechnung getragen, die auch im Besteue-
rungsverfahren zu beachten ist. Der steuerliche Informationsaus-
tausch und der steuerliche Datenschutz prägen folglich den derzeiti-
gen deutschen Steuervollzug. Das Nebeneinander dieser beiden ge-
genläufigen Tendenzen wirkt sich auf die Steuerpflichtigen aus (vgl. 
Abschnitt A. Konsequenzen für die Steuerpflichtigen unten). Um ih-
ren internationalen Informationsaustauschverpflichtungen nachkom-
men zu können, muss die Finanzverwaltung Daten über die Steuer-
pflichtigen erheben, kategorisieren und ggf. weiterleiten. Anderer-
seits haben die Steuerpflichtigen einen Anspruch auf den gesetzmä-
ßigen Umgang mit ihren Daten sowie dahingehende gerichtlich 
durchsetzbare Informationsrechte. Der Gesetzgeber lässt die Daten-
schutzrechte der Steuerpflichtigen hinter dem öffentlichen Interesse 
an einem funktionieren Steuervollzug zurücktreten. Wie das prakti-
sche Nebeneinander von zielgerichteter Steuerdatenverarbeitung 
und steuerlichem Datenschutz zugunsten der Steuerpflichtigen ver-
bessert werden kann ohne das Funktionieren des Steuervollzugs zu 
beeinträchtigen, wird abschließend skizziert (vgl. Abschnitt B.
 Lösungswege zur Herstellung eines Gleichgewichts unten).  
A. Konsequenzen für die Steuerpflichtigen 
Der Erfolg der steuerlichen Transparenzmaßnahmen hängt davon 
ab, wie die neu gewonnenen Informationen von den Finanzbehörden 
genutzt werden. Unterschiedliche nationale Vollzugsstandards und 
die Unkenntnis hinsichtlich der Steuervorschriften anderer Länder 
können dazu führen, dass Informationspotenziale des Steuerdaten-
austauschs von Land zu Land ungleich ausgeschöpft werden. Zu-
dem gilt es, die doppelte steuerliche Erfassung desselben Sachver-
halts zu vermeiden. Der Steuerdatenaustausch stellt damit keine Ga-
rantie für eine flächendeckende gleichmäßige Besteuerung auf inter-
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nationaler Ebene dar. Unabhängig von einem zukünftigen Erfolg der 
Transparenzmaßnahmen, gehen die im Hinblick darauf erlassenen 
gesetzlichen Bestimmungen mit zusätzlichem Aufwand für die Steu-
erpflichtigen einher. 
I. Unübersichtlicher Steuerdatenverkehr  
Mit dem BEPS-Projekt der OECD und seiner Umsetzung durch die 
EU wurde die deutsche Finanzverwaltung auf internationaler Ebene 
verpflichtet, Steuerdaten zu erhaben, aufzubereiten und weiterzuge-
ben. Im Gegenzug erhält die deutsche Finanzverwaltung jährlich um-
fangreiche Datensammlungen aus dem Ausland, die nicht nur aus-
gewertet und an die zuständigen nationalen Finanzbehörden weiter-
geleitet, sondern auch gesichert und vor unbefugtem Zugriff ge-
schützt werden müssen. Steuerpflichtige müssen sich darauf einstel-
len, dass ihre steuerlich relevanten Daten nicht nur den Finanzbe-
hörden im eigenen Hoheitsgebiet zugänglich sind, sondern auch ei-
ner Vielzahl ausländischer Finanzbehörden.987 Die Rechtsgrundla-
gen des grenzüberschreitenden steuerlichen Informationsaustauschs 
sind vielschichtig. Die Anwendungsbereiche von multilateralen und 
bilateralen Informationsaustauschabkommen überschneiden sich 
teilweise. So können Informationen, die nicht im Wege des Finanz-
konteninformationsaustauschs automatisch ausgetauscht werden, 
dennoch aufgrund der Informationsaustauschbestimmung eines DBA 
ins Ausland gelangen. Auch die Empfängerstaaten sind aus Sicht 
des Steuerpflichtigen schwer nachvollziehbar. So werden steuerliche 
Vorbescheide mit sämtlichen EU Staaten automatisch ausgetauscht, 
unabhängig davon, ob die Informationen die einzelnen EU-
Mitgliedstaaten betreffen. Der Austausch von steuerlichen Vorbe-
scheiden mit Drittstaaten erfolgt hingegen spontan und nur soweit 
die jeweiligen Empfängerstaaten von dem betreffenden Vorbescheid 
berührt werden. Der Finanzkonteninformationsaustausch erfolgt au-
tomatisch mit sämtlichen Staaten auf der jährlich aktualisierten Fi-
nanzkonten-Informationsaustauschliste. Neben den EU-Staaten 
kann es sich dabei auch um Drittstaaten handeln. Die Vielschichtig-
keit und Parallelität der steuerlichen Informationsaustauschabkom-
men erschweren es dem Steuerpflichtigen nachzuvollziehen, welche 
                                            
987 van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (27). 
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seiner Daten an welche ausländischen Steuerbehörden übermittelt 
werden. Das Auskunftsrecht bezüglich der verarbeiteten Daten ge-
mäß der DSGVO kann Abhilfe schaffen, allerdings ist der Auskunfts-
anspruch des Betroffenen gegen die Finanzverwaltung bei Gefähr-
dung deren Aufgabenerfüllung oder der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung ausgeschlossen. Die Möglichkeit eines effektiven Rechts-
schutzes gemäß Art. 19 Abs. 4 GG, etwa gegen die Übermittlung 
falscher Informationen an das Ausland, wird dadurch erschwert. 
II. Risiko des unbefugten Datenzugriffs 
Die Finanzverwaltung steht in Anbetracht der exponentiell wachsen-
den Menge an Daten vor großen Herausforderungen im Zusammen-
hang mit der Datenverarbeitung und der Datensicherheit.988 Die 
DSGVO verpflichtet die Finanzverwaltung als Datenverarbeiterin da-
zu, ihre Datensammlungen mit erforderlichen Maßnahmen zu si-
chern, die dem aktuellen Stand der Technik entsprechen. Innerhalb 
der EU werden die Daten der Steuerpflichtigen demnach ausrei-
chend geschützt, sofern nicht auch die technisch angemessenen 
Schutzmaßnahmen von Hackerangriffen überwunden werden kön-
nen. Keine Garantie hinsichtlich des Datenschutzes besteht auch 
beim Datenaustausch mit Drittstaaten außerhalb des Anwendungs-
bereichs der DSGVO. Zwar sehen die internationalen Regelwerke 
entsprechende Datenschutzklauseln vor, doch die praktische Hand-
habung bleibt abzuwarten.989 Sollten die Datenschutzstandards oder 
die technischen Datenschutzmaßnahmen von Drittstaaten hinter de-
nen der EU zurückbleiben, besteht das Risiko eines unbefugten Da-
tenzugriffs zulasten der Steuerpflichtigen, der sich weltweit auswir-
ken kann.  
III. Steigerung der Mitwirkungspflichten 
Trotz der intensivierten Automatisierung und Digitalisierung des Be-
steuerungsverfahrens steigen die Anforderungen des Staates sich 
gegenüber dem Steuerpflichtigen rechtstreu zu verhalten, stetig an. 
Unter Berufung auf die Mitwirkungspflicht nach § 90 AO wird die Er-
mittlung der steuerrelevanten Sachverhalte immer mehr zur Angele-
genheit des Steuerpflichtigen. Dritte sowie die Steuerpflichtigen 
                                            
988 van der Ham/Tomson/Chwalek, ISR 2018, 26 (34). 
989 Lappas/Ruckes, IStR 2016, 364 (365). 
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selbst übermitteln die relevanten Daten an die Finanzverwaltung, die 
sie im Wege des automatisierten Besteuerungsverfahrens mit Hilfe 
ihrer RMS analysiert und basierend darauf ihre Bescheide erlässt. 
Der Amtsermittlungsgrundsatz droht aufgrund einer faktischen 
Selbstveranlagung obsolet zu werden. Ungeachtet der Automatisie-
rung tragen allein die Steuerpflichtigen weiterhin den Aufwand und 
das Risiko ihrer steuerlichen Veranlagung, was vor dem Hintergrund 
der Komplexität des deutschen Steuerrechts und den strafrechtlichen 
Konsequenzen, schwer zu rechtfertigen ist. Hinzu kommt der admi-
nistrative, zeitliche und ggf. finanzielle Mehraufwand, der mit der Er-
füllung der Mitwirkungspflicht einhergeht. Andererseits besteht der 
Vorteil der automatisierten Steuerveranlagung darin, dass sie willkür-
frei erfolgt und frei von subjektiven Erwägungen eines Finanzbeam-
ten.  
Der Katalog der Mitwirkungspflichten wird in naher Zukunft durch die 
Anzeigepflicht bezüglich grenzüberschreitender und/oder nationaler 
Steuergestaltungen erweitert. Unabhängig von der konkreten Ausge-
staltung der Anzeigepflicht und ihrem umfassenden bzw. auf grenz-
überschreitende Sachverhalte beschränkten Anwendungsbereich, 
wird der Steuerpflichtige dadurch weiter in die Pflicht genommen. 
Zunächst muss anhand der unbestimmten Rechtsbegriffe, die der 
Anzeigepflicht zugrunde liegen, bestimmt werden, ob ein melde-
pflichtiger Sachverhalt vorliegt. Anschließend muss die Meldung 
selbst unter Angabe der erforderlichen Informationen erfolgen. Beide 
Schritte verursachen zusätzlichen zeitlichen und/oder finanziellen 
Aufwand, je nach Hinzuziehung eines Beraters durch den Steuer-
pflichtigen. Hinzukommt das erweiterte Haftungsrisiko durch pflicht-
widrig unterlassene oder unzureichende Meldungen. Auch hier ge-
hen die unbestimmt formulierten Gesetzesbestimmungen allein zu-
lasten der Steuerpflichtigen. 
B. Lösungswege zur Herstellung eines Gleichgewichts 
Die steuerlichen Transparenzmaßnahmen sind auf Seiten der Steu-
erpflichtigen mit zusätzlichen Belastungen verbunden. Der Finanz-
verwaltung wird im Zuge der Digitalisierung und Automatisierung des 
Besteuerungsverfahrens eine Vielzahl an Daten zur Verfügung ge-
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stellt, ohne einen merkbaren Vorteil für die Steuerpflichtigen.990 Unter 
dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit sollte die Stellung der 
Steuerpflichtigen nicht einseitig durch Überwälzung von Aufwand 
und Risiken verschlechtert werden. Aus diesem Grund gilt es, Me-
chanismen zu entwickeln, mit denen der Steuergesetzgeber die Stel-
lung der Steuerpflichtigen verbessern kann, ohne dadurch den effi-
zienten Steuervollzug und damit die Deckung des staatlichen Fi-
nanzbedarfs zu gefährden. Die Stärkung des steuerlichen Daten-
schutzes ist ein wichtiger Schritt im Hinblick auf die Verbesserung 
der Rechtsstellung der Steuerpflichtigen. Steuerliche Praktiken, die 
zu einer ungerechtfertigten Reduzierung der eigenen Steuerlast füh-
ren, sollen nicht aus Gründen des Datenschutzes unentdeckt blei-
ben. Doch wer selbst ein Mehr an Transparenz fordert und für sich in 
Anspruch nimmt, sollte gewillt sein, sich selbst ebenso transparent 
zu verhalten. Nur auf diesem Wege lässt sich die verfassungsmäßige 
Chancengleichheit zwischen den Steuerpflichtigen und der Steuer-
verwaltung langfristig sicherstellen.  
I. Transparente Datenbestände der Finanzverwaltung 
Im Hinblick auf einen beiderseitig transparenten Steuervollzug sollte 
der Steuerpflichtige Einsicht in seine „digitale Steuerakte“991 nehmen 
können. Mit dem Auskunftsrecht der DSGVO ist dieses Anliegen 
teilweise verwirklicht worden. Die Einschränkungen hinsichtlich des 
Auskunftsrechts der AO mögen im Einzelfall gerechtfertigt sein, sind 
aber so offen formuliert, dass sie zumindest theoretisch dazu geeig-
net sind, das Auskunftsrecht vollständig auszuhöhlen. Da das Aus-
kunftsrecht bei Gefährdung der Aufgabenerfüllung durch die Finanz-
behörden oder der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ausgesetzt 
ist, bedarf es der gerichtlichen Klärung, welche konkreten Ereignisse 
zum Wegfall des Auskunftsrechts führen.  
Zudem sollte den Steuerpflichtigen bekannt sein, in welche Empfän-
gerstaaten ihre steuerlichen Daten im konkreten Fall weitergegeben 
werden können, bevor sie der Finanzverwaltung gegenüber Angaben 
machen. Eine Liste sämtlicher Staaten, mit denen eine steuerliche 
Informationsaustauschverpflichtung besteht, sollte daher den Steu-
                                            
990 Bültmann, DStR 2017, 1 (7). 
991 Seer, Stb Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (570); ders. DStZ 2016, 605 (611). 
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ererklärungsformularen beiliegen. Da die Steuererklärungsformulare 
ohnehin bereits überwiegend elektronisch abgerufen und ausgefüllt 
werden, ginge für die Finanzverwaltung damit lediglich ein geringer 
Mehraufwand einher. 
Auch die Risikoparameter der RMS der Finanzverwaltung sollten den 
Steuerpflichtigen im Namen der Transparenz bekannt gegeben wer-
den. Es ist nicht ersichtlich wieso die Bekanntgabe der RMS-Kriterien 
die Gleich- und Gesetzmäßigkeit der Besteuerung negativ beeinflus-
sen sollte. Ebenso gut möglich wäre ein positiver Effekt, wie die Stei-
gerung der Compliance-Bereitschaft der Steuerpflichtigen.992  
II. Unterstützung bei den Mitwirkungspflichten  
Die Anforderungen gegenüber dem Steuerpflichtigen, an seiner 
steuerlichen Veranlagung mitzuwirken steigen aufgrund der neuen 
Transparenzmaßnahmen stetig an. In Anbetracht der damit einher-
gehenden Mehrbelastung der Steuerpflichtigen sollte die Finanzver-
waltung die Steuerpflichtigen im Gegenzug in dem Umfang entlas-
ten, in dem ihre Mitwirkung nicht länger erforderlich ist.  
Die vorausgefüllte Steuererklärung, ist hierfür in zweierlei Hinsicht in 
wichtiges Instrument. Einerseits wird der Steuerpflichtige dadurch 
entlastet, dass er gleichbleibende Informationen, die der Finanzver-
waltung bereits aus den Vorjahren bekannt sind, nicht jährlich neu 
erfassen muss. Andererseits wird der Steuerpflichtige dadurch über 
den Kenntnisstand der Steuerverwaltung informiert, ohne einen Aus-
kunftsanspruch geltend machen zu müssen. Dies trifft jedoch nur zu, 
wenn die vorausgefüllte Steuererklärung tatsächlich sämtliche, der 
Finanzverwaltung vorliegende Informationen enthält. Anders als der 
Name es vermuten lässt, ist auch die vorausgefüllte Steuererklärung 
nicht vollständig vorausgefüllt. So werden Aufwendungen, die steuer-
lich berücksichtigt werden können, vom Finanzamt grundsätzlich 
nicht vorausgefüllt. An dieser Stelle wäre zumindest eine entspre-
chende Hinweispflicht des Finanzamts auf bestehende Abzugsmög-
lichkeiten geboten. Der Steuerpflichtige könnte dann die entspre-
chenden Abzüge geltend machen und wäre darüber im Bilde welche 
abzugsrelevanten Informationen das Finanzamt über ihn besitzt. In 
ihrer derzeitigen Ausgestaltung stellt die vorausgefüllte Steuererklä-
                                            
992 Seer, Stb Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (551). 
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rung keine wirkliche Entlastung der Steuerpflichtigen dar. Angesichts 
der kontinuierlich wachsenden Datenbestände der Finanzverwaltung 
stellt sich ohnehin die Frage, ob zukünftig nicht ganz auf die Abgabe 
einer Steuererklärung in der heutigen Form verzichtet werden kann. 
Die Finanzämter sollten bald in der Lage sein, selbst alle steuerlich 
relevanten Vorgänge zu ermitteln. Die Steuerpflichtigen erhielten 
dann eine Rechnung, die steuerpflichtige Einkünfte und abzugsfähi-
ge Aufwendungen ausweist. Bei Einverständnis würden Steuerpflich-
tige diese begleichen, anderenfalls hätten sie die Möglichkeit dage-
gen Einspruch zu erheben. Diese Vorgehensweise wird beispiels-
weise bereits seit mehreren Jahren in Schweden und Spanien prak-
tiziert.993  
Auch bei der vorausgefüllten Steuererklärung verbleibt die Verant-
wortung für deren Richtigkeit und Vollständigkeit beim Steuerpflichti-
gen. Die vollumfängliche Verantwortlichkeit ist jedoch nur gerechtfer-
tigt, wenn der Steuerpflichtige tatsächlich von seinem Erklärungs-
recht Gebrauch macht. Gibt der Steuerpflichtige neben den von der 
Finanzverwaltung vorausgefüllten Informationen keine eigene Erklä-
rung ab, sollte er für fremde Erklärungen auch nicht in gleichem Ma-
ße verantwortlich sein. Die mit der vorausgefüllten Steuererklärung 
verbundenen Risiken werden so einseitig auf die Steuerpflichtigen 
abgewälzt.994  
Auch bei der zukünftigen Einführung einer Anzeigepflicht für steuerli-
che Gestaltungen sollte eine Mehrbelastung der Steuerpflichtigen 
soweit wie möglich vermieden werden. Geht man davon aus, dass 
das rechtspolitische Ziel der Anzeigepflichten in verfassungskonfor-
mer Weise nicht die Abschreckung vor der Verwendung legaler 
Steuergestaltungen ist, sondern in der zeitnahen Informationsgewin-
nung der Finanzbehörden zur Schließung von unerwünschten Ge-
setzeslücken besteht, kann eine Anzeigepflicht ebenso gut anonym 
erfüllt werden. Dies unterstellt, hätte die namentliche Nennung des 
Steuerpflichtigen keinerlei Mehrwert. Wäre die Anzeigepflicht hinge-
gen anonym erfüllbar, wären auch sämtliche datenschutzrechtlichen 
Bedenken ausgeräumt. Der Anwendungsbereich der DSGVO wäre 
                                            
993 Herrmann, Süddeutsche Zeitung v. 10.9.2014; Deloitte Comparative study of 
the personal income tax return process 2017, S. 7. 
994 Eichhorn, DStR 2013, 2722 (2724). 
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so gar nicht erst eröffnet und das Finanzamt folglich frei von den da-
raus resultierenden Verpflichtungen. Nicht zuletzt würde dadurch 
eine zweckfremde Stigmatisierung des Steuerpflichtigen, z.B. im 
Veranlagungsverfahren von vornherein ausgeschlossen. 
III. Anspruch auf verbindliche Auskunft 
Als Ausgleich für die Mehrbelastung der Steuerpflichtigen, sollte der 
Gesetzgeber ihnen ein Mehr an steuerlicher Planungssicherheit ein-
räumen. Die verbindliche Auskunft ist hierfür ein wichtiges Instru-
ment.995 Nach § 89 Abs. 2 S. 1 AO liegt die Erteilung einer verbindli-
chen Auskunft an die Steuerpflichtigen im pflichtgemäßen Ermessen 
der Finanzbehörden. Zwar soll in der Regeln innerhalb von sechs 
Monaten über die Erteilung einer verbindlichen Auskunft entscheiden 
werden, eine Fristüberschreitung ist jedoch unsanktioniert.996 Eine 
Frist innerhalb der eine verbindliche Auskunft bei erfüllten Voraus-
setzungen von den Finanzbehörden erteilt werden muss, ist nicht 
vorgeschrieben. Umgekehrt werden Steuerpflichtige demnächst zur 
Anzeige von Steuergestaltungen innerhalb einer vergleichsweise 
kurzen Frist verpflichtet. Dieses Ungleichgewicht sollte durch eine 
entsprechende Verpflichtung der Finanzbehörden zur Stellungnahme 
korrigiert werden.997 Mit der verbindlichen Auskunft ist in der steuerli-
chen Verfahrensordnung bereits ein geeignetes Instrument vorgese-
hen. Die Finanzbehörden sollten nach erfolgter Meldung entweder 
die Rechtmäßigkeit einer Steuergestaltung bestätigen oder den 
Steuerpflichtigen auf eine etwaige Rechtswidrigkeit oder bestehen-
den Klärungsbedarf hinweisen. Der Mehraufwand der Finanzverwal-
tung wäre begrenzt, da die gemeldeten Steuergestaltungen ohnehin 
überprüft werden müssen.998 Der einzige Unterschied bestünde da-
rin, dass die Überprüfung zeitnah zu erfolgen hätte und eine Mittei-
lung an den Anzeigepflichtigen erfolgen müsste. Da auch von unter 
Umständen unerfahrenen Steuerpflichtigen die zeitnahe Beurteilung 
und Meldung einer anzeigepflichtigen Steuergestaltung verlangt 
werden wird, kann von einer Behörde mit erfahrenen Beamten zu-
mindest dasselbe gefordert werden. Eine einseitige Anzeigepflicht, 
die den Empfänger nicht zu einer Reaktion innerhalb einer ange-
                                            
995 Seer, DStZ 2016, 605 (611). 
996 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (565). 
997 Seer, StB Jahrbuch 2016/2017, S. 539 (564). 
998 Osterloh-Konrad, FR 2018, 621 (623). 
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messenen Frist verpflichtet, verschiebt das Verhältnis zwischen Fi-
nanzverwaltung und Steuerpflichtigen zulasten der Letzteren.999 Das 
entstehende Kräfteungleichgewicht bedroht den Kooperationsgedan-
ken, der dem Verhältnis zwischen Steuerverwaltung und Steuer-
pflichtigen zugrunde liegen sollte.  
Obwohl die Begriffe der Digitalisierung und Automatisierung das Ge-
genteil nahelegen, haben sich die Anforderungen an die Steuer-
pflichtigen im Besteuerungsverfahren aufgrund der gesteigerten 
Transparenzanforderungen erhöht. Das steuerliche Verfahrensrecht 
bietet jedoch Spielraum für mögliche Entlastungen der Steuerpflichti-
gen. Die erforderlichen Instrumente, wie z.B. die verbindliche Aus-
kunft, sind in der deutschen Abgabenordnung teilweise bereits ange-
legt. So könnten folgende Maßnahmen ergriffen werden, um die 
Steuerpflichtigen zu entlasten: 
1. Einsicht in die eigene Steuerakte. Das Auskunftsrecht ge-
mäß der DSGVO sollte weitestgehend uneingeschränkt 
gewährt werden. Die Fallgruppen, in denen eine Ein-
schränkung des Auskunftsrechts ausnahmsweise geboten 
ist, sollten genau definiert werden. 
2. Bekanntgabe der Risikoparameter der RMS der Finanz-
verwaltung. 
3. Bereitstellung einer vorausgefüllten Steuererklärung mit 
sämtlichen der Finanzverwaltung bekannten steuerlich re-
levanten Informationen, auch zugunsten der Steuerpflichti-
gen und die auf eigene Angaben beschränkte Haftung des 
Steuerpflichtigen. 
4. Anonyme Erfüllung der zukünftigen steuerlichen Anzeige-
pflichten oder korrespondierende Verpflichtung zur Stel-
lungnahme der Finanzverwaltung im Rahmen einer ver-
bindlichen Auskunft. 
Die Digitalisierung und Automatisierung des Besteuerungsverfahrens 
erfordert nicht nur eine Anpassung des steuerlichen Verfahrens-
rechts, sondern sollte auch als Anlass genommen werden, das mate-
rielle Steuerrecht zu vereinfachen oder zumindest zu entkriminalisie-
                                            
999 Heber, IStR 2017, 559 (567). 
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ren.1000 Zur Vereinfachung des materiellen Steuerrechts sollte das 
Zusammenwirken von Unionsrecht und deutschem Recht bei der 
Gesetzgebung berücksichtigt werden.1001 Der deutsche Normenkon-
trollrat fordert dahingehend, dass Gesetzesvorschriften computerge-
stützt umsetzbar sein sollen.1002 Das materielle Steuerrecht sollte 
daher auf seine „Digitaltauglichkeit“ überprüft werden. Durch ent-
sprechende Rechtsvereinfachungen wäre den Steuerpflichtigen nicht 
zuletzt im Hinblick auf ihre strafrechtliche Verantwortlichkeit geholfen.  
C. Wesentliches Ergebnis 
1. Die OECD ist keine eigenständige Institution, sondern die Ge-
samtheit ihrer Mitgliedstaaten, die ihre Steuerpolitik gemeinsam 
strategisch ausrichten. In diesem Rahmen wurden die wesentli-
chen internationalen Informationsaustauschinitiativen lanciert: der 
Finanzkonteninformationsaustausch sowie der Informationsaus-
tausch über steuerliche Vorbescheide, offengelegte Steuergestal-
tungen und die CbCR von Konzernen (S. 10-44). 
2. Ein effizienter steuerlicher Informationsaustausch erfordert die-
selben Rahmenbedingungen für sämtliche Teilnehmerstaaten. 
Die OECD sorgt für einheitliche Rechtsgrundlagen, indem sie 
Musterabkommen für bilaterale Abkommen zur Verfügung stellt 
und es den Staaten ermöglicht sich ihren multilateralen Abkom-
men anzuschließen. Die Völkerrechtlichen bi- und multilateralen 
Abkommen finden Eingang in die nationalen Rechtsordnungen 
und prägen diese (S. 46-64). 
3. Die Vorgaben der OECD werden auf EU-Ebene nicht nur voll-
ständig umgesetzt, sondern teilweise auch verschärft. Da das 
materielle Steuerrecht nicht vereinheitlicht ist, bedarf es innerhalb 
der EU eines hohen Maßes an Transparenz. Die Amtshilfe-RL 
enthält daher zahlreiche Verpflichtungen zum gegenseitigen In-
formationsaustausch, die auf nationaler Ebene der EU-
Mitgliedstaaten umgesetzt werden müssen (S. 66-94). 
4. Dem Datenschutz wird im europäischen Amtshilfeverfahren Ebe-
ne durch Verweis der Amtshilfe-RL auf die Schutzrechte der 
DSGVO Rechnung getragen. Gleichzeitig sollen Beschränkungen 
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1001 Kirchhof, DStR 2018, 497 (499). 
1002 Ruß/Ismer/Margolf, DStR 2019, 409 (414). 
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des Datenschutzes angesichts der zentralen Bedeutung der 
Amtshilfe-RL erforderlich und verhältnismäßig sein. Die EU befin-
det sich folglich in einem Zielkonflikt zwischen Datenschutz und 
Informationsaustausch zur Bekämpfung von Steuerumgehung (S. 
95-102). 
5. Nicht zuletzt um den internationalen Informationsaustauschver-
pflichtungen gerecht werden zu können, werden Automatisierung 
und Digitalisierung der Erhebung von Steuerdaten auf nationaler 
Ebene weiter vorangetrieben. Seit der Modernisierung des deut-
schen Besteuerungsverfahrens erfolgt die Steuerfestsetzung im 
Regelfall automationsgestützt und die Landesfinanzbehörden 
können untereinander auf ihre Daten zugreifen (S. 105-120). 
6. Der Erweiterte steuerliche Informationsaustausch hat Eingang in 
die deutsche Rechtsordnung gefunden. Die Generalnorm der 
steuerlichen Amtshilfe bleibt nach wie vor § 117 AO. Hinzuge-
kommen sind jedoch das EUAHiG, das FKaustG und § 138a AO. 
Es ist anzunehmen, dass auch eine Anzeigepflicht für Steuerge-
staltungen zukünftig Eingang in die deutsche Rechtsordnung fin-
det. Der deutsche Gesetzgeber handelt dabei nicht auf eigene 
Veranlassung, sondern aufgrund der Umsetzungsverpflichtung 
von Richtlinien der EU, die wiederum auf Vorgaben der OECD 
basieren (S. 120-148). 
7. Der Austausch von steuerlichen, personenbezogenen Daten 
greift in grundrechtliche geschützte Positionen des Betroffenen 
ein. Sowohl auf nationaler Ebene als auch auf Ebene der EU las-
sen sich derartige gesetzlich vorgeschriebene Grundrechtseingrif-
fe rechtfertigen, solange sie als verhältnismäßig gelten. Dabei 
werden Datenschutz und die Gleichheit der Besteuerung im kon-
kreten Anwendungsfall gegeneinander abgewogen. Die Verfas-
sungsmäßigkeit des steuerlichen Informationsaustauschs hängt 
daher vom Einzelfall ab (S. 152-173). 
8. Mit dem Anhörungsrecht und dem Steuergeheimnis gibt die AO 
den Betroffenen zwei Verteidigungsmittel gegen Eingriffe in ihr in-
formationelles Selbstbestimmungsrecht an die Hand. Gestützt auf 
das Steuergeheimnis konnte im Einzelfall bereits die einstweilige 
Unterlassung des Informationsaustauschs erwirkt werden. Dies 
erfordert, dass der bevorstehende Informationsaustausch im Hin-
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blick auf das Anhörungsrecht rechtzeitig kommuniziert wird. Dies 
ist bei dem kontinuierlich erweiterten automatischen Informati-
onsaustausch nicht der Fall, wodurch die Rechtsposition der Be-
troffenen geschwächt wird (S. 174-186). 
9. Die DSGVO hat den Datenschutz im Besteuerungsverfahren ge-
stärkt. Erstmals wurde den Steuerpflichtigen gegenüber der Fi-
nanzverwaltung einen durchsetzbaren Rechtsanspruch auf Aus-
kunft über die Verarbeitung ihrer Daten eingeräumt. Auch hier er-
fordert die AO jedoch eine Abwägung zwischen Datenschutz und 
Steuervollzug. Darin zeigt sich Zielkonflikt zwischen Datenschutz 
und Informationsaustausch auch auf der nationalen Ebene 
(S.186- 208). 
10. Die gesteigerten internationalen steuerlichen Informationsaus-
tauschverpflichtungen führen bei den Finanzbehörden zu Mehr-
aufwand, den sie auf die Steuerpflichtigen abwälzen, indem sie 
ihre Mitwirkungspflichten verschärfen. Zum Ausgleich für die 
Mehrbelastung böten das weitgehend automatisierte Besteue-
rungsverfahren Spielraum für mögliche Entlastungen der Steuer-
pflichtigen. In Betracht kämen u.a. die Einsichtnahme in die eige-
ne Steuerakte im ELSTER-Portal, die Bereitstellung einer voll-
ständig vorausgefüllten Steuererklärung auch zugunsten der 
Steuerpflichtigen sowie die auf eigene Angaben beschränkte Haf-
tung des Steuerpflichtigen (S. 210-219). 
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